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Ueber die ehemalige und jegige Berfaffung der Stadt 
Frankfurt. am Mayn im Allgemeinen, und den 
ehemaligen reihöftädtifchen und heutigen, durch 
Die Drganifation Sr. Hoheit des Fürften Primas 

.  mediatifirten, Senat derfelben insbefondere — 
nk en | 





Frantfurt am Mayn, dieſe ſeit Jahrhunderten als Reichs⸗ 
Wahl: und Krönungsſtadt berühmte Handelsſtadt ), konnte 
ſich, auch rückſichtlich ſeiner reichsſtädtiſchen Verfaſſung und 
innern Organiſation, ohnſtreitig von jeher den andern Reichs— 
ſtädten des erſten Rangs ohne nachtheilige Vergleichung zur 
Seite ſtellen. Daß Frankfurt in ſeiner Regierung und Ver— 
faſſung und durch ſeine herrlichen Staatsanſtalten, wodurch 
namentlich ſein Bürgerrecht den bekannten Werth erlangte, 
für das Wohl der Seinigen, ſchon als Reichsſtadt mehr 
Energie und Kraft, als manches der ehemaligen kleinen 
Fürſtenthümer und viele der ehemaligen Reichsgrafſchaften 
zeigte und äuſſerte; auch dieß wird niemand (äugnen, wer 
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A 
mit der Höhe des ehemaligen MWohlftandes Frankfurts, wie 
es noch ganz in feiner Blüthe fand, und wovon die Spu— 
ven, nach den ſchrecklichſten, 1djährigen Kriegsdrangfaten 
jeder Art, auch jetzt noch nicht verwifcht find, näher vertraut 
war. Mas ihm an Kraft nach Auffen abgieng, das lohnte 
ihm defto veichlicher und taufendfad). in feinem Innern. — 
Für die Neichsftadt Frankfurt war alfo ihre Verfaffung gut 
und wohlthätig; daß fie auch ihre Mängel und Flecken hatte, 
ift zwar nicht zu läugnen, - indeffen- jeder Vorurtheilsfreie 
wird dieß, wenn er einen Blick auf die Unvolllommenheiten 
aller menschlichen Inſtitutionen wirft, fiher nicht rügen. Es 
waren zudem nicht urſprüngliche, aus einer etwaigen kürzeren 
Umſicht unſerer biederen Voreltern hervorgegangene Mängel; 
ſondern vielmehr Folgen des ehrwürdigen Alters der dieſe 
Verfaſſung begründet habenden, zu ihrer. Zeit vortrefflichen 
Geſetze. 

Daß die Verfaſſumg Frankfur ts im Ganzen ihrem Zweck 


and denen, bier ſo nöthig zu beritckfihtigenden Lokalverhält— 


niſſen enefprechend und gut ‚war. — ‚die Wahrheit diefes 


’ 


Satzes ließe fich dem, der ihn laugnen wollte, feicht ausführs 
licher beweifen, verböte die nicht der- Raum diefer Blätter, 
und wäre ein folcher Beweis jetzt dadurch nicht ganz übers 
flüßig ‚geworben, daß das gewichtige Urtheil „des. jeßigen 
Souverains von Frankfurt felbft dieſe Wahrheit ausgefprochen 
hat. Durch die.neue DOrganifation. Frankfurts ?) find näms . 
lich in feiner .alten Verfaffung nur in fo weit Neformationen 
eingetreten, als dieſe einestheild durch das aufgehobene 
veichsftändifche und veichsftädtifhe . Verhältnis unumgänglich 


nothwendig geworden waren, ‚und als ſie anderntheils ein 


zelne Mängel, die auch felbft von der Neichsftadt Frank; 
fure wohl in der Folge. würden. gehoben worden feyn, ent 
fernen mußten. — Im Wefentlichen ift die Verfaſſung 
Frankfurts auf ihren Srundpfeilern ftehen geblieben, und 
es bedarf ſchon einer genaueren Unterſuchung, um die jetzigen 
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Verhättniffe yon den vorigen in allen ihren Niünncen be; 
ſtimmt und richtig zu unterſcheiden. 


Um die nothwendig gewordenen Reformationen nur auf 
eben dieſe Noͤthwendigkeit zu beſchränken, verordnet der 
jetzige Souverain Frankfurts in ſeinem Organiſationspatent 
vom ioten Oktober 1806. Abſchnitt J. folgendes: 


>. 3. Wir ſind betanntlich in den Beſitz der: Stadt 
2. Frankfurt und ihres Gebietes zufolge des Nheinifchen Buns 
* des eingewiefen. worden ;. ‚der Inhalt des Bundesvertrags 
»beſtimmt mithin die DVBerhaltniffe, die zwifchen Frankfurt 
»und Uns beftehen.. 6. 2. Der Artikel oo weißt Uns. die 
» Souverainität und das, gänzliche Eigenthum diefer Stadt 
»und ihres Gebietes an. $..3. Der Gebrauch, den Wir 
»von dieſer Uns anvertrauten Gewalt machen, befteht darin, 
»daß Wir diefer guten Stadt Unſer Wohlwollen und Ach— 
»tung fo viel bezeigen, als Uns möglich ift, indem Wir 
»in ihrem Betreff diejenige Verhältniſſe eins. 
»treten laffen, welche vermöge Art. 26. u. 27 des 
»Bundesvertrags zwifhen den Souverainen 
»und. den mediatifirten dürften und Reichs— 
»grafen beftehen.« 

Die Stadt Frankfurt und deren Gebiet, als ehemalige 
Reichsſtadt und Neichsglied, foll aljo, vermöge diefes Grunds 
gefeßes ihres Souverains, in die nämlichen Verhältniffe, d. i. 
in die nämlichen Rechte und Verbindlichkeiten, welche zwiſchen 
den einzelnen mediatiſirten Fürſten und Grafen und deren 
Souverainen ſchon durch die Bundesakte IR beftimmt und 
garantirt find, treten. / 


Zur Vergleichung des Sonſt und Jettt, und da das 
Meifte von dem Alten auch noch jet erhalten, folglich noch 
praktiſch iſt, diirfte es daher wohl manchem Leſer diefes 
Journals nicht unintereffant feyn, den Verſuch eines folchen 
. Vergleichs nicht nur im Allgemeinen, fondern auch insbefon: 
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dere an einem einzelnen Hauptzweig jener Drganifation hier 
prüfen zu Fönnen. 

Der Senat Frankfurts, als das oberſte Kolleg, ſchien 
dem Verfaſſer in dieſer letzten Hinſicht hierzu am zweck⸗ 
mäßigſten, und er verſucht es daher, hier neben einigen all⸗ 
gemeinen Andeutungen über die ehemalige und jetzige Ver— 
faſſung Frankfurts, beſonders eine etwas nähere Darſtellung 
von den ehemaligen Verhältniſſen, Rechten und Pflichten 
des Senats dieſer Stadt, wie er noch als reichsſtädtiſcher 
Magiſtrat exiſtirte, zu geben, zugleich aber auch dabei die 
neuen Modifikationen aus dem Organiſationspatent und 
Senatsinſtruktion kurzmöglichſt beizufügen; vielleicht, dafs 
es ihm dadurch gelingt, ein umſichtigeres, ſchärferes Urtheil 
zur feineren Sichtung "und ſtrengeren Beſtimmung anzureizen. 

1) Ein beſonderes Verdienſt um ihre Geſchichte hat fich eben 
jege Herr Profeffor Kirchner durch feines. Gefchichte der 

Stade Frankfurt am Mayn — wovon: der ‚erfte Theil, 

Franffure 1807, bereits erfchienen und mit allgemeinen 

Beifall aufgenommen worden iſt, erworben. * 

2) Zu dieſer Organiſation gehören bis jetzt folgende Verord— 
& nungen: 1) Das Organiſationspatent vom 10. Oktober 1806/ 

Es ſeht abgedrufe im Rhein. Bunde Heft3. ©. 355 — 365. 

und im Franffurter Staatsfalender Jahrg. 1807. S. 58-65. 

auch ift es noch beionders gedruckt auf 2 Bogen in“ Folio. 

2) Das Drganifationgreffripe vom ırten Dezember ı806 mit 

16 Beilagen, welche die einzelnen Inſtruktionen für die 

verſchiedenen Behörden enthalten. Sie find noch nicht ge: 

druckt, fondern cirfuliren blos in häufigen Abfchriften. 3) 

Mehrere einzelne gedruckte Verordnungen: a) Gemerner 

Schöffen Befcheid vom 22ten September 1806 — die Be 

rufungen an das Dberappellationsgericht zu Aſchaffenburg 

betreffend — Frankf. Stäntsfalender Jahrg. 1807. ©. 58. 

b) Gemeiner Schöffen: Befcheid vom ır7ten Oftgier 1800, 

nebi Anlage unter Zahl ı. gleichen Inhalt? — €) Bürger: 

meifter : Verordnungen vom aıten Jänner 1807 — die Nichts 
anerfennung eines privifegirten Gerichtöftandes in Polizei⸗ 
fachen betreffend — im Frankf. Intelligenzblatt abgedrudt. 


’ \. 
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d) Genteiner —— de Schöffen : Appellationd ;Gerichtd 
vom 3oten Jänner 1807, nebft Anlage ı u. 2. Heber die, 
Berfaffung u. Competenz des Schöffen-Appellations:Gerichts; 
befonderd abgedrudt auf 2 Bogen in Zelio, gröſtentheils 
ein Auszug aus der Inſtrukt. des S. A. G., mit einigen 
Zuſatzen. e) Gemeiner Beſcheid des S. A. G. v. 6. Febr. 
1807, den Geſchäftsgang bei dem S. U G. betreffend, 
beſonders auf 2/2 Bogen abgedruckt in Folio. f) Verord— 
nung v. 22. Febr. 31807 — die Beſtimmung der. Behörden, 
wo die Befchiwerden über den Senat und Aeniter angebracht 
werden müffen, betreffend — abgedruckt im Frankf. In— 
telligenzblätt, Beilage zu Nr. 18 des Jahrg. 1807. 8) 
Gemeiner Beiheid des Stadt, und Landgerichts v. 29. März 
807. Ueber die Verfäffung und Competen; des St. u. I. 

Gz; befonderd abgedruft auf # »/2 Bogen in Folio, gröftens 
theils Auszug aus der Inſtrukt. des St. u. 2. G. bh) Ge 
ser meiner Befcheid. vom 2. April 1807. Vergleichsverſuche in 

Prozeßſachen betreffend, i) Fürftl. Reſkript, die Art der 
‚Einquartierung und eine. Befoldungsiteuer. von 5 Procent 
zu dieſem Behuf betreffend, beſonders auf —7 Bogen und 

im Frankf. Intelligenzblatt abgedruckt, v. 11. April 1807. 

U) Fürſtl. Refkript, die Wahl wirklicher Repräfentanten 
der Bürgerfihaft betreffend, ©. 5. May 1807; befonders 

— auf fa Bogen u. im Rhein. Bunde btes Heft. Nr. 41. 
Yo 6465 abgedruckt. 1) Gemeiner Beſcheid des Stade; 
und Landgerichts v. 9.-May 1807, den Geſchäftsgang bei 
demſelben betreffend; beſonders auf ı 1/2 Bogen in Folio 
abgedrudt. m) Zürftl. Reffript vom 26ten May 1807, die, 
Beftättigung der neuerwählten 28 Repräfentanten der 
Frankfurter Stadtaͤuartiere betreffend. Im Intelligenzblatt 
vom ögten May abgedruckt. Endlih-n) Fürſtl. Reſkript 
vom 26ten May 1807, den Schuldentilgungsplan betreffend; 
m Frankf. Intelligenzblatt vom 2gten May ı8o7 abgedruckt. 


vum * G, 1» * * j ‘ 
Nach der ehemaligen reichsſtädtiſchen Verfaſſung Frank: 
fuets war der Magiſtrat, auh-Rach,; Senat, Magistra- 
tus, Senatus, genannt, dasjenige oberſte Staatskolleg, 


— 
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welchem die höchſte geſetzgebende, verwaltende und richtende 
Gewalt in der Stadt und deren Gebiet zuſtand, und welches 
ſich, vermöge dieſer Eigenſchaft, nur ausnahmsweiſe noch 
beſonders die rechtliche Unterſuchung und Entſcheidung einzel 
ner beſtimmter Rechtsfälle ausdrücklich vorbehalten hatte .*). 

Die Hauptbeftimmung: des Magiftrats war daher diefe: 
daß er das NRegierungsfolleg des. Staats bildete. Diefe Ge; 
walt fand demselben, kraft befonderer mit der Bürgerſchaft 


in älteren "Zeiten gefchloffener Grundverträge und einem 


unvordenffichen Herkommen zu. 


Der Rath war indeffen, blos Repräfentant ber Bürgers 


nicht Pandesherr. Nur in Verbindung mit den Bürgern 


biidere er den eigentlichen Keichsftand, und ihm Fam fonach 
blos die Ausiibung der veihsftändiichen und landeshoheit⸗ 
lichen Rechte zu. Eines der ehemaligen Frankfurter Staats: 
Srundgefeße, die kaiſerliche Reſolution vom ııten Dftober 
1746 ?) ſagt daher dariiber Folgendes: » Der Magiftrat ſey 
sein Kollegium folher Männer ; die Autoritate Caesarea, 
»von der Bürgerfhaft erwählet worden, nicht jure proprio 
»zu regieren, fondern als beftellte Adminiftvatores dem ge⸗ 
»meinen Weſen vorguftehen.« 

Als Vertreter und Ausüber der oben —— höch⸗ 
ſten Staatsgewalt war daher dem Magiſtrat in allen‘, die 
Geſetzaebung, Verwaltung und Regierung Frankfurts betrof⸗ 
fen habenden Angelegenheiten eine freie Ausübung der ihm 
zugeſtandenen Gewalt ‚Übertragen, und er hatte hierbei, in 
fo fern-; ‚dadurch das gemeine Staats : oder einzelne Vermögen 
der Bürger nicht, berührt ward, die Einwilligung diefer oder 
vielmehr ihrer. Stellvertreter, der fogenannten bürgerlichen 
Kollegien, nicht zu fuchen. Sobald hingegen irgend eine 
magiftratifche Anordnung die öffentlichen Finanzen, das 
Sraatgvermögen,: wie. z. B. bei VBefdldungsbeftimmihgen, 
Anlegung nener- Staatsgebäude, Anlagen, Veräuſſerung der 


Stadt zugehörige Grundſtücke u. fe m, oder auch das. 


| | 9 
Vermögen der einzelnen Bürger, wie z. B. bei neuen Auf 
fagen, Kontributionen;us |. w., in Anfpruch nahm, - mußte 
der Magiſtrat jedesmal zuvor die befondere Einwilligung der 
Bürger, oder vielmehr der befonders dazu beftellten „bitrger; 
lihen Kollegien einholen, : fich .alfo: zuvor. mit denfelben 
dariiber berathen, mit ihnen darüber fonferiven, und erfl 
nach geſchehener Uebereinkunft "die "neue Anordnung in Aug; 
führung bringen. Da jedoch dein Rath nur allein die Aus; 
übung der landeshoheitlichen Rechte zuftand, deßhalb auch 
alle öffentliche Verfügungen und Geſetze nur in ſeinem Na— 
men erlaſſen und proklamirt wurden; ſo mußten auch alle 
diejenigen Geſuche, welche derſelbe nicht für ſich abthun 
konnte, ſondern darüber erſt mit den bürgerlichen. Kollegien 
konferiren mußte, nur an ihn gerichtet werden, worauf er 
ſelbſt dieſelben den bürgerlichen Kollegien zur Berathſchlagung 
und darüber an ihn zu erſtattenden Enkſchluß mittheiftg 5), 
Die Kepräfentanten der Bürgerfchaft, welche man ge: 
wiſſermaßen als die DOppofition des Magiftrats betrachten 
konnte, beftanden namentlich aus vier fogenannten bürger: 
lichen) Kollegien dder Ausſchüſſen; nämlich 1): dent: Bürger: 
Ausſchuß der Str; 2). den bütgerlichen Nenneen; 3) den 
Acht⸗ und. Zwanzigern und 4) den bürgerlichen Dreverm. 
Auffer der oben angegebenen- Beftimmung hatten dieſe Kol: 
legien auch vorzisglich auf die Aufrechthaltung der Konftitu: 
tion zu fehen und zu wachen, und: fie mußten daher nicht 
nur darauf Acht ‚haben, daß die Schöffen s Nathes. und 
Aemter⸗Wahlen nah Worfchrift der dariiber vorhandenen 
Srundgefege jedesmal ‚ordentlich vollzogen wurden; fondern: 
itserhanpt auch darauf, daß das gemeine Befte der Stadt 
und ihrer Birrger in. allen vorfommenden Fällen berückſich— 
tiget und micht gefährdet wurde. In beſonders wichtigen 
Fällen wurden, auſſer ‚diefen bürgerlichen Ausſchüſſen, auch 
noch andere bürgerliche Kollegien und Gefelfihaften, wie die 
Geſellſchaften Limpurg und Frauenftein, das Collegium - 
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Graduatorum, das Minifterinm, die 14 Bitrgerfapitäns 
u. ſ. w. von dem Magiftrat zu Rathe gezogen *). ’ 
1)’ Siehe‘ hierüber Dr. Moritz ſchätzbares Werk über die 
Staatsverfaſſung der Neichsitadt Frankfurt. Thl. ı. ©. 262 
folg. u. Ch: 2. &ı—3. Orth Anmerk. über die Franff.. 
Reform. Fortſ. 3: ©. 160. folg. u. 683 folg. Fortf. 4. 
S. 180 — 303, (Senfenbergs) Begriff von der Reich: 
ſtadt Franff, neueit. Kegierungsverhäftniffen ©. g folg. 
Frankf. 1769. u, Verſuch einer kurz. hiſt. Darftell. d. alt; 
müähl. Entwickel. u. Ausbild. der heut. Beat Frankf. 
En © 17— 3. Frankf. 1806. — 
"Ss Müller Samml. der Kaiſ. in Sachen Frankf. c. Frankf. 
ergang. Reſol. Abthl. II. S. 58 folg. u. 97 folg. Mor 
Ba. O. Thl. 1.9: 57. ' 
5) Moriga. Le D.Chl. 1. $. 57: 
a Morib a. a. D. Thl. ı. 9. 60— 66: u. Miller in diss. 
de colleg. civie.-francofurtens. 'eorumg. oſſie. jurib. et. 
——— Erford. Kun 


ER J 2. ——— 

vr. ker: jetägem: Beifaffung Frankfurts; ) iſt been 
Senat das; repräſentative Kollegium des ſtädtiſchen gemei⸗ 
nen Weſens, in allen auf die Verwaltung ſeiner Communal⸗ 
Rechte und Eigenthum ſich beziehenden Sachen. | 

Die Verordnungen und. Gefeße werden von dem Senat; 
entworfen, dem -fouverninen Fürften vorgefchlagen und: yon 
demfetben beſtättiget. Sind biefe entworfenen Gefeke von: 
befonderer "Wichtigkeit, Jo vernimmt der Souverain auch 
zuvor darüber das Gutachten des bürgerlichen Ausſchuſſes, 
und betreffen die zu entwerfenden Geſetze Juſtitzſachen, wie 
z. B. die beſchloſſene neu zu entwerfende Prozeß⸗Ordnung, 
Wechſel Ordnung u. ſ. w., fo haben die Senatoren bei deren 
Entwurf und Berathſchlagung noch beſonders die Mitglieder 
des Schöffen⸗Appellations-Gerichts, welches zur Entſcheidung 
der Rechtsſtreitigkeiten in zweiter Inſtanz beſtellt iſt ), mit 
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beizuziehen, um mit dieſen gemeinſam dariiber zu berath— 
ſchlagen. 

In dringenden Fällen kann der Senat ws proviſoriſch 
verordnen, muß aber dann. an den Souverain berichten. 
Ueber Veräufferung und : VBerpfändung kann er ohne des 
Souverains Genehmigung nicht disponiren, auch feine neue 
Ausgaben eigenmächtig anordnen ?). 

Uebrigens hat der Senat die. DOberaufli et über alle 
Stadiämter; da, wo Verbefferungen bei:irgend einem Zweige 
der Verwaltung und Geſchäftsführung ftatt finden können, 
ſolche nad) Kräften zu befördern, die entftehenden Unord— 
nungen, Öebrechen und Mängel dem Schöffen: Appellations; 
Gericht oder ſonſt behörigen Orts anzuzeigen, deren Abhiilfe 
zu bewirken, und dann, wann die kompetente Stelle ſolche 
eingeriſſene Unordnungen unterſucht hat, die Beſtrafung dem 
Souverain zur Beſtättigung vorzulegen. Suspendiren kann 
der Senat zwar, jedoch nur in dringenden Fällen, und auch 
dann nr proviforifch #). 

Auch die Repräfentanten, der Bürger beftehen in den 
oben angegebenen vier Kollegien noch fort; die Art ihrer Er: 
mwählung, ſo wie ihr Wirkungskreis find; moch ‚diefelben °), 
nur daß jeßt die Religion des Bürgers nicht mehr von dem 
Wahlrecht ausſchließt, was ehemals in Nitckficht der Katho— 
liken und Reformirten der: Fall- war. Das Kolleg der Acht 
und Zwanziger-ift. aufferdem auch; neuerlich erft wieder. neu 
gewäahlet und organifiret worden. "Mach denen darüber. er— 
fehienenen fürſtl. Reftripten ©) wurde nämlich die Wahl der 
Ber nach. urfprünglicher. Verfaffung durch” fammtliche Bür— 
gerfchaft, als deren unmittelbaren Nepräfentanten, auf dem 
Römer in Beiſeyn des Souverains, der fürftlichen General: - 
Kommiffion und des Stadtfchultheißen vorgenommen. Diefe 
gewählte Nepräfentanten geben ihre Abftimmungen iiber dies 
jenigen Gegenftande, welche das allgemeine Wohl der Frank 
furter Bürgerfihaft betreffen. In folchen Fällen werden fie 
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auf ausdrückliche Weiſung des fonverainen Fürften berufen. 
Sie verſammlen fih zu beſtimmter Zeit auf dem Römer 
unter dem Vorſitz der fürftlichen Kommiſſion und des Stadt: 
ſchultheißen, welche ihnen den Gegenftand der Berathung 
vortragen. Wenn ein Deputirter mit Tod -abgehet, fo wird 
er durch die Wahl feines Quartier auf die bereits einge: 
führte Weiſe erfeßt. Der fouveraine Fürſt behält fid) vor; 
zu einer neuen Wahl der gefammten Deputation fehreiten zu 
laffen, wenn er es in der Zeitfolge fiir nothiwendie erachtet. 
3) Org. Pat: v. 10. Dftober 1806. Abfchn. IV. $. 2.3. u, 5: 
2) Org. Pat. Abſchn. II. $ %, 
5) Konfoderationzakte Art. 27. Org. Pat. Abſchn. IV. $. 1. 
H Org. Pat. Asfıın. IV. $. 8, u. Senatsinfiruftion v. zen 
Dezember 1806. $. ı. 
5) D. PB. IX. $. 5. Sen, Inſir. $. — u. Staatskalender der 
Stadt Frankf. a. M. Jahrg. 1807. ©. 6— 8. 
6) f. die in der Einfeit. Not. 2. sub ion angeführten fürnt, 
j Reſtripte v. 21. April, 5. u. 26. May 1807. 


Nach der — ——— Ver — waren 
die verſchiedenen Zweige der Staatsverwaltung auf folgende 
Weiſe unter die verſchiedenen Behörden vertheilt: | 

"Das oberfte Negierungskolleg war, wie erwähnt, der 
Magiftrat. Unter feiner Oberauffiht aber waren über das 
Detait der Negierungsgefchäfte, Adminiftvation, Polizei und: 
Finanzen folgende einzelne Aemter, deren Geſchäftskreis ſich 
ſchon aus ihrem Namen im Allgemeinen ergiebt, angeordnet: 

1) Das Acker⸗-Gericht, 2) Bau⸗Amt, 5) Euratel: 4) 
Fener-, 5) Forſt-, 6) Fuhr-, 7) Korn⸗, 8) Land-⸗u. 9) 
Necheney-Amt, nebſt denen dieſem inkorporirten Aemtern, 
10) das Pfands, 11) Renten-, ı2) Roßzoll-, 13) Sanitätsr” 
und. i4) Schakungs Amt; endlih 15) das Lotterier Amt, 
und 16) die Pflegämter der. milden Stiftungen 2), 


\ 
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Zur Verwaltung der Juſtitz — une ſechs 
Ober: und zwölf Unter: Gerichte. Br 

Zu den erfien gehörte: ı) Ausnahmeweife 2) der Ma: 
giftrat; 2) das Stadts oder Schöffen: Gericht 
über fogenannte: judicielle und Serichtsjachen; 5) der 
Schöffen-Rath, in extrajudiciellen Sachen und. als 
Ober⸗Vormund; 4) die Schöffen: Referir, als erſte 
Inſtanz in allen denjenigen Fällen, wo die übrigen "Ober: ' 
gerichte nicht kompetent waren und befonders als Ober Sin: 
ftanz der fämmtlichen Untergerichte; 5) das Konſiſto— 
rial-Reviſions-Gericht, als Ober⸗Inſtanz des Konz 
fitoriums ; endlih. 6) die Allgemeine Reviftons: 
Sinftanz bei der Schöffen: Referir,- wo der Prozeß 
ausgefiihrt, dann aber die: Akten geſchloſſen und an eine 
auswärtige Surtftenfakultät zur Urtelsfaffung zwar verſandt, 
dieſes aber im Namen des Schultheißen und der Schöffen 
publiziret wurde. Dieſe Inſtanz war die Oberinſtanz der 
Obergerichte in allen denjenigen Fällen, wo die Appellation 
an eines der höchſten Reichs-Gerichte nicht zuläßig war ). 

Die legteren hingegen, die Untergerichte, befihäftigten 
fih theils ausfchließlich mit der- Suftis und Polizei, theils 
neben diefen zugleich mit Adminiftvationg : Gefchäften. | 

Zu den eifteren gehörte: 1) das Dberft-Nichter Amt, 
als die unterfte Inſtanz in geringfiigigen Streitigkeiten; 2) 
die jüngere und 3) die Aeltere Bürgermeiſterliche Audienz, 
als einzelne Zweige des ehemaligen Bürgermeifter ; Ante, 
Beide le&tere hatten, wenige Fälle ausgenommen, fonfurrente 
Gerichtsbarkeit, und waren: vorzüglich. als.die erfte Inſtanz 
in-allen, einen fummarifchen Prozeß erfordernden, Rechts-⸗ 
fireitigfeiten zu betrachten. Zu den letztern Hingegen gehörten 
4) das Acker» Gericht; 5) das Land: Amt; 6) das Bau⸗Amt: 
7) das Konfiftorial:Gericht; 8) das’ Kuratel:Amt; 5) das 
Roß:Zoll: Amt; 10) das Fuhrs Amt; 1ı):das Pfand: Amt 
und 12) dag Deinlicher Verhör : oder Kriminals Amt. . Diefe 
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hatten nämlich neben ihren Adminiſtrations- und Polizei: 
Geſchäften zugleich auch Gerichtsbarkeit und ſtunden in erſter 
Hinſicht unter dem Magiſtrat, in letzter unter der Schöffen— 
Referir, mit Ausschluß des Konftftoriums.: Die Sränzen 
ihres mens a ſich gleichfalls ſchon aus ihren 
Namen ). 
) Siehe Über diefe Aemter das Nähere bei Moriß a. a. D. 
Thl. 2. ©. 52 —56, 
2) Siehe oben den $. 1. und unten den $. 19. 
3) Hierüber handelt ausführlich: Moritz Thl. 2. S. g—ig u. 
24. Ueber ihre Emtftehung und Ausbild dung fiehe: Ber: 
füch einer hiſt. un: d. Gerichtöverf. Franff. $. 4— & 
u. 9.1780, :: 


4) Morig Thl. 2. ©, — u. der angeführte — 
$. 8. - 140. = | 


§. 4. | 

dach der nemen Drganifation iſt dieſe ehemalige, ſehr 
fomplicirte Verfaſſung folgendergeſtalt vereinfachet worden: 

Der Senat iſt das oberſte Regierungskolleg der Stadt 
Frankfurt rückſichtlich ihrer innern Verhältniſſe; mit der 
Juſtitz hat er ſich gar nicht mehr zu befaſſen. | 
Unter feiner Oberauffiht : beftehen hingegen jekt von 
denen oben $. 3. unter Nr. 1 — 16 ‚genannten Aemtern nut 
noch das Ader:Sericht, mit welchem das Land:Amt zugleich 
»erbunden worden; das Bau: Forfts Konz und Recheney⸗ 
Amt, nebft deſſen Inkorporationen, als befondere Stadt; 
Aemter fort, » Ebenfo das Pfand:, Renten-, Sanitäts-, 
Schakungs: und Stadt: Lotterie: Amt, . die Pflegämter der 
“milden Stiftungen. Mur einzelne Veränderungen in Nick 
ficht ihrer Befekung find dabei angeordnet worden; alle 
Gerichtsbarkeit hingegen ift denjenigen davon, die fie beſaßen, 
entzogen und den neuen Suftigftellen einzig und allein iiber: 
fragen worden 2 


x 
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An die Stelle der ehemaligen Obergerichte, die fammt; 
lich aufgehoben find, ift hingegen dag neu errichtete Schöffen 
Appellations; Gericht, als erfte Inſtanz in Rückſicht gewiſſer 
privilegirter Standesperfonen, in Moratorien, Gitter; Ab: 
tretungsgefuchen und Konkursſachen, in denjenigen’ Causis 
voluntariae jurisdietionis, wozu nach gemeinen . Rechten 
Decretum Magistratus majoris erfprdert wird, mie ‚auıh 
in Einkindſchaftsſachen, Majorennitäts⸗ Erklärungen u. dgl., 
endlich in Kriminalfachen, getreten. Als zweite Inſtanz iſt 
es auſſerdem das Obergericht des neu errichteten Stadt und 


“ LandrGerihts 2). Die oberfte Suftigtelle für fammtliche 


Einwohner der Stadt Frankfurt und ihres Gebiets ift das 
Dber: Appellations⸗Gericht zu Aſchaffenburg, in inappellabelen 
Sachen hingegen eine auswärtige Juriſtenfakultät *). 
Das Stadt: und Land-⸗Gericht aber, iſt die untere 
Juſtitzſtelle in Givilftveitigkeiten; ihm iſt die von verfchiedes 
nen Stadt; Aemtern, auch einigen: ehemaligen Obergerichten 
bisher- ausgeübte Snrisdiftion übertragen, welche es jetzt 
allein theils in drei verfchiedenen Sektionen, theils in pleno 
exertiret; und zwar fü, daß. vor die Sektionen: alle: einen 
fummarifchen Prozeß erfordernde Sachen gehören +). 
WVon den. ehemaligen, mit Gerichtsbarkeit verfehenen 
Stadt⸗Aemtern find alſo gänzlich aufgehoben: 1) die Jüngere 
und 2) die Aeltere Bürgermeifterliche Audienz, 3) das Nof 
Zoll: und 4) das: Fuhr⸗Amt; ihre Gefhäfte, in fo weit fie 
ſich auf. Zurisdiktion bezogen, find tedigkich dem Stadt und 
Land Gericht, und zwar vorzüglich der erſten und zweiten 
Sektion deſſelben, übertragen; 5) das Kuratel⸗Amt; feine 
Stelle vertritt: jet .die -dritte ‚oder: Kuratel⸗Sektion des 
Stadt: und Land» Gerichts. Die ehemaligen YZurisdiktiong; 
Befugniffe des 6) Acker : Gerichts-und 7) Land: Amts ), 8) 


des Bau: und 9) des: Pfand: Amts übt jetzt gleichfalls nur 


das Stadt: Gericht: Beibehalten in ihrem alten, wenig 
veränderten Wirkungskreiſe find hingegen noch 10) das Oberſt⸗ 
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Nichter- Amt, 11) das IRERFEND. und: — das Peintihe 

Verhör-Amt ©). 

1) Org. Reffript v. a2. Dez. 1806, u. Frankf. Staatskalender 
Jahrg. 1807. S. 5— 22. 

2) Org. Pat. Abfchn; III. $. 2. Shöffin: Knall. Ger. Inſir. 
v. a1. Dez. 1606. u. Gem. Beſcheid vom 20, Jänner u ©, 
Febr. 1807, | 

3) Org. Par. Abfchn. III. gı u. 5. Gem. Befgeid v. 22, 
September ut. 17. Dftober 1606. 
4) Org. Pat. Abſchn. III. $. 4. Stadt» u. Landg. Inſir. v. 

“2, Dez. 18,6. u. Gem. Beſcheid v. 39. März und v. 5. 
May 1607. 

5) Der Land⸗Amtmann hat jedoch jetzt — einige Jurisdiktion 
auf. den Dorfſchaften beibehalten. Scadt- u. Landg. Inſtr. 
$. 1. Verordn. der fürſtl. Gen, Kommiſſ. vom 30. Jänner 
1807. und Gem. Beſcheid v. 19, März ıdo7. 9.2. 

6) Diefes hat die Unterfuchung,, das Schöffen: AppellationsEer. 
hingegen die Enticheidung. Schöffen s Appell. Ger. Inſtr. 
. 21 — 24. G. B. v. 19. März 1ıdo7. | 


9. 5. 

‚Der ehemalige reichsftädtifche Senat Frankfurts — 
feine regelmäßigen Sitzungen. Sie waren wöchentlich zwei: | 
mal, nämlich Dienftag und Donnerftag Morgens. Aufferdem 
wurden bei vorfommenden Fallen — noch — — 
Rathsſitze angeſagt. 

Auſſer dieſen — in lang: beftand 
aber auch noch eine. fogenannte : ordentliche, eine geheime 
und einige aufferordentliche Raths-Deputationen. 

Die ordentlihe Raths:Deputation, aud“ot; 
dinäre Rathſchlagung genannt, wurde Montags, 
Mittwochs und Freitags, auch wohl Samſtags um ır Uhr 
gehalten. Sie beftand aus dem ‚ganzen Schöffen⸗Rath, den 
Syndikern, dem regierenden und nächſtabgegangenen jüngern 
Bürgermeiſter und zwei oberen Rathsgliedern der zweiten 
und dritten Bank. Gemeine Stadtſachen von Wichtigkeit 
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Murden hier entweder gleich, noch che fie bei Math, vors 
gekommen waren, von dem Altern Bürgermeifter vorgelegt, 
dariiber fodann gutächtlich vefolviret und, fo vorbereitet, 
nahher in der vollen Rathsverſammlung über die gutächt; 
liche Refolution ein endlicher Schluß gefaßt; oder folche 
Sahen wurden auch von dem Kath felbft, wenn fie fchon , 
bei ihm vorgewefen, man fich aber, dariiber nicht vereinigen 
fonnte, zur näheren Unterfuchung und darüber zu erftattens 
dem Gutachten, an diefe Deputation ausdrücklich verwieſen ?). 

Zur Verrichtung gewiſſer vorfallender, geheim zu hat: 
tender Geſchäfte war auffer diefer ordentlichen Raths⸗Depu⸗ 
tation noch eine geheime Raths-Deputation angeord— 
net; auch wurden, auſſer dieſen beiden Deputationen, in 
beſondern auſſerordentlichen Fällen noch jedesmal eigene auſ— 

ſerordentliche Raths⸗Deputationen angeordnet. Die erſtere 
war ſtändig; die letztere hingegen nur temporär, und beide 
aus magiſtratiſchen und bürgerlichen en zufammens 
geſetzt. 

Die ſtändige ſogenannte geheime Rathſchlagung 
war über die Verwendung einer zu Erogationen an Auswär— 
tige und zu ſonſtigen geheimen Ausgaben jährlich beſtimmten 
Summe von 4 bis 5000 Rthlr. aus dem Stadtärario ans 
geordnet, und hatte darüber nach Gutdünken zu disponiren, 
indem fie, da fie befonders dahin beeidiget war: » dieſes 
» Geldquantum Feineswegs in ihren Privat, fondern alleinig 
»zu gemeiner Stadt Nußen und Aufnahme anzuwenden«— 
nicht verbunden war, darüber den Bürgerkollegien beſondere 
Rechnung abzulegen. 

Was endlich die übrigen temporären auſſerordent— 
lihen Raths:Deputationen betraf, fo wurden dieſe 
nur zu gewiffen Vorfällen, und wenn gemwiffe aufferordentliche 
Laften und Ausgaben, wie z. B. in dem bisherigen Krieg, 
eintraten, fir diefe Fälle beftellt, dann aber wieder aufges 
hoben. Beiſpiele diefer Art waren und ſind noch die ſoge⸗ 

2. 
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nannte Kriegs: Deputation, das Quartier: Amt, das Appro: 
vifionivungs : Amt, Kriegsfuhr : Amt, Rechnungs s oder 
Schuldentilgungs ; Kommiffion u. ſ. w. — In Riücckſicht 
diefer aufferordentlichen Deputationen war aber Folgendes 
verordnet: »Wenn Sachen vorfämen, die entweder vom 
» ganzen Kath ‚nicht wohl vorgenommen werden könnten, 
»oder bei weichen dieß wenigftens nicht rathſam fey; fo 
»follten jedesmal gewiffe, der Sache wohlgewachfene Depu: 
»titte per vota durch den ganzen Rath ernennt und ans 
» geordnet werden. Diefe follten das Werk vornehmen, 
» dariiber ein ordentliches Protofoll, dem alle Umftände ge; 
»treulich einverleibet, bei ihren Pflichten führen und die dazu 
»Kommittirten und gegenwärtig gewejene Deputirten, wie 
» gebräuchlich, auf den Rand des Protofolls notirt werden. 
»Sobald aber eine ſolche, innen Deputatid aufgetragene 
» Kommiffion vollendet : fo follte gedachte Kommiffion auch 
‚»ein Ende haben,. und bei jedesmaligen unvermeidlichen 
»Vorfällen eine neue angeordnet werden. Aufferdem follte 
»eine folche Deputation auch iiber Feine Ausgabe ohne Wiſ— 
»jen des Magiftrats und der Neuner zu dispontren haben.« 
— In ſolchen aufferordentlihen Fallen, wo befondere Anz 
ffalten, Abgaben, Auflagen u. ſ. w. nöthig waren, wurde 
daher von dem Nath nach diefer Vorſchrift jedesmal eine 
folche aufferordentliche Deputation, die, wenn fie auf langere 
Zeit beſtimmt war, als aufferordentliches Stadt: Amt, bes 
trachtet wurde, ernannt. Die Deputirten feßten fi dann 
nad, Erfordernig mit dem Magiftrat und den bürgerlichen 
Kollegien der 51er und ger, welch' fetere aus ihrer Mitte 
gleichfalls befondere Deputirten dazu ernannten, in gemeins 
fchafrlihe Berathung, pflegten jedoch in der Regel ohne 
Vorwiſſen ihrer Kommittenten nichts Endliches zu befchlief: 
fen, es mußte ihnen denn hierzu ausdrückliche Inſtruktion 
und Vollmacht ertheilt worden ſeyn ?°). 


» 
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1) Orth a. a. D. Fortſ. 4. S. ı71, 310 u. 346. Müller 

Samml. der Kaiſ. Reſol. I. ©. 67. Vote a. 

a) Müller a. a. D. Abthl. I. S. 67 u.87. Abthl. IN. ©. 62. 
$. 6. | 

Der jebige Senat Frankfurts hält feine ordentlichen 
Sitzungen noch um diefelbe Zeit, und der Erſte Bürger— 
meifter bat auch jebt yoch die Befugniß, ihn bei nöthigen 
Borfällen zu auffergewöhnlicher Zeit und befonders in denen 
im Organifarionspatent *) benannten Fällen, auf Verlangen 
des Stadtſchultheißen, anferorbentlic zuſammen berufen zu 
laſſen. 

Die — Raths⸗Deputationen find — zum 
Theil aufgehoben, oder wenigſtens ganz verändert und neu 
oxganiſirt, zum Theil aber auch beſtättiget worden. 

Als Senats⸗Deputationen find nämlich nach der 
neuen Drganijation folgende neu angeordnet ‚oder beftättiget: 

1) Die ordentlihe Senats Deputation. Die - 
befteht aus dem Stadtfchultheißen, den beiden Bürgermeiſtern 
und einem Senator mit Decifiv:,. fodann einem der che: 
mafigen Syndiker und nunmehrigen Appellationsrathe mit 
Fonfultativer Stimme, nebft dem das Protokoll dabei zu füh— 
ren habenden Kanzleidireftor. Sie verfammelt fi) Montag, 
Mittwoch, Freitag und Samftag von 11 — 12 Uhr, und ift 
beauftragt und ermächtiget: die in causis publicis vorfoms 
menden Sefchäfte, Namens des Senats, wenn fie an fich 
unbedenklich und mit feinem Prajudiz; verbunden, fogleich 
abzuchun und zu erledigen; andere aber, welche einer Bor; 
bereitung oder vorläufigen Erörterung bedürfen, zu diefem 
Zweck an die gehörigen Stellen zu befördern, oder fonft alfo 
einzuleiten, daß fie demnächft instructa causa in pleno 
Senatus zur Entfcheidung kommen können, Sn eifenden, 
aber doch ihrer Befchäffenheit nach zu einer aufferordent; 
fihen Zufammenberufung des Pleni Senatus fih nicht 
qualifizivenden. Sachen iſt fie ermächtiget, proviforifih das 


20 . 


Nöthige zu verfügen. Das Protofoll diefer Deputation muß 
aber bei der nächften Sikung des Senats vorgelefen wer: 
den, um daraus zu erfehen, was vorgefommen, wie auch 
daraus dem Senat’ die Gewißheit zu verfchaffen, daß. die 
Deputation ‚die Gränzen ihres Commissorii nicht übers 
fohritten habe 2). \ 

2) Die aufferordentlidhe Senats: Deputatio: 
nen, als die Kriegs:Deputation, das Quartier s, Approvifioniz 
rungs- und das Kriegsfuhrs Amt, find wegen den noch fort: 
dauvenden aufferordentlichen Laften und - Ausgaben, in ihrer 
Zufammenfeßung aus magiftratifchen und bürgerlichen Mit: 
gliedern, beftättiget und verbleiben bis auf anderweite Ver: 
fiigung bei ihrer bisherigen Einrichtung, jedoch unter der 
unmittelbaren Aufficht des Souverains >). Endlich 

3) bleibt es dem Senat unbenommen, in vorfommenden 
‚wichtigen Fällen, entweder von dem Kollegio der bisheriger 
Synditerum und nunmehrigen Appellationsräthe die Eu: 
ftattung eines Gutachtens oder fonft eine Vorbereitung oder 
Einleitung eines folchen vorliegenden Gegenftandes zu erfors 
dern, oder auch zu diefer Abficht einem befondern Aug: 
fhuf oder Deputation aus der Miete des Senats 
Auftrag zu ertheilen +). 
| Bon den oben benannten Deputationen ift alfo nur die 
ehemalige, fogenannte geheime Nathfchlagung aufgehoben, 
und es fünnen hinführo dergleichen Ausgaben, wie fie. diefer 
Deputation bis auf eine. beftimmte. jährliche Summe aus 
dem &tadtärarto zur -Dispofition  ftanden, ohne fpezicke 
Anweifung und Genehmigung des Sonverains nicht Enegk 
ftatt finden ®). 


1) Org, Par. Abfihn. IV. $. 6, 


2) Die ehemals dem Schöften: Rath deßfalls zugeſtandene Com- 
missio perpetua hört ſolchemnach jetzt auf, und eben fo 
cefjire die aus dem Stadtſchultheiß, den Schöffen, Syndicis 
und mehreren andern Mitgliedern beftandene fogenannte 
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ordinäre Rathfihlagung; - denn an deren Stelle ift eben die 
erdentlihe Senats-Deputation getreten. Gen. Inſtr. v. 21. 
Dez. 1806. $.. 11 u. 12. | | 

3) Senats-Inſtr. $. 19. / 

4) Senats: Infir. .ı2. 

5) Senats: Initr. $. 18, 


$. 7. = 
So wie fih nun aus dem Bisherigen zur Genüge 
ergiebt: daß die Hauptbefchäftigung des ehemaligen. reiche; 
ſtädtiſchen Magiftrars hauptſächlich in der Negierungsverwal 
tung der Stadt und deren Gebiets. beftand; jo war es doch 
demohngeachtet nicht minder wahr, daß derfelbe auch zu: 
gleich, obwohl ausnahmsweife eine der oberen Juſtitzbehörden 
bildete und in diejer Eigenschaft wirklich als Richter zwijchen 
ftreitenden Theilen auftrat. Es war jedoch dieß nur als 
Mebenbeftimmung des Magiftrats und als die einzige Aus: 
nahme von der. fonft allgemein gültigen Regel: daß die 
Ausübung der Suftißpflege allein: den Untergerichten und 
Schultheiß und Schöffen, als den Oberrichtern, zufommen 
und der Rath ſich alles Einfluffes in diefelbe enthalten ſollte 
— zu betrachten. - Es waren nämlich nur einzelne, wenige 
Fälle, deren rechtliche Entfcheidung, ihrer Wichtigkeit wegen, 
der, Rath ſelbſt fich vorbehalten hatte; aber auch felbft dieje 
wurden in neueren Zeiten, und befonders dann, wann fie 
in weitläuftige Prozeſſe ausarteten, an das Schöffen: — 
als kommittirte Behörde verwieſen *). 
Die Regierungsverwaltung der Stadt und deren Gebiets, 
vorzüglich in Betreff der innern Angelegenheiten, liegen: nad) 
der neuen Drganifation 2) auch noch jekt dem Senat ob, 
und er, befonders der Stadtſchultheiß, hat darauf zu fehen, 
dafs die vorgezeichneten Gränzen aller ‚einzelnen Stellen von 
den Behörden nicht überfchritten, noch weniger denen, dem 
fouverainen Fürften zuftcehenden Nechtsbefugniffen zu nahe 
getreien, oder irgend in etwas, zumal auch nicht im Der: 
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hältniß gegen fremde Landesherrfchaften präjudiziret werde. Ä 
Im erſten Fall hat fich der Stadtſchultheiß mit der fürſtlichen 
Generalkommiſſion ) und in dem letztern mit dem fürſtlichen 
Neferendär zu benehmen und nad der ihm, im Namen 
des Souverains durch fie zugehenden Anleitung zu verfah: 
ven *). | 
Die ehemals beftandene Anomalie, daß der Magiftrat 
zugleich auch eines der oberſten Juſtitzkollegien bildete, ift 
hingegen durch die neue DOrganifation °) gänzlich aufgehoben 
worden und nah den geläuterten Grundfäßen des heutigen 
Megierumgsrechts richtig alle Entfcheidungen über Juſtitz— 
gegenftände einzig und allein den Juſtitztribunalen — 
worden. 
1) Moritz a. a. O. Thl. 2. $. 13. 19 u. 20. und Verſuch 
einer hiſt. Darſt. der Gerichtsverf. Frankf. $. 1. Note 2. 
$. 4. Niro. 1. $. 3. 
2) Drg. Par. Abſchn. IV. 9. 2—B,-u. Gen. Inſtr. per tot. 
5) Diefe beiteht aus einem Generalfommiffarius, einem Kon 
fommiffarıus und einen Referendär. Fur ihre Erpeditionen 
bat fie ihren eigenen Protokolliſten und Kanzleidiener. 
Franff. Staatöfalender Jahrg. 1807. S. 1. 
4) Sen. Inſtr. $. 1. Nro. 3. 
5) Drg. Par. Abfchn. III. 9. 1—5. 


G. 8. 

Was nun die einzelnen Mitglieder des Magiftrats, das 
ehemalige Rathsperſonale felbft. berrifft: fo beftand dieß aus 
43 Perfonen und war in drei fogenannte Rathsbänke abge: 
theilt, deren Gefammtheit diefes oberfte Staatskolleg bildete: 
Seine Mitglieder wählte der Rath felbft aus den Frankfur⸗ 
ter eingebohrnen Bürgern. , Allgemein genommen, war jeder 
eingebohrne, rechtliche Bürger, der der Iutherifchen Religion 
zugerhan war, wahlfähig und der Unterjchied der Stände zeigte 
blos bei den einzelnen Rathsbänken feinen Einfluß. In Bes 
ziehung auf die Wahlfähigkeit in den Kath fonnte man bie 
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Sranffurter eingebohrnen Bürger in zwei Klaſſen theilen, 
in den Adels- Gelehrten-, Handels: und Rentirerſtand, als 
die erſte, und in den Gewerbs⸗ und Handwerksſtand, als 

die zweite Klaſſe. Aus der erften Klaffe wurden die Sena— 

toren, und aus diefen die Schöffen gewählet; aus der 

zweiten hingegen die Mitglieder der dritten Rathsbank. 

Betrachtete man auf diefe Weife die Erforderni ſſe zur Raths— 

fähigkeit ſtrenger und näher, ſo zeigte ſi ich hier der Einfluß 

der Stände ſchon beſtimmter und es war unläugbar, daß 

hier Geburt, Kenntniſſe, Vermögen und Gewerbe Vorrechte 
gaben. Indeſſen dieſe Vorrechte waren theils durch Her: 
kommen und Geſetze begründet, theils beruheten ſie auf der 
natürlichen Billigkeit: denn einestheils hieng es, die auf die 

Geburt ſich gründenden Anſprüche in gewiſſer Rückſicht abge: 

rechnet, von jedem Bürger ab, ſich ſolche Kenntniſſe oder 

ein ſolches Gewerbe zu verfchaffen, die auf die Rathsfähig— 

keit Anfprüche machen konnten; anderntheils iſt es ſehr ver: 

nünftig und man findet es in allen neueren Legisfationen 

als praktiſch gut beffättiget, vorzüglich dem vermögenden 

Bürger, der ohnſtreitig das größte Sintereffe an dem Wohl 

oder Wehe des Staats nimmt, Antheil an der Staatsver; 

waltung zu geben 2). " War, iiberdieß ein Bürger einmal 
zum Mitglied des Raths ernannt: fo genoß er in der Raths— 
fisung ſelbſt, die unweſentliche Verfchiedenheit des Rangs 
der einzelnen Glieder abgerechnet, . gleiche Rechte. Die 
Stimme des unterften Senators wog hier gerade fo viet, 
wie Die des Stadtſchultheißen; nur der ältere Bürgermeifter 
hätte eine Decifioftimme, wenn paria eintraten, und dieſe 
hatte er nur in feiner Eigenfchaft als Vorfiker der Raths⸗ 
verfammlung. Dieſer Vorſitz ſtand nämlich dem ältern 
Blͤrgermeiſter ausſchließlich zu; allein das eigentliche Direk— 
forium bei ganzem Kath führte er theils gleichfalls aus: 
ſchließlich, theils aber auch in Verbindung mit dem jüngern 
Bürgermeiſter. An den ältern Bürgermeiſter allein mußten 
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alle diejenigen Sachen abgegeben werden, welche in ber 
Rathsverſammlung ſchriftlich oder mündlich follten vorgetras 
gen werden; er eröffnete alle. an den Rath. gerichtete Schrei; 
ben; er verfaßte den Proponentenzettel und nur durch, ihn 
konnten die an den Kath gehörige und von diefem zu ents 
fcheidende Sachen an denfelben gebracht werden. Hingegen 
die dem Direftorium fonft gleichfalls zuftehende Sammlung 
der Stimmen hatte er nicht allein, fondern ‚die Umfrage 
ftand ihm nur bei der erften Rathsbank zu; bei den andern 
dem jüngern Bürgermeifter; eben fo wurde er bei öffent⸗ 
lichen Bekanntmachungen nie allein, ſondern jedesmal die 
beiden Bürgermeiſter und Rath genannt. 

Was nun noch die einzelnen Rathsbänke betrifft, ſo 
beftand die erſte aus 15 Perſonen; nämlich dem Stadt: 
ſchultheißen und ı4 Schöffen, worunter der ältere Bürger: 
meifter, als Direktor, mitbegriffen war. Diefe Bank ergänzte 
ſich nicht unmittelbar aus der Bürgerfchaft, fondern. aus 
den Gliedern der zweiten Bank; aus jener wurde nur. der 
Stadtſchultheiß ?) auf Lebenslang und der- äftere Bürger⸗ 
meifter auf ein Jahr gewählet. Die zweite Bank beſtand 
aus 14 Senatoren, den aus ihrer Mitte auf ein Jahr ge— 
wählten jüngern Bürgermeiſter mitgerechnet. Sie ergänzte 
ſich unmittelbar aus den eingebohrnen, der lutheriſchen Nez 
ligion zugerhanen Bürgern und zwar ausfchlieflih aus den 
beiden adlichen Gefellfchaften Limburg und Srauenftein °), 
aus den Nechtsgeiehrten, befonders in fo fern fie Doctores 
juris waren und zu dem Collegio Graduatorum gezählet 
werden mußten, aus den Sroßhändlern der Kaufmannfchaft 
und den Übrigen angefehenen Bürgern und Rentirern. End/ 
lich die dritte Bank beftand gleichfalls aus 14 Mitgliedern 
und wählte an die Stelle der abgegangenen andere aus den 
| va:hsfähigen Gewerben und Handwerken *). Nur wenn es 
ausdrücklich verlangte wurde, wohnten aud) die fünf Syndi: 
fer, als Konfulenten, der Rathsverſammlung bei ®). 
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ı) Die näheren Grforderniffe zur ehemaligen Rathsfähigkeit, fo 
wie eine genaue Beſchreibung des Procedere bei den ehe 
maligen Rathewablen findet man bei Moritz Thl.ı. ©. 

262 — 205. 

9) Gewöhnlih mar dieh; jedoch nicht nothwendig, denn er 
konnte auch aus der zweiten Bank gewählet werden. 

3). Dieſe waren. jedech auf eine beitimmte Anzahl von jedem 
Haus befchränft, welche bei der nahen Verwandtſchaft dies 
fer. beiden Häuſer unter ſich und mit andern Rathögliedern 
nur felten komplet war. Moritz a. a. O. Thl. 1. S. 286 
u. 287. Frankf. Staatskalender Jahrg. 1607. S. 38 — - 4a. 

4) Einzelne Handwerker waren nämlich hierin vor andern ber 
günftiget , “indem fie zwei ihrer Mitglieder ın den Kath 
hatten ; andere hingegen nur Einen gaben und einige ganz 
davon ausgefhloffen waren. Morig Thl. 1a. ©. 286. 
Dreh Fortſ. 9: S. 695. 

B)Rorig Th..2.. ©. 298 u. 299, ‚Dre Fortſ. 4. ©, 154. 

271. 417, u. 456. 

$..9 
Nach der neuen ——— Nbeſteht der jetzige Senat 
aus dem Stadtſchultheißen, als erſter Magiftratsperfon, 
aus den beiden Bürgermeiftern, wovon der erfte das Dive; 
torium. führt, und. aus ı4 ©enatoren, deren jeder ein 

Stadtamt zugleic, lebenslang verwaltet. 

Den Stadtſchultheiß 2) ernennt. der Souverain ſelbſt. 
Bei Erledigungsfällen der. beiden Bürgermeifter : Yemter und 
aller übrigen Senatsftellen hat der Senat nach der Mehrs 
heit der Stimmen drei Kandidaten, nach. befter Priifung und 
Ueberzeugung, ohne Rückſicht auf: Religionsverfchiedenheit, 
jedoch ‚bei gleichen Verdienften, mit vorzügficher Rückſicht auf 
eingebohrne Frankfurter Bürger, wie auch ‚mit Beobachtung 
der bisherigen Gefeke gegen allzunahe Verwandtſchaft der 
Stieder jedes Kollegii unter ſich, vorzufchlagen, aus welchen 
dann der Souverain denjenigen ernennt, dev ihm der vors 
züglichſte zu feyn fcheinen wird. Diejenigen jedoch, welche 
fih) eines Falliments fehuldig gemacht Haben, oder fonft zur 
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Öffentlichen Kunde gediehenen Fledfen ‘auf fih tragen, wo— 
durch fie in der Achtung ihrer Mitbürger herabgefest find, 
find, felbft bei hervorftechenden Eigenfchaften von Seiten des 
Kopfs und der Kenntniffe, dennoch, wie bisher, fir unfahig 
erklärt, eine Senator; oder Juſtitzſtelle zu beffeiden, oder zu 
einer folchen in Vorſchlag gebracht werden zu können °). 

Die ehemalige dritte Rathsbank ift jetzt die zweite *). 
As folhe ſchließt fie ſich nämlich alsdann auf die Einladung 
des erjten Bürgermeiſters, mit Konfultativftiimmen ihrer 
Glieder, dem Senat an, wenn Gewerbs:, Polizei: und Syn: 
nungsjahen im Senat vorkommen. Diefe jeßige zweite 
Rathsbank, wie aud Zunft: und Gewerbes Polizei: Kolle: 
gium beitehet gegenwärtig aus einem Direktor und 10 Rathe: 
herin, dann einem Aktum und Pedell *. Wenn nämlich) 
Anträge und Vorftellungen über Berbefferungen der die Haid: 
werker und Profeffionen betreffenden Geſetze und Ordnungen, 
auch Anftalten an diefes Kolleg gebracht werden; fo verfam: 
melt es ſich unter dem Vorſitz ſeines Direktors, als beſon—⸗ 
deres Gewerbs- und Polizeikolleg. Der Direktor faßt dann 
das Reſultat der von dem Kollegio ſolchenfalls angeſtellten 
Berathung in einem gutächtlichen Vortrag zuſammen, und 
ſtellt ſolchen dem Stadtſchultheißen zu, welcher nach Abſchn. 
V. q. 2. des Organiſationspatents die alsdann nöthig findende 
weitere Einleitung trifft. Auſſerdem bilden die einzelnen 
Glieder dieſer Rathsbank neben den Senatoren, die zu den 
einzelnen Handwerken beſtellten Deputationen, welche zur 
gütlichen Vergleichung, Erörterung und Beilegung der bei 
den einzelnen Profeſſionen entſtehenden Anftände und Be: 
fchwerden angeordnet find; auch haben fie bei denen mit 
bedeutenden Einnahmen verfehenen Stadtämtern noch ferner 
die Beforgung der Kaffen, find berechtiget, alles auf diefen 
Aemtern : einzufehen und dem verordnieten Amts + Deputato 
Senatori fiber die vorfommenden Segenftände ihre gutächt 
liche Anficht derfelben zu Auffern ©). 


| Br: 
In der Senatsfigung felbft hat der Stadtfchuftheiß bei 
vorfommenden Deliberationen den Vortrag und die erſte 
Stimme, mwelhe im Fall der Stimmengleichheit entfcheidend 
ift; und die zu denen, jeden Nathstag vorfommenden Ger 
fchäften gehörige Akten werden ihm daher zu dem Ende 
zeitig aus der Stadtkanzlei zugeftell. Der erſte Bürger; 
meifter hingegen hat, vermöge des ihm zuftehenden Direk— 
toriums: I. die Befuͤgniß und Obliegenheit, alle an den 
Senat oder die hieſige Stadt einlaufende Schreiben zur er: 
brechen und an die einfchlagenden Stellen gelangen zu Laffen, 
die Provonenda im Senat zu beftimmen und den Senat zu 
gewöhnlicher und aufjergemöhnlicher Zeit auf Verlangen des 
Stadrfchultheißen zufammenberufen zu laffen: II. Er fordert 
bei den Sikungen zum Stimmengeben auf, läßt die Stim: 
men kolligiven und fpricht das aus deren Mehrheit fich ev: 
gebende Konklufum aus. Er handhabt die Ruhe, Ordnung 
und Anſtand bei den Deliberationen, und beftimmt den An: 
fang und das Ende jeder Rathsſitzung. Endlich III. Hat er 
fiir die Ausführung der gefaßten Befchliiffe Sorge zu tragen 
und in diefer Hinficht die Oberauffiht auf die Stadtkanzlei. 
Im Senat gebühren ihm und dem zweiten Bürgermeiſter, 
nächft dem Stadtfchultheißen, die erften Pläße, und beide 
Bürgermeiſter vertreten fich wechjelfeitig in ihren Funktionen, 
ſowohl in ‚dem Senat als auffer demfelben, im Fall der 
Abwefenheit oder Verhinderung des einen oder des andern 7). 
ı) Org. Pat. Abſchn. I. F. 2. Sen. Inftr. $. 8. 
2) Auffer diefem ernennt der Souverain unmittelbar nur noch 
den Schöffen: AppellationgsGerichtsDireftor und den Stadt: 
‚und Land⸗Gerichts-Direktor. Zu allen übrigen Yuftigftellen, 
fo wie überhaupt zur Anftellung derjenigen Beamten des 
Staats, welche nicht als Subalternen zu betrachten find, 
fhlägt, fo wie der Senat bei einer erledigten Genatoräfielle, 
refp, der Senat, das Schöffen: Appellationd : Gericht oder 
dad Stadt: und Land: Gericht, jedes bei dem in feiner 
Mitte oder Reffort ſich efeignenden Erledigungsfall, nach der 
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Mehrheit der Stimmen drei Kandidaten vor, wovon dann 
der Souverain einen ernennt. Sen. Inſtr. $. 24. Nro. 2. 

3) Sen. Inſtr. $. 24. Nro. ı,2u 6. 

4) Sranff. Staatöfalender Jahrg. 1807. ©. 5. 

5) Die ehemalige erfte oder Schöffenbanf ift nämlich gang auf: 
gehoben und es ift jegt an deren Stelle das Schöffen: Appel: 

lations-Gericht getreten, welches aus einem Direftor, 4 
Schöffen und 4 Schöffen  AppellationssRächen beiteht. Die 
Schöffen find alfo auf ihr urfprünglicyes , aus alter germa: 
nifcher Sitte enffprungenes Amt zurückgewieſen, bilden in 
diefer Minficht die zweite Juſtitz⸗ Inſtanz und nehmen nur 
noch consulendo manchmal Antheil an den Regierungs— 
Gefhäften. Der Direftor und die Näthe werden aus den ' 
Necirögelehrten, die eigentliche 4 Schöffen aber aus den 
rechrögelehrten Mitgliedern der beiden Gefellfchaften Limpurg 
und Frauenitein ausfchlieglich gewähler. Org. Pat. Abſchn. 
3.9.2, Schöff. Appell. Ger. Inſtr. v. 11. Dez. 1806. ſ. 
1—9. Zürftl. Org. Reſkript 0. 21. Dez. 1806. Nro. 1. u. 
Sranff. Staatskalender Yahrg. 1807. ©. 2 u. 38 — 41. 
6) Drg. Par. Abſchn. IV. $. 4. u. Sen: Inſtr. $. 8. 9 u. ı0. 
7) Sen. Inſtr. ſF. 1. 2 u. 7. 


| $. 10. 

Da alle ehemaligen Untergerichte und fonftige Stadt; 
Berwaltungs s und Finanz; NMemter unter dem Magiſtrat 
ftanden und von diefem befeßt wurden: fo waren auch deren 
Beamte dem Kath untergeordnet, und als von diefem ans 
geordnete Unterbeamte anzuſehen. 

Konftitutionsmäßig mußte man jedoch hier die magis 
ftratiichen Beamten von den fogenannten bürgerlichen Beam: 
ten unterfiheiden. Unter den erftern begriff man alle zu den 
Aemtern deputirte Rathsglieder, den Oberftrichter, in feiner 
Eigenfchaft als Fiskal und unterfte Gerichts: Anftanz °), alle 
Amtsräthe, die Aftnarien und alle Protokolliſten und 
Schreiber und Pedellen; unter leßtern hingegen die bilrger; 
lichen Ausfihuß:Deputirten und die Gegenſchreiber. Jene 
waren von dem Magiſtrat, dieſe von dem bürgerlichen Aus— 
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fchuß der 5ıer beftellt, und beide ftanden daher nur unter 
ihren Kommittenten in denen ihr Amt betreffenden Dingen. 

Auffer diefen hatte der Magiftrat auch noch feine eigene 
Kanzlei, die fogenannte Stadt: Kanzlei ?), über welche der 
ältere Bürgermeifter das Direktorium führte und die aus 
fchlieflic die Erpeditionen in den on des Magiftrats 
zu beſorgen batte. 

Auch nah der neuen En ſtehen die Stadt: 
Aemter noch unter der Oberaufſicht des Senats; ihre Be— 
ſetzung wird von dem Senat aus ſeiner Mitte vorgeſchlagen 
und von dem Souverain beſtättiget, und jeder "Senator vers 
waltet dann fein Amt lebenslänglih. Der Stadtfchultheiß, 
als erfte Magiftratsperfon, verpflichtet die neu angehenden 
Beamten auf ihre Sinftruftion 3) und ift von allen Aemtern 
und Stellen Einficht ihrer Verwaltung und Sefchaftsfiihrung- 
zu fordern bevechtiget +). Mit den jekigen beiden Juſtitz— 
ftelfen hat jedoch der Senat feine Berührung mehr; -denn 
diefe fchlagen ihre Mitglieder nicht nur felbft vor, fondern 
das Stadt s und Land: Gericht fteht auch nur unter dem 
Schöffen: Apyellations: Gericht und Ddiefes nur unter dem 
Ober: Appellations: Gericht zu Afchaffenburg ). Sonſt ift 
die Ernennung zu allen übrigen, geringeren und fubalternen 
Dienften dem Senat einzig und allein überlaffen, und er _ 
hat fich in diefen Erledigungsfälleh von der einfchlagenden . 
Stelle oder Amt einen Vorfchlag von drei Competenten 
machen zu laffen, aus welchen er, nach der Stimmenmehr: 
heit, einen: auszuwählen verbunden ift 6). Die Stadt 
Kanzlei endlich ift auch noch ferner blos fr die Expeditionen 
des Senats beftimmt, und fie beftcht auch jeko noch aus 
einem Kanzleidireftor, Rathsſchreiber, Ingroſſiſt, Kanzelliſt, 
Subſtitut, bürgerlichen Ausſchuß-Deputirten und Gegen— 
ſchreiber, 4 Acceſſiſten und 2 Kanzleiboten 7). 

1) In diefer Hinfiche führt er jet den Namen Bogt, au iſt 

er Fiskal und Exeeutor in civilibus geblieben. Stadt: u. 
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—— $. 17. u. Jnſtr. des Vogts. gr 
Sranff. Staatskalender ©, 4. 

2) So wurde fie zum Unterfchied von der Gerichts⸗ Kanzlei , 
die lediglich für die Erpeditionen in Juſtitzſachen bei den 


Dbergerichten angeordnet warı genannt, Moritz Kl: 2. 


. 4. 


5) Den Dienſt- und Amts-Eydes- Formularen ift jetzt die 


Pflicht des Gehorſams und der Abhängigkeit von dem Fürs 
ften, als dem Gouverain, einverleibt; auch, ftatt der in 
diefen Enydesformularen angezogenen vormaligen faiferlichen 
Refolutionen, das Organifationspatent, nebft denen in deſſen 
Beziehung ertheilten weitern Verordnungen und Inſtruk— 
tionen, jedoch cum clausula in fo weit, als fie durch jene 
nicht aufgehoben oder abgeändert find J benannt. Organ. 
Reſkript v. 114. Dez. 1806. im fine. 


4) Org. Pat. Abſchn. IV. 9. 6-8. u. oben $. 2. Gen. Inſtr. 
$. 1. 9. 15 — 15. u. $. 24. Nro. 3. 


6) Drg. Pat. Abſchn. III. Sen. Infir. 9. 24. Nro. 1 u. 2 
6) Sen. Inftr. $. 24. Nro. 4 u. 9. 


2) Frankf. Staatsfalender Jahrg. 1807. &. 4. Auſſer diefer 
Stadt s Kanzlei ift jego noch eine befondere fogenannte 


Stadt s Franffurtifche: Schöffen: Appellationss Gerichts» und 


eine befondere Stadt: Gerichts » Kanzlei angeordnet. Franff. 
Staatöfalender Jahrg. 1807. S. 2 u.5, 


(Der Schluß folgt im nächſten Hefte. ) 


——i — —⸗ 
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Ueber den Zuſtand des Poſtweſens in den verſchie⸗ 
denen Staaten des Rheiniſchen Bundes. 





Mi dem Umfturze der deutfchen Neicheverfaffung fiel auch 
eine Anftalt zufammen, die für das £orrefpondirende deutfche 
Publikum von hoher Wichtigkeit war. Wir meinen die 
faiferlichen Reichspoften, von deren großen Nußen, befonders 
für Litteratur, wir ein anderes Mal zu fprechen Gelegenheit 
nehmen: werden. | 
Das fürftliche Haus Thurn und Taris befaß fie zulekt 
als kaiſerliches Thronlehen in allen Staaten der konföderirten 
Souverains, wenn wir Kurfachfen und einige öfterreichifche 
Parzellen ausnehmen. Es befaß fie in vielen zn die 
nicht zu der Konföderation gehören. 

Sm KHauptdeputationsfchluffe von 1803 ward — 13. 
feftgeießt : » Uehrigens wird die Erhaltung der Poften des 
»Fürſten von Thurn und Taris, fo wie fie konſtituirt find, 
»garantirt. Dem zu Folge follen die gedachten Poften in 
»dem Zuftande erhalten werden, in welchem fie fich ihrer 
» Ausdehnung und Ausübung nach zur Zeit des Lüneviller 
»Friedens befanden. Um diefe Anftalt in ihrer ganzen Vol; 
»ſtändigkeit, fo wie fie fich in diefem Zeitpunfte befand, 
»deftomehr zu fihern, wird fie dem befondern Schuße des ' 
»Kaiſers und des furfürftlichen Kollegiums übergeben.« — 
Aber diefer Zuftand war von kurzer Dauer. Preuſſen hob 
in den neuerworbenen Landen alle Tarifchen Poſten auf. 
Würtemberg folgte im Dezember 1805 diefem Beifpiele noch 
vor dem Prefiburger Frieden. - Diefer ertheilte Baiern, 
Würtemberg und Baden die Sonverainität, ‚und dadurch 
wurden fchon manche Veränderungen hervorgebracht: allein 


32 


- 


da dieſelben nur voriibergehend waren, und mit der folgen, 
den Periode zufammenhangen, fo iibergehen wir diefelbe und 
bemerken nur noch, daß der neue Herzog von Berg alle 
Tarifhen Poften ſchon vor der Rheiniſchen Konföderation 
aufhob, ſobald er in den Beſitz der BUBEN baierifchen 
und preuffifchen Provinzen fam. 

. Mit der Auflöfung des deutſchen Reichs verfchwand 
zugleich der Thronlehenheir, und feine Rechte fielen an die 
Souverains der verfihiedenen Staaten, zuriick, die ſich ine: 
geſammt in den Beſitz der Poften feßten. Mehrere über: 
ließen fie als Lehen dem Fürften; in einigen Staaten ift die 
Sache noch nicht entfchieden, ° in mehreren find andere An: 
ftalten getroffen worden. 

Wir wollen daher vom nunmehrigen Zuftande der Pofts 
anffalten aus den offiziellen Bekanntmachungen die bieher 
gehörige Nachricht geben. 

Die erfte Verordnung diefer Art war jene des Könige 
von Baiern vom ı4ten Hornung ı806, welche im Regie— 
vungsblatte vom obten Februar 1806 und auch in Häber: 
lin's Staatsarchiv Heft 58, ©. 187 abgedruckt ift. Sie 
ift folgenden Inhalts: 


1) Der König verleiht dem Fürſten von Thurn und 
Taris für ſich und deffen männliche Deszendenz die Würde 
eines fönigl, baierifchen Erbland;Poftmeifters als ein Thron: 
lehen. Derjelbe muß diefes bei einem jeden Haupt: und 
‚ Nebenfalle perſönlich empfangen, und die feftgefeßten Lehen: _ 
gebühren entrichten. 

2) Dieſe Belehnung beſchränkt ſich ausdrücklich auf die 
altbaieriſchen und die durch den Friedensſchluß von Preßburg 
erhaltenen Staaten, worin bis jeßt feine eigene oder beſon⸗ 
dere Poftanftalten eingeführt waren. | 
3) Unter -diefer Einfchranfung wird dem Fürften von 
Thurn and Taris vor der Hand die Negie des gefammten 
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Poftivefens, jedoch unter der Aufſicht und Mitwirkung der 
dazu befonders aufgeftellten Kommiſſäre, befaffen. 

4) Bei jedem DOberpoftamt ift ein folcher Kommiffar 
aufgeftellt,- der unter dem Departement ber BEE 
Verhältniſſe unmittelbar fteht. 

5) Die Oberpoftämter find fo zu BEER daß kein 
baierifches Poftamt unter: einem in fremden Territorien ges 
fegenen Oberpoſtamte ſteht. | 

6) Bei erledigten Poftbedienungen ſchlägt der Erbland⸗ 
poſtmeiſter dem Könige 2 oder 5 tüchtige im Lande gebohrne 
Subjekte vor, es müßte denn feine Konkurrenz vorhanden 
ſeyn. 

7) Der vom Könige Angeſtellte erhält den Beſtallungs⸗ 
brief vom Erblandpoſtmeiſter und das Ernennungsdekret vom 
Könige, wird vom Lokalkommiſſär in königliche Pflichten 
genommen, und legt bei dem vom Erblaudpoſtmeiſter beaufs 
tragten Dberpoftamt den Dienfteid ab, wo er auch das 
Nöthige wegen der Kaution beforgt. Die Verpflichtung und 
Dienfteid:Ablegung gefchehen nach eigenen Formeln *). 

8). Die Dberpoftmeifter legen den Dienfteid bei der 
Generaldireftion des Erblandpoftmeifters ab, und werden von 
der hiezu beaufzutragenden königl. Landesftelle in k. Pflichten 
genommen. u ! 

9) Siammtlihe Verpflihtungsprotofolle werden an das 
f. geheime Minifterial: Departement der auswärtigen Ders 
hältniſſe eingefandt. | 
| 10) Alle obere und niedere Poftoffizianten ftehen ohne. 
alle Ausnahme in allen. Civil: und Kriminalfällen unter der 
ordentlichen Gerichtsftelle =. ihren verfchiedenen Dienft: 
Fathegorien. | 

21) Diefe Kathegorie, namlih, ob fie zur gefreiten 





*, MDiefe Formeln find in der Folge durch das Regierungsblatt öffent: 
lich bekannt gemacht morden. 
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oder ungefreiten Klaſſe gehören, wird durch ein Verzeichniß 
noch näher beftimmt werden. 

12) Der Erblandpoftmeifter fann die Dienſtgebrechen 
unterſuchen, und verhängt diejenigen Strafen, welche unter 
der Correctione domestica begriffen find. Kömmt es auf - 
Suspenfion, Dienftentlaffung oder fonftige Korrektion höherer 
Art an, fo kann jeder binnen 10 Tagen den Rekurs an. die: 
adminiftrative Landesftelle ergreifen. Der Rekurs hat jedoch. 

‚im Suspenfionsfalle feinen eflectum suspensivum. 

15) Die Appellationg : Sinftanz ift die erfte Deputätion, 
der Provinzial: Pandesdireftion, oder die bei Abänderungen 
jene erfeßende Stelle. 

ı4) Findet nad) den Landesgefegen ein seinficher Prozeß 
ftatt, fo wird die Sache dem ordentlichen Serichtshofe über 
geben. 

15) Befchweren fih Neifende von einer Poft zur andern 
gegen die Poſthalter oder Poſtknechte, ſo haben ſie ſich, 
wenn keine höhere Poſtbehörde an dem Orte vorhanden iſt, 

welche ſie in bloßen Poſtbeſchwerden angehen können, an 
das nächſte Landgericht zu menden, welches die Sache sum- 

marlissime unterfucht, und bie definitive Verfügung Be 
ertäßta 

16) Bon jedem Falle wird das betreffende — 
ſogleich vom Lokalkommiſſär in Kenntniß geſetzt, dem die 
Landgerichte jedesmal die Anzeige machen müſſen. | 

17) Die Poftillons tragen Hellblau und ſchwarz. Wegen 
des- iibrigen Perfonals foll die Entfchliefung nachfolgen. 

18) An den Pofthäufern dürſen blos die Eöniglichen 
Wappen ohne Verbindung oder Beifiigung des Wappens des 
Erblandpoftmeifters aufgehängt werden. Eben fo dürfen die 
Poftämter nicht anders als: » Königlich baierifches 
Poftamt« ohne weitern Beiſatz genannt werden. 


19) Die Poftbeamten müſſen die baierifche Kokarde 
” tragen. | | 
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20) Wegen des Briefporto und der Poftwagentare u. [.w. 
bleibe es bei den dermaligen Beftimmungen, bis fich der 
König bewogen finder , auf Antrag des Erblandpoftmeiftere 
‚sine Aenderung zu treffen. 

21) Rückſichtlich des Poftfreichums werden fowohl in 
den neuen als alten Befigungen die Beftimmungen der Vers 
träge von 1784 und 1799 zum Grunde gelegt. | 

20) Hievon ift jedoch das. Herzogthum Berg ausgenoms 
men, wo die bisherigen Verhältniſſe beibehalten werden; fo 
wie den Näthen und Individuen, welchen von ihrer vorigen 
Anftellung in den Herzogthümern Neüburg und Sulzbach 
die Vortheile des Freithums durch die kurpfälziſche Konven— 
tion von 1748 zu — kommen, dieſelben ebenfalls beleſſen 
bleiben. 

Die wweite — Verotonung dieſer Art iſt 
jene des Großherzogs von Baden vom 25. September 1806, 
welche uns zugleich mit Verträgen von ı805 befannt macht. 
Sie fteht in Nr. 31 des großherzoglichen Regierungsblattes 
vom g. Dezember 1806, ift andy befonders unter dem Titel: 

Großherzoglich badische Anordnung, die Poftanftalten betrefs 
fend, abgedruckt, und folgenden mefentlichen Inhalts: 

1) Dem Fürften von Thurn und Taris wird fir fich 
und feine männlichen Nachkommen mit der Würde als groß: 
herzoglich badifcher Erblandpoftmeifter die Verwaltung der 
Poften im ganzen Großherzogthum, mit Einfchluß aller 
durch die Bundesakte vom ı2ten. Julius der Hoheit unter— 
worfenen Lande, als ein Thronlehen verliehen. 

2) Der Erblandpoſtmeiſter läßt die Verwaltung unter 
der Oberaufſicht des großiherzoglichen geheimen Rathskollegii 
beforgen, und feine verwaltende. Stellen ftehen nur "mit dies 
fem oder mit der ans feiner Mitte ernannten Poſtkommiſſion 
in Geſchäftsverbindung. | 

3) Am ganzen Staate befteht nur Ein Oberpoſtamt, 
dem alle Poſtümter in Dienſtſachen untergeordnet find. 
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4) Die Poftämter führen den Namen: Großherzoglich 
badifches Oberpoft: oder Poftamt, und in den Inſiegeln mit 
eben diefer Umſchrift das Mittelfchild des neuen badijchen 
MWappens, welches auch an den Pofthäufern anfgeftellt werden | 
foll. Die Poftivagen, welche auch durch andere Lande gehen, 
mögen ‚zugleich mit dem fürſtlich Tarifchen Wappen bezeich⸗ 
net werden. Vermöge einer neuer Verordnung vom odten 
Jänner 1807 wird jedoch) geftattet, auf den Poftamts; Siegeln 
und Schildern an den Pofthäufern und Poftbitrenur unter - 
das großherzogliche Wappen auch das fürſtlich Thurn? und 

Taxiſche Wappen in Eleinerer Form zu ſetzen. 

*. 5) Zu den erledigten Poftftellen werden vom Erbland: 
poftmeifter zwei oder drei innländifche tüchtige Subjefte zur 
Auswahl vorgefchlagen: Das vom Großherzoge gewählte 
Subjekt erhält vom Erblandpoftmeifter den Beftallungsbrief, 
und vom Srofherzoge das Beftättigungsdefret nach eigenen 
Formularen. Durch eine befondere Verordnung vom 22ten 
Jänner 1807 werden alle, welche fich dem. Poftwefen widmen 
wollen und arigeftellt zu werden wünſchen, angewiefen, -fich 
durch griindliche Erfernung der erforderlichen theoretiſchen 
und praktiſchen Wiſſenſchaften zu beſleißigen. 

6) Der Oberpoſtmeiſter wird vom geheimen Rathskolle⸗ 
gio und zugleich vom Erblandpoftmeifter in Pflichten genom⸗ 
“men; die Verpflichtung aller übrigen Poftbeamten wird für 
den Großherzog von der Poſtkommiſſion, oder von dem eins 
fchlägigen Amte, und fiir den Erblandpoſtmeiſter vom Ober⸗ 
poſtamte vorgenommen. 

Alles nach vorgeſchriebenen Formnularen. 

7) In Anſehung der Gerichtsbarkeit über bie Poſtbeam⸗ 
ten wird es bei dem Inhalte der $.$. 5, 6, 7 und 8 der 
Pofttonvention vom ııten May 1806 (zu einer Zeit alfo, 
wo noch eine deutfihe Neichsverfaffung beftand, melches wir 
sur Verftändniß des folgenden Auszugs bemerken) belaffen. 
Diefe $. $. enthalten folgende Beftimmungen: $. 5, die 
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Eivils und Kriminaigerichtsbarkeit über alle und jede Poft: 
veamte ohne Unterſchied, ſowohl in gerichtlichen als auffer: 
gerichtlichen Fällen, in. peinlidhen,, dinglichen, perfönlichen 
oder gemifchten Sachen wird der Landesherrſchaft vorbehal— 
ten; auch find alle den Landespolizeigefeßen unterworfen. | 
6.6. Dem. Reichs » Erbpoftgeneralat hingegen bleibt über: 
laffen, über die Poftbeamten genaue Aufficht zu tragen, fie 
zur Erfüllung ihrer. Dienftpfliditen anzuhalten, ihre Dienft 
fehler zu unterfuchen und zu ahnden und nach Bejchaffenheit 
der Umftände mit Dienftentlafung zu beftrafen. Bon jener \ 
uneingefchranften Landesherrlichen Gerichtsbarkeit bleibt daher 
auch. als’ Folge der Amtsabhängigkeit der Poſtbedienten der 
Fall ausgenommen. wenn gegen einen Poftbedienten wegen 
fehlerhafter Verwaltung feines Dienftes und auf feinen daraus 
entſtehenden perſönlichen. Verbindlichkeiten Klagen erhoben 
werben. Diefe hat das Neichs : Poftgeneralat zu unterfuchen 
und zu entfcheiden; ‚wobei fich daſſelbe verbindlich macht, 
wenn es auf Entfchädigung ankommt, dem befchädigten Theil 
den Schadenserſatz binnen einem viertel Jahre koſtenfrei zu 
verſchaffen. . 7. Wenn ſich ein Poſtbeamter Dienſtexzeſſe 
zu Schulden kommen läßt, welche auf Klagen durchreiſender 
Perſonen oder ſonſt zur Beförderung des Poſtweſens eine 
ſchleunige Abhülfe erfordern; ſo wird dieſe, wenn keine hö— 
here vorgeſetzte Poftbehärde an demſelben Orte befindlich, 
von den landesherrlichen Behörden nach den beſtehenden 
Poſtreglements angeordnet, und dann das Poſtgeneralat in 
Kenntniß geſetzt, wenn ſich die Beſchwerde zu einer beſondern 
Ahndung eignet. $..8.. Um allen Mißverſtändniſſen vorzu— 
beugen, wird weiter feſtgeſetzt: a) wenn ein landesherrliches 
Erkenntniß gegen einen Poſtbeamten zu vollſtrecken, und 
auſſer der Beſoldung kein anderes Exekutivmittel zu haben 
iſt, verfügt das Poſtgeneralat auf Erſuchen einen billigen 
Beſoldungsabzug; b) zur perſönlichen Verhaftnehmung eines 
Poſtbeamten wird, wenn das Recht einigen Verzug geſtattet, 
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und fonft feine Gefahr auf dem Werzuge haftet, cher nicht 
geihritten, als wenn zuvor dem nächften Neichspoftamte 
davon die Anzeige gefchehen, um wegen Fortſetzung des Poft: 
dienftes die nöthige Vorſorge zu treffen, weshalb aud) das 
Reichspoſtamt fehleunig benachrichtigt wird, wenn in pein: 
lichen Fällen eine Verhaftung nöthig geworden iſt; C) bei 
geringen Dienftvergehen, wenn fie anders als mit Beſol— 
dungsabzug oder Dienftentlaffung geahndet werden follen, 
erincht das Neichs: Poftgeneralat die landesherrliche Behörde 
um Vollſtreckung feines Erkenntniffes; bei fchweren hingegen, 
die eine fihärfere Strafe als Dienftentfegung nach fich ziehen, 
und das Reichs Poftgenerafat zu einer öffentlichen Beftrafung 
geeignet findet, werden nad) geſchehener S;uspenfion oder 
Enrlaffung die Unterfuchungsaften zur weiteren Unterfuchung 
und Verfügung an die landesherrlichen Behörden iibergeben. 
d) In ˖· Sterbefällen werden Obfignation, Inventur, Vermö⸗— 
gensabtheilung und was fonft dabei zu Beforgen, von den 
landesherrlichen Behörden vorgenommen ; die vom Verſtor⸗ 
benen hinterlaſſenen Dienftpapiere, Rechnungen und Gelder 
werden ſogleich und wo möglich in Beiſeyn eines nahen 
Poſtbeamten von der übrigen Verlaſſenſchaft geſondert und 
einſtweilen unter landesherrliches Siegel, dem der anweſende 
Poſtbeamte das ſeinige beifügen kann, aufbewahrt. Bei 
der Reſignation, der ebenfalls ein Poſtbeamte beiwohnen 
kann, wird es ſodann dem Reichspoſtamte übergeben, auch. 
dieſem die Berichtigung des Dienſt⸗ und Rechnungsweſens 
überlaſſen. Verbürgerten höheren -Poftbeamten: wird. ein 
forum privilegiatum jugeftanden werden, wenn fie darum 
anfıchen, und daraus feine Inkonvenienzen zu beforgen- find: 


Diefen Alteren Verfiigungen von 1805 wird noch in ber 
neuern Verordnung hinzugefekt, daß in Fällen, wo A) ge 
gen einen Poftbeamten wegen Dienftunrichtigfeiten auf Ver: 
gittung, deven Betrag summam appellabilem erreicht, oder 
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- B) wegen Dienftvergehen auf Suspendirung oder Entfeßung 
erkannt wird, dem DVerurtheilten die Berufung an das Hof: 
gericht der Provinz binnen der gewöhnlichen Friſt offen fteht. 
Die Berufung wirkt jedoch auf die Dienftverwaltung feinen 
etlectum suspensivum. \ | 

8) (in der neuen Verordnung) Die Poftbeamten ge: 
niegen die in $. g der (1805) Konvention zugefiherten Im— 
munitäten und Unterftügungen. Diefe beftchen in folgenden: 
Die Poſtbeamten genießen die .landesübliche Perſonalfreiheit 
von landesherrlichen und Landes: auch Gemeindsdienften; - 
befisen fie fteuerbare Immobilia, oder treiben fteuerbare 
biivgerliche Gewerbe, fo find fie den Steuerabgaben und an; 
beren Laſten wie alle andere Unterthanen unterworfen. Die 
Söhne‘ der höheren. Poftbeamten bis auf die Poſthalter auss 
ſchließlich, ſind vom Milizenzuge befreit; auch die Söhne 
der Pofthalter, wenn. fie die Anwartfchaft auf einen Poftdienft 
erhalten. Ihre Wohnungen, worin die Pofterpedition bejorge 
“and: fonft fein birgerliches Gewerbe getrieben wird, werden 
mit Einquartierung in Kriegs; und Friedenszeiten verfchont, 
wenn folche im erften Falle von der Landesherrfchaft abhängt, 
und in fo. fern nicht: in beiden Fallen folıhe beſondere Um— 
fände eintreten, die irgend eine Ausnahme nicht geftatten. 
Dagegen. haben fie an den mit der Quartierlaſt zuweilen 
verbundenen DVerpflegungskoften, wenn fie auf die gefammite 
Inwohnerſchaft eines Orts umgelegt und ausgeglichen werden, 
eben fo, wie andere Eingefeffene nach. ihrem beitragspflichz; 
‚ tigen Vermögen gleichen Antheil zu nehmen. Die Por: 
Erpeditionszimmer und eigentlihen Poftitallungen bleiben 
ftets von Einquartierung frei. Die zur Verfehung des Poft: 
‚ dienftes erforderlichen Pferde leiften feine. Frohnde, wohl 
aber jene Pferde, die fie zum eigenen Güterbau oder zu 
Gewerbe halten. 

9) Ueber die uniforme Kleidung der höhern und niedern 
Poftbedienten wird der Vorfchlag des Erblandpoftmeifters er: 
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wartet. Die Poftillons tragen bie EUREN ES — obder 
noch vorzuſchreibende Livree. 

10) In Poſtſtationen und Poftrouten, fo wie überhaupt 
in Öffentlichen Pofteinrichtungen darf ohne Ober; und Lehens: 
herrliche Genehmigung feine ——— vorgenommen 
werden. 

11) In Hinſicht des rieffreithums bleibt ſolches wie‘ 
in 1805 beftimmt worden, mit der. Ausdehnung deffelben 
auf Dikaſterien, Dienfkftellen und Diener, die in den im⸗ 
mitrelft neu erworbenen Landen theils errichtet und angeftellt 
find , theils noch werden. Die Univerfität zu Freiburg wird 
jener zu Heidelberg gleichgeftelft. In den durch den Rheini— 
ſchen Bundesvertrag der Dberhoheit unterwWorfenen Landen 
wird feſtgeſetzt, daß alle jene Briefichaften, die von dem 
Großherzoge oder deffen Dienftftellen in den Koheitslanden, 
oder aus folhen an denfelben oder die Dienftftellen gehen, 
das Freithum mitgeniefen. Nach dem $. ı2 im Vertrag 

von 1805 und $. 8 u. f. tm Nebenvertrag ift hauptſächlich \ 
zur Baſis genommen, dal das Brieffreithum nicht auf“ der 
Merfon , fondern auf dem Amte ruht. 

12) Wird das Freithum auf der fahrenden Poſt be⸗ 
ſtimmt nach dem Art. im Vertrag von 1806, und dabei 
hinzugefügt, daß die in jenem Vertrage für einzelne Landes; 
bezirfe verftattete Chauſſee⸗ und Meggelds : Befreiung aufs 
gehoben fer; wogegen aber auch die bedungenen Geld;aversa 
nicht mehr entrich‘et werden. 

15) Der vorderöfterveichifche Poſttariff im Breisgau 
wird aufgehoben, und der für das Großherzogthum ſchon 
1805 beſtimmte eingeführt. | 

14) In Anfehung des Botenweſens wird es Bei $. 20. 
des 1805er Vertrags belaffen. Vermöge deffelben wird von 
Seiten der Landesherrfchaft nicht geftattet, daß an Orten, 
wo die Faiferliche Neichs: (jet die neuen) Poften beftehen, 
zu deren Abbruch ordinäre Boten aufgeftellt, und von ſolchen 
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Briefe eingeſammelt/ weiter befördert und abgegeben werben. 
Auch follen neben den Poftwägen feine en —— 
mäßige Fuhrwerke errichtet werden. — 

35) Wenn nothwendig die Extrapoſt⸗ — Kouriertare 
zu erhöhen oder anders zu veguliven, ſo wird der Vorfchlag 
des Erblandpoftmeifterd erwartet, und nad) den im ıgten 
Artikel des 1805" Vertrags aufgeftellten Grundſätzen fi 
bemeffen werden. In diefem $. wird der Haber preiß zur 
Baſis der Beſtimmung angenommen und ſoll jährlich im 
Februar und Auguſt von der General⸗Poſtdirektion mit dem 
. geheimen Nathekoliegio darüber Rückſprache genommen und 
‚ der hierauf gefaßte Beſchluß befannt gemacht werden. 

Die dritte Verordnung, welche über die Poftanftalten 
erſchienen, iſt die geoßherzoglich Würzburgiſche vom oaten 
November 1806. Sie fieht im zoten Stücke des Regie— 
rungsblattes vom 27ten Dezember 1806, und iſt folgenden 
weſentlichen Inhalts: 

1) Die Würde und das Amt. eines Erblandpoſtmeiſters 
im Umfange des Großherzogthums wird dem Fürſten von 
Thurn und Taxis und feinen männlichen Nachkommen als 
ein Throniehen verliehen. In der Verleihung ift auch der 
Kapitan der grofherzoglichen Leibgarde, Fürſt Marimikian 
von Thurn und Taris *) und feine männliche —— 
begriffen; 

2) Diefes ER wird in allen Fällen, in — 
die Lehen nach den Gewohnheiten des großherzoglichen Lehen⸗ 
hofs empfangen zu werden pflegen, und zum erſtenmal bins 
‚ nen Jahr und Tag empfangen, und zwar 

3) perföntich, doch bleibt dem Vaſallen unbenommen, 
um Dispenfation . aus zureichenden Beweggründen nachzu⸗— 
fuhen, und die Entſchließung zu gewärtigen, | 








— — 


«*) Dieſes iſt ein Balbbeuder des verſtorbenen Fürſten Earl Anſelm, 
weicher auch ſchon männliche Debjenden hat. 
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4) Das nutzbare Eigenthum und alle aus demſelben 
entfpringende Rechte befigt und genießt der fürſtliche Vaſall 
mit vollkommener Unterordnung unter der landesherrlichen 
Gewalt. 

5) Alle Anordnungen des Poſtweſens ibechaupt und die 
Taxen infonderheit betreffend, werden nad) vorhergegangener 
Vernehmung des Erblandpoftmeifters getroffen. Bei den 
beftehenden Anordnungen wird es jedoch proviforifch umd 
bis zu derfelben. genauern Prüfung belaffen. 

6) In Würzburg foll ein von auswärtigen Poftämtern 
unabhängiges Oberpoftamt beftehen, deſſen Leitung alle Poft: 
ämter, Poftverwaltereien' und Pofthaltereien des Grofher: 
zogthums in allen Adminiftrativ s Gegenftänden unterworfen 
find. 
7) Sollte das DOberpoftamt in einer reinen Juſtitzſache, 
4 DB. wenn vom Erfaße eines in den großherzoglichen Lan; 
den zugefiigten Schadens die, Rede ift, belangt werden, ſo 
ift das Hofgericht die kompetente Stelle. 

8) Sämmtliche Poſtbeamten und übrige Individuen 
ſind in allen peinlichen Sachen, in perſönlichen, dinglichen 
und vermiſchten Klagen, in Gegenſtänden der ſtreitigen und 
willkührlichen Gerichtsbarkeit der großherzoglichen Juſtizſtelle 
unterworfen. In Obſignaturfällen wird der Oberpoſtmeiſter 
oder ein Poftbeamter beigezogen, um Amtspapiere und Rech: 
nungen alsbald zu übernehmen, oder im Falle der Unthun; 
lichkeit mit dem gerichtlichen Kommiffarius unter gemein: 
fchaftliches Siegel zu legen. 

9) Das Forum des Oberpoftmeifters, der Poftmeifter, 
Poftverwalter, Poftfefretarien und Expeditoren ift das groß: 
herzogliche Hofgericht; für die übrigen SERIEN die um; 
tern Gerichtsftellen. 

10) Kraft des Rechts der oberften Polizeiaufſ 4 wird 
der Großherzog bei etwa entſte henden Mißbräuchen Unter— 
ſuchungen anordnen laſſen. 


un 
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12). Kraft des nämlichen Rechts bediirfen die bei dem 
Poftinftitute anzuftellenden Individuen zur. Ausiibung ihres 
Amtes der Beftätigung des Großherzogs und werden demiel; 
ben verpflichtet, - Bei Erledigung der Voftftellen vom Obers 
‚ pofimeifter bis zum Poſthalter einſchließlich, werden vom 
Erblandpoftmeifter zwei Subjekte von Landesunterthanen, 
wenn taugliche vorhanden, vorgefchlagen, aus welchen der 
Großherzog Einen wählt. 

12) Der Gewählte erhält vom Erblandpoftmeifter das 
Beftallungss und: vom Großherzoge das Beſtätigungsdekret 
nach einer befondern Formel. 

15) Der Oberpoſtmeiſter wird vom dirigivenden Staats; 
minifterium oder einer Kommiffion deffelben, die übrigen 
Poſtheamten aber werden nach einer Minifterialweifung von 
der adminiftrativen Landesftelle oder dem Landgerichte des 
Dres in großherzogliche Pflichten genommen. Die Verpflich— 
tung für den Erblandpoftmeifter, geſchieht, foviel den Ober: 
poftmeifter betrifft, von ihm felbft, oder von einem hiezu 
zu ernennenden KRominiffarius, jene der übrigen Poftindivis 
duen vom Dberpoftamte. 

14) Bon der $. 11. feſtgeſetzten Regel des doppelten 
Vorſchlags wird bei den Vofthaltern eine Ausnahme gemacht, _ 
wenn nicht mehrere gleich tiichtige Kompetenten vorhanden 
find. ! f 

15) Zu allen die Belehnung, die Gefekgebung über 
das Poftweien, die Adminiftration und Regie, die oberfte 
Polizeiaufficht u. dgl. ‚betreffenden Sachen :ertheilt das diri: 
girende Stantsminifterium feine Entfchließung dem Erblands 
poftmeifter oder an die Generaldirektion der often im 
Großherzogthum. In dem ‚geeigneten Fällen erftattet der 
Erblandpoftmeifter feine Berichte und Anträge an den Groß— 
herzog, die Generalpoſtdirektion aber. an das dirigirende 
Staatsminifternum. 

16) Syn übrigen Fällen bleibt dem Oberpoftamte unbe: 
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nommen, feine Berichte unmittelbar an. das dirigirende 
Staatsminifterium zu erftätten. 

17) Sn Sachen, die zum vichterlichen Neffort gehören, 
erläßt die Landes; Juftizftelle die Weifungen unmittelbar an 
das Oberpoftamt. Ä 

10) In Polizeifällen Haben die örtlichen oder oberften 
Landes: Polizeibehörden einzufchreiten: betreffen die Verfü— 
gungen. den Dienft der Poften, fo muß alsbald dem Ober; 
poftamte Nachricht ertheilt werden. 

19) Dem Erblandpoftmeifter wird, jedoch mit vollkom⸗ 
mener Unterordnung unter die großherzogliche höchſte Gewalt, 
auſſer dem Rechte der Leitung und geſetzmäßigen Benutzung 
des Poſtinſtituts als Mittel zum Zwecke die Disziplinarge— 
richtsbarkeit über die angeftellten Poftindividuen bewilligt, 
kraft welcher derfelbe ihre Dienftvergehungen zu unterfuchen 
und zu ftrafen befugt ift. 

20) Die Strafen, welche der Erblandpoftmeifter zu 
verhängen befugt ift, können in Verweiſen, Geldſtrafen, 
Suspenfion und Entlaffung der Poftbedienten beftehen; das 
gegen darf derfelbe Feine die Entziehung bürgerlicher Rechte; 
3. B. der perfönlichen Freiheit, der bürgerlichen Ehre zur 
Folge habende Strafe erkennen, und in feinem Falle, ſelbſt 
nicht zur Sicherung der Poſtkaſſe oder.der fonftigen Herſtel—⸗ 
fung des Thatbeſtands eines Dienftvergehens, einen perfön: 
lichen Arreft anordnen. In folchen Fällen muß das Ober: 
‚poftamt, oder nach Umſtänden jeder andere Poftbeamte, auf 
feine Verantwortlichkeit und Koften um den Perfonalarreft 
des befchuldigten Poftindividunms nachfuchen;, Ru dert: 
felbe alsbald verhängt werden fol. 

21) Iſt ein. Dienftvergehen ‘von der Art, daß eine 
Suspenfion oder Entlaffung des Angeftellten in Frage tömmt, 
fo wird die Generaldireftion ‚der Poften dem dirigirenden 
Staatsminifterium über das Dienftvergehen und zufeht iiber 
das Reſultat der Unterfuchung Anzeige erftatten. Br 
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22) Bei Dienftvergehungen, welche zugleich den Ras . 
tafter eines peinlichen haben, wird dem Erblandpoftmeifter 
die Herftellung des Tharbeftands des Verbrechens, und ‚die 
fummarifche Vernehmung des Inkulpaten; Hingegen die 
weitere DBerfolgung der, Unterfuchung, die Angehung und 
Beendigung der Spezialinquifi ition den Re Juſtiz⸗ 
ſtellen überlaſſen. 

25) Die Verbrechen der ee ‚welche feinen | 
Bezug auf ihre Dienftverhältniffe haben, ift der Erblands 
poftmeifter zu unterfuchen und zu beftrafen nicht berechtigt. 
Findet eine peintiche Gerichtsftelle die-Arretirung eines Poſt⸗ 
individuums nothwendig, fo muß dem DOberpoftamte gleich 
Nachricht gegeben werden, um wegen BEE des 
Dienſtes die Einleitung zu treffen. | Dre 

24) Strafen wegen Dienftvergehungen fünnen durch 
Kekurfe an die Landes: Suftizftelle in ihrer Wirkung nicht 
anfgehoben werden. Glaubt jedoch ein Poſtbeamter gegen 
die erkannte Strafe in der Art einer Vertheidigung Be— 
ſchwerden beim Hofgerichte führen zu können, ſo muß er 
ſolche binnen 10 Tagen einreichen. Findet die Landes⸗ 
Jufjzftelle rechtlich, die Akten abzufordern, fo theilt fie vor) 
allem die Vertheidigungsfchrift. dem Dberpoftamte mit; dieſes 
laßt fodann unter -Erftattung eines die Entfcheidungsgrimde- 
enthaltenen Berichts die Akten verabfolgen. Vom Erfennts, 
niffe des Hofgerichts hat fein weiterer Rekurs Statt. 

25) Die oberfte Stelle des "Erblandpoftmeifters. nimmt 
in allen das großherzogliche Poſtweſen betreffenden Angeles 
genheiten die Benennung an: Generaldireftion der 
großhekzoglich würzburgiſchen Poſten; das Oben 
poſtamt und andere Poſtſtellen den Namen: Großher—⸗ 
zoglich würzburgiſches Oberpoſtamt, Poſtamt, 
u. fe w. Die Generaldirektion erſtattet nur an das dirigi— 
rende "Staatsminifterium Berichte; mit den übrigen Landes— 
ſtellen kommunizirt ſie in Noten, und erhält auch die Ants- 


46 
worten in Noten zurück. Das Oberpoſtamt evftattet auch 
an die Pandesftellen Berichte, und erhält darauf die Ent: 
fchließungen in gewöhnlicher Form. Mit den mene Stellen 
kommunizirt daffelbe durch Moten. | 

26) Ueberall wird das. landesfitefllihe Wappen, unter 
dem fich das fürſtlich Tarifche befindet, angeheftet: 

27) Eben fo wird es mit den Poſtſigillen gehalten, die 
Umfchriften lauten jedoch blos wie in $. 25. feftgefgst iſt. 
25) Beſtimmung der Farben⸗Livree u. ſ. w. 

29) Sämmtlichen Poſtindividuen, als ſolchen, wird die 
Perſonalfreiheit von Territorial⸗ und Gemeindedienſten und 
Frohnden bewilligt. Insbeſondere werden die zum Poſtdienſte 
erforderlichen Pferde der Poſtſtallmeiſter und Poſthalter von 
Territorial- und Gemeindefrohnen befreit. | . 

50) Die Pofthäufer find von der Natural:Einquartierung 
befreit; wo aber eine Konkurrenz zu der Einquartierungslaſt 
in Geld Statt hat, milffen fih die Poftindividuen, in ſo 
fern fie als Gutsbefiger zu betrachten lommen, dem ordent⸗ 
— Ausſchlage unterwerfen. | 

3:) Von dem Milizenzuge find die Söhne der nad) 
4.9. der hofgerichtlichen Gerichtsbarkeit unterworfenen Beam: 
ten frei. Trift Poftillons das Loos des Nefrutenzuges, fo 
muß die landesherrliche Stelle dem betreffenden Poſthalter 
- eine angemeffene Zeitfrift geben, fih mit einem andern tiichz 
tigen Subjefte gu verfehen, und bis dahin mit der wirklichen 
Aushebung Anftand geben, 

2) Bei überhäuften Dienfterforderniffen ſollen die 
Poſtſtallmeiſter und Poſthalter unter dem Beiſtande der 
Ortsobrigkeiten mit Pferden gegen die poſttarmüßige Bezah⸗ 
lung unterſtützt werden. 

35) Wirthe, Hauderer und Fuhrleute dürfen mit der 
Poſt ankommende Paſſagiere vom Orte der Station nicht 
weiter führen, ſie müßten ſich dann zwei Tage am Orte 
aufgehalten haben. 
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54) An Orten, wo Poften beſtehen, dürfen, mit Aus: 
nahme der Amtsboten, weder fahrende noch gehende Boten 
aufgeftelle, und nach Erlöjchung der den wirklich aufgeftellten 
ertheilten Konceffion, ohne erhebliche Grüne, feine neuen 
— werden. 

35) Sowohl. die Errichtung als der Tranfit fremder - 
Poften bleibt aus dem Gebiete des Großherzogthums aus⸗ 
geſchloſſen. | 

36) Poftwagen: bleiben von‘ Chauffeegeld und Tranfito: 
zoll. wie ‚bisher befreit. Wegen den im Lande bleibenden 
mir; dem Poftwagen kommenden zoll s und mauthbaren‘ 
Waren, wird: die höchfte Beftimmung noch nadhfolgen. 

Am nämlichen Tage erfchien auch die Verordnung wegen. 
der Briefportofreiheit, Sie erſtreckt ſich fir die erſte nicht 
weit ausgedehnte Klaſſe ſowohl auf die amtliche als private 
Korreſpondenz; haftet aber auf dem Amte: die Korreſpondenz 
der Stellen und Kanzleien aber nur in amtlichen Angelegen‘ 
vn welche unter dem Amtsfiegel laufen. | 

WVon dem Inhalte der Verträge des Fürften mit dem‘ 
Fürſten Primas und dem herzoglichen und fürftlichen Haufe’ 
Naſſau ift bis jetzt noch nichts offiziell. von den Souveraing 
befannt gemacht worden. Man: weiß bis jeßt nur fo viel, 
daß die Erblandpöftmeiftersftelle in diefen fouverainen Staa⸗ 
ten ebenfalls dem Fürften von Thurn und Taris fiir feine‘ 
“ männliche Deszendenz ats ein Thronlehen verliehen worden iſt. 

Der König von: Würtemberg und Herzog von Berg 
haben, wie wir ſchon oben fagten, "ihre eigenen Poſten an⸗ 
gelegt. Wie es in den fouverainen Staaten des Herzogs. von 
Ahremberg und des Fürften Salm gehalten wird, ift ung 
unbefannt. Im Großherzogthum Heſſen beftehen zwar noch 
Tarifche Poften: allein, fo viel befannt,. nur noch proviſo— 
riſch; auch find bereits einige eigene Mebenpoften angelegt. 
Jedoch fagt man, daß Unterhandlungen im Werke jenen, 
und der Fürſt Hoffnung habe, die alten Poften zu behalten. 
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Sm Iſenburgiſchen und Penen’fchen war nie eine Tarijche 
oder andere Port; felbft nicht in Offenbach, das feine Briefe 
von Frankfurt. und Hanau erhält, und eine eigene tägliche. 
Diligence nach und von Frankfurt hält. 

Im Fürſtenthum Hohenzollern beftehen, fo viel bekannt, 
noch die Taxiſche Poſten; aber vielleicht auch nur proviſoriſch. 
Sm Königreiche Sachſen waren von jeher eigene Lan— 


despoſten; aber in den herzoglich ; fächfifchen Landen waren 


faiferliche Reichs / reitende. Poften; die: fahrenden und Ertra: 
poften aber waren herzoglich. Diefe beftanden noch vor dem 
Beitritte der Herzoge zu: Sachen zum Nheinifhen Bunde, 
und es ift fehr zu wünfchen, daß durch einen Vertrag die 
Taxiſchen Poſten in dieſen Staaten erhalten. werden mögen r 
da fonft die Kommunikation mit Sachſen erfchweret wiirde: 
Sin mehreren andern : zur Rheiniſchen Konföderation nicht 
gehörigen Staaten, fo wie in den Hanſeeſtädten, beſtanden 
die Tarifchen. Poften ebenfalls noch; jedoch nur proviſoriſch. 
Der inzwifchen ausgebrochene Krieg,. welcher fich über alle 
dieſe Staaten verbreitet hat, mar vermuthlich Urfache, daß - 
hierin noch feine definitive Anordnung getroffen wurde. 

Nun hat aber der Fürft auch in: diefen Staaten bie 
often verlohren, indem in allen von den franzöfifchen Ar: 
meen befekten Landen. vermöge kaiſerlich⸗ franzöfifchen Des; 
kretes, die Poften für franzdjifche Rechnung verwaltet, und 
von: grofiherzöglich s bergifchen Behörden. eingerichtet werden. 
So ift jeßt die Lage des ehemaligen Neichspoftweiens. Soll⸗ 
ten fi mehrere Veränderungen ergeben, fo werden wir fie 
dem Publikum mitcheilen, Ar 
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Ueber die Anwendung des Befteuerungsrechtes der 
Souveraine auf die Domainen der mediatiſir rten 


Reichsſtände. 





Ne Zeitſchrift: »der Rheinifche Bund« zeichnet fich durch 
bie Aufnahme intereffanter Verſuche zur Erläuterung der- 
Rheiniſchen Bundesafte aus. So wie Man im nun auf 
gelößten deutfihen Reiche den Cäſareaner an feinen Behaup— 
tungen gar leicht von dem Vertheidiger der reichsftändifchen 
Gewalt unterfcheiden Eonnte; fo läßt ſich auch jetzt aus den 
Srundiägen ermeſſen, ob der Ausleger die Souverainitätg; 
rechte ausdehnen, ‚oder die Weberbleibfel alter Freiheit und 
Gerechtſame den. fchuldlofen Opfern der alten Verfaffung ev; 
haften wolle. Das Alte erfcheint gewöhnlich in einer neuen 
Form wieder; und fo wie das Intereſſe im deutfchen Reiche - 
‚eine. verfhiedene Anfiht der Fonftitutionellen Verhältniſſe 
fchuf, fo wird auch im neuen Bundesftaate von manıhen 
fguverainen Behörden im o6ten Artikel der Bundesakte 
gefunden, was die Mediatifirten, als ihnen verbleibend, aus 

dem orten Artikel anſprechen. 

Der Verfaſſer diefes Aufſatzes will nicht längnen, was 
deſſen Inhalt ohnehin entdecken wird, daß ſeine Feder der 
Sache der Mediatiſirten gewidmet iſt. Er hat weder Beruf 
noch Talent, ſich mit der doktrinellen Auslegung der Akte 
abzugeben; aber er hofft mit allen, denen das Vaterland 
lieb ift, daß eine authentifche Auslegung der neuen magna 
charta dem Neiche der Willkühr ein Ende, und feientififche 
Erläuterungsverfuche entbehrlich machen werde, und beſchränkt 
fih demnach nur darauf, einen Gegenftand näher_zu prüfen, 
welcher feiner Natur nach nicht wohl bis zum bevorftehenden 

| F 
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Bundestage unentſchieden bleiben kann, fondern nad den 
Bedürfniſſen der Souveraine friiher oder fpäter durch — 
An Maafregeln. berichtigt werden muß. 

Sn dem orten Artikel, welcher die den mediatifirten 
— Reichsſtänden vorbehaltenen Rechte und Vorzüge 
aufzählt, wird in Rückſicht ihrer Domainen verfügt!: 

Leurs domaines et biens seront assimiles quant 
a l’impöt, aux domaines et biens des princes de 
‚la maison sous la souverainet& de laquelle ils 
doiyent passer en vertu du present traite, ou 
si aucun des princes de la dite maison ne posse- 
doit d’immeubles, aux domaines . et biens de la 
classe Ja plus privilegiee. 

Die Stelle, welche diefer Verfügung angewieſen iſt, 
beweiſet, daß; nach dem Willen des höchften Proteftors und 
der konföderirten Fürſten die Domainen der Mediatijirten 
unter allen Verhältniffen bedeutender Vorzüge, hauptſächlich 
in Rückſicht der Steuern, genießen follen , ‘und damit foldye 
höchſt privilegirte Güter zum Nachtheil des Staatswohls 
nicht in die Hände eines Dritten, eines fremden Souverains 
oder der Unterthanen des Staats. gegen den Willen des 
Souverains kommen füllen, wird weiter verfligt: r 

Ne pourront les dits domaines et droits &tre 
vendus a un Souverain .etranger a la confedera- 
tion, ni autrement älienes sans avoir été pre- 
alablement oflerts au prince sous la souveraine- 
te duquel ils sont places. 

Sn ein Staatsgrundgeſetz, wie die Akte vom 18. Jako 
1806 ift, wo die weitere innere Drganifation des neuen 
Staats auf ein noch zu errichtendes organifches Gefek ver; 
wiefen wird, fünnen, feiner Natur nad), nur folche Beftim: 
mungen aufgenommen werden, deren Auslaffung der Er; 
reichung des Staatszwecks wefentlich hinderlich feyn wiirde, 

Mit vollem Hecht glaubten der. allerhöchfte Protektor 
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und. die Eonföderirten Fürſten, daß fofche privilegirte Beſiz⸗ 
zungen in den Händen eines fremden Souverains zu allerlei 

Mißhelligkeiten Anlaß geben könnten, und um dieſe zu ver⸗ 
meiden und alles zu: entfernen, was ‚die äuſſeren Verhält— 
niſſe zu trüben vermögte, wird hier ausdrücklich der Di 
kauf dem Souverain vorbehalten: 

Keinem ‚fremden, Spuverain, feinem Sremden übers 
haupt, . wird die Erwerbung von liegenden’ Gründen in den 
Bundesſtaaten unterſagt. Das Wohl des Staats kann nicht 
darunter leiden, wenn ein, fremder Souverain Grundeigen⸗ 
thum der gewöhnlichen Art erwirbt. Das Woht des Staats 
könnte aber "gefähtdet werden, wenn die: Domainen der Me: 
diatifirten: mit allen ihren Vorzügen an ge Sons 
verain ühertragen werden dürften, 

Warum alſo der oben erwähnte Nachſatz mit der Ver: 
* ügung, wie es mit den Domainen der Mediatiſirten in 
Rückſicht ihrer Theilnahme an den Staatslaſten gehalten 
werden ſoll, in unmittelbare Verbindung geſetzt wurde, läßt 
ſich nunmehr leicht einſehen. Man glaubte den Domainen 
der Mediatiſirten die erwähnten Vorzüge nicht zugeſtehen zu 
können, ohne die Souveraine vor der Gefahr: der Ueber⸗ 
tragung in fremde Hände zu ſichern, und ihnen zugleich die 
Ausſicht zu eröffnen, ihren Staaten durch deren Erwerbung 
mehr innere Konſiſtenz zu geben. Bei der ehemaligen deut— 
ſchen Verfaſſung waren die eigentlichen Domainen der Reichs⸗ 
fände -in ruhigen Zeiten, und friiher auch ſelbſt in Kriegen, 
von allen Steuern und Gaben frei, und nur in Zeiten ge— 
meiner Noth verſtanden ſich bisweilen die a aus 
gutem Willen, zur Erleichterung des allgemeinen Elendes von 
ihren Domainen ‚Beiträge zu entrichten 2), Zu den Domainen 
777777777777 

2) Das iſt nun wohl wenigſtens nicht überall der Fall. 
Im Gegentheil iſt ja aus der deutichen Reichsgeſchichte hin: 
länglich bekannt, daß urſprünglich alle Stgatslaſten von den 
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in dieſem Sinne wurden weder adeliche, noch bürgerliche, 

oder bäuerliche Güter gerechnet, welche durch beſondere Er: 

werbungstitel in den Befiß der Fücften gefommen waren. 
Bon folchen entrichteten fie entweder ihre Steuer, oder 











Domainen Yetragen wurden, und noch wirklidh in vielen 
Staaten die ganze Adiminifiration, oder wenigftens ein Theil 
davon, aus denfelben beftritten wird. Zu den Reichskriegs⸗ 
laften maren ebenfalls die Domaine der Fürſten pflichtig. 
Als aber bei Errichtung des ftehenden Soldaten "die Domai; 
nen zu einem ſolchen Aufivande nicht hinveichten,, als diefe 
nebft dem Ertrage der Regalien zum nothwendig oder wills 
kührlich vermehrten Fürftenaufwande kaum hinfänglich waren; 
da mußten die Fürften anfangs ihre Unterthanen anfprechen 
um freiwillige Beihülfe; da erlangten die Fürften 

durch Meichsgefege das Recht, ihre. Unterthanen fürmlich 

zu befteuern; da entftanden die Landes; und Steuerkaſſen, 

welche in der Folge alle Reichs: Kriegs; u. Defenfionslaften 
übernahmen. Immer blieben aber in mehreren Staaten 
auf. der Domanialfaffe beträchtliche Laften. So floffen im 
alten Kurfürftenedum Mainz die direkten Auflagen, oder die 
fogenannte Schakung, in das Kriegssahlamt, welches. fiir 
die Unterhaltung des Mititärs beftimme war. Der ‚Ertrag 
der Domainen und Negalien flof in das Soflammerzahfamt. 
Diefe waren nun zwar nicht beftenert, lagen nicht in der 
Schakung; allein das Hoffammerzahlamt trug nicht nur alle 
Unfoften und Befoldungen der Adminiftration, fondern es 

unterhielt auch die kurfürſtl. Garde, bezahlte einige Gefandts 
-fchaften, und entrichtete die Kammerzieler. Bei aufferordents 
-fichen Stenern oder Schakungen wurden die Domainen der 
Kurfiirften beigezogen; das heißt, das Kammerzahlamt gab 
einen Beitrag zur allgemeinen Kriegslaft an das Kriegszahl— 
amt. Das nämliche hat in mehreren Staaten, mir BERN: 
— Statt gefunden. . W. 
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ließen, was davon zu entrichten war," an den Schakungs: 
und Vermilligungsgeldern abfchreiben. 

Es ift zu vermuthen, dafi bei Errichtung des Rheiniſchen 
Bundes auf die Formen Nickficht genommen wurde, welche 
damals-in Deutſchland beftanden.. Keine-andere fannte man 
nicht, und wenn alfo nach Sinn und Buchftaben der Bun 
desafte: 

die Domainen der Mediatifirten privilegivt feyn und 

bleiben follen, — 
wenn den Sefandten der verbündeten gürften die Beruhigung 
ber Mediatifirten über dieſen Gegenſtand ein fo hohes Ans 
liegen war, daß fie fogar einen Fall annahmen, weicher bei 
feinem bundesverwandten Fürſten eingetreten ift, den nämlich: 
daß, weder der Spuverain, noch irgend ein Prinz 
feines Haufes 2) liegende Gründe befäße, wo alsdann ' 








2) Die Worte: weder der. Souverain, nod 
irgend ein Prinz feines Haufes, ftehen nun freilich 
nicht deutlich in der Bundesakte. Ich geftehe, daß ih ans 
fongs die vom Herrn VBerfaffer oben buchftablich angeführte 
Stelle eben fo verftand, wie derfelbe., Ich fagte daher auch 
in der Mote 38, Heft x, &. 37: »Ihre Domainen und 
Güter werden in Rückſicht der Auflagen den Domainen und 
Gütern ihres Souverains gleich gehalten. Befist diefer. keine 
unbeweglichen Güter, fo werden fie den Domainen. und 
Gütern der privifegirteften Klaffe im Lande gleich behandelt.« 

Der Herr geheime Rath Freiherr von Hertwich ver; 
ftand den Text eben fo. In der Abhandlung für den Jänner 
1807 fagt derfelbe: »Die Domainen und Güter der Mes 
diatifirten werden in Rückſicht der Auflagen jenen gleich 
gehalten,,_welche der Souverain befißt. Beſitzt derfelbe feine 
unbeweglichen Güter (welcher Fall wohl ſchwerlich befteht), 
fo. werden fie behandelt, wie die privilegirtefte - Klaffe der 
Güter im Lande. « 
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bie Mediatifieten den — gleich gehalten 

werden ſollten, 
fo kann doch wohl: mit’ vollem Recht angenommen werden, 
daß die Freiheit von allen Steuern, die für die Mediatiſirten 
a a — — | 

Daß Herr geheime Kath Gärtner die Worte eben fo 
verfteht, kann man in feiner Abhandlung Heft 5. S. 215 
imd Heft 6:8: 528 finden. Meberhanpt war man bisher 
alinemein der Meinung, daß — der un der an. der 
B: adesafte ſey. 

Im Mitncher ——— in welchem die — 
— zueöſt/ offiziell · geliefert wurde, lauter: die 
Ueserfeßung: »» In Betreff der. Auflagen follen ihre Dos 
mainen und Güter mit den Gütern und Domainen derje: 
nigen Fürften’ gleich geftellt werden , unter deren Souve: 
rainität fie-zu Folge gegenwärtigen Traktats kommen, oder 
wenn fein Prinz diefes Haufes Immobilien beſäße, fo follen 
fie den :Domainen und Gütern der am meiften privilegirten 
Klaſſe gleich gehalten "werden. « In der Stuttgarder Zeitung 
wurde die Stelle überſetzt: »Ihre Domainen und Gitter 
folfen, was die Abgaben betrifft, den Domainen und Gittern 
der Fürſten des Haufes gleich geftelle werden, unter dejfeh 
Souverainität fie kraft dieſes Staatsvertrags fommen, oder 
wenn fein Prinz diefes Hauſes immobilien beſäße, fo fok 
fen fie den Domainen der am meiften privilegirten Klaſſe 
gleich: gehalten werden.« In der. zu Darmſtadt gedruckten 
Landzeitung iff die Stelle auf die nämliche Art gegeben. Die 
° Düffeldorfer Ueberſetzung in der Sammlung der Verordrungen 
lautet: » Ihre Domainen und Güter follen, was die Abgas 
ben betrifft, den Domainen und Gütern des Fürften und 
Hauſes gleich geftellt werden, unter deffen Souverainität fie 
fommen, oder wenn fein Prinz diefes Haufes Immobilien 
beſäße u. f. w. Kurz, ich kenne feine Weberfekung, wo das 
des princes de la maison durch) Prinzen überfeßt wor: 
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fefigefeßte Regel feyn ſoll. — Keine Regel iſt indeffen ohne 
- Ausnahme, und diefe Ausnahme ſoll in den Fällen eintreten, 
wo der Souverainifelbfk in. Erwägung.der allgemeinen Noth 
feine fonft freien Beſitzungen zur Erleichterung des fchakbaren 
Eigenthums einer gemwiffen Abgabe unterwirft. 

Daß ſich "in. diefen Fällen auch die Mediatifirten den 
öffentlichen Laften nicht „entziehen werden , : ift eben fo wahr - 
und in der Natur der Bundesverfaſſung gegriindet, als es 
zu den ihnen verbliebenen Vorzügen gehört, im ruhigen 
Zuſtande, mit Steuern- und Abgaben verſchont zu bleiben. 

Man ſcheint zwar in verſchiedenen Staaten den Knoten 
zerhauen, und durch Aufhebung aller Steuerfreiheit 
und Erklärung, daß von den Domainen des Staats auch 

Steuer entrichtet werden foll, den Mediatiſirten ſelbſt dieſen 





den wäres wohl aber iſt dad aucun des princes im Nach: 
faße immer durch Bringen verdeutfeht worden. Der ‚Kerr 
geheime Rath Braner in Karlsruhe iſt meines Wiſſens der 
erfte, weicher in ſeinen Beiträgen zum allgemeinen Staate: 
rechte der Rheinifihen Bundesftaaten ©. ıg2 u. f. dieſe 
Meberfeßung und Auslegung fchlechterdings fiir verwerflich 
erklärt und behauptet: die Domainen der Prinzen des Han: 
ſes, unter deffen Bottmäfigkeit ein Stand komme, nicht die 
des Souverains felbft feyen es, mit welchen eine Gleichſtel— 
fung geboten worden. Und. wirklich foheint eg, wenn man 
das Sanze vergleicht, daß. diefes wohl auch der richtige Sinn 
feyn möge. Meines Erachtens werden aber bei diefer Leſeart 
die Mediatifirten nichts- oder doch nur wenig verlieren, 
wenn nur der Grundfag feitfieht, daß die Steuerbarkeit der 
ftandesherrlichen Domainen ‚nicht einer freien Willkühr des 
neuen Dberheren preiß gegeben fey; fondern dieſe alle, jene 
Freiheiten genießen und fiir immer behalten follen, welche 
jegt die Domainen der Prinzen oder der privilegivteften 
Klaffen- Haben. - W. 
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Vorzug entziehen zu wollen, ob aber mit Recht? darüber 
mag man aus Folgendem urtheilen. 

Es iſt keinem Zweifel unterworfen, daß die Souveraini⸗ 
tät der Fürſten des — Bundes — Aufferen Bes 
gränzungen kennt. 

Feder Sonverain ift Kerr in — Bande, und er 
Fennt feine Beſchränkung, als die, wozu ihn die Bundesafte 
feloft verbindet 3), und welche er durch Natifitation des 
Bundesvertrags felbft anerfannt hat. Der Bundesvertrag 
enthält nur die Grundlagen der neuen Verfaſſung, die Vor— 
fchriften, ohne welche der Zweck des Bundes, die Erhaltung 
der Auffern und innern Ruhe nicht erreicht ‘werden kann, 
‚und die Vollendung des Werks foll durch das organifche 
Geſetz bewirkt werden, deffen Entwurf die. Akte dem Fürften 
Primas itberträgt. 

Wenn alfo Se, Majeftät, der — des Bundes, 
in dem bekannten Schreiben an den Fürſten Primas vom 
ııten September vorigen Jahrs den. Souverainen die. Voll: 
ftandigkeit ihrer Souverainitätsrechte garantiren; fo folgt 
daraus keiheswegs, daß die Souverainität einem. Bundes 
mitgliede das Necht gebe, der Bundesafte felbft zuwider zu 
handeln. Die Rechte der Mediatifirten beruhen auf einem 
Dertrage; ſie find ihnen durch. einen befondern Artikel des 
tonftitutionellen Geſetzes zugefihert,: und was die Gefammt: 
heit des Bundes durch die Konvention vom ıoten July 
vorigen Jahres als verfaffungsmäfige Norm anerkannt bat, 
kann fein einzelner Souverain mit Recht über den Haufen 

) Sonft eine? — Man lefe unter andern die Ffeine 
Schrift: Zufällige Gedanken eines teutichen Mannes, infon: 
derheit iiber die Frage: ob durch. die Nheinifche Bundesafte 
den neuen teutfchen Souverainen über ihre Eigenthumslande 
eine größere Gewalt beigelegt worden fen, als fie iiber die 

felben vorhin gehabt haben ? W. 
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werfen. Den einzelnen Souverainen fteht um fo weniger 
diefes Recht zu, als alle iiber die: Uebergabe der Souverai: 
nirät abgehaltenen Protofolle. beweifen, daß folhe im Namen 
Sr. faiferlihen Majeftät von Franfreih, nur bedingt 
gefchehen, unter. der: Vorausfeßung nämlich, daß die den 
Mediatifirten vorbehaltenen Rechte von den Behörden ‚der 
fonverainen Staaten auf feine Weife gefranft werden wür— 
den. . Die Befigergreifungs: Kommiffarien haben überall die 
Erfüllung diefer Bedingungen, im Namen ihrer allerhöchften 
und höchften Sonveraine, wie die über die Dcchpationen 
errichteten. Staatsaften befagen, auf das: feierlichſte zuges 
fihert; und da die'freiheit der Domaine in ordinario 
zu den vorbehaltenen Vorzügen gehört, fo: läßt fi, ohne 
den Sefinnungen der erhabenen Mitglieder des Rheinifchen 
Bundes zu nahe zu treten, nicht annehmen, daß unter oben 
angeführtem Vorwand die Qualität altdynaftifcher Güter an 
verändern, verfucht werden wollte. 

&o wenig fih ein Souverain feiner Souverainität 
halber berechtigt. glauben. kann, nach Gutdiinfen das Kontin⸗ 
gent zu vermindern, zu deffen Stellung ihn die Bundesakte 
verpflichtet; eben’ for wenig ſteht es ihm frei, den Mediati 
firten ihre Nechte zu ‚entziehen. Die Stellung jenes, wie 
die Handhabung diefer, gehört zu den Grundlagen der 
Bundesverfaffung; und daß dem Geiſte einer. Verbindung 
einfeitig von feinem Mitgliede entgegen” gehandelt werden 
könne, bedarf keines Beweiſes. Soll die Beſteuerung, welche 
der Souverain fich felbft in feinen Domainen auflegt, wirk 
lich als ein Opfer angefehen, und alfo daraus gefolgert 
werden, daß auch die Domainen der Mediatifirten, gleich 
denen des Souverains, beitragen müſſen; fo iſt vor allem. 
Trennung der Kaffen des Staats von: den feinigen in der 
Maafie nothwendig, daß feine Wermifchung möglich“ bleibt. 
Eine folche Trennung der Kaſſen befteht aber. jet nur noch 
in denen Staaten, wo der Souverain die Einkünfte feiner 


50 


.. genießt, — in Frankreich und England — oder — 
wo Landſtände eriftiven, < und durch "ihre. Verwilligungen 
anpiee ordentlichen Bedürfniſſen abheifen;*. - 

So ftewerte. in ‘der aufgelößten dentfchen: Verfaſſung. der 
geiſtliche Fiirſt von feinen Tafelgütern, der weltliche von 
feinen: Domainen. zu der ſogenannten Land: Kriegs« und 
Kontributionskaſſe zur Erleichterung der ſchatzbaren Unter— 
thanen; ſo untekwarfen manchmal: Fürſten ihre Kammer: 
güter den landſchaftlichen Verwilligangsgeldern, und nur in 
diejen Fällen konnte man behaupten, daß der Fürſt wirkliche 
Opfer bringe, um die Laften des Staats zu erleichtern. Die 
Bundesakte will, daß der Mebdiatifirte in aufferordentliden 
Fällen mehr nicht, als der Souverain, von feinen Domainen 
entrichten folle. — In folhen Fällen: aufferordentlicher Noth 
kann folglich den Mediatifirten die Befugniß nicht verfagt 
werden, fih um den. Maafftab, nach welchem der Souverain 
feine Güter befteuert, und um derem Verwendung zu fun: 
digen. 

Wollte man: den Mediatiſirten dieſe Befugniß verwei⸗ 
gern, fo würde fie nichts vor der gerechten Beſorgniß 
ſchützen, daß Steuer, weiche der Souverain ſich feldft be⸗ 
zahlt, wiewohl gegen deſſen Willen, nicht beigetrieben, und 
ſolchergeſtalt die Mediatiſirten mehr belaſtet würden, als ſie, 
nach der Bundesakte, welche ihre Beſitzungen denen des 
Souverains, ſo viel die Steuer en aſſimilirt, belaftet 
werden follen. 

Wenn auch die perfünlichen Geſi innungen der dermaligen 
Souveraine hierüber die Mediatiſirten für jetzt beruhigen 
können, ſo bleibt ihnen doch keine Gewährleiſtung für die 
Zukunft, und es iſt höchſt traurig, wenn Häuſer, die ſeit 
mehreren Jahrhunderten ihr Vermögen zuſammengehalten, 
und unter dem Schutz vaterländiſcher Geſetze daſſelbe unter 
den Stürmen, welche in Deutſchland nie ſelten waren, ihren 
Nachfolgern überlaſſen haben, nun der Gefahr ausgeſetzt 
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ſeyn ſollten, durch willkührliche Beſteuerung allmählig tiefer 
und tiefer zu ſinken, und endlich in gänzlichen Verfall zu 
gerathen. Ihr Fall würde unvermeidlich ſeyn; wenn” wirk— 
lich die Abſchaffung dev Steuerfreiheit im Allgemeinen auch 
ihre Domainen in ordinario ſteuerbar machen ſollte. Be— 
kanntlich waren die. ſogenannten mindermächtigen ‘Herren 
verhältnißmäßig an Domainen seilher ats die, — 
Fürſten. « ⸗ 

Die beſtändige Laſt der Orsiterbärtek würde fie fotgtich; 
wären die Steuern auch noch fo gelind, wegen der Beträcht⸗ 
lichkeit ihrer Befisungen , unverhättnißmüßig drücken, "und 
fie müßten,“ mehr -als jeder andere im Staat, die Opfer 
übler Adminiftrationen werden, welche, nah dem: Gang 
menfchlicher Dinge ; und da eine ununterbrochene Reihe von 
guten Fürften nur in’ den Gefchichtsbiichern einigen‘ Hof 
biftoriographen eriftirt, auch in dem Nheinifchen Bundesſtaate 
nicht ausbleiden wirden. Es konnte zwar der Druck, wel 
cher in dem bier angenommenen "Fälle den: mediatifirten 
Geſchlechtern friiher oder fpäter bevorſtehen würde, die dem 
Scheine nah gute Folge haben, daß ihre Domainen wor 
den Souverainen wohlfeil erworben, wieder verkaufe, meet 
Mehrere vertheilt, und fo die Kultur ihrer Staaten -erhöhet 
werden könnte. Doch eine folhe auf das Verderben ver 

Maediatiſirten berechnete Spekulation läßt ſich ohne Beleidi—⸗ 
gung feinem der gegenwärtigen Souveraine unterlegen ; es 
wiirde fo frevelhaft feyn, dieſes beforgen- zu wollen, ‘als 
wenn man annehmen wollte, daß die Souverainität, deren 
Folge jeßt die Abfchaffung der Stenerfreiheit wird, zur 
Wiedereinführung derfelben benußt mwerden fünnte, wenn 
die Domainen der ee einmal erworben wii: 
den. 

Die aus dem Seifte des orten Artikels fowohl, als ans 
deffen Worten hervorgehende Intention des Proteftors und 

' der höchſten Kontrahenten, den Domainen und Rechten der 
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Mebiatifirten die Stewerfreiheit: in der Negel zusugeftehen , 
wird noch durch andere Griinde beftärkt. 
30 Die Bundesakte, und die Dispoſitionen derſelben, welche 
Die, Mebiarifi vten um einen Theil ihrer verfaffungsmäfigen 
Borzüge bringen, iſt keineswegs in der Abficht entworfen, 
bie‘ größere Zahl der Reichsſtände zu unterdrücken, um 
etliche Begünſtigte auf ihre Koſten zu bereichern. 

Dieſe Meinung tritt der Großmuth des Protektors 
und der Gerechtigkeitsliebe der Konföderirten zu nahe. | 

Man wollte ihnen nur wefentliche Souverainitätsrechte 
nehmen, dem Somverain nur Befugniffe einraumen, " ohne 
welche fein Staat gleichfürmig regiert werden fann. 

Zu diefen Befugniffen gehört auch das Recht, in allge; 
meiner Noth, dann namlich, wann das Wohl des Staates 
aufferordentliche Beiträge felbft von den fonft freien Domai— 
nen des Herrn erfordert, alle Einwohner deffelden zu den 
Laſten zu ziehen, und Allen die ihrige dadurch zu erleich: 
tern, daß keiner ganz frei ausgehe. 

Damit die privilegirte Eigenfchaft der Domaine der 
Mediatiſirten die Souveraine nie an der Erreichung dieſes 
Regierungszwecks hindern möge, wurde in dem nämlichen 
Artikel, wo ſolche anerkannt wird, dieſe Einſchränkung hin: 
zugefügt, und dem noch zu errichtenden organiſchen Geſetz, 
oder einer befondern Uebereinkunft unter den Souverainen 
und den Mediatifirten bleibt, es vorbehalten, das Warum ? 
und Wie? bei aufferordentlichen Laften zu beſtimmen. 

Eine andere Abfiche, als 

dos Recht der Befteuerung in auſſerordentlichen Fällen - 

zujufihern , 
tönnten-Souveraine nicht haben, unter welchen die bedeus 
tendftien, namentlid) Baiern, Würtemberg und Baden die 
geiftfihen Fiirften, und alle Opfer der Säkularijation mit 
fo viel Großmuth behandelt und fo veichlich entſchädigt haben. 
Glaubten fie ſchon damals auf Yilligkeitsgründe hauptſäch— 
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liche Rückſicht — zu müſſen, wo doch nur von Wahl⸗ 
fürſten und Nuznießern die Rede war, ſo muß man viel⸗ 
mehr jetzt ſolche Beweggründe vorausſetzen, wo Erbfürſten 
die Opfer der Zeitumſtände geworden ſind. Erlaubt alſo die 
Natur der Sache, hier eine noch ausgezeichnetere, als die 
ihnen ohnehin eigene Billigkeit bei den konföderirten Fürſten 
vorauszuſetzen; waren ſie gewohnt, in ähnlichen Fällen fo zu - 
handeln: fo war es auch gewiß ihre Abſicht, dem Mediatis 
firten vom SBrundvermögen nicht mehr zu entziehen, als ſie, 
den Umftänden und Berhältniffen nach, fchlechterdings. ver: 
lieren müſſen. Beträchtlih genug ift ſchon der Verluſt, 
welchen die Mediatifirten mit der Neichsftandfihaft an dem 
Srundwerth ihrer Güter erlitten haben — er wiirde vernich: 
tend fern, wenn durch allgemeine Abfchaffung der Steuer: 
freiheit ihre Güter in die Kathegorie der Bauerngüter finfen 
ſollten. Befanntlic wurde ſonſt reichsftändifches Land, auf 
‚ weiches Sitz und Stimme gegründet war, im Kapital: 
anfchlag von ı ; und 2 pC. fehr gern bezahlt, und die 
neueſte Zeit liefere Beifpiele, wo, nur ſich zu Virilſtimmen 
zu qualifiiven, folche Erwerbungen zu noch höherem Preiß 
gemacht wurden. 

Jetzt würde es ſchwer fallen, die Domainen der Mer 
biatifirten im Anfchlag von 5 pC. zu verkaufen, zumal, da 
ihr Werth fchon dadurch ſinken muß, daß fie in immer zu 
beforgenden aufferordentlichen Fällen der Steuer unterworfen 
bleiben. 

Will man ſie nun auch noch in ordinario ſteuerbar 
machen, für immer der Steuer unterwerfen, ſo läßt es ſich 
gar nicht bexechnen, wie tief dieſe Güter im Werth ſinken 
werden. Es braucht nur angedeutet — nicht ausgeführt zu 
werden, wie traurig dieſe Veränderung ‚fiir den Kredit der 
Mediatifirten ſeyn würde; und eben fo gewiß iſt es, daß 
auch noch andere Angehörigen und Unterthanen der Som: 
veraine . durch die Steuerpflichtigkeit der Domainen der 
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Mebiatifirten — als hier zu detailliren er Ort it, 
leiden müſſen. 

Auch unter andern Růͤeſt chten würde den Mediatiſirten 
durch Beſteuerung ihrer Güter in ordinario, im Sinn des 
Worts — Unrecht geſchehen— 

Will man fie als Gutsbeſitzer, in Rückſicht der Steuern 
und Abgaben andern Einwohnern des Landes gleich halten, 
ſo bedenkt man nicht 

1) die Lage, in welche ihre Güter durch ihre ehemaligen 

Verhältniſſe verſetzt worden find; 

9) die Unmöglichkeit,” fie fo gut, wie jeder andere Pri— 
vatmann zu benutzen. en 


IC ad.) Iſt es betannt, daß jeder Landesherr unter 
gewiſſen Umſtänden dem Wohlſtand ſeiner Unterthanen Opfer 
bringt. Hiezu gehört unten andern, daß, um dem Unter—⸗ 
thanen aufzuhelfen, : Güter in Zeitbeftand von mehreren 
Jahren, und- leidlichem ‚Pacht, überlaſſen wurden; daß der 
"Unterthan dad. Holz ‚in geringerm Preiß erhält, u. ſ. w. 
Die Konvention vom ı2ten ‚July hat den Mebdiatifirten 
nicht das Necht eingeräumt, alle Kontrafte, wo aus Rück⸗ 
ſichten landesherrlicher Schonung ſolche Vortheile geſtattet 
worden ſind, wieder aufzuheben; und ſollten ſie nun dafür 
büßen, daß ſi ie ſonſt Dre. Unterchanen zu erleichtern trach⸗ 
teten? 

Sin feinem Bande oder Ländchen wird es an Beiſpielen 
dieſer Art fehlen — ich führe deswegen auch kein beſonderes 
an, und behaupte nur, daß keines exiſtirt, wo dieſes Ver— 
Mae: nicht hin ‚und wieder beftehe. 

Die. ehemaligen Neichsftände haben auch) als ſolche, 
zumal, da in den Fleinen Territorien Feine Landftände find, 
in : den. legten unglücklichen Kriegen Laften getragen, von 
denen fie ſich (osgefagt haben würden, hätten fie ſich nicht 
als Regenten dazu, verpflichtet gefühlt. Aus dem nämlichen 
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Srund, aus welchem fie ſich bei ihren Unterthanen in man: 
hen Fällen mir geringeren Pachten und - Zinfen begnügt 
haben, aus dem nämlichen ward es auch von ihnen, mit 
Beitreibung der Rückſtände, nicht immer fo fireng genoms 
men. — Manches wurde erlaffen — vieles gieng verlohren, 
indeß zum Erſatz mangelnder Revenüen und. zur Beftreitung 
- aufferordentlicher Opfer, welche der Landesherr dem Wohl 
des Landes brachte, . die Domainen mit Schulden, befchwert 
wurden. Und von den ‚ehemaligen Landesherren als Regenten 
verfehuldete Domainen, follten fie jetzt und zwar auf im; 
mer gleich Bauerngütern verfchaßen, 
weil der Souverain von feinen Gütern beiträgt ? 

Wäre hierin die fo gerühmte. Gleichheit bei Austheilung 
der Abgaben, wäre Billigkeit zu finden? — Zuverläfig 
nicht. — Dem von der Rheiniſchen Bundesakte fanktionirten 
Prinzip der Steuerfreiheit in ordinario ſtehet noch ein aus 
derer Billigfeitsgrund zur Seite, der mit dem oben angege: 
benen gleich wichtig ft: 

die Unmöglichkeit 

ad 2) Fiir die Mediatifirten, re ® Demainen in dochner 
Vollkommenheit zu benutzen. 

Für einen Kenner der Landwirthſchaft bedarf dieſe Be 
hauptung eines Beweifes; zumal, da wegen Seltenheit des 
baaren Geldes, und bei gehemmtem Geldumlauf, diejenigen 
DVerbefferungen nicht vorgenommen werden können, von 
welchen ſich ein größerer Ertrag hoffen ‚Tiefe. Denn da 
müßten Höfe gebauet und überhaupt Einrichtungen getroffen 
werden, deren Erfolg nur von der Zeit erwartet werden 
fann. 

Ich überlaffe nun der Beurteilung des unpartheiifchen 
Lefers, ob meine Behauptung : ' 


die Bundesafte erkennt die Steuerfreiheit der Dos , ' 


mainen und Nechte der Mediatifirten in ordinario 
an, und nur in. aufferordentlichen Fällen, in folchen 
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nämlich, wo die Souveraine ſelbſt zu den Laflen des 
Staats beitragen, kann von. den ehemaligen Neiche: 
fanden, in gleichem Verhältniß mit jenen, Steuer 
verlangt werden — | I 
erwiefen worden ſey. A 
"Wenn von’ dem Billigkeitögefüihle der Souveraine das 
Anerkenntnif der Steuerfreiheit der Güter der Mediatiſirten 
in ordinario einmal ausdrücklich erlangt ift, fo werden die 
Fälle, wo aufferordentlihe Steuern ‚gefordert werden können, 
durch ein organifches Gefek des Bundes oder durch "Webers 
einfunft mit den Mediatifirten fehr leicht auseinandergefeßt 
und beftimmt werden fünnen. Diefe wichtige Frage wird 
eine fiir beide Theile glückliche Auftöfung erhalten, wenn 
die Souveraine und ihre Minifter bedenfen, was der Nes 
cenfent in der, allgemeinen J. Liter. Zeitung Neo. 16, vom 
ıgten Jänner diejes Jahrs fagt: 
yMan muß es dem großen Stifter nachfagen, daf Er 
es ihnen an Gelegenheit, fo wie an dem Vermögen Gutes 
zu thun, nicht har fehlen laffen. Er hat nicht mehr, als 
die Srundlinien. vorgezeichnetz was den Bund nationalifiren, 
was es jedem Deutfchen werch machen muß, in ihren Kreifen 
zu leben, dies. einzurichten, überließ er ihrer Weisheit. 
‚Nicht mit. Unrecht, nocd aus übertriebenem Zutrauen. — 
Der Verſtand, auf welchen Er bei Deurfchen rechnen zu 
ſollen glaubte, muß jeden Ichren, der Souverainitäts : 
‚Erklärung fih fürftlich zu bedienen. 
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Wie Fönnten die neuen Landfaffen der GSouverainis 
tätelande, und insbefondere des Großherzog— 
thumes Baden, über ihre Lage am gerechteften, 
leichteften und genüglichften beruhiget werden? 





E⸗ liegt ſchon in der ſinnlichen Natur des Menſchen, daß 
der ſchnelle Wechſel entgegengeſetzter Empfindungen durch eine 
gewaltſame Einwirkung folde entweder ganz zerſtöhren, oder 
wenigftens einen Zuftand von Unbehaglichkeit erzeugen muß, 
die in ihrer Fühlbarkeit derfelben gleichkömmt. Die geiftige 
Natur des Menfchen geht denfelben Gang. 

Dem Deutſchen, in deffen zeitherigen Verfaſſung fich 
ber Seift der Maß igung und perſönlichen Freiheit überhaupt 
ausſprach, blieb unter jeden Umſtänden die Beruhigung, 
daß bei dem Wechſel der verſchiedenen Regenten die Staats— 
geſetzgebung, welche der vormalige Neichstag zu beſorgen 
harte, nicht wohl in Willtühr ausfchiweifen konnte, weil 
dabei gerade nur das SGemeinwohl und nicht die Wünſche 
einzelner Provinzen zum Standpunkte gewähler wurden, und 
dan jeder Mifibrauch bei deren Anwendung und jeder Webers 
griff in die verfaffungsmäßige Freiheit durch einen höheren 
Nichter in die Schranken des Rechts gewieſen wurde, 

Eine folche Verfaffung hat eine Jahrhunderte hindurch 
gedanerte Gewohnheit bejonders in die Denfart feiner 
Staatsbürger verwebt; eine Abweichung von diefem fo lange 
betretenen Wege macht jeden Schritt auf einem- neuen Pfade 
wanfend; daher entftehet ein allgemeines Mißbehagen der 
neuen Ordnung der Dinge, die alten Begriffe find vertufen, 
iiber ihren Erfaß ift man noch nicht im Neinen, md leicht 
läßt fich der deutfche Bürger durch den Ausdruck von Sons 
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verainitätsrecht, von. dem er noch nicht weiß, welche Be: 
ſchränkungen der alten deutfchen Freiheit daffelde in fi ich 
berge, in Beſorgniß ſetzen. 

Dem Staate iſt gewiß viel daran gelegen, vor allen 
Dingen das Vertrauen feiner Unterthanen. und die Ueber⸗ 
zeugung zu befeſtigen, daß die neue Ordnung eine bedächtlich 
genommene Maaßregel zur Erzielung des gemeinen Wohles 
fey, und deffen werden ſich dann jene um fo leichter bereden, 
wann wenigftens das anerkannte Gute, was der alten Ber: 
faſſung nicht adgefprochen werden fann, unter Modifika— 
tionen, die den jekigen Verhältniſſen nicht. widerftreben, 
beibehalten wiirde. | 

Es ift bekannt, was Ungewißheit und Aengftlichfeit im 
Gefolge führt, und eher ahnet der Menfih das Schlimmere. 
als das Beffere von Neuerungen, und fertigt daher jeden 
Schritt gegen. den gewöhnfichen Scylendrian mit dem Lieb⸗ 
lingsfpruche ab, daß nichts Beſſeres nachfümmt. Das Gute. 
fol ‚gleich empfunden werden fünnen, fo wie man die Un: 
Behaglichkeit bei Beſchränkung der alten Gewohnheit gleich. 
fühle. Die Staatsflugheit gebietet daher, den alten Weg 
micht gewaltfam zu verfperven, und fein Syſtem foldy ent: 
gegengefeßter Art zu gründen, daß die alten Begriffe und 
die Gewöhnung an a Formen des Nechts dadurch 
gänzlich zernichter werden; ſondern vielmehr Mittel aufzu: 
fuchen, Die den ——— vom Alten zum Neuen mit 
Schonung bereiten; denn wie i 

Tieftrunf ber Staatskunſt und Geſetzgebung S. 
163 fagt.: 
»Die Menſchheit macht keine Sprünge, ſondern es geht mit 
»ihr alfes von Stufe zu Stufe; weitansfehende Plane zer: 
»rinnen, und übereilte Entwirfe verunglücken. « | 

Daher cine Regierung durch Umſtoßung dev. alten 
Grundideen, Unruhe in allen Gemiüthern erregen,. und 
Stockung und Hinderniffe in ihrer Anwendung finden wiirde. 


Es if traurig, daß gerade Aber den! Srundbegriff der 
jeßigen. Berfaffung : tiber den der Souverainität nichts feſt— 
gefett if. Das reine. natürliche Staatsrecht feheint: man 
hierüber nicht „befragen zu wollen, das: Staaten: KRonvenienz: 
recht, wenn dies anders: ein Recht iſt, ändert aber nach der 
Erfahrung in jedem Nheinbundesftänte, fo, daß man eigents 
lich - immer fragen- muß: was iſt Eenveramitit in ie 
oder in jenem ‘Lande ?: 

Die von Zeit zu Zeit ——— Anſichten unſerer 
Schriftſteller ſind wohl nicht die bernhigendſten. Bei Errich— 
tung des Rheinbundes hatten die höchſten Kontrahenten die 
Abſicht, Aauffere und innere. Ruhe ihrer Staaten zu 
gründen; ob aber diefe erreicht mird. gegen Auffen, wenn 

(nad Zintet nt eines Staatsrechts. des Rheinis 

fchen Bundes ©. 15) | 
die. Souveraine nur fo lang, als fie ohne Angabe eines 
Grundes wollen, an Ihre Verträge und: VBerbindlichkeiten 
gegen ihre ‚Nachbarn gebunden- find; oder im Innern, 
wenn. fie nach S. 66. ‚ihren Unterthanen gegen fie. felbften 
oder den Druck ihres Fiskus keinen. Rechtsweg geftatten, 
oder wenn nah ©. 96: die fhon in der reinen Rechtslehre 
gegriindeten Rechtsbegriffe der Präſeription ausgemärzt, 
mithin den Streitigkeiten liber Mein und Dein alle Thüren 
geöffnet werden, getrane ich. mir nicht zu behaupten *). 








2) Warum follte ſich das fein Deutfiher getrauen? Wenn 
den Souverainen frei fteht, nach Gutfinden heilige Verträge 
zu brechen, fo können alle Nahbarn mit einem folchen Som 
verain durchaus feine Verträge eingehen: fie mlffen, fie 
werden ihn ſtets als ihren. Feind betrachten; ev iſt im Ge 
fändigen Kriegsftande ‚gegen alle, Wohin das führen twilrde, 
das wiffen wohl alle Souveraine, und hoch keinetin iſt beis 
gefailen,, einen ſolchen Grundfaß zu heiligen. Non potest 
diu prodesse doctrina. quae hominem hominibus inso- 
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Ich mögte au nicht den Satz aufſtellen, den ich neu: 


lich bei dem als Gefchäfts; und Privarmann fonft rühmlichft 


befannten vortrefflichen Geheimenrath Grauer 

(Beiträge zu einem allgemeinen Staatsrecht der Rheini; 
" fchen Bundesftaaten ©. 15.) 
mit einigem Befremden fand: 
— ⸗ — e i 
ciabilem facit, adde et Deo invisum. Hugo Grotius 
de jure belli ac pacis. Lib. IH. Cap. XXV. 1 und 
der dafeldft angefii ührte Cicero: nec:enim ulla res vehe- 
mentius Rempublicam continet, quam fides — atqui 
enim perfidiosum et nefarium est fidem — 
quae continet vitam etc. | | 

Wenn der Unterthan durchaus Feine NRechte mehr — 
wenn das Eigenthum nicht mehr geſichert iſt; ſo hört alle 
Staatsverfaſſung auf, die uns doch nach dem Geiſte 
der Bundesakte bleiben fol. Die innere Ruhe in Staaten 
ohne Verfaffung kann nur durch das: ſtets gezuckte und 
ſtets ſchlagende Schwerdt erhalten werden.. Wie ſchwankend 
diefe Ruhe fey, wie ſchwach der Thron blos durch den miles 
praetorianus beſchützt werde, lehrt die Geſchichte aller Zeiten, 
welche auch fagt, daß die innere Ruhe am fefteften da ge: 
handhabt werde, wo eine Verfaſſung ift, daß der Thron am 
fefteften ruhe auf der Liebe der Bürger und Unterthanen, 
die dauernd und allgemein nur in Staaten gewonnen werden 
kann, welche eine Verfaffung haben. Keinem deutjchen \ 








Souverain wird beifallen, Zintels Grundſätze zu unter; 


fchreiben. Sie wiſſen alle, wohin diefe Grundfäße fiihren. 
Aber fie laffen fie in ihren Landen frei umlanfen? Warum 
follten fie es nicht? Dieſes Buch iſt für das deutfche Volk 
ganz und gar nicht gefährlich, höchſtens nur in fo fern, ale 
es Liebe des Souverains in bloße Furcht verwandeln fünnte, 


"und für den deutichen Souverain, der Gefchichte und Men: 


fchen kennt, kann es feinen Reiz haben. Jeder muß fehen 
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»Aber jeht, heißt es bafelbft, wo durch die Erlangung 
»einer Ober: und Selbſtherrſchaft, und durd) Vernichtung 
"»der Kraft der Reichsgeſetze alle jene Umſtände eine entgegens 
'»gefegte, Geftalt gendmmen haben, jetzt würde eine neue 
» Bewilligung von manchen Freiheiten, Vorrechten und das 
»ducch gegründeten eigenen Nechtsverhältniffen der Unters 
»thanen, die dortmals unbedenklich und billig: feyn konnte, 
»oft fehr unvernimftig und: tadelnswürdig feyn. Wäre aber 
»eine neue fo tadelnswerth, fo ift damit auch zur Genüge 
„ »bewiefen,, daß die alte Einwilligung unter. Umftänden gege: 
»ben wurde, die jetzt eine folche wefentliche Aenderung erlit: 
»ten haben, bei deren Vorausſetzung oder Vorausficht folche 
. »wernünftiger Weife vom Negenten nicht wiirde gegeben 

worden ſeyn. Da nun zur Auflöfung der Verbindlichkeit 

 >eines- folhen Vertrags genug ift, daß die vorigen Umftände 
»auch nur Einem aus beeden Vertragsperfonen nöthig ge: 
zweien feyen, um feine Einwilligung zu begründen (Ebers 
»hardt a. a.D.$.22.), fo iſt die Unverbindlichkeit‘ ſolcher 
»Verträge im Allgemeinen damit erwiefen. Hierdurch ift 
mim aber nicht gefagt, daß ein Negent recht und wohl 
»daran thun würde, der fie mit einemmale alle 
»gleihfam in Maffe umſtoßen wollte ?).« 

Die Zeit andere mit jedem Tage die Lage der Umſtände; 
jeder Tag erzeugte ‚daher den Vorwand, daß die Verhalt: 
niffe, unter welchen man fid vertragen hat, nicht mehr 
dieſelben feyen. Wie weit würden die Berechtigungen des 
Volks gehen, wenn wir von dem Argumente ausgehen 
wollten/ da folches der Mitpartiszent an dem Staatsvertrage 





und fühlen, mie fehe er fich ſelbſt fchadete, wenn er nach 
ſolchen Grundſätzen das edle, beutfche, liebende Volk vegieren 


wollte. W. 
2) Von dieſer Schrift und. den darin — 


Grundſätzen unten mehr. W. 
—— / 
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iſt; vorausgeſetzt die Nichtigkeit des‘ Satzes, daß ber Begriff 
von Staat auf einem Staatsverein beruhe, welches um ſo 
weniger geläugnet werden wird, als das reine Staatsrecht 
hievon keine andere Anſicht hat, und der Geiſt des Rhein— 
bundes eine ſolche unterlegt, weil fein Stifter ſelbſt, der 
große Napoleon, die Nechtlichkeit feines hohen Berufes 
nur auf die Stimmenfammlung unter feinem Wolfe, und 
nicht auf die Kraft des ftarken Arms, aus der er allein hätte 
argumentiren können, gegriindet hat. 

Welches Vertrauen kann jene Klaffe von — 
beleben, mit denen der Regent einen Vertrag abſchließt, 
wenn ſolche Klauſeln im Hinterhalte ſtecken, wobei man ſich 
vorbehält, das ſanktionirte nach und nach wieder umzu— 
ſtoßen! Wie weit geht die Sicherheit des Eigenthums, das 
man heute als folches: erkennt, dem man morgen dieſe 
Würde wiederum abfpricht. 

In diefer und anderer Hinſicht wäre freifich eine fän: 
diſche Verfaffung die beruhigendfte, weil die Pritfung, in 
wie fern diefes oder jenes Pandesgefek mit dem Staatswohle 
vereinbarlich fen, nicht mehr der alleinigen Anfiht des 
Landesherrn, der denn doch fehr oft gegen feinen Fiskus 
nicht fliefväterlich denkt, überlaffen bleibt, wo aber eine 
folche beſchränkte Worfihrift nicht fratt hat, da follte der 
Landesherr feine Beftimmungen flir unverrückbar ausfprechen, 
und eine etwa nöthig werdende Abänderung bderfelben nie 
auf dem Wege des Machtfpruches, ‚fondern in einer freund: 
hafrtihen Beiladung und Mitfprache jener Bürgerklaſſen ?), 
deren fancirte Rechte dabei in Kellifion kommen, den Abr 
hülfsweg fuchen, der auch nie fehlfchlagen wird. 

Wer: mir Zuftimmung des Regenten einmal im Staate 











*—* 


9) Diefes hat der Großherzog won Baden bei der Reichs⸗ 
ritterſchaft, der Fürſt Primas ohnfängft in Frankfurt gethan. 
W. 
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etwas beſitzt, hat es auf ewige Zeiten als ein rechtliches 
Eigenthum erworben, und der Staat muß ihm als aufge— 
nommenem Bürger Sicherheit leiſten. Erfordert die 
Mehrzahl die Aufgebung ſolcher Rechte, ſo muß der Staat, 
der fein Wort nicht mehr halten kann oder will, gleich den 
Privaten den dadurch verurfachten Schaden erjeken +). Es 
it überhaupt eine irrige Sjdee, dab, wo es ah um Recht 
handelt, die Stimme Vieler mehr als die eines Einzigen 
gelten folle. Das Necht ift ein Moralbegriff, und ihn geht 
die finnfiche-Form der Zeit, mithin der Begriff von Piel 
oder Menig, nichts an. Der allgemeine Wunſch (salus 
publica) ader Gemeinwohl, welches doch gewiß in der 
Uebereinſtimmung des. Wunſches Aller mit den Gefeken des 
fteht, iſt eine lächerliche dee, auf die fein Staatsgebäude 
zu griinden möglich tft; die verniinftigen Geſetze legen meis 
ſtens den fubjeftiven Neigungen, den finnliihen Wünſchen 
der Staatsglieder einen Zwang auf, wodurch der Staat die 
Abficht des öffentlichen Wohles verfehle,; nälte mithin die 
Mehrheit der Stimmen im Staate, fo ‚wäre Regierung 
Iberhaupt ein Problem; ein anderes ift es mit dem Rechte, 
und was einmal als ſolches ausgefprochen ift, muß dem 
Erwerber deffelben zu ewigen Zeiten gefichert bleiben, 


Heidenreich in feinem Verſuche über die Heiligkeit 
des Staats ꝛc. ©. 154. 
ſetzt dem Oberherrn engere Schranken, wenn er ſagt: 
»Der Oberherr hat uneingeſchränkte Willkühr in ber 
»Ausübung der Grundgefeke der Geſellſchaft; aber aud) 
»das mindefte Rechte nicht, mit diefen ſelbſt eine 
—Veränderung vorzunehmen. « | 





+) Auch das iſt ini Baieriſchen und Badiſchen wirklich. 
gefchehen. Don Baiern lefe man hierüber die im ten und 
Gten an mitgetheilten Urkunden. m. 
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Was daher einmal von ihm ale wohlerworbenes Recht 
erkannt, mithin ſtaatsbürgerliches Eigenthum geworden iſt, 
das kann feine Souvperainitätsgewalt, mit Recht, ſeiner 
Würde als rechtmäßiges Gut entkleiden. So wenig man 
dem Unterthan je das Necht zugeſtehen wird, dem Regenten 
den Unte:werfungseid, den er einmal geſchworen, unter dem 
Vorwande zurückzunehmen, er, habe nur unter dieſer oder 
jener Vorausjeßung. gehuldigt; eben fo wenig fann ſich der 
Oberherr vorbehalten, daß die bloße Aeufferung feines Wil 
lens, der doch auch abhängig iſt von Zeit und Umſtänden, 
allein die Zauberruthe fey,; die Wünfche und Neigungen. im 
Nechte und Derbindlichkeiten unbefchräntt -umformen zu 
können. | 

Diefe Bemerkungen leiten mic auf einen Gegenftand, 
der in der jeßigen Lage der Dinge eine beträchtliche Staates 
bürgerklaffe mit Belorgniffen erfüllt, Die der vaterländifchen 
Dberhoheit nun untergeordnet werdenden ehemaligen deutfchen 
Immediatſtände find es nämlich, welche nichts argelegent‘ 
licher als die Frage bejchäftiges was haben die mediatifirten 
Stande und Herren der neuen Souverainitäten für eine 
Garantie ihrer durch die verfchiedenen Landes;Organijationen 
ihnen zugefihiedenen Rechte, und in specie, wie könnte 
jenen des Großherzogthums Baden hieriiber ai 
ertheilt werden ? 
| Es ift nicht mehr der Zeitpunkt, die Rechtlichkeit der 

Rheinbundesakte einer Prüfung zu unterwerfen, ein wahrer 
Darerlandsfreund muß und wird jedes Urtheil darüber forgs 
fältig vermeiden; allein, dag ift doch jedem erlaubt, zu fias 
gen: wie darf fich der Bewohner der. Konfüderationslande 
künftig betrachten, das heißt, griindet ihm die neue Ordnung 
der Dinge einen rechtlichen, mithin unverrückbaren 
Zuftand, und beruht alfo feine Fünftige Erifteng wieder auf 
einem Staatsvertvage, oder hängt ſolche blos von. eine 
wandelbaren Gnadenbeftimmung des Souverains alfein ab? 


Ber: | n 


Wenn wir die Nheinifche. Bundesakte ſelbſt hierüber 
befragen, fo fagt fieigleich im Eingange, daß ihe Zweck fey, 
dem ſüdlichen Deutichland innere und äuſſere Ruhe, 
welche die zeitherige Konftitution bei dem Mangel einer. hin: 
reichenden Garantie nicht mehr habe leiften können, zu ver; 
fhaffen, und in der Folge iſt die nähere Ausfcheidung der 
Rechte, welche den eingejchmolzen werdenden Ständen ver: 
bieiben ſollen, ganz fathegorifch fiir die Zukunft zugefi ichert, 
mirhin fiir foßche ein neuer Rechtszuſtand begründet. Wenn 
nun die Separat:Organifationen, die feinen andern Zweck 
haben, dürfen „ als die Rheinbundesakte den Lokalverhältniſſen 
des. Landes näher, anzupaffen, welche meines Erachtens wegen 
möglichen. Kolifionen mit den Rechten Dritterer‘, aud) nie 
öhne deren Beiladung aufgeftelle werden follten, einmal in 
Ausübung gebracht find, fo ift ein neuer Staatsvertrag ge: 
gründet, ‚welcher einfeitig nicht mehr verriickt werden darf. 

Eine unbeſchränkte Befugniß des Megenten über drittere 
Rechte zu disponiven, mithin morgen zu nehmen, was heute 
gegeben wird, wiirde zu den abgefchmackieften Folgerungen 
führen, Keine Belohnung des Fürſten gäbe dem Verdienfte 
Aufmunterung und Zuvgrficht, denn es fehlte an dem ficheren 
Beſitze des gefpendeten Patriotism; die Grundfefte. der 
Staaten wäre ertödtet: denn was fünnte dem Bürger das 
Daterland mehr theuer machen, wenn es ihm nicht einmal 
Die erfte Bedingung einer Staatsgefellfchaft, die Sicherheit 
feines Eigenthums, garantiren könnte? 

Wir miſſſen alfo ſchlechterdings annehmen, daß Diejenigen 
Rechte, welche den Mediatſtänden oder nunmehrigen Land— 
ſaſſen verbleiben," "thnen von Rechts wegen verbleiben, 
und dann ift ihnen auch der Staat eine förmliche Garantie 
fchuldig. 

Es iſt freilich fiir die eingefhmolzenen Stände eine 
traurige Bemerkung, daß in der Mheinifchen Bundesakte 
feine Garantie oder garantirende Macht ausgemittelt worden, 
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die den Schwächeren gegen Willkühr ſchützte, und unvermu— 


thet war daher die kaiſerl. franzöſiſche Erklärung, vom ııten 


- 


September 1806, daß der franzöſiſche Kaifer jich feldft jeder 
Einmifhung in das Anliegen, der Unterthanen gegen ihre 
Oberherren enthalten, und fd wenig die guten Folgen ihrer 
Megierung als den Mißbraud) ihrer Souverainität betheilen 
wolle. Im Auslande ift deshalb befonders jeht, wo die 
neuen Souveraine noch befchäftigt find, ihres Kleinodes ſich 
in vollem Maaße theilhaftig zu machen, und daher auch 


noch, umſtrahlt vom Glanze der ſouverainen Gewalt, von 


dritterer Einmiſchung nichts hören wollen, gar nicht um eine 


ſolche ſich zu bewerben möglich, und die ſo nöthige Garantie 


iſt alſo blos allein in der Landesverfaſſung ſelbſt, mithin der 
inneren Organiſation zu begründen. 

Wenn vielleicht andere Souveraine ſchon jetzt durch 
neuere Deklarationen ihren zugefallenen Landſaſſen, das 


wiederum abgeſprochen haben, was ihnen im vorigen Jahre 


unter der Unterſchrift und dem Siegel eines und deſſelben 
Souverains zugeſichert worden; fo bin ich weit davon ent: 
feine, in dem Kerzen eines badiſchen Unterthanen ähnliche 


Beſorgniſſe zu erwecken. Die Gefinnungen unferes Durch— 


lauchtigften Fürſtenhauſes find fo befannt, als der humane 
Geiſt unferer Regierung felbft; aber fi cher iſt es, daß fich 
fothe Marimen in einem Staate gewiffer und unverfälfchter 
fört erhalten, wenn in der Landeskonftitution felbft der 
Möglichkeit des Mifbrauches durch eigene Vorkehrungen und 
sure Heftimmungen gewehrt worden if. 


Die einzige Sicherheit, bie den Landſaſſen gegeben wer: 

ben kann, ware aljo 
1) durch einen ausdrücklichen Aueſpruch — der Konſtitu⸗ 
tionsurkunde, mithin *— das Fundamentalgeſetz 
8). durch ein auffindbares Mittel, dem Buchftaben des C 
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ſetzes im Lande auch — und Erfolg zu ein, 
allein möglich. 

. Wenn nicht die landesherrliche Berfiherung fih dahin 
ausdriicklich erſtreckt, daß die den Landfaffen bei der Organs 
niſation zugejprochenen ‚Gerechtfame nichts mehr von der 
Iandesherrlichen Willkühr zu beforgen, folche mithin eine 
vechtliche und nicht prefäre Eriftenz gewonnen haben; ſo iſt 
an Vertrauen in die Negierung, Erzeugung eines Patriotiss 
mus, Beiwirkung zum_Staatsbeften, Zufriedenheit mit dev 
neuen. Ordnung nie zu ‘denken, und die Eriftenz der Regie— 
rung ſelbſt könnte in manchen Zeiten dabei gefährdet werden. 
Nie war. es mehr Moth, den Verfaffungen Feftigkeit zu 
geben, als in unfern Tagen, und diefe Feftigkeit kann nur 
ein rechtliher Sinn von Oben und Zutrauen von Unten 
erzengen. 

Unumgänglich mögte daher in die neue Landeskonſtitu⸗ 
tion zur Beruhigung der Staatsbürgerklaſſen, die der neuen 
Ordnung Opfer bringen, die wörtliche Verſicherung aufzu— 
nehmen ſeyn, daß die Beſtimmung der Landſaſſiatsrechte eine 
unwiderrufliche Beſtimmung der Landesverfaſſung ſey, die 
durch feine einſeitige nachherige Machtſprüche, oder oberherr⸗ 
liche Deklarationen eine Abänderung zu befahren hätten, und 
damit wäre denfelben zu ihrem Trofte das- förmliche Landes 
geſetz aufgeſtellt. Nun noch ein Wort, wie folhes gehands 
habt werden -fünnte. 

Alle menſchliche Anordnung ift der Beanftandung friiher 
oder fpäter ausgeſetzt; druckt fich ein Gefeß noch fo beftimme 
aus, fo können in der Folge unvorgefehene Fälle eintreten, 
an die .bei feiner Entwerfung nicht gedacht werden konnte. 
Weit öfters ift noch der Fall, daß Kollegiens Mitglieder aus 
folchen Paradore erzwingen, um entweder ihren Scharfſinn 
dadurch zu ‚beweifen, oder ihre Ilrtheile mit befenderen Neu— 
heiten auszuſchmücken; auch Perfünlichkeiten erzeugen die 
Sorgfalt, das Geſetz bis in feine feinfte Fiber zu zerlegen. 
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Selten tft e8 der Pandesherr, über den ſich die Einfaffen 
beichweren; aber defto öfters greifen die Landesbehörden in 
die Serechtfame derfelben über, und ermwecen die Klagen 
gegen den Erfteren; follte num nach . 

Zintel a. a. O. ©. 8g. °) 
dem Unterthanen feine weitere Hülfe ale eine ehrerbietige 
Suplik an die Gnade des Souverains zu Theil ‚werden, 
dann ift der Rheindeutfche durch die Konföderation, die feine 
innere und Auffere Ruhe begründen wollte, itbler daran, als 
der ehemalige Leibeigene. Wo folk der Klever feine Vorſtel— 
lung anbringen, wenn jein Herr in Polen fommandirt; mo 
der Iſenburger, wenn der feinige an der. Spike feines Ne: 





9 Wenn Kerr Zintel unter einem Phalaris lebte, 
fo könnte man glauben, er habe fich durch feine Künfte, wie 
Perilles, die Gnade deſſelben verdienen oder ſein Staats— 
miniſter werden wollen; aber daß derſelbe in Miinchen unter 
ber Negierung des um das Glück feiner Unterthanen fo be 
forgten Monarchen ſo menſchenfeindliche, ungeſellſchaftliche 
Grundſätze öffentlich aufſtellen konnte, ohne zu befürchten, 
das Schickſal des Perilles zu haben, zeugt von einem. 
Muthe oder vielmehr von einer Derwegenheit, die wir 
Deutfchen am Rhein nicht haben. Wir fiirchteten unfere 
Sonveraine ju beleidigen, wenn wir ihnen fagen wollten: 
die Souverainität ‚bringe es mit fih, tiber alles Gefek und 
Herkommen fich hinwegzuſetzen, durch die &Souverainität 
müſſe aller deutſcher Sinn verfchwinden,, jede Spur germaz 
nifcher Abſtammung vertilgt werden; — und wir lieben unfere 
Souverains zu fehr, als fie vorfäßlich zu beleidigen. Uns 
fcheine es Majeftätsverbrechen, die Majeftät fo zu zeichnen, 
daß Me nur gefürchtet, nicht geliebt werden kann, 

wenigſtens nicht auf die Dauer. - 
| W. 
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siments in fremdem Lande fteht e); und welche Berückſich⸗ 
tigung. iſt zu Hoffen? Wie fchwer wird es aber halten, dem 
Deutfchen die Souverainitätsrechte in dieſem Sinne begreif⸗ 
lich zu machen? J 

Preuſſen hat vor Deutſchlands Auflöſung dem größten 
Theile der jetzigen Föderativfürſten als ein Muſter einer 
weiſen Staatsverfaſſung gegolten, und ſeine Stimme war 
im Fürſtenrathe von großem Gewichte; aber allenthalben hat 
es ſeinen Unterthanen den Abhülfsweg gegen Druck gezeigt. 
Ich glaube, in den Föderativſtaaten iſt es noch dringenderes 
Bedürfniß, wenn die neue Ordnung der Dinge Vertrauen 
erwecken ſoll, ohne welches an einen — Fortgang gar 
nicht zu denken iſt. 

Die Hofkammern oder der Fiskus —* ſ ch von jeher 
durch Gewiſſenhaftigkeit nicht ausgezeichnet, und, der bibliſche 
Sprud : in Camera: non est Christus, wurde gegen fie 
zum Sprichivorte erhoben: Es iſt nicht zu verkennen, daß 
die jetzigen Umſtände, wo der Staatsaufwand große Sum⸗ 
men erheiſcht, denſelben um ſo leichter in Verſuchung führen, 
je weniger feine Anmaßungen durch. Geſetze und verfaflungs; 
mäßigen Schuß behindert werden... Es iſt zum Theil: um 
deswillen ſchon nöthig, einen Nichter zu ſetzen, der über. die 
Forderungen der Staatsfinanzgemwalt und die Verbindlichteiten 
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6) Es bedarf ja gar nicht dieſer Abbeeſenheir Wenn 
die Gnade des Souverains die. einzige Zuflucht des von 
Bafchen und vom Weſir gedriieften Unterthanen iſt; wenn | 
diefer ‚nicht in der DVerfaffung ſelbſt Schuß gegen Willkühr 
findet, dann ift ein ı4tägiger Kopfichmerz ‚ eine üble Laune, 
ja der ausgefprochene Wille des Souverains, ‚einen ganzen 
Monat feine Supplifationen Anzunehmen — denn auch das 
kann er nach Zintel — hinreichend ‚.. ‚taufend Familien uns 
glücklich zu maden. „Doc was kümmert den Verfaſſer das 
Unglück von ans Familien, W. | 
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der Untergebenen einen unpartheiiſchen · Ausſpruch ertheilt. 
Für die Landſaſſen iſt das Bedürfniß um ſo dringender, als 
gerade die ihnen noch bleibenden Rechte die Lüſternheit der 
Landes-Adminiſtrativſtellen am erſten reizen und Kollifionen 
erregen können, da fie bald als Anomalien im Staate be: 
tvachtet, bald als Hindernif in der- Konformität des Ganzen 
läftig gefunden. werden. dürften. Es muß alfo über Forde: 
tungen, zu: welchen fie nach der Landestonftitution ſich nicht 
verbunden erachten. mögten, ein. Richter gefunden werden, 
der ihnen das Zugefprochene fichert. -. 

In jedem Falle ſind die Landeshofgerichte das letzte 
Mittel, wenn der Souverain anders nicht für klüger erachtet, 
für Klagen aus der m ein beſon⸗ 
deres Forum zu gründen. 


Im Herzogthum Naſſau ſcheint man ſchon das Bedürf—⸗ 
niß zwiſchen dem Herrn und Unterthanen, jetzt, wo die 
Reichsjuſtiz aufgelößt iſt, eine Rechtsbehörde — 
dringend gefühlt zu haben; daher in der 

Gerichtsordnung im Herzogthum Naffau vom ııten 
November v. J. $. 2 und 3, | 
bie merkwürbdige Berfinung getroffen iſt: 


2) » Sollen. vor unferm Juſtizſenate auch alle gegen 
»unfern Fiskum, gegen Landes: und Steuerkaſſen gerichtete 
RrRlagen in erſter Inſtanz angebracht werden. 

3. »In Hinſicht der gegen unſern Fiskum und Landeskaſſen 
»gerichteten Klagen verſehen wir uns, daß wie in allen 
»Sächen, vorgiiglidy in dieſen, ſich unſer Juſttzſenat und die 
Rin weiteren Iuſtanzen angeordneten Gerichte der größten 
» Umficht und Unpartheifichkeit befleißigen, auch in ‚zweifel: 

» haften Fällen eher gegen unjern Fiskum und unfere Kafien, 
»als zu ‚deren Gunften entfcheiden werden; entlaffen auch in 
»dieſer Hinſicht ‚die: Mitglieder unferer. Gerichte der Uns 
» BAR Pflichten. « 


s 
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Das ift nun fehr löblich, und klingt auf dem Papiere 
fehr ſchön 7); . allein wir wiffen doch alle, daß die weiſeſten 
Anordnungen dadurch, daß ihre Anwendung Menfchenhägden 
anvertranet iſt, immerhin in der Ausitbung mehr oder wes. 
niger einen Zuſatz ‚von irriger Anficht oder verfihiedenartiger , 
Theilnahme für oder gegen das — das ſi e PEN: 
erleiden. * 
Ob die — ganz vice Bediirfnirfe Pi 
fprechen werden, bezweifele. ich meines Orts gar nicht; denn. 
es ift anerkannt. daß die Hofgerichte unſers Landes bis, jetzt 
den verdienten Ruhm, gerechte, rückſichtsfreie Tribunale zu. 
ſeyn, im höchſten Grade beſitzen, und. noch von feiner, Feite 
iſt über fie.eine Klage gehört worden. Allein ‚dem deutſchen 
Adel ſteckt doch, immer ‚die alte Rechtsgrille: par parem,, 
judicat ,. im Kopfe; die Hofgerichte find doch einmal in des 
Fürſten Brod und Pflichten; fie ſtehen daher auch fihon dem 
fürſtlichen Intereſſe perſönlich näher zes mag auch ſeyn, wie. 
es wolle, ſo iſt ein privilegirter Stand. meiſt wie. ein hete⸗— 
rogener Körper im Staate angeſehen, und, hat ein allgemeines 
Vorurtheil gegen ſich; ſchon deshalb, daß ihm Ausnahmen 
zu ſtatten kommen, nimmt man es in andern Rückſichten mit 
ihm nicht fo genau, und iſt leicht verſncht, fein, Verhältniß 
als ein Unrecht gegen den, Mehrtheil der Staatsbürger zu: 
betrachten. . Die Erfahrung hat vor, der Reichsauflöſung in- 
manchen landesfürſtlichen Kollegien die dentlichften Beweiſe 
darüber aufgeſtellt, und dieſe Beſorgniſſe erhalten vollends 
Gewißheit, wenn man das Verhältniß mancher Staaten 
ſchon jetzt betrachtet, wo die Anfeindung des Adels und 
Bürgerſtandes ſich durch die kleinlichſten Animoſitäten äuſſert. 

Um beide Theile am ſicherſten zu vereinigen und jeden 
Schein von Partheilichkeit zu entfernen, ſcheint mir die 











) Im N aſſauiſchen auch in der. Sache, wovon wir 
mehrere Beiſpiele anführen könnten. W. 
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Zufaffung eines Rompromißgerichtes für jene, die fich der 
Dijudicatur der Landesgerichte in Fallen, wo fie gegen dent 
Souverain oder die ihn repräfentirenden Dita, 
fferien Flagen wollen, zu untergeben nicht getrauen, am 
zweckmäßigſten ®). Die Lehensturien waren ehemals ein 
ähnticher Gerichtsftand, der an der Landesjuffiggewalt darum 
nichts alterirte; ein folhes Kompromifigericht fcheint nur um 
ſo heiffamer, da durch daſſelbe der Appellationsweg weniger 
gangbar werden wird, als wenn dergleichen Sachen von 
dem Hofgerichte betrieben werden. Den Landesherrn Eoftet 
die Anordnung nichts, weil die Schiedsrichter, welche. landes— 
herrfücher. Seite beffimmt würden, aus den Juſtizkollegien 
aufgerufen werden; fiir die adelichen Beifiser, welche der 
Kläger zu ernennen har, hat diefer felbft zu forgen. Sollten 
unter ſolchen gleiche Stimmen fich erheben, fo könnte, wie 
beim ehemaligen Kammergerichte, ein "zweiter Senat bei: 
geordnet werden. Bei abermaliger Stimmengleichheit aber, 
Die jedoch ſchwerlich zu vermuthen ift, dürfte Teiche fiir den 
fchwächern Theil gefprochen werden; einestheils, weit ſchon 
die allgemeine Billigkeit in Zweifelsfällen für den Schmächeren 
ftreitet, und anderntheils es ſchon dem Geifte der Rheini— 
ſchen Bundesafte gemäß erfcheinet, daß, mas nidht gerade 
die aufgesählten fünf Artribute der Souverainitätsgewalt fo 
ganz innig berührt, den Mediatifirten heimgemwiefen bleiben 
folle. Es können alfo Gegenftände, über die fih in der 
Folge Anftände erheben mögten, wohl anders nichts als auf: 
ſerweſentliche Merkmahle der Souverainität betreffen, wo 
ohnehin die Auslegung zu Gunſten der Kläger platzgreifend 
iſt. | 








°) Dergleihen Rompromifigerichte haben mirflich im 
Fürſtenthum Afchaffenburg ei: in Sachen gegen den 
‚Fiekus, Statt gefunden. | | 

W. 
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Wird übrigens in dem Landes-Fundamentalgeſetze den 
privilegirten Ständen Sicherheit und Schutz ihres neuen 
Verhältniſſes ausdrücklich zugeſichert, und werden, wie man 
ſchon in den Uebergabsprotokollen ſich landesherrlicher Seits 
auch anheiſchig gemacht hat, die Landesbehörden dahin ver⸗ 
pflichtet, in die Rechte derſelben nicht eingreifen zu dürfen, 
hat der Landſaſſe zu feinem Schutze auch einen Gerichtshof 
gegen unerlaubten Webergriff: fo iſt das engfte und treuefte 
Band zwifchen ihm und dem Daterlande auf ewig geknüpft, 
und eine wohlthätige Duelle zu allgemeinem Wohljtande und 
. Gedeihen geöffnet. Der Deutfche liebte von jeher fein Bas 
terland, das ihm oft nichts als das nackte Leben gab; was 
wird: ihm erſt der friedliche und gefegnete Boden werden, 
wo ihm Heitere Tage aufgehen,. wo das Geſetz ihm Sichers 
heit. und Ruhe gewährt, und das Herz und die Hand bes 
edelften-Fürften ihn mit Wohlthaten und landesväterlicher 
Fürſorge überhäuft ! 


———.......0 u. 





5: 


Drganifation des VBerwaltungsrathes in Augsburg. 
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Wi haben im vierten Hefte die Organiſation bes Stadt: 
gerichts und der Polizeidirektion zu Augsburg mitgetheilt 
und. bemerkt, daß der Magiftrat proviforifch aus "einem 
Stadtlommiffar, zwei Biirgermeiftern und 23 Magiftratss 
räthen beftand. Auch diefe proviforifche Einrichtung hat nun 
der definitiven DOrganifation PD lab gemacht, welhe am ı2ten 
Jänner 1807 durch nachftehende königliche ——— be | 


fannt gemacht wurde. 


6. ⁊ 


02 i / 


Wir Marimilian Joſeph von Gottes 

Gnaden König von Baiern. 

Wir haben befchloffen, den bisherigen proviforifchen 
Stadtmagiftrat in Augsburg definitiv als Verwaltungsrath 
zu organiſiren, und darüber nachfolgende Beſtimmungen zu 
treffen: 


J. Wirkungskreis des Verwaltungsrathes. 
| 6: 0%, | 
Der Verwaltungsrath, welcher an die Stelle des bis: 

herigen Stadtmagiftrats tritt, iſt, wie. jede bürgerliche 
Obrigkeit, in zweifacher Beziehung zu betrachten : 
) Als Regierungsbeamter, in welcher Eigenfchaft er 
alle von Uns und ‘der unmittelbar vorgefeßten Landesſtelle 
erfolgende Verordnungen und Weiſungen zu befolgen hat. 

) Als Beamter der Bürgergemeinde, in welcher Eigen⸗ 
schaft er die Pflichten gegen die Gemeinde trägt, und der 
Regierung in dem Maafe, als die ganze bürgerliche Se: 
meinde unter dem landesherrlichen Schuge und Hoheit fteht, 
verantwortlich iſt. 


§. 2. 
Die Geſchäfte des DVerwaltungsrarhes theilen fih vor: 
züglich in folgende Zweige ab: / 


a) In die Einnahme. ber landesherrlichen Gefälle und 
‚ Auflagen, in fo ferne fie nicht von Unſerem Rentamte un: 
‚ mittelbar erhoben werden. 

b) Syn die Verwaltung des gefammien ſtädtiſchen Ver⸗ 
mögens. | 

c) Ueber die Verwaltung der weltlichen milden Stif— 
tungen werden Unſere weiteren Weifungen und NEUERE 
erfolgen, fo wie ’ 

d) über die Verwaltung des Kirchenvermögens. 

e) In die Beforgung der allgemeinen bürgerlichen Anz 
gelegenheiten. 
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f) In die befondere Mitwirkung zu den Lokal: Polizeis 
Anftalten nach den bei Organiſation der Polizeidirektion vor 
gefihriebenen Normen. | 

g) In die Führung der ftädtifchen Brandverficherungs; 
Katafter,, der GewerbesKatafter und der Biirgev; Aufnahmen. 


Il. Geſchäftsgang. 
a \ 

Leber die Behandlung der Gefhäfte und die innern 
Derhältniffe des frädtifhen Berwaltungsvathes wird demfelben 
die unter Ziffer 1. *) angefügte umftändige Inſtruktion vor: 
gefihrieben, über deren genaue Beobachtung Unſer Stadt: 


\ 


kommiſſär vorzüglich zu wachen hat. Insbeſondere wollen . 


Wir Folgendes ‚anordnen : - 
$. 4 

Der Verwaltungsvath führt mit Ausnahme der oben 
erwähnten Konkurrenz zur Lofalpoligei feine Gefihafte in 
follegialer Form, und durch die Aufhebung aller mit diefer 
Form unverträglichen befonderen Aemter und Verwaltungen 

ift alles, was von denfelben bisher verhandelt und befchloffen 
wurde, künftig von dem Verwaltungsrathe feldft zu behan: 
dein, zu befchließen und in Vollzug zu feßen, um die Kons 
zentrirung dev bisher dem Stadtvermögen fo nachtheiligen 
befonderen Adminiftrativ:Aemter zu bewirken. 

$. 5. 

‚Die oben angezeigten Gefchäftszweige follen durch eigene 
in dem Perivaltungsrathe felbft beftehende Büreau's vorbe— 
veitet, vefpiziet, und nach den Anordnungen des Verwaltungs; 
rathes, fo wie in deffen Namen geführt und vollzögen, und 
alles Geld und alle Papiere follen an den Verwaltungsrat) 


gefendet, und von diefem dem betreffenden ERROR 


zugetheilt werden. ’ 








*) Diefe Inſtruktion iſt der gedruckten Verordnung nicht beigefügt, und 
wahrſcheinlich blos geſchrieben mitgetheilt worden. 








! 
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| $: 6. 

Da dieſe Büreau's Feine befondern Aemter oder Stellen 
bilden, fondern vielmehr alle befondern Aemter, ‚als Eins. 
nehmeramt, "Steueramt, Umgeldamt, Quartieramt, Forftamt 
u. a. m. gänzlich aufhören, und die von ihnen behandelten 
Geſchäfte durch die beftimmten Gefchäftsbitreau’s beforgt wer: 
den; fo follen fie auch mit dem Verwaltungsrathe, welchen 
fie felbft ausmachen, nicht durch Schreiben, fondern durch 
mündliche Verträge und Noten fich Benehmen. 

§. 7. 

Der Verwaltungsrath ift verbunden ‚” feine Rechnungen 
jährlich an die ihm vorgefekte Pandesftelle einzufenden, mo 
deren Reviſion allezeit fogleich vorgenommen, und unter 
feinem Vorwande verzögert werden fol. | 

$. 8. 

Uebrigens hat der Verwaltungsrath zwar alle Befugniffe, 
welche in den Gränzen der gewöhnlichen Adminiftration lies 
gen, fo viel das ftädtifche Vermögen betrifft, auszuüben; 
jedoch bei Erwerbungen und Veräufferungen von Realitäten, 
bei Errichtung ganz neuer Eoftfpieliger Gebäude und Anftab 

ten, bei wefentlichen Veränderungen der Negie, bei wichtigen 
und ungewöhnlichen Stadttammer : Ausgaben , bei neuen 
Gemeinde: Anlagen, welche nicht von Uns felbft angeordnet 
find, bei KHerftellung und Veränderung des Repartitionsfüßes, 
bei alfenfallfiger Aufnahme von Pafjivfapitalien ꝛc. 26. ift die 
Genehmigung Unferer Landesdireftion einzuholen. 

- $. 9. 

Jedes der befondern Gefchäftsbitreau’s flehet unter der 
unmittelbaren Leitung und Aufficht eines Stadtrathes, mel: 
cher auch bei dem Verwaltungsrathe die Vorträge in den 
dahin einfchlagenden Gegenftänden erftattet. 

Jedoch find diefe Referate nicht für beftändig zuzutheilen, 
fondern damit nach Umftänden zu wechfeln, und jedem Bil: 
veau auch von den Übrigen Räthen zu ihrer fortwährenden 
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information, Kontrolle und Theilnahme an den Sefchäften, 
ein, oder der andere Mitrath beizugeben. | 


6. 10. 


Die Rechnungen über alle mit Einnahme und Ausgabe 
verbundenen Gegenſtände werden von dem. betreffenden Bir 
reau ſelbſt geführt und verfaßt, und die Stadtlaffe wird 
auf gleiche Art als Büreau behandelt. 


G. 11. | 

. Die Rathsglieder, welche in ihren Bitrean’s Einnahmen 
und Ausgaben haben, follen die Manualieri ordentlich halten, 
und alle Woche bei dem Stadtfaffebiirenu, welches die 
Hauptrechnung zu verfaflen hat, vorlegen, und ſich mit 
demfelben berechnen. 


4 


$. 19. 

Die erforderlihe Juſtifikation vor Einfendung der Rech— 
nungen ift von den Näthen und Subalternen des Verwal— 
tungsrathes zu beforgen, ohne daß fie auf befondere Beloh— 
nung oder Zuftifitationsgebühren Anfpruch machen fönnen. 
Die eigentliche Reviſion der NER wird von Unſerer 
Landesftelle EEE 

G. 13. 8 

Diefe wird auch beftimmen, was die Kirchen und mil 
den Stiftungen für die Verwaltung ihres Vermögens beizus 
tragen haben. | 
$. 14. 

Der Verwaltungsrath hat jährlich feinen Etat nach der 
ihm befonders zu ertheilenden Vorſchrift zu entiverfen und 
einzufenden. 

$. 15. Ä 

Derſelbe ift berechtigt, alle feine liquiden Gefälle ſelbſt 
beizutreiben; nur feine Privatforderungen hat er durch die 
geeignete Gerichtsftelle liquidiven und exequiren zu laffen. 


36 
6. 16. 
Das Protokoll bei den Sitzungen des Verwaltungsrathes 
ift von den Aktuaren abwechſelnd zu führen. 
$. 17. 
Die Kanzlei, und Dienerfchaft muß fich überhaupt zu 
allen Sefchäften anmweifen laffen, wozu man fie erforderlich 


finder; und die des VBerwaltungsrarhes hat in dringenden 


Fallen eben fo dem Stadtgerichte auszuhelfen, wie gegenfeitig 
die Kanzlei und Dienerfihaft des SIERT dem Verwal: 
tungsrathe. 

§. 18. 

Diefe beiden Stellen ſollen ſich durch Noten mittheilen, 
und das Stadtgericht wird hiemit beſonders angewieſen, daß 
es in allen das Intereſſe des Verwaltungsrathes berührenden 
Segenftänden, vorzüglich in Streitigkeiten über die Gewerbes 
Gerechtigkeiten, wobei die Obrigkeit intereffire feyn kann, 
fih mit dem Verwaltungsrathe benehine. 


IIL Sberauffide 
$. 19. 

Da⸗ Recht der landesherrlichen oberſten Aufſicht wird 
bei dem Verwaltungsrathe durch einen eigenen Stadtkom— 
miſſär ausgeübt. | 

| $. 20, 

Diefer mit einem: vepräfentativen Karakter verfehene 
Hegierungsbeamte hat den Nang und die Uniform eines 
Pandesdircktionsrathes, welcher Landesftelle er in feiner Ges 
fchäftsiphare unmittelbar untergeordnet ift. 


IV. Derfonalftand des PVerwaltungsrathes. 
$. 2ı. | 
Der Verwaltungsrath fol beftehen aus zwei Bürger: 
meiftern, welche die Direktoren des Verwaltungsrathes find, 
und alle drei Monate in der Direktion abwechfeln; ſieben 
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Stadträthen, unter welche die Nefpizienz über ‘die einzelnen 
Zweige der Adminiftration verhältnißmäßig zu vertheilen ift. 
Diefen wollen Wir, bis die rückſtändigen Altern Arbeiten 
erlediget und die neuen Gefchäftsformen mehr in Gang ge: 
bracht feyn werden, dermal aus der Zahl der Penfioniften 
— drei ſupernumeräre Räthe beigeben. 

9. 22, F 

as unmittelbar Tübalterne Perſonal des Verwaltungs: 
raches befteht aus einem Stadtfaffier , einem Regiftvator und 
Archivar, zwei Aktuaren, drei Kopiften, einem Rathsdiener 
und zwei Kanzleibothen. #* 
Ri | 6. 23. 

Zu den beſondern bürgerlichen Polizeianſtalten bleiben 
dem Verwaltungsrathe als proviſoriſch bedienſtet beigegeben: 

a) Bei der Webergewerbs⸗ Scontro⸗ Buchhaltung: zwei 
Buchhalter; zwei Adjunkten. 

b) Bei der Webergeſchau: der Weberhaus-Verwalter, 
die zwei Meberhaus:Beifißer, die fieben Rohgeſchaumeiſter, 
die zwei Weberkellermeifter , die zwei Sabuteiftr, der 
Webergefchaudiener. 

6) Bei der Metzgeſchau: vier ölgemeine ne 
ein Schweingefchaumeifter. 

A) Bei der Brodgefihau: fünf Brodmäger. 

e) Bei der Fifchgefchau : ein‘ Fifchwäger, ein Fiſch— 
- marftfnecht. | 

) Be der Marktgeſchau: zwei Wiartuufſeher, vier 
Marktknechte. Rn | 
&) Vier und zwanzig Thurmwächter. 
'h) Ein Wafenmeifter. 
i) Ein Flurſchütz. 

Dieſes von Lit. a. bis i. genannte Perſonat ftehet zu⸗ 
nächſt unter der Polizeidirektion, mit welcher ſich der Ver— 
waltungsrath über die zweckmäßige Ceſſirung oder Beſchrän— 
fung dieſer proviſoriſchen Aemter auf geeignete Art zu 
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benehmen hat, damit hierliser. gemeinfchaftliche Vorſchläge 
an die Landesftelle gebracht werden können. 
9. 24. 

Der Stadtkommiſſär, die zwei Bürgermeifter und we— 
nigft drei Stadträthe müſſen in Zukunft. die alademifchen 
Studien auf einer Sandesuniverfität vollendet, und die vor: 
gejchriebenen Prüfungen zurückgelegt haben. Auch diejenigen 
Räthe, welche nicht vechtsfundig find, müſſen ihre Kennt: 
niffe im Kameralfache durdy eine vorgängige Prüfung be; 
weifen. 

$. 25. 

Die Yetuare follen, nebft gehöriger Amtsübung, beſon⸗ 
dere Kenntniſſe im Rechnungsweſen beſitzen, und denen, 
welche die akademiſchen Studien zurückgelegt haben, der 
Vorzug vor andern Kompetenten gegeben werden. 

Auch bei Anſtellung der Kopiſten iſt auf Kenntniſſe {m 
Rechnungsweſen Nücficht zu nehmen. | | 

F. 26.. | i 

Der Stadtfommiffar wird von Uns felbft ernannt. Die 
Wahl zu den Vorfchlägen über die Bürgermeiſter, — die 
Rathsſtellen und übrige Individuen foll auf die in der Sn; 
ſtruktion vorgezeichnete Art gefchehen. 


V. Befoldungsftand. 
$. 07. 
Alle Sporteln, Taren und Emolumente ohne Ausnahme 
folfen zur Stadtfammer eingezogen und verrechnet werden. 
Wer immer von dem PDerfonale des Verwaltungsrathes 
aus irgend einem Scheingrunde Sporteln und Taren von 
einem ‚Amtsgefchäfte fich zueignen würde, der foll eben fo 
angefehen werden, ald wenn er Gefchenfe von Partheien ans 
genommen, oder die Öffentlichen Gelder veruntveuet hätte, 
4. 28, 
Dagegen werben mn fire Beſoldungen feſtgeſett 
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a) Fir Unſern Stadtkommiſſär an Gelde 2000 fl. nebhſt 
freier Wohnung und 24 Klafter Holz. | 
b) Fir jeden der beiden Bürgermeiſter an Selde 1doofl. 
c) Für jeden der ſieben Stadträthe 1000 fl. 
q) Für jeden der drei fupernumerären Näthe 700 fl. 
e) Fir den Stadtkaffier goo fl. und ein Prozent von- 
der Brutto ; Einnahme. 
f) Für den Regiftrator und Archivar 00 fl. 
g)- Für jeden der beiden Aftuare 700 fl. 
h) Für jeden der drei Kopiften 500 fl. 
ji) Fir. den Rathsdiener 400 fl. 
k) Für jeden der zwei Kanzleibothen Zoo fl. 
Das übrige Perfonal bleibt einsmweilen bei den provifps 
riſchen Gehalten. 
IE Eu | 
riicfchtlich der Penfionen fir Wittwen und Kinder 
fommen die nämlichen Beftimmungen in Anwendung, welche 
in der Normalversrdnung über die EEE der —— 
diener ——— ſind. 


17. Hier folgen nun die Namen der vom Könige ernann⸗ 
ten Perſonen, welche hier wegfallen. Zuletzt wird dem 
proviſoriſch beibehaltenen Perſonale der bisherige Beſoldungs— 
bezug zugeſichert, und das Ganze mit. der Verfligung 
befchloffen, daß die etatsmäßigen Befoldungen mit dem 
erften Jänner ihren Anfang nehmen follen, Die Drganifas 
tion wird alsbald in Vollzug gefent. om 


u u 
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6. 

Ueber die Konfkription oder den. Rekrutenzug im 
Großherzogthum Heſſen. 





⸗ 


J. der Beilage zu Nr. 27. der diesjährigen großherzogl. 
heſſiſchen Bandzeitufg , die zu Darmſtadt erfcheint, wird mit 
dev Auffchrife: Für die großherzoglich heffifhen 
Lande, dem innländifchen Publikum vollſtändige Nachricht 
von det militärifchen Verrichtung des großherzoglich heffifchen 
Kontingents vom Tage des Ausmarfches (erften Oftober 1806) 
bis zum ı8ten Februar 1807 gegeben. Diefe Nachrichten 
gehören nach dem Plane nicht in unfere Blätter, aber die 
Einleitung und a... der — müſſen in denſelben 
aufbewahrt werden. 

Erſtere lautet: 

Die am ıdten Februar von dem, unter — des 
Generallieutenants von Werner bei der großen kaiſerlich 
franzöſiſchen Armea in Pohlen ſtehenden großherzoglichen 
Truppenkorps eingekommene Depeſchen, Haben allen jenen 
Erwartungen und dem Zutrauen vollkommen entſprochen; 
welches Se. königliche Hoheit im Voraus auf daſſelbe und 
ſeine Anführer geſetzt hatten. Der Geiſt heſſiſcher Krieger 
die in der ganzen Geſchichte unter die erſten Soldaten ge— 
hörten, belebt das Korps und berechtigt bei den fernern 
Ereigniſſen dieſes, an Thaten einzigen Kriegs zu den ſchön— 
fen Hoffnungen fir den Ruhm und die Ehre deffelden. Mit 
ungewöhnlicher Anftvengung, mit Aufopferung und Entbeh: 
rungen ringend, die ein nordifches Klima und ein unwirch: 
bares Land zur unbedingten Folge hat, helfen unfere braven 
DBataillone unter dem größeften Helden unjerer Zeit .ihrem- 
Vaterlande einen Frieden erfäimpfen, aus dem ung nur 
dauernde Ruhe und begliickender Friede hervorgehen kann. 
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Hierauf werden die Details der, militäriſchen Verrich⸗ 


tungen erzählt, und dann wird Folgendes hinzugefeßt : 

Es dürfte Hier nicht am unvechten Ort feyn, "einige 
Blicke auf unfere Landesverhältniſſe, in — * * 
Militärangelegenheiten, zu thun— 

In keinem Staate kann die Konſtription einen ſaeren 
und ungehindertern Gang nehmen, und dem Zweck der 
Landeskultur ſo wie des Militärſtandes mehr entſprechen, als 
in dem unſrigen. Der junge Heſſe kennt von ſeinen Voreltern 
ſchon die Beſtimmung feiner Jugendjahre, und iſt zum 


Krieger gebohren. Doch wird kein Jüngling eher. zum wirk⸗ 


lichen Dienſt gezogen, bevor nicht feine eigene Verhältniſſe 


uhd die feiner Familie genau ’nach dert Gefeß unterfucht 


und geprüft worden. Daher fehlt es dem Ackerbau und 
Gewerben hicht an Arbeitfamen Händen und unfern Fahnen 
uicht an Soldaten. Mancher fihreibfichtige  Nathgeber iſt 
zwar oft die Urſache zu unnöthigen und fruchtloſen Vorftels 
lungen;  diefer Mißbrauch Wird ſich indeß legen, und die 


Unterthanen einfehen lernen, ‚daß Zeit und Ausgaben für 


unerreihbare' Zwecke der Art beſſer angewendet werden könnem 
Nie fiel die Rekrutirung beffer aus, als in den neueften 
Seiten. Die netten Souverainitätslande, vorzliglich das 


- 


Braunfelſiſche, Lichiſche, Laubachiſche, das Stollberg-Gederifche, 


die vitterfihaftlichen Befisungen, ſo wie 'das Niedefelifche 
wetteiferten, fchöne und auserleſene Mannfchaft zu ftellen. 
Einige Wenige derfelben find zwar ohne Erfaubniß zu den 
Ihrigen zurückgekehrt; allein die wachfame Thätigkeit der 
Beamten und Drtsvorftände fühlte fie bald wieder zu ihrer 
Pflicht zurück. Im Erbachifchen ſind alle Verfügungen ge 
troffen, welche mit Recht hoffen laſſen, daß die dortigen 
Einwohner in-der Erflillung dieſer jetzt unerläſſigen Obliegen— 


heit nicht nachſtehen, und ſich beeifern werden, auch ihren 


Theil zu dem Opfer zu legen, das unſer Vaterland bringt. 
Einzelne,’ jedoch: unbedeutende Gemeinden haben Unentſchloſ— 


* 
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fenheit bei der Konſkription gezeigt. Diefe fcheinbare Abnei— 
gung fällt indeß mehr den Ortsvorftänden zur Paft, welche 
mit wärmerem Eifer ihren Gemeinden hätten vorftellen müſ— 
fen, daß, während ‚große Staaten ſich neuen Verfaffungen 
fügten,, es lächerlich fey, ſich von den Verbindlichkeiten aus; 
fihließen zu wollen, welche das Ganze zu erfüllen hat. Das 
Amt Alzenan bat fi fubmittirt, und bei reiferer Ueberlegung 
fich, überzeugt, daß es beſſer ift, den milden und väterlichen 
Forderungen feines Fürſten zu folgen,- als dem Dünkel und 
der Selbſtſucht feiner bisherigen verderblihen Sachwalter 
Gehör zu geben. . 

Die jungen Weftphalen, Söhne einer biedern Nation, 

die täglich neue Beweiſe der mwachfenden Anhänglichkeit an 
ihren Fürften giebt, täufchten bei dem Ruf zu den Waffen, 
das in fie gefeßte Vertrauen, und vergaßen, irre geführr 
durch ungiinftige, von böſen Menfchen ansgeftreute Gerüchte, 
Pflicht und Eid. Nie hätten fie den Schaden, den ihr Uns 
gehorfam der gemeinen Sache des Vaterlands zufiigte, gut 
machen fünnen, wenn fie nicht bald, der Stimme der Pflicht 
und Ehre folgend, fich freiwillig und in Menge zu ihren 
Fahnen gefammelt hätten, wo fie ſich durch ſittſames und 
moralifches Betragen allgemeine Achtung ‚erwerben. Der _ 
“reger werdende Eifer der dortigen Beamten läßt hoffen, daß 
fie diefen Irrweg nie wieder betreten. 
Wenige Sndividuen, welche unempfänglich fir das Eher: 
gefühl des braven Kriegers, ihre Fahnen treulos verliehen, 
irren vielleicht auswärts, vielleicht im Verborgenen bei ihren 
Verwandten ohne Ehre und Achtung herum. Auſſer der 
gefeßlichen Strafe erwartet fie die Verachtung ihrer einft 
heimkehrenden Waffenbrüder und für ſie bleibt kein andres 
Mittel, als ſchnell zu ihrer Pflicht zurückkehrend durch dop⸗ 
pelten Eifer und Muth. ſich das Glück zu verdienen, jenen 
braven Männern, gleich geachtet zu werden. 

Säimmtliche Beamten Haben mit patriotifihem Eifer die 
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Milirärgefchäfte betrieben, fich dadurch die Zufriedenheit ihres 
Souverains verdient. So haben fie durch ihre Thätigkeit 
jede Maaßregel erleichtert und den Erfolg gefichert! 

Im Allgemeinen hat nicht leicht ein Fand aus reinerer 
Ueberzeugung williger Alles gethan, was die zum Glück und 
Ruhm des Staats, von feinem Souverain eingegangenen 
Verpflichtungen erforderten. Der befte Erfolg krönt jet 
fchon diefes fchöne Pflichtgefühl! Fern von ung ftreiten unfre 
Soldaten für den Frieden, und während ein’ grofer Theil 
Deutfchlands die unvermeidlichen Uebel des Kriegs trägt, 
genießen wir der Ruhe und der Früchte des Friedens, 
Mögte ung derfelde bald ganz beglücken! 

Sollte indef die Hartnäckigkeit der Feinde denfelben 
noch länger von Deutfchland entfernen und der Kampf noch 
größere Anftrengung zur Ehre unfers Fürften und zum Wohle 
des Baterlandes erfordern; fo läßt fich auch hierzu von Seis - 
ten des Landes jene Vereitwilligkeit erwarten, welche bisher 
ſo ſtandhaſt bewieſen wurde. 


— — — 
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Ueber die Vertheilung des Truppenfontingents der; 
jenigen. Rheinifchen Souverains, welche nach 
der Konföderationgafte zufammen 4000 Mann: 
zu ftellen haben. | 





Mi. können nunmehr. unfer Verfprechen im dritten Hefte 
S. 480, in welchem Verhältniſſe die zu ſtellenden Kontingente 
zur Volksmenge ſtehen, erfüllen. Der Herr geheime Rath 
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Freiherr von Hertwich zu Frankfurt hat in feinen treff— 
lihen ſtaatsrechtlichen Abhandlungen (fir den. Mai 1807) *) 
den Reluitionsvertrag geliefert, welchen verfhiedene Souve— 
raine mit dem Souverain von Naffau abgefchloffen haben. 
»Die Hauptfrage, heißt es dafelbft, befaßte fi) damit: Wie 
werden die 5052 Mann, welche nad Abzug jener von dem 
Fürſt Primäs zu ftellenden 968 Köpfe beizufchaffen find, bei 
dem ermangelnden Typus der Bevölferungstabellen ſämmt— 
licher theilnehmender Staaten nach Gocietätsregeln ohne 
Kränkung des cinen oder andern Mitgenoffen zu vertheilen 
ſeyn; zumal gedachte Tabellen und ftatiftifche Nachrichten zu 
fammien feine Zeit übrig war? Anfänglich gab jeder Ge 
fandte die ungefähre Seelenzahl des Landes feines Souveraing 
an, woraus fich ergab, daß alle Gebiete der Konfüderirten 
im fürftlichen Kollegium zufammen, mit Einfchluß der Fürſt 
Primatifchen, mehr nicht als 564,000 enthalten hätten, und 
auf 141 Seelen Ein Mann gekommen feyn würde; wie nun 
aber fich fehr deutlich ausgemwiefen hat, daß manche die Be: 
völkerung viel zu niedrig angegeben hatten, fo fam man 
proviforifch und citra praejudicium fiir künftige Fälle 
überein, Haffel’s ftatiftifchen Grundriß, als einen bewähr: 
ten neuern Schriftfteller, fiir diesmal zum Grunde zu legen. 

Nach demfelben ergab fih nun ein Bevölkerungsfchema 
fammtlicher oberwähnter Staaten von 619,000 Bewohnern. 
Um eine runde Zahl zu erhalten und den Brüchen in der 





*) Der Freiherr von Hertwic giebt nun in das neunzehnte Jahr 
monatlich, jedoch blos an Abonnenten, Drei gedrudte Bogen heraus, worin _ 
immer die neueften, auf die Verfafung der Staaten und befonders auf 
Deutfchland Bezug habende Begebenheiten, Akten und Urkunden mitgetheilt 
und mit treffenden Anmerfungen begleitet werden. . Herr geheime Rath 
Drauer in Karlsruhe nenne in feinen Beiträgen‘diefe Abhandlungen ins 


mer Hertwichs Journal des Rheiniſchen Bundes. Woher mag das kom— 
nen ? W 
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Berechnung auszuweichen, hat man g20o Seelen obiger Volks 
menge hinzugezählt,. und die ganze Seelenzahl angenommen 
zu 620,000; nämlich für den Ä 
Fürſt Primas oo 0 00 ee ne. 180,200 | 
Beide Naffauifche Häuſer 2 2 =. = 260,400 | 
Beide Hohenzolleen: > 2 2 2 2 0 20. 149,000 
BECBIBERG a ee MOTOR 
Beide Sam. - 2 se ern. er 80100 
Sebua = 4 a5 ae ee DR 
A =: 2 ee Et 6,050 
EBEN 32: =: 8 Bet ea ae 39000 





Zufammen . . 620,000 

Auf dieſe Bee fielen auf 155 Seelen Ein Mann. Das. 

interimiftiih angenommene Verhältniß war zwar unrichtig, 
und es wäre wohl ohne große Mühe auszuweiſen gewefen, 
daß dieſe oder jene Staaten in der Seelenzahl zu hoch oder 
zu niedrig gegriffen worden; allein defto beffer fir die gute 
Sache war es, und defto verdienjtlicher machte man fich, 
indem bei vorwaltendem Drange der Umftände und bei der 
Unthunlichkeit, Auswege auf der Stelle auszumitteln, nir: 

gends auf Kleinigkeiten hingefehen würde.« { 

So weit der Freiherr von. Hertwid. 

Die Bevölkerung ift allerdings nicht vichtig angegeben, 
und ſelbſt fcheine es, als ob man KHaffel,nicht immer zum 
Srunde gelegt habe. Diefer nimmt zum Beifpiel für die 
alten Lande des Fürften Primas 109,000, für Frankfurt 
nebft Gebiet 60,000 Seelen an. Hiezu famen nun noch die 
Wertheimifhen, Erbachifchen und vitterfchaftlichen Parzellen 
mit einigen taufend Seelen. Bei den Nafauifchen Häufern 
beträgt die von Haffel angegebene Volksmenge ſchon 
260,000 Seelen, , worunter aber die vielen vitterfchaftlichen 
Orte gar nicht begriffen find. Ueberdies liegen bei Haffel 
Schägungen zum Grunde, deren. Unrichtigfeit wir zu zeigen 
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Gelegenheit nehmen werden. Für beide Hohenzollern kommen 
nach) Haſſel 48,500, für Aremberg 100 Seelen weniger, 
heraus. Für beide Salm nimmt Haſſel mit Gehmen 55,700 
Seelen. an; für Sfenburg 43,000; fo daß für die anfehns 
lichen vieterfchaftlichen Befißungen nur 2000 Seelen angefeßt 
find. Daß die Bevölkerung des Fürftenthums Lichtenftein 
nur 5002 Seelen betrage, “haben wir im fechften . Hefte 
gezeigt. Vom Fürſtenthum Leyen oder der Grafſchaft Hohen: 
Geroldseck zeigen wir im nächften Hefte, daß diefelbe nur 
4160 Seelen enthält. Aber Haffel konnte auch hier, ohne 
feitifche Unterfuchung nicht zur Baſis dienen. Bei einigen 
Landen find die angeführten Schäßungen höchſt unrichtig, 
wie mir in der Folge zeigen werden, und bei einigen der 
zerriſſenen Lande fehlen die fpeziellen Angaben der Aemter, 
Die vitterfchaftlichen Befigungen find nur im Allgemeinen 
bemerkt, und bei obigen Berechnungen faft gar nicht in Ans 
fhlag gefommen. Die Bevölkerung derfelben iſt indeflen 
nicht unanfehnfich, und fehr verfchieden unter die Souverains 
vertheilt. Wir haben die neueften Volkszählungen von ver 
‚fchiedenen Landen vor ung liegen, werden folche nach und 
nach. abdrucken laffen, und dann die Bevölkerung des Ganzen 
zufammenziehen. &o viel ſcheint ung ſchon jeßt zu erhellen, 
daß die Bevölkerung Aller nicht viel unter 700,000 Seelen 
betrage. Iſt diefes richtig, fo fällt auf 156 Seelen ein 
Mann, wenn nämlich durchaus feine Befreiung für die 
Städte ftatt findet. 

Man war bisher der Meinung, daß die Truppenftellung 
ber 4000 Mann zu hoch im Verhäftniffe gegen die benann⸗ 
‚ ten Kontingente der. übrigen Souverains ſey. Dies fcheint 
aber night der Fall, wenigftens nicht bet dem Großherzogtum 
Heffen. 

Nach der im fiinften Hefte ©. 510. abgedruckten Ueber: 
fiht beträgt die Bevölferung des Fürftenthums Starfenburg 
179,825 Einwohner, jene des Oberfürftenthumes aber 226,545 
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Seelen, und die des Herzogthums Weſtphalen 131,888, wie 


wir in der Folge zeigen werden; das Ganze überhaupt alfo . 


538,256. Seelen. Da nun der Groöherzog 4000 Mann zu 
ftellen hat, fo fommt atıf 134 % Seelen Ein Dann. 
Von den fibrigen fouverainen Staaten ift bie Bevölke⸗ 
rung noch nicht ſo genau bekannt; aber nach den bisherigen 
Angaben käme bei Baiern auf 110 Seelen Ein Mann; bei 
Würtemberg auf 100 Seelen Ein Mann; bei Baden eben— 
ſoviel; bei Berg auf 116 Seelen Ein Mann; bei Würzburg 
-auf 130 Seelen Ein Mann; bei den Herzogen zu Sachſen 
auf 141 Seelen Ein Mann; bei dem Könige von Sachſen 
auf 110 Seelen Ein Mann, Wiewohlen nun alle dieſe 
Angaben nur approximativ ſind, ſo geht doch wenigſtens ſo 
viel daraus hervor, daß alle übrigen Souverains ein höheres 
Kontingent ſtellen. Dieſer Unterſchied leitet auf eine Ver— 
muthung, die auch ſchon öffentlich geäuffert worden ft, daß 
nämlich bei dem erften Anfage der 4uoo Mann ein Sow 
verain nicht mit in Anjchlag ‚gefommen fey. 
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g. 


Ideen zur Organiſation eines Rheiniſchen 
Bundesgerichtes. 


5 





Caeteri architeeti rögänt et ambiunt, ut architeotentärs 
mihi autem a praeceptoribus . est traditum t rogatum no 


rogantem oportere suscipere curam. 
_ Vırauvivs in präef, Libr. VI. 
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Nachdenken und ſyſtematiſchern . Bemerkungen vorzulegen. 
Meines geliebten Vaterlandes Loos mag ausfallen, wie es 
will, fo wird der deutſche Patriot meine Abfichten hiebei 


nicht verfennen, und feine Ideen haffen, die zur künftigen 


Bearbeitung eines Gegenftandes, der den Deutfchen eine 
Schutzwehre — ein Palladium ihrer Freiheit feyn dilrfte 


und wide, hinzielen und hinführen mögten. 


Fern von der eitlen Anmaßung, hierin als Baumeifter 
eines fo erhabenen Werkes auftreten zu wollen, erlaube ich 
mir nur Sdeen anzugeben, die eine genauere Behandlung 
verdienen, ein reiferes Nachdenken weden, und zur Löfung 
des hierin fich etwa gedachten gordiſchen Knotens ein Scharf: 
lein beitragen. diirften. 

Die erhabenen Peiter der Neorganifation von Deutfch 
fand follen diefe Gedanken nur als Ideen eines Anblickes 
wiirdigen, und meine Wünfche als Privatmann find hierin 


bei glücklichen Ausgange des Geſchäftes in Erfüllung ge— 


gangen. | 
Die Eilfertigkeit, mit welcher die Hand an die Kam: 
mergerichts Ordnung von 1490° auf dem Reichstage zu 


Worms gelegt worden, war Schuld an der Unvollftändigkfeit 


diefes feinem Endzwecke nad) fonft fo erhabenen Werkes, und 


| veranlaßte dadupch, daß ſchon im Jahre 1496 auf, dem 


Reichstage zu Lindau eine neue Drdnung entworfen, der 
1500 die dritte zu Angsburg, 1507 die vierte zu Koſtniz, 
1508 zu Regensburg die fünfte, 1617 und ıd21 zu Worms 
die ſechſte und fiebente, die achte 1623 zu Nitenberg und 
die neunte zu Speyer 1527 folgte. — 

Wie viel Zeit und Berathſchlagung die — von 
1548, und die (ette von 1555 erforderte, ift ohnedies jedem 
fachkundigen Manne auch ohne "mein Erinnern A 
noch. in treueſtem Andenken. 

s Einzelne gen zur Vorbearbeitung eines fo holten 
Werkes ſollte ich daher nicht für etwas Tadel verdienendes 
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erachten. Sind fie nicht von Brauchbarfeit, fo lege man fie 
auf die Seite und nehme meinen beſten Willen hierin fir 
die That, menigftens bei der mir zu geftattenden Naechß cht 
für das Unternehmen eines Privatmannes. 

Unſere alte Verfaſſung, die ſo viele Werke der Weisheit 
unſerer Väter für die in jeder Lage zu ertheilende Suftizs 
pflege in fich enthielt, und wobei das deutfche Volk als unter 
der Aegide feiner Freiheit Jahrhunderte hindurch vor andern 
Völkern glücklich und zufrieden war, find fir den deutichen 
Patrioten zu erhaben, als daß er nicht feine Sdeen in mans 
her Hinficht nach ihnen richten und fie bei einem Geſchäfte, 
das ohnedies die veifefte Erfahrung erheifchen wird nicht 
mit zu Rathe ziehen ſollte. 

Der Zweck, die Beſtimmung, die nähere und entferntere 
Veranlaſſung gegenwärtiger Ideen ergeben ſich hieraus von 
ſelbſten, und bedürfen daher auch in Bezug auf meinen Auf— 
ſatz in dem vorigen Hefte diefer Zeitiihrift, rückſichtlich der 
Nüzlich- und Nothwendigkeit eines Bundesgerichtes, Feiner 
weiteren Darlegung. | 

Einer meiner gelehrten Freunde, der gelehrte Vizeprä— 
fident yon Kampz in Stuttgardt, bemerkte in einer fefends 
würdigen Abhandlung in den fogenannten Reminiscenzen bei 
der Auflöfung des Neichstammergerichtes: daß diefer erhabene 
Juſtizhof in fünf Sahrhunderten für uns Deutfihe die Auss 
bildung des Rechts erweitert, in. den deutſchen einzelnen 
Staaten eine gute Zuftizverwaltung, Ruhe und Sicherheit 
befördert, die Nechte und Freiheiten der mittelbaren Inter: ' 
thanen, fo wie die der deutfchen Fürften und den Flor ihrer 
Käufer geſchützt und erhalten, für alle Zweige des menfchs 
lichen Wiſſens geniitzt, und daher ein gewiß ehrwürdiges 
und des achtenden Andentens der Nachwelt würdiges Tris 

bunal gewefen fer. — 

Gott gebe es! daß auch — Jahrhunderten dies von 

der jetzigen Reorganiſation könne ausgerufen werden — und 
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| einem Karl Dahlberg, einem Marimitian Sojepd, 


einem Auguft, einem Friedrich und Ferdinand wird 

auch noch die fpätefte Nachwelt den fehuldigften Dank dafür 

zu zollen nicht vergeſſen, und ihre Afche ‚am Altare ber 
Themis gefegnet bleiben. 

Durch den Beitritt vieler Fürften des nördfichen 
Deutfchlands befaßt der neue Verein fihon iiber 24 des eher 
maligen deutfchen Neiches in fich, und nähert daher-je länger 
je mehr das hierin zu löfende Problem feiner Auflöfung im 
Verhältniß zum Endzwecke des näheren und entfernteren 
Srundes bei Stiftung diefes neuen Vereins. — 

Tach meinem fihon vorhin gedachten Aufjase in letzterem 
Hefte diefer Zeirfchrift, am welcher ich gleich anfangs als 
Mitarbeiter angenommen zu werden, die Ehre hatte, blieb, 
ohnerachtet dem Gerichte die Souverainität andere. Schran⸗ 


ten, als ehemals ſtatt gehabte, ſetzen müßte, dennoch der 


Geſchäftskreis dieſes zu organiſirenden Tribunals, in Rück— 
ſicht der Wichtigkeit von Sachen, von dem bedeutendſten 
Umfange *). 








*) Es iſt vielleicht nicht überflüßig, bei dieſer Gelegen; 
heit an den oberſten Gerichtshof (supr&me court) zu erin— 


‚nern, welcher fiir die vereinten Staaten von Nordamerika 
niedergeſetzt worden iſt. Die Gerichtsbarkeit deſſelben erſtreckt 


ſich nach der Konſtitution von 1787 über alle Fälle des 


ſtrengen Geſetzes und der Billigkeit, die ſich gegen die Kon: 


ſtitution, gegen die Geſetze der vereinigten Staaten und gegen 
Bündniſſe, die unter ihrer Autorität geſchloſſen ſind, ereig⸗ 
nen; ferner über alle Fälle, welche Geſandte oder andere 
öffentliche Miniſter und Konſuln betreffen, über alle Gegen: 
ſtände der Admiralität und der Marine, über Streitigkeiten 
zwiſchen zwei oder mehreren Staaten, zwiſchen einem Staate 
und Bürgern eines andern, zwiſchen den Bürgern verſchie— 


dener Staaten; zwiſchen Bürgern eines Staats, welche 
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Die Streitigkeiten. der: Sonveraine unter fi) und fo 
weit. fie fontenfios wären — z. B. Gränz-Succeſſions⸗ 
Sjrrungen, machten den Hauptgegenftand feiner Entfcheidungen 
aus.: Streitigkeiten, mit ihren Unterthanen, befonders, wo 
die kleinern Souveraine afs-Privati erfchienen, wilden den 
zweiten Platz des neuen Sefchäftskreifes beftiimmen, und als 
dritter Gegenftand fich . die Streitigfeit mit Mediatifirten 
den einzelnen Souverainen nicht untergebenen Fürften und 
Grafen darftellen. _ Hieran liefen fih die Kriminalfälle, fo 
nach der Bundesafte an ein Aufträgalgericht verwieſen find, 
anreihen, und. bei minder mächtigen, Souverainen auch die 
. Bormundfchafts: Angelegenheiten damit noch anknüpfen. Für 
eingegangene Kompromiſſe müßte das Gericht ſich als Richter 
gebrauchen laſſen, und dabei das gehörige Augenmerk auf 
die Gerechtigkeitspflege abſeiten derjenigen Sonveraine, die 
wegen’ des geringen Umfanges ihres Landes die gehörige 
oberfte Juſtiztribunale zu Michten, nicht wohl im Stande 
ſeyn mögten, vorzüglich mit richten. 

Nach meiner früherhim gelieferten Anfiht wiirde dies 
Gericht im Namen der Souveraine zu handeln und zu 
fprechen haben. Seine Ausfprüche könnten daher per for- 
mulam : in Sachen. — erkennen wir zum Gerichte des hohen 
Rheinischen Bundes Hochverordnete — mie bei vielen Terz 
ritorialkollegien abgefaßt und bekannt gemacht: werden. 

Das ganze Gericht beftiinde aus einem Bundesrichter, 
aus. zwei VBundesgerichtsdiveftoren und ı4 Bundesräthen. 
Es würde in zwei: Senate -abgetheilt, worin in jedem 7. 
Räthe und ein Bundesgerichtsdireftor ſäße. Im Falle ein 
Bundesrath wicht in sessione erfihiene, müßte der Direktor 








Ländereien zuriickfordern , die von andern Staaten verliehen. 
find; endlich zwifchen einem Staate oder deffen Bürgern und: 
auswärtigen Staaten, Bürgern oder Unterthanen, 
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mit votiren und iiberhaupt - beide diefe Direktoren. ald per- 
petui correferentes in den wichtigften — IR 
niffen fich gebrauchen laffen. 

Den Rang diefer PDerfonen ‚müßte man ausdrücklich 
nach demjenigen Verhältniffe, worin fie zeithero gegen. andere 
Staatsdiener ftillfehweigend geftanden, beffimmen und für 
‚ fie ſtatt der altfpanifchen Tracht eine nad) unferem Zeitgeifte 
eingerichtete Uniform vorgefchrieben werden. Fiir den Ans 
fang wäre als Bundesrichter der zeitherige Kaiſerliche und 
Meichsfammerrichter und als Bundesgerichtsdireftoren Die 
zwei Neichsfammergerichtspräfidenten zu ernennen. 

Sn, der Folge ernennete diefe Perfonen das Kollegium 
der Könige; jedoch auf feinen Fall ein anderes Subjeft, als 
welches fchon menigftens 6 Jahre bei einer ———— 
gearbeitet hätte. 

As Bundesräthe wären 14 der zeitherigen Reichetam⸗ 
mergerichts-Beiſitzer von der Mamipei zu ernennen; in 
der Folge aber diefe Nathe von den Souverains nach dem 
Verhältniffe ihrer Beiträge zur Unterhaltung des Gerichts 
zu prafentiren und von den kleineren Souverains etwa ei 
Rath nad) einem turno zu ftellen. 

Wer Bundesrath werden wollte,“ müßte 6 Jahre lang 
bei einem Juſtiztribunale gearbeitet und dabei noch jederzeit 
vor feiner Annahme durch-ein Halbjähriges Mitvoriren -in 
einem der &enate die gehörige Probe feiner theoretifih s 
praftifchen Kenntniſſe ablegen; 3 

Des Bundesrüchters Gehalt, fo wie der beiden Direk⸗ 
toren wäre wie jener, den diefe Männer bei ihrer vorherigen 
Stelle an dem Kreis s und Neichsfammergerichte zugefichert 
gehabt; eben dies Verhältniß Tiefe fich auch bei den Bundes; 
räthen annehmen; jedoch müßte jeder Bundesrath fich ans 
heifchig machen, nie wieder in die Dienfte der einzelnen 
Souveraine treten zu wollen, erhielte dafiiv aber auch nebſt 
einem Bewittum von circa 1000 Athlr. für feine Frau, und 


! 


105 


f / 


im Falle er nur. Kinder Binterkieße, big feine Kinder 22 Jahr 


alt geworden, eben diefe Summe zugefagt und zugefi ichert. 

Bei der geringeren Anzahl von Bundesräthen, und wo 
der Gehalt der Boten, wie ich unten bemerken werde, ganz 
hinwegfiele, könnte vorbenannter Antrag. und Ausgabe, ohne 
ein neues Mittel dazu ausfindig zu machen, leicht beſtritten 
und möglich gemacht werden. 

Schon zur Zeit des Raſtatter Kongreſſes machte in 
einem anonymen Schriftchen der wiürdige Kammergerichts⸗ 
Beiſitzer von Ullheimer den Vorſchlag, des Gerichtes Un: 
terhalt durch die Neveniien aus. einem Ländchen zu fi ichern. 
Es wäre zu wünſchen, daß bei deveinftigem Frieden dieſer 
Vorfchlag ſtatt fände, befonders, wo bei den neueften Mer: 
änderungen, bei aufgehobener Kreiseintheilung die Beſtim— 
mung nad der Matriful, wie durch die abgedruckten Ver 
zeichniffe von gewiffen und ungemwiffen Kammerzielern“ ſich 
ſattſam ergeben wird, äuſſerſt ſchwer ausfallen dürfte. 

Als ſubalternes Perſonale müßte eine neue Kanzlei in 


verjüngtem Maaßſtabe, beſtehend aus drei Sekretarien und 


zwei Archivarien ſammt Kopiſten, ernannt und in paritute 
religionis präjentirt werden. Sie ſtünden unter dem Ge— 
richte, wie jedes gerichtsangehörige Subjeft. Der älteſte 
von den Sefretarien ware in gewiffer Hinficht ihr Chef, 
und alle drei. erhielten ihren Gehalt von circa 1200 fl. aus. 
des VBundesgerichtes Suftentationsfaffe, fo wie der Gehalt 
der geringeren Kanzleiperfonen, infönderheit der Kopiften-, 
aus den Kanzleis Targefällen zu beſtreiten blicke, | 

Ihre Ernennung fünnte- man dem Bundesgerichte über— 
laffen, fo wie dies auch die Advokaten und Profuratoren zu 


ernennen. hätte, deren Zahl auf 10 befchränft werden könnte. 


Alle müßten ein: firenges Examen aushalten, und unter 
den witrdigften entfchiede bei ihrer Annahme die Länge der 


‚Thon vorher gehabten Praris. bei einem andern Dikafteriv. 


Die Infinuationen würden an dev Souverainen Agenten 
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gefihehen, und fielen hiernach die Kammerboten ganz weg. 
Der Serichtsdiener müßte die Inſinuationen volljiehen und 
erhiclte hieraus feinen Gehalt. 

Wetzlar könnte bei den jekigen Verhältniſſen zu Frank; 
veich am erften zum Siß file das Bundesgericht ausgefehen 
werden. - Bon Seiten Franfreichg wilrde der Gefchäftsgang 
bei dem Schuße des Stifter des neuen Vereins feinen Hin: 
derniffen ausgeſetzt werden und auf jeden Fall beſtimmt 
werden müſſen, daß zu feiner Zeit mit ——— Web; 
lar befegt werden diirfte, 

Sn Wetzlar find die der Gefammthett noch zuftehenden 
Gebäude, die Aften fo vieler noch unentfchiedenen Rechtes 
ftreite, die Senatsprotokolle, auf die gar oft wiirde recurrirt 
werden müſſen, und folglich bliebe diefe Stadt, wie zeither, 
hiezu der erfte Platz. 

Gern wiirde diefe Stadt das Brandholz, wie zeither, 
zu den Nathefizungen liefern, und von Sr. Koheit dem 
Herrn Fürſten Primas fteht um fo mehr zu hoffen, daß 
Höchſt Die zur Sicherheit der Gerichtsaften die nörhigen 
Bewachungen verfchaffen werden, ald nur durch die Anweſen— 
heit eines folchen Perſonals Weklar von feinem völligen 
Ruin gerettet werden könnte, 


Für den Gefihäftsgang müßte eine neue Ordnung ents 
mworfen, und dazu vier der Beifiker ernannt werden. Hiebei 
wäre vorsuglich auf eine ſtete Progendireftion mitzufehen, 
der Unterſchied zwifchen Eptrajudigial: und Yudizialfachen zu 
verbannen, und die Audienzien nur fir bie Publikation der 
gefällten. Sentenzen "annoch zu belaffen. 

Sn jeder Woche wäre nach geendigter Seffionszeit eine 
folche. Audienz unter Borfiß des Bundesrichters, eines der 
Direktoren und: eines Rathes zu halten, 


In jeder Woche müßte der Senat 4mal befucht werden, 
und fielen hiernach alle Postfesta für ſich hinweg. 
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Bon Morgens 9 bis 12 Uhr blieben die Seffonen zu 
halten, 

Das Plenum entſchiede die in Senaten entftehenden Das 
via; der Bundesrichter hätte fich eines Voti bei abermals 
entftehenden Parien zu erfreuen, und im iibrigen bliebe des 
vollen Rathes Beftimmung, wie vorher am kaiſerlichen 
und Reichskammergerichte. 

Sollte man Bedenken tragen, dem Protektor für allzeit 

die Exekution geſprochener Erkenntniſſe zu übertragen, fü 
wiirde e8 der Sachen Ordnung am erften entjprechen, wenn 
man ald perpetuos executores einen der mächtigften 
Fiirften von Süden und einen von Morden aus der Anzahl 
der Souveraing erwählte. Eventualiter wiirde der zweits 
mächtigfte ale per petuus executor ebenfalls zu En 
ſeyn. 
Sollten dieſe meine vorgelegten Ideen einiger Berückſich⸗ 
tigung würdig erachtet werden, ſo wäre mein innigfter 
Wunfh, bald die Hand an das erhabene Werk gelegt zu 
fehen, eben fo aufrichtig, als fehnlichft mit mir jeder gut: 
dentende Deutfche einem baldigen Frieden entgegenfieht, und 
fein Herz nur noch die Hoffnung, deutfche Freiheit von 
neuem unter der Aegide unpartheiijcher Juſtizpflege fiir jedes 
Verhältniß begründer und befeftigt zu fehen, bei den vielen 
Drangfalen des Krieges ftärken und fühlen kann. 


©. 
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Beſtimmung der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der 
mediatiſirten Fürſten und Grafen im Großher⸗ 
zogthum Baden. 





Ber Friederich. von Gottes Gnaden, Groß: 
herzog von Baden, Herzog von Zäh— 
ringen ꝛc. ꝛc. u — | 
Bei näherer Beftimmung derjenigen Verhältniffe, welche 
künftig zwifchen Uns und denjenigen vormaligen deutfchen - 
Neichsfürften. und: Strafen ftatt finden follen, die. durch die 
Rheiniſche Bundesakte vom ı2ten Juli 1806 Uns zugewandt 
find, gehen Wir von dem KHauptgefüchtspunft aus, daß die 
Abſicht jener Akte vorzüglich diefe war, die Negierungen der 
deutſchen Staaten zu Eoncentriven, ihre Kraft dadurch, ſo⸗ 
wohl in der äuſſern als innern Staatsverwaltung zu erhöhen, 
und den Souverainen diejenigen Rechte und Einkünfte zu 
geben, welche nothwendig find, um das Band mit ihren 
nenen Unterthanen feſt und dauerhaft zu knüpfen, den 
Wohlſtand der fektern zu vermehren, und diejenigen Laften 
zu tragen, welche zu Erreichung dieſes Zweckes erforderlich 
ſind. 

Geleitet von dieſem oberſten Grundſatze, durchdrungen 
von dem reinſten und innigſten Wunſche, in den Uns zuge— 
fallenen mediatiſirten Landen, wo es nöthig und thunlich 
erſcheint, merkliche Adminiftrationss Verbefferungen vorzuneh— 
men, die Landeskultur zu erhöhen, den Unterthanen die 
Entrichtung ihrer Abgaben, ſo viel möglich zu erleichtern, 
dieſelben mithin durch den Erfolg ſelbſt von Unſern hegenden 
landesväterlichen Abſichten zu überzeugen — finden Wir Uns 
bewogen, mit Rückſicht auf die Beſtimmung der Bundesakte 
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and. die Uns vordetragerien Münfche der Standesherren, 
folgendes einftweilen proviforifch anzuordnen. 
Er .« 1. 

Die Standesherren find als Staatsbürger zu betrachten, 
fie haben ſtatt förmlicher KAuldigung Uns und Unfern Nach: 
folgern in der Regierung, ihre und ihrer Familienglieder 
Unterwerfung FR zu bezeugen. 

- R G. 2. | \ 

ihnen wird anf Verlangen eine Ehrenwache von Unſe⸗ 
rem Militär. an. allen. denjenigen Orten ihrer Standesgebiete, 
wo Militär in Garniſon ift, bewilliget. Gleiche Vergünſtigung 
genießen auch die Wittwen der Häupter der ſtandesherrlichen 
Familien in Garniſonsorten der Standesgebiete. Denenjenigen 
Standesherren, welche die Bewachung durch ihre Jäger oder 
andere eigene Bedienſtete auf ihre eigene Koften, einer lan: 
desherrlichen Ehrenwäache vorziehen, ‚bleibt die Haltung eines 
folhen eigenen Sabanienkorps von 25 bis Jo Mann frei: 
gReilt.: 

ae Be ° 3 

Sn Betreff ihres beftändigen Aufenthalts giebt die. ber 
ſtimmte Verordnung des $. 31. der Bundesafte Maaß urid 
Biel. Einen temporären Aufenthalt auſſerhalb der dort be; 
nannten Rande: werden Wir Ihnen nach Umftänden nicht 
erfchweren. © TR Ze | 

$. 4 

Im Kirchengebeth iſt des Standesherrn und * 
Hauſes nach Uns und dem Unſrigen, jedoch ohne nähere 
Spezialiſirung, als bei dieſem üblich iſt, zu erwähnen. In 
Trauerfällen der ſtandesherrlichen Familien wird das Kirchen⸗ 
geläute im Standesgebiete halb fo lange, als bei gleichen 
Fällen in Unferer bewilliget. 

* $. 5 

Die bisher — Familiengeſetze der Standesherren 

bleiben in ihrer Kraft, ſo weit ſie mit der Bundesakte und 


I 
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Unfern Randesgefeken verträglich ſind. Ihre Familien: Anto- 
nomie wird ihnen befaffen; doch unterliegen die dahin gehö— 
tigen, Sowohl bereits vorhandene als künftig zu gebende 
Verordnungen, wenn fie gültig feyn follen,. Unferer Einfi cht 
und Beſtättigung. 

$. 6. 


In allen ihre Perfonen und Familien betreffenden Ger 
genftänden der willführlichen Gerichtsbarkeit, ftehen fie unter 
Unferer und Unferes Minifteriums oberfter Leitung. Diefes 
hat auch die obervormundfihaftliche Obforge über minder 
jährige und folche a et, die . den Gefegen zu 
bevormunden find. 
| m 


Sin flreitigen Nechtsjachen werden die. Standesherren 
rückſichtlich Ihres Perfonal:Gerichtsftandes, wie Unſere di 
vilegirteften Staatsblirger . behandelt. 

' Der nämliche ‚Serichtsftand findet auch rückſ chtlich aller 
vom Staate verliehenen obrigkeitlichen Berechtigungen der 
Standesherren ſtatt. Ihre Patrimonialgüter und alle darauf 
haftende Einkünfte und Berechtigungen werden in der Regel 
als kanzleiſäßig betrachtet, und ſtehen daher unter dem 
Hofgerichte der Provinz, zu welcher ſie gehören. Ausnahms— 
weiſe davon bleiben nur diejenigen ihrer Güter amtsſäßig, 
die einer beſtimmten Ortsgemarkung einverleibt und den 
Gemarkungsrechten unterworfen ſind. | 

6. 8. 

Sn Polizeifachen haben die Standesherren. zwar wie 
andere LUnterthanen die Polizeigefebe zu beobachten. "Aber 
für ihre Perſon unterliegen die Häupter der ſtandesherrlichen 
Familien innerhalb ihrer Standesgebiete keiner ſtändigen 
exekutiven Polizeigewalt, ſondern ſie ſind nur Uns allein und 
denjenigen, die Wir etwa in vorkommenden Fällen beſonders 
beauftragen werden, file polizeiwidrige Handlungen verantr 
wortlich. Auſſerhalb ihrer Standesgebiete ſtehen fie unter _ 
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denjenigen „polizeilichen Obrigkeiten, denen Unſere privilegirr 
teften Staatsbürger unterworfen find. 
ge 
In peinlichen Fällen feßen Wir die nähere Beſtimmung. 
der den Häuptern der ſtandesherrlichen Häuſer durch den 
Bten Artikel der Bundesakte vergönnten Auſträgal-Inſtanz 
auf Uebereinkunft mit ihnen aus. Des nämlichen Standes; 
Privilegii find auch ihre Semahlinnen und Kinder, während 
den Lebzeiten ihrer Gatten und Väter, theilhaftig. Die 
übrigen Stieder der flandesherrlichen Familien hingegen haben 
hierin den Gerichtsftand der privilegirteften Unterthanen. _ 
Die in Kriminalfachen gegen Standesherren bis zum 
wirklichen Prozeß etwa nöthigen polizeilichen Maaßregeln 
werden in gewöhnlichen, jedoch ihrem Stande und Anfehen 
angemefjenen Wegen ergriffen. | 


$. 10. 

Die Lehenherrfchaft. ber die Standesherren, welche Uns 
fern alten Landen, und jenen, die Wir durch den Reiches 
ftiedensregeß 1805 oder durch den Preßburger Frieden 
erlangt haben, anhängt, und innerhalb‘ Unſeres fouverainen 
ehe auszuüben iſt, foll ferner fortbeftehen. 


$. 11. 

Sn Betreff derjenigen Paffivichen der ——— 
welche vorhin gegen das deutſche Reich, gegen die öſter— 
reichiſche Monarchie im Ganzen, gegen nicht abgetretene 
kaiſerlich öſterreichiſche Provinzen, gegen die Lande anderer 
Souveraine Lehenspflicht auf fich gehabt haben, begeben Wir 
Uns fire alles Privargut zu ihrem Vortheil der Uns ange: 
fallenen Lehenherrfchaft. Dagegen verlangen Wir aber, daß 
‚die Standesherren alle Jurisdiktion, die fie innerhalb Unferer 
Lande behalten, ohne Ausnahme, mithin aud da, mo fie 
vorhin von Niemand zu Lehen gieng, als TIhron-Manntehen 
von Uns anerkennen. . 
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$. 282. 

Diejenigen Fchen, worüber den Standesherren die Lehen: 
herrfchaft fiber andere als fouverain gewordene Herren zus 
geftanden ‚hat, bleiben demfelben in fo weit, als damit nur 
Güter, Renten und Rechte, die ein Privatmann als Eee 
haben fann, Ichenbar find. 

% 13. 

Ueber die Perfonen, Unterthanen, Drtfchaften und 
kanzleiſäßigen Gitter derjenigen Kavaliers, welche bisher ganz 
oder vitckfichtlich einzelner KHoheitsrechte den Standesherren 
unterworfen waren, hört künftig alle obrigfeitfiche Gewalt 
derfelben, welchen Namen und Umfang fie auch immer ge; 
habt haben mag, auf. Diefe Kavaliere und ihre Beſitzungen 
treten ganz in diejenigen Verhältniſſe ein, in welchen der 
vormals unmittelbare Adel, und feine Befikungen, )künftig 
in Unferem fouverainen Staate befiehen wird. 

$. 14 | 

Die Unterthanen in den ftandesherrlichen Bezirken haben 
Uns als Souverain nad anliegender — *) den Hulk 
digungseid zu leiften, 

| Ä $. 15. 

Den Standesherren bleibt ferner die Ernennung ihrer 
Beamten zu Ausitbung der niedern Juſtiz und Polizei; jer 
doch find fie hiebei an folhe Subjekte gebunden, welche 
geprüft, und nach Linfern Landesgefegen fir fähig zu der⸗ 
gleichen Dienſten erkannt ſind. 

Auch haben ſie jedesmal den Ernannten Uns und Un— 
ſerem Miniſterio anzuzeigen. Das gleiche Ernennungsrecht 
bleibt auch den Standesherren rückſichtlich aller den Aemtern 
untergeordneten Polizei⸗ und Juſtizbedienten, ſo weit nicht 
eine ausdrückliche Ausnahme von Uns gemacht iſt. 


* 








) In dem uns abſchriftlich mitgetheilten Edikte lag dieſe Formel nicht 
Bei. 
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— $. 16. 
Die zur Juſtiz ⸗ und Polizeiverwaltung beſtimmten 
ſtandesherrlichen Diener find Uns nach anliegender Formel*) 
mit Handtreue zu verpflichten: Sie find Uns und den von 
Uns niedergefeßten höhern Juſtiz- und SPolizeiftellen rück— 
fihtlich ihrer ganzen Dienftleiftung verantwortlich, und ſchul⸗ 
dig, Unfere und ihre Befehle in Dienftjachen zu befolgen. 
Sie können ohne’ Unfer Vorwiſſen und Unfere Genehmigung 
nicht entlaffen werden. Ihre Gehalte haben fie in der Regel 
aus den Einkünften, welche den Standesherren bleiben, zu 
beziehen; fo weit nicht bisher Theile davon aus den Uns 
zufallenden Steuer: und Hoheits- oder aus den Amts: und 
Gemeindekaffen bezogen worden find, "und diefes nach ger 
fhehener näherer Erörterung der. Verhältniſſe — von 
Uns zugelaſſen ai 


$. ı7. 
In Ausübung der bürgerlichen Jurisdiktion in zweiter 
Inſtanz über die amtsfäßigen, in erſter Inſtanz über Die 
fanzleifäßigen Unterthanen der Standesbezirke, fodann der 
Straf s und peinlichen Gerichtsbarkeit innerhalb diefer Ber 
zirke, fo weit diefelbe nad) Unſerer Landesverfaffung den 
mittleen Gerichten zugeftanden wird, bemwilligen Wir den 
Standesherren die Haltung von Juſtizkanzleien unter der 
Bedingung, daß fie diefelden aus den ihnen bleibenden Eins 
fiinften unterhalten, und daß diejenigen, welche darzı ein 
eigenes Perfonal von menigftens zwei Räthen nicht aufſtellen 
tönnen oder wollen, fich einem nächftgelegenen innländifhen 
Standesherren auf gewiffe, von Uns zu genehmigende Be⸗ 
dingungen anſchließen, wodurch ſie bei deren Beſetzung eine 
billige Konkurrenz erhalten. 
Rückſichtlich der Ernennung, Verpflichtung und Dienft: 








* Sf und ebenfalls nicht mitgetheilt morden. 
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 verhältniffe der dazu gehörigen Diener, gilt im Allgemeinen 
eben das, was $. 15. fiber die Beamten angeordnet ft. 
$. 18. 

zu Verwaltung der — den Standesherren bleibenden 
Einkünfte — ſtehet denfelben die freie Ernennung und Hal 
tung theils von Receptoren, Forfts und Bergbeamten, theils 
von Rent- oder Hofkammern zu. Die dahin gehörigen 
Diener find als folche, und fo ferne ihnen nicht Jurisdiktions— 
‘oder Polizeigewalt übertragen wird, in welhem Halle fie 
unter die Kathegorie des $. 15 und 16. gehören, Uns nicht 
zu verpflichten, müſſen aber Unterthanen feyn, oder wenigſtens 
naturaliſirt werden, und als Unterthanen Uns huldigen. 
Gleiche Bewandniß hat es mit den KHofdienern der Standes 
herren. Sie fünnen, wie zuvor, die bisher üblichen Hof— 
wiirden an ihren Höfen ertheilen. Bloſe Titulatur;Ertheilung 
von Dienften werden Ihnen aber von Uns nicht zugeftanden. 

$. 19. | 

Die Geſetzgebung in allen ihren Theilen ift zwar ein 
Uns allein innerhalb Unſerer Souverainitäts;Landen zuſtehen⸗ 
des Recht. Indeſſen rechnen Wir hieher nicht die Gebote 
und Verbote oder Verkündungen an einzelne Staatsbiirger 
und ſtaatsbürgerliche Verfammlungen über das, was der, 
dem die vollziehende Gewalt anvertraut ift, als Willen des 
Sefeges erkennt und zu vollziehen gedenft. Solche Gebote 
und Verbote fünnen die Standesherren und die ihnen unters 
geordnete vollziehende Behörden über alle diejenigen Gegen; 
fände, die in den ‚Umfang ihrer obrigfeitlihen Gewalt 
gehören, erlaffen, und find dafiir Uns und den von Uns 
gefegten obern Behörden verantwortlich. 


$. 20. 


Die Gnadenbriefe oder Privilegien, womit einem Ort, 
einem Stand. oder einer Perfon bleibende Vorzüge, oder 
fortdauernde Ausnahmen ‚von den Geſetzen und Verbindlühr 
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keiten des Staats ertheilt werden, find Ausfliffe der Uns 
allein zuftehenden gejehgebenden Gewalt. 2 

Bloße Loszählungen oder Dispenfationen von "Staates 
angehörigen wegen einzelner vorübergehender Handlungen 
hingegen werden Wir den Standesherren und ihrer unters 
‚ geordneten Behörden nah Befinden in folhen Fällen zu 
ertheilen, zuläffen, wo in den Sefeken felbft der Wille des 
Sefekgebers, daß unter gewiſſen Umſtänden Ausnahmen 
ftatt haben — ausgedruckt iſt. 

9. 21. 

Die Publitation der Geſetze geſchieht in den Standes; 
bezirken ganz eben fo, wie auf die aud) in r Unfern iibrigen 
Landen übliche Art.‘ 

Einftwerlen, und bis auf Aenderung, bleibt es in den 
mediatifirten Landen, die zu Unſerer Souverainität gehören, 
bei ‘der bisher dort eingefüihrten Geſetzgebung. 

$. 22. 

Die Jurisdiktion in bürgerlichen,  Nechtss und polizei⸗ 
chen Strafjachen ift künftig von den Iandesherrlichen Aems ⸗ 
tern ganz mit eben dem Gewaltsumfange zu verwalten, wie 
fie von den Aemtern Unferer alten Lande beforgt wird. 
Jedoch kann fih ihre Gewalt nie weiter als auf den Um— 
fang ihrer ftandesherrlichen Bezirke erftrecken. 

Sn Kriminalfahen find nur die Prozeffe, bis fie zur- 
Entefcheidung reif find, die von der höhern Gerichtsbehürde 
gefällt werden muß, von den ftandesherrlichen Aemtern zu 
inftruiren. Dahingegen hören für die Zukunft alle vön den: 
Standesherren und in ihrem Namen ausgeübten ventbaren 
Rechte in ritterfchaftlichen und andern Ortſchaften linferer 
Souverainitätslande, aufferhalb ihrer Standesgebiete, auf. 

In Ehefacheit gehören alle Verhandlungen, fo weit fie in 
den Gränzen der gütlichen Vereinbarung bleiben, vor diefelbe, , 

Wegen der Eheprozeffe aber bleibt es bis auf weitere 
Verfiigung bei der; bisher in den mebdiatifirten Landen üblichen 


— 
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Behandlungsart. -MWegen des Gewaltumfangs der mittlern, 
Gerichte beziehen Wir Ung auf $. 27. Er tft dem Linferer, 
Kofgerichte analog. 

$. 23. 
In Hinſicht auf die Polizeiverwaltung ftellen Wir als 
Kegel auf, daß alle diejenigen Gegenftände, welche, nicht 
hierunter namentlich ausgenommen und ausfchließlich der 
obern Polizeigemalt vorbehalten find, der ordentlichen Leitung 
und Obforge der ftandesherrlichen Behörden unter der Ober: 
auffiht Unferer Landes : und Provinzftellen, und mit der 
Einfhränfung überlaffen werden, daß Unſere und ihre Ein: 


ı fihreitung, Leitung und Anordnung ſowohl in Rekursfällen 


der Berheiligten, als auch fonft, fo oft und fo weit es gut 
gefunden wird, eintreten können. — Unter jene der Oberpo: 
lizei ausschließlich vorbehaltene Gegenftände gehören folgende: 


2% 

Die Bildung, Beftättigung oder Auflofung von Ge 
meinden ; Körperfchaften und Staatsanftalten, die Beſtim— 
mung ihrer Verfaffungen, die Ertheilung von Rechten und 
Freiheiten an fie. | 

6, 25. 

Das Erkenntniß über die Befähigung der Kandidaten 
in allen Fächern, wozu höhere miflenfchaftliche Kenntniffe 
erfordert werden. Die ErlaubnißsErtheilung in diefen Fächern, 
namentlich im vechtlichen, hl aa hirurgifchen Fache 
zu praktiziven. 

Die Ernennung zu Phyſikaten und Landes:Chirurgaten, 
fo weit die Befoldungen folher Stellen ganz oder vorzüglich 
aus folhen Kaſſen gefchöpft werden, welche bei der Abthei— 
lung der Einkünfte Uns zufallen, oder zum größern Theil 
oder ganz aus Landes: oder Gemeindskaſſen abgereicht werden. 

9.26. 
Die Wahrung, Erhaltung und Berichtigung BAR 
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Landesgrängen usa: als überhaupt aller Uns und Unferm 
Lande gegen Auswärtige zukommende Berechtigungen. 

Die Beforgung des Intereſſe Unfers Staats und feiner 
Theile in den DVerhältniffen mit Auswärtigen, rückſt — 
aller Zweige des öffentlichen Wohls. 


$. J —— 

Die Annahme Landfremder jeder Religion zu Landes⸗ 

Unterthanen, die Entlaſſungen der Unterthanen auſſer Landes. 
$. 86. 

Die Ertheilung von Gewerbs⸗- und Handelsfreiheiten 
‚aller Art, namentlich von Mühlen: Bau: und Wirthſchafts⸗ 
Konceſſionen, von freier Ein: und, Ausfuhr der Produkte, 
von Stadts und Markt; Berechtigungen. 


. 9. 


Das Münz-Recht. 
. 50. 

Das Poſt-Recht und die dazu gehörigen potigeifichen 

Slarkhenngen. 
$.-' 81: 

Die Sorge für die Errichtung und Erhaltung der of 
fentlichen Poft: und Landesftraßen, auch den Bau der’ fchiff- 
baren Flüffe und Ströme, fo weit alles diefes auf größere 
Bezirke fi) ausdehnt, auch öffentliche Verwendungen und 
artificielle Kenntniffe fordert. Das Geleits-Recht. Die Ers 
theilung von Floß:Gerechtigkeiten, Fahr: Nechten, alle 
Schiffs Privilegien. 

| -$. : 92. 

Die Oberaufficht über die Waldkultur, die —— zu 
Verhinderung der Wald: Devaftationen, die Anordnung der 
zu diefem Ende anzuftellenden PVifitationen, die Verbote des 
Holzverkaufs auffer Landes, wo es nöthig erachtet wird; die 
Erkenntniffe über die Befähigung der Forftfandidaten, die 
geſetzliche Beftimmung dei Forfitaren und Strafen, und 


’ 
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ihre Ermäßigung in Rekursfällen, welche Befugniſſe Gegen: 
fände der Uns allein zuſtehenden Oberforſteilichkeit ſind. 
$. 33. 

Růͤckſichtlich aller in Uuſern Landen vorhandenen Reli⸗ 
gionen gebühret Uns allein und dem jeweiligen Souverain 
die Kirchenherrlichkeit, und rückſichtlich der proteſtantiſchen 
Religionen, insbeſondere die Kirchengewalt. 

$. 34. 
Hiernach behalten Wir im Allgemeinen Uns vor, das. 


Recht, Religionen zu dulden, ihnen Religionsiibung zu ges 


fasten, ‚die Prüfung und Approbation, der Kandidaten zu 
Seiftlichen und Lehrftellen; die Zulaffung der von den Pa; 
tronen zu Kirchendienften präfentirten Subjeften von Staats 
wegen; die Einwilligungs: Ertheilung und, nach Befinden, 
- Mitwirkung bei Pfrind:Nefignationen, Pfriind: Einungen 
und Theilungen; die Aufficht auf die Amtsführung der Geiſt⸗ 
fihen, der Lehrer und die Ordnung der Schul: und Unter: 
richtsanftalten, weiche bei den Katholiken durch die Verhält— 
niffe mit der Kirchengewalt modifizirt iſt; die Dberaufficht 
auf die Verwaltung der Kirchenfabriken und Lofalftiftungen 
zum Kirchen s- und Schulweſen; die nähere Aufficht über 
Provingialftiftungen, jedoch, mit Vorbehalt der Stiftungs 
gefeßlichen Anordnungen, die Anordnung von Kirchenbaulich— 
keiten und er Leitung. 
G. 35. 

| Bei der proteftantifchen Kirche insbefondere gebühret 
Uns das Recht, Kirchenordnungen gu mashen,. Konfiftorien 
und Kirchenräthe anzuordnen, Diöcefen zu organifiren, 
Superintendenten und Inſpektoren zu ernennen, und übers 
haupt ftehet Uns, ale proteftantifchen Landesheren zu, die 
ganze geiftliche Regierung in ihrem vollen Umfange zu Teiten, 
wobei Wir forgfaftigft darauf zu achten gefonnen find, daß 
der Unterricht in den Kirchen und Schulen Unferer Lande 
nicht in den Vortrag einer bloßen Moral ausarten, fondern 
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daß flets der lebendige Glaube an Jeſum, den Erföfer und 
Sohn Gottes, gelehrt und aufrecht erhalten werde — 
$. 86. 

Den Standesherren bleibt die Vergebung von Kirchen; 
und Schuldienften an geprüfte und Ddienftfähig anerfannte 
Subjekte an allen Orten Unferer Rande, wo fie Patronatrechte 
hergebracht haben, wobei Wir Uns die Uebereintunft mit 
ihnen wegen Vergebung der. Pfriinden an Orten, wo ein 
ſchickliches Lokale zu Landdechaneyen, Superintenduren und 
Inſpektoraten iſt, nach Umſtänden vorbehalten. Ferner be⸗ 
halten fie die Verwaltungsobſorge für Kirchen, Fabriken, 
Lofalftiftungen;, Patronatftiftungen, wovon a PAIR N find, 
unter Unſerer Oberauffiht. 
| 6. 57. 

Das Recht der Militärkonftription fallt mit dem ganzen 
Umfange‘ der Militärgewalt an Uns. Daher gebührt” Uns 
auch die Dispofition über diejenigen Landesfafjen und Eins 
fünfte, die bisher zu —— des Militaraufwands 
beſtimmt waren. 


6. 36. 
unter das Recht der — — Uns zutömme, 
rechnen Wir: 


a) Die Befteuerung, wobei angeordnet wird, daß die 
Liegenſchaften und Einkünfte der Standesherren eben ſo, wie 
die der Fürſten Unſeres Hauſes in rau Schagungen 
gelegt werden follen. 

b) Den Accis,' Licent, Pfund; Zoll und alle Abgaben, 
die auf Gegenftände des Rurus gelegt werden ‚dürften. 

c) Die Nußungen der Wafferftraßen von Seen, fchiff: 
baren Strömen und Flüſſen, — — Flotzgeld, 
Waſſerfallzinß. 

d) Den Ertrag der Land: Heer: und Poſtſtraßen, na— 
mentlich Landzoll, Geleitsgeld. — Das Chauffee: u. Brücken⸗ 
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geld ift der Unterhaltung ber Chauffeen ‚und Brücken eigends 
gewidmet. 9 

e) Das Befalzungs: Recht. 

f) Das. Salpeter⸗Regal. 

8) Das Rede über, herren: und erbloſes Gut. — Die 
Lacherben⸗Gelder. Das Beſtand⸗Erbe, wo es hergebracht iſt. 

h) Das Stempel-Papier. 

1) Die gefeßgebende und oberftrichterliche Gewalt in 
Bergwerksſachen, namentlich auch das Recht, Schurfzettel 
auffer dem fiandesherrlichen Eigenthum zu nen dad 
Vorkaufsrecht der ‚Bergwerks ; Ausbeuten. 

4. 89. 

Al⸗ cheilbar zwiſchen Uns und dem Standesherrn er⸗ 
kennen Wir: 

a) Das Ohmgeld. 

- b) Die YudensSchußgelder. | 

Ueber diefe Zweige. von Einkünften behalten Wir Uns 
vor, nach näherer Erörterung der beftehenden Verhältnife, in 
den einzelnen mediatifirten Landen, das Weitere zu beſtimmen. 

c) Die Gerichtsbarkeits: und Polizei:Gefälle, auch Taren 
und Sporteln, welche in fo weit den Standesherren zufallen, 
als die Zurisdiktions s:und Polizei⸗Geſchäfte von den Stel: 
len, welche fie befeßen und befolden, beforgt werden, wobei 
fie jedoch verbunden find, Unfern jegt oder künftig emaniren: 
den landesherrlichen Tax- und SportelsDrdnungen fich zu 
unterwerfen. F 

$. 40. 

Den Standesherren allein verbleiben: Ä 

a) alle Einkünfte von ihren Domanialhöfen, eigens 
thiimlichen Gütern, Schäfereyen, Erblehen. 

b) Alle bisher bezogene Zehnden und Bodenzinnſe, wo⸗ 
bei Wir anordnen, daß künftig der Neubruchzehnde dem 
ordentlichen Zehndherrn zufallen ſolle, jedoch mit Ausnahme 
des Falles, wenn aus unzehndbarem Felde eine neue Orts: 
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oder Hofs Anlage sem wird, wo er Uns als Oberherrn 
gehört. 

c) Die eigenthümlichen Brauereien, Bier s Weins 
Brandivein » Verlag. 

d) Alle aus dem Leibeigenſchaftsverband fließende Ab⸗ 
gaben, als Leibſchilling, Rauchhühner, Todtfall, Manumifs  » 
fionsgebühren ꝛc. ꝛc. 

e) Die Zwangnutzungen, die ſich auf einzelne Ortſchaften 
und Kleinere Diftritte befchtänten, als Bannkeltern, Bann 
badföfen, Bannmühlen, Bannwein, Bannbraurecht. 

f) Die Recognitionen von Gewerben, fo fern fie nicht 
die Stelle der Gewerbsſchatzung vertreten, nebft den bisher 
üblichen: Nubungen des Alleinhandels, oder der ausfchließs 
lichen  Gewerbtreibungen; z. B. Alleinhandel mit Eifen, 
"Kupfer, KRaminfegereis Pacht ꝛc. ꝛc. jedoch unter der Ber 
dingung, fih, wenn Wir es fiir das Wohl des Landes vers 
träglich finden, den Abkauf diefer Nutzungen gegen den. 
Durchfchnitts; Ertrag jederzeit gefallen zu laffen. 

g) Die Einkiinfte der Bergwerfe, jedoch unter den oben 
$. 38. Lit. i. enthaltenen TEEN 

h) Die Forft: Gefälle. 

i) Die Jagd- und Fifcherei:Nusungen, - die fie bisher 
gehabt haben. 

k) Die bisher unter ihrer Dispofition — herr⸗ 
ſchaftlichen Frohnden und Frohnd⸗Reluitions⸗ Gelder. 

1) Die nach den Landesgeſetzen ſtatt findende Abzugs⸗ 
und Emigrations: Gebühren. 

9. 4. 

Wenn Abgaben in den mediatiſirten Landen vorfommen 
ſollten, welche nicht unter eine ber vorhin fpezifizivten Klaffen 
gehören, fo behalten Wir Uns die befondere Beſtimmung 
darilbet vor. 


m 
Die Landes: , Cents,’ Amts:, Straßen:, Bugs Kaſſen 
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und die dahin gehörigen, Anftalten, beſonders die Landes: 
und Amtsfrohnden, kommen ganz unter die Leitung Unferer 
einfchlagenden obrigkeitlichen Behörden. 

ae" Fa 

Dei der Schuldenabtheilung zwifchen ns ‘und den 
Standesherren find die Landes:, Kammer- und Privatfchuf: 
den jener Herren wohl zu unterfcheiden. Die Landesfchulden 
müſſen, fo weit die Aktiva, und die ordentlihen Einfünfte 
der einfchlagenden Landeskaſſen nicht reichen, durch auffer; 
ordentliche Kontributionen getilge werden. . Die Kammer: 
fchulden find eben fo,, wie die Aktiva der Kamerallaffe, zwi: 
ſchen Uns und dem Standesherrn ‚nach dem Verhäftniß der 
Kammereinkünfte zu theilen, die Uns zufallen, und den 
Standesherren verbieiben. Die Privatfchulden der leßtern 
fallen ihnen allein zur Zahlung heim. 

$. 44 

Was die Penfioniften betrifft, fo werden Wir diejenigen 
übernehmen, welche zuleßt. vor ihrer Penſionirung ſolche 
Aemter begleitet haben, deren Befoldung verfaffungsinäßig 
anf Kaffen beruhet, die Uns allein zufallen, fo wie von den 
Standesherren diejenigen zu übernehmen find, die unmittelbar 
vor der Penfionirung Aemter, deren Befoldung auf bloßen 
Patrimonialeinkiinften des Standesheren ruht, verwaltet 
haben. - 

Die Penfionen der übrigen aus der Kameralkaſſe beſol— 
deten Diener umd ihrer Delicten werden zwifihen Uns und 
dem Standesherrn pro rata der — beiden zufallenden — 
Kammereinkünfte getheilt. 

Eben dieſe Regel gilt rückſichtlich ehemals überrheinifcher 
Diener: Penfionen, fo fern fie in die Kathegorie des $. 73 
und 74 des Mieichsfriedensrezeffes von 1805. fallen. Die 
Denfionen der Mitglieder und Diener aufgehobener geiftlicher 
Rorporationen find zwifihen Uns und den Standeshetren 
nach dem Verhältniß der Einkünfte folher Korporationen 
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zu theilen, die Uns RR, und. die den Stanbesßeren 
bleiben. 

Indem Wir hiemit im Allgemeineh unſern höchſten 
Willen iiber den Umfang Unſerer Souverainitäts-Gewalt 
über die Uns zugewandten Standesherren und ihre Standes , 
gebiete zu erfehnen gegeben haben, behalten Wir Uns die 
nähere deſinitive Beftimmung, rückſichtlich der ſämmtlichen 
öbigen Punkte’ in ihrer Anwendung auf die gedachten einzel; 
nen Lande, noch bevor. 

In Urkund deſſen "Haben Wir dieſer dertigung Unſer 
größeres Staatsſiegel beidrucken laſſen. 

So geſchehen Carlsruhe den Qoten März 1807. 


vdt. Schr. von Sailing. J 
(L. 8.) vdt. 3. v. Brauer. 





Auf Sr. königlichen Hoheit Speziatbefeht — 
Ning. 
10.— 


Unpartheüſche Juſtizpflege im Naſſauiſchen. 





Jn der Note Heft 3. ©. 476. hatten wir geäuſſert, in praxi 
finde zwar die Entfcheidung in zweifelhaften Fallen contra_ 
Fiscum in mehreren Staaten Statt, aber eine förmliche 
Verordnung fey uns auffer der abgedruckten herzoglich Naſ— 
fauifchen nicht bekannt. Nun theile man ung aber eine ältere 

fürſtlich Naffauifche Verordnung mit, aus welcher erhellet, 
daß diefe Verfiigung ſchon zu einer Zeit beitand, wo der 
Fürſt noch fein Souverain war. Dieſe ältere, auch jegt noch 
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geltende, dem Fürſten und feinen Räthen fo viel ‚Ehre 
machende, Verordnung laſſen wir dier mit — ab⸗ 
drucken. Sie lautet: 


Wir Friedrich Auguſt, von Gottes Graben, 
Fürſt zu Naſſau, Pfalzgraf bei Rhein ꝛe. ⁊c. 


Wir haben bei verſchiedenen Veranlaſſungen wahrzuneh; 
men gehabt, daß Gemeinheiten, einzelne Unterthanen und 
Individuen in Fällen, wo ſie ihre erworbene Rechte durch 
die von Unſerer Hofkammer Namens des Fiskus erlaſſene 
Verfü ügungen für gekränkt erachten; öfters in der irrigen 
Meinung ſtehen, daß dergleichen Verfügungen von Uns in 
der Eigenſchaft als Landesherr und Regent, ſelbſten fanc; 
tionirt fenen, und daß daher gegen diefelben die gewöhnlichen 
Hechtsmittel nicht 'ergriffen werden Eönnten. 

Dieſe irrige Meinung wird zwar ſchon durch die Reichs⸗ 
geſetze, namentlich durch den Art. 19. $. 6. der neueſten 
MWahlkapitulation, durch das bisherige Verfahren Unſerer 
Landesftellen gegen Unſern Fiskum, welde gegen denfelben 
die unrückſichtlichſte Juſtiz zu adminiſtriren, ohnehin ſchon 
angewieſen ſind, und durch den geraden Juſtizgang in Unſern 
fürſtlichen Landen hinlänglich widerlegt. Indeſſen finden Wir 
Uns dennoch veranlaßt, dieſe irrige Anſicht der Verhältniſſe 
Unſerer Unterthanen gegen den Fisfum, welche in ihren 
Folgen höchſt unangenehm und für erftere ganz vorzüglich 
beſchwerlich iſt, auch zu vielfältigen Kollifionen bereits die 
Veranlaſſung gegeben hat, durch die —— Verord⸗ 

nung gänzlich zu entfernen. 

Wir erklären daher und wollen, daß die. ſchen — 
Verordnung a) dahin erneuert werde, daß ein Jeder, der 
ſich durch eine von Unſerer Hofkammer Namens des Fiskus 
erlaſſene Verfügung für beſchwert, und ſeine wohlhergebrachten 











da) Dieſe ältere Verordnung iſt und nicht bekannt. 
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Rechte gekränkt erachtet, ſich desfalls- und überhaupt in 
allen fistalifhen Sachen in rechtlichen Wegen, wenn ' 
er damit auszulangen gedenkt, an Unſer fürſtliches Hofgericht 
in erſter Inſtanz zu. wenden, und feine Klage und Beſchwerde 
wider den Procuratorem fisci anzuftellen hat. Diefe Be; 
hörde iſt in folchen Fällen. ihrer Uns geleifteten. Pflichten 
ipso jure, entlaffen, und ein für allemal. ausdrücklich anges 
wiefen, folche Klagen nicht nur anzunehmen, fondern auch 
in zweifelhaften Fällen jederzeit cher gegen den 
Fiskus, als zu dejjen Vortheil, die Sache zu ent: 
fiheiden, und iiberhaupt in der gewöhnlichen, gegen alle 
privilegirte Perfonen, welche in’ erſter Inſtanz unter Unferem 
Hofgerichte ſtehen, eintretenden Prozeßform in einem folchen 
gegen den Fisfum entflandenen Nechtsftreit zu verfahren, 
auch ohne alle Rückſicht die rechtliche Verfügungen zu treffen. 
Sollte aber die Befchwerde durch eine ‚untergeordnete 
Kameralbehörde, als z. B. durch eine Rentey oder Kellerey - 
veranlaßt werden; fo findet zuerft die Anzeige und Bitte um, 
Kemedur bei Unſerer Hofkammer jtatt, und im Entftehungs: 
falle derfelben tritt aledann die Klage contra procuratorem 
fisci ebenfalls ein. t 
Damit nun diefe Verordnung zu jedermanns Wiffen: 
fchaft gelangen, und von Unferen Unterthanen derfelben 
gehorfamtich nachgelebet werden möge; jo foll diefelbe zum 
Druck befördert und herkömmlichermaßen bekannt gemacht 
werden. Urkundlich Unſerer eigenhändigen Interfchrift und 
beigedruckten fürſtlichen Inſiegels. So gefchehen, Biberich, 
den aaten May 18095. LE 
(L.S.) Friedrich Auguft, 
Fürſt zu Naffau. 





Als biftorifche Bemerkung zu ˖dieſer Verordnung müſſen 
wie auf folgende Stelle in Häberlin's Staatsarchiv 
&. 88. Heft 53. hinweifen : 
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»Ebenfo *), heißt es daſelbſt, benimmt fi) das Juſtiz— 
follegium. Es trug nie Bedenken, dem’ Firften zu fagen, ‘ 
daß das Prineip. in dubio contra Fiscum,. von ihm 
ftreng befolgt werde. Das erſtemal, als ſolches beim vorigen 
Fürften mindlich geſchah, wunderte er fich über die Härte 
diefes Grundſatzes. Alg ihm aber die nöthigen Erläuterungen 
gegeben wurden, gab er feinen Beifall mit dem Befehl zu 
erkennen, es ferner darnach zu halten. « 


11. 


Ueber die Pflicht der hohen Souverains des Hein 
| fhen. Bundes: 
das Schickſal der, durch die Bundesafte, unter ihre Souve⸗ 
rainität gekommenen ehemaligen, Reichsſtände nicht: in 
die unbeſchränkte Willkühr der Diener zu legen; ſondorn 
daß daſſelbe mit Gerechtigkeit und edler Schonung 
beſtimmt werde, zu einem vorzüglichen Gegenſtande ihrer 
eigenen Vorſorge und Aufmerkſamkeit zu machen. — 
Zweitens: Leber das dem Protektor des Bundes zu: 
ftehende Recht: die fubmittirten Fürften gegen alle 
bundesaftswidrige Eingriffe und Anmaßungen zu ſchützen. 
Tom Herrn Sekretär Doerr zu Braunfels. 





ur | 
Nas 2008 der Fürften, welche durch den Rheiniſchen Bund 
der Souverainität ihrer ehemaligen Mitftände unterworfen 











*) Mie Die Regierung in Steuerfachen, melde ſich ald die Stellvertres 
terin der Unterthanen anfieht, benimmt, bievon ein andersmal, wenn wir - 


vom Steuerweſen im Nheinifchen Yundesflante überhaupt Nachricht geben. 
D. V. 
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worden a), wird jedem Wohlgefinnten zuverläßig in einem . 
hohen Grade traurig erfcheinen, und feine Theilnahme um 
fo mehr erregen, als es vom Verhängniſſe in einer Zeit ger 
worfen ward, in welcher, in unferm deutfchen Vaterlande, 
jeder dem reißenden Strome der politiſchen Stürme und 
Revolutionen glücklich entgangen zu ſeyn glaubte. Wen das 
her die, noch micht unterdriickte Stimme des Gewiſſens 
überhaupt fchon dem Unglücklichen mit edler Schonung zu 
begegnen ermahnt, der wird gewiß in der Lage dieſer, durch 
das ſtrenge umd unerwartete Gebot der Umftände aus ihren 
erhabenen Wirkungskreiſe verfeßter Fürften, der Aufforde: 
rungen und Gründe dazu noch viel mehrere finden; auch 
gerne ein Wort vernehmen, das frei von allen Nebenabſich⸗ 
ten, von einem völlig Unintereffirten und ohne Vor: und 
Mitwiſſen irgend eines Andern, folglich wahrlich jedem Sub: 
mittirten unbekannt, gefchrieben worden, um einen fchädlichen 
und höchſt irrigen Wahn zu widerlegen, und den Souves 
rainen die eigene Sorge flir dad Schickſal jener Fürſten zu 
mptehien. | 3 
r $. 2. 

E⸗ mag die Zeit geſchlagene Wunden heilen und tlefen 
Schmerz. beſänftigen und lindern können; allein- ernſtlich 
gefaßte Entfchlieffungen der. Gerechtigkeit und Großmuth wird. 
fie aus der Seele des Rechtſchaffenen ficher nie zu vertilgen 
vermögen. Indeſſen kann, wie leider! manche traurige Er: 
fahrung im Großen, wie im Kleinen lehrt, auch der Wohl 
gefinntefte und’ Beſte, aus Irrthum und übler Wahl ber 
Mittel, den rechten Weg und mit ihm. das gute und ers 
wünſchte Ziel gar leicht verfehlen, es darf daher auch nicht 
befremden, wenn manche der fubmittirten Fürſten noch oft 








a)*3u demerken ift, daß unter der Benennung: fubmittirte Fürften, in 
diefem Auffake, ale durch die Bundesakte unter Souverainität gekommene 
Reichsſtände begriffen merden. 
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mit bangen und beunruhigenden Zweifeln der Zukunft und 

der völligen Aufklärung ihres Looſes entgegenfehen; oder, wie 

alle vom Schickſal gebengte, diefem und den Menfchen viel 

leicht zu fehr mißtrauen follten. 
| $. 3. 

So wie indeſſen, auch in dieſer Hinſicht, von dem 
Benehmen der Souveraine gar vieles abhängen wird, ſo 
kann es, im Verhältniffe derſelben zu den Submittirten, 
Ereigniſſe geben, durch welche dieſer Mangel an Vertrauen 
auch bei dem Vertrauenvolleſten entſtehen, bei dem ohnehin 
ängſtlich beſorgten aber eine ſehr traurige Höhe erreichen 
müßte. Wie würden in der Seele deſſen noch Zuverſicht 
und guter Glaube beſtehen können, der zur Ueberzeugung 
gegründete Veranlaſſung . erhielt: daß fein ganzes Schickſal 
in die Willkühr beftellter Kommiffarien und Kommiffionen 
gelegt worden; — oder daß der. Souverain, in Betreff feis 
nes Derhältniffes: zu ihm, im Wahne einer völligen Unums 
fchränttheit und Ungebundenheit lebe? Es hat dem Verfaffer 
daher der Mühe zu verlohnen gefchienen, nach Kräften zu 
zeigen: wie durchaus irrig dieſer Wahn fey, und wie fehr, 
durch jene Hingabe und eigene Entfchlagung, ein Geredtig: 
feit wollender Souverain feinen Zweck zu verfehlen a. 
laufe. 

£ 4. 

Es muß bei ernftlichem Nachdenken einleuchten: ‚daß 
einzig und allein den Dienern die Auslegung und Anwendung 
der Bundesakte gegen die Submittirten überlaffen, diefe in 
die faft unvermeidliche Gefahr feßen heißt, mit Mangel an 
Schonung und Gerechtigkeit behandelt zu werden, und daß 
daher jeder Souverain nicht leicht eine heiligere Pflicht 
haben könne, als um das Schieffal der, zu feinem Vortheile, 
unverfihuldet in eine beſchränktere Lage gefommenen Fürften 
fih, im eigentlichen und edlen Sinne des Wortes, felbft zu 
bekümmern, und nichts gegen dieſelben verfügen zu laſſen, 


J 
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dag nicht zuvor von ihm reiflich geprüft und fiir gerecht’ 
erkannt worden iſt. Es bedarf, um die Bundesafte nad) 
ihrem ganzen Inhalte zu! verfiehen und auszulegen, keines 
Advofatenblickes und feiner, in Heeren balbvermoderter Fo: 
kianten erworbenen, Geift und Herz tödtenden Gelehrfamfeit. 
Im Gegentheil wird, was zu einem richtigen DVerftändniffe 
gehört, jeder Souverain fich durch wenige, aber zweckmäßige 
Lektüre, durch ernflliche Beratung mit‘ einem gutgefinnten 
und rechtſchaffenen Minifter und forgfältige Prüfung der, 
von Seiten der Submittirten erfiheinenden, Beurtheilungen 
der Bundesakte gar leicht erwerben fünnen, und auch lieber 
mie Anftrengung und Mithe. erwerben, als durch Ungerechs 
tigteiten * bei Zeitgenoffen und Nachwelt feinen Namen 
beflefen und. der Bosheit und Schadenfreude das Vergniigen 
bereiten wollen, an gefallener Größe ungeſtraft und ungeahn⸗ 
det zu nagen. 
5. 


Nie wird, bei nur einiger Kenntnif- des Renten und 
der Page eines Dieners, von diefen ſich völlige Unpartheilichz 
feit und Gerechtigkeit gegen die Submittirten erwarten. laffen, 
wenn das Intereſſe ihres Souverains dabei ins Spiel 
kommt. Selbſt frei von üblem Willen’ werden fie fehr na: 
tiielich den Vortheil ihres Heren immer. lebhafter wünſchen, 
als den Vortheil der Submittirten, fich felbft beinahe unbe; 
wußt und unwillkührlich Parthie gegen diefe nehmen, und 
in allen, nur etwas zweifelhaften Fällen, die ganze Kunſt 
einer geziwungenen und falfchen Auslegung aufbieten. Sie 
werden die großen Opfer, welche der Submittirte bereits 
unverſchuldeter Weife hat bringen müffen, gar zu leicht über 
der Entderfung zu vergeffen geneigt feyn: daß man demfelben 
noch mehr hätte entziehen können; daß das Ganze nod) 
ſchöner vereinfacht und auf weitere Koften des Submittirten, 
die Macht und der Aufwand ihres Souveraing, vielleicht 
auch ihre liebe: Beſoldung noch vermehrt und ausgedehnt 
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werden könnten; wiewohl freilich zu folchen Zwecken keinen 
deusfchen Fürften das Loos ‘der Unterwerfung getroffen hat, 
auch fein Wohldentender auf die Trümmer des Glücks feiner 
Brüder feinen Glanz wird bauen wollen. Es haben über: 
haupt von jeher Deutſchlands erhabenfte. und befte Regenten 
ihr Glück und ihre Größe nicht in eitlem Prunfe und koft: 
fpiellgen Tändeleien, fondern in väterlicher -und gerechter 
Sorge für ihr Volk und in Hebung edler Menfchlichkeit und 
Mäfigung gefucht, und wahrlich auch, wie ein König von 
Sachen, ein Großherzog von Baden und von Heffen, der 
Menfchheit zur Freude und zur Ehre gefunden. Gebe Sort, 
zumal in unfern Tagen, daß alle Herrfcher die Bahn diefer 
Edlen betreten, und an ihrem erhabenen Beiſpiele lernen 
und fühlen mögen, wie ſchön und herrlich fich weife Senligs 
famteit und Gerechtigkeit in ihren göttlichen Früchten lohnen! 
6 | 


Sollte gar. noch im die Willkühr eines Kollegiums das 
Schickſal der Submittirten gelegt werden, dann würde fiir 
diefelden vollends zu fürchten feyn und die £ollegialifche Be⸗ 
rathung nur zu bald in einem bloßen Wettſtreite in Erfindung 
und Herbeiziehung dem Souveraine vortheilhafter Auslegungen 
beſtehen; ein Kampf, in welchem der Rechtſchaffene, der die 
Stimme der Mißbilligung und des Unwillens erheben wollte, 
gewiß überſchrien werden würde und unterliegen müßte; 
während ſeine, von unlauteren Abſichten geleitete Kollegen, 
im Gefühle ihrer Uebermacht und des Vortheils, ihr Unrecht 
noch mit Andern zu theilen und für das vorgebliche Intereſſe 
ihres Herrn zu ſtreiten, mit ſchreiender Ungerechtigkeit gegen 
die Submittirten verführen, und ſich völlig auſſer Verant: 
wortung glaubten, weil feiner unmittelbar ſelbſt Hand ans 
legte, ſondern alle, in ſchrecklicher Gemeinſchaft, auf das 
auserſehene Schlachtopfer losdrückten. 
8.9. | | 
Mehr als des bisher Gefagten bedarf es wohl nicht, 
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um fi vollfommen überzeugt zu Halten, daß nie ein Som: 
verain wohl und weife handeln wird, der, in der Beſtlm— 
mung feines künftigen Verhäftniffes :zu den Submittirten, 
feine Diener zu unumfchräntten Gewalthabern und Nichtern 
macht. Gewiß würde in einem ſolchen Falle, auch gegen die 
‚Harften Vorfchriften der Bundesafte, . noch gar manche Ge: 
rechtfame unwiederbringlich für. die Submittirten verloren 
gehen, wenn dieſelben nicht von ihrem ſowohl als des Bun; 
des erhabenen Beſchützer firenge und gerechte Handhabung Ä 
in dem ihnen verbliebenen. Umfange von Nechten mit hoher 
Zuverfiht erwarten könnten; fo gerne: vielleicht: auch ein 
fdhmeichlerifcher. und nad Gunſt fehnappender KHöfling e 
Herrn vom Gegentheil: bereden mögte, - 

2.68 ; 

Je größer die Dpfer find, welche vom ſchnellen — 
der alten Verfaſſung den unter Souverainität gekommenen 
Fürſten aufgelegt worden, um ſo lauter und dringender 
mußte den großen Stifter und Proteftor. des Bundes flir 
fie die Stimme: der Großmuth und Gerechtigkeit um: Schuß 
und edle Iheilnahme an ihrem. unverfhuldeten. Schickfale 
aufrufen. Wie fehr dieſe Aufforderung beachtet worden; 
hat der Erfolg gezeigt; : denn ficher iſt, die. Submittirten 
vor Eingriffen und weiterem Verluſte zu. bemahren;, von 
demfelben nichts unterlaffen worden. Er hat ihnen. nicht nur 
feierlich, durch das Fundamentalgefeß des Bundes die vers 
bliebenen Gerechtſame garantirt; ſondern auſſerdem auch noch 
mit der ausdrücklichen Bedingung: daß ſie im ungeſtörten 
Beſitze und Genuſſe derſelben verbleiben ſollten, die auf die 
Souveraine übertragenen Rechte von ſeinen Kommiſſarien 
jedesmal übergeben und von den Bevollmächtigten der Sou— 
veraine annehmen laſſen. 

5. 9. 

Se Heiliger, je feſter und gerechter. — dieſem die gegen 

die Submittirten eingegangene Verpflichtung des Kaiſers iſt, 
O9 
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um fo weniger läßt im Ernfte ſich annehmen, daß er die⸗ 
felbe, kaum wenige Wochen mad) ihrer feierlichen Ueber: 
nahme, durch ein Schreiben habe widerrufen wollen, das 
von. ihm, über fein, fünftiges Verhältniß zu dem Bunde, 
im September ‚des vorigen Jahres an den Fiirften Primas 
erlajfen worden a). Es bedarf indeffen auch nur einer halb 
richtigen Auslegung, um einzufehen, daß durch die darin 
befindliche Erklärung des Kaifers: fi, da-er die Fürften 
des Bundes ale Souveraine »anerfannt« babe, in die in: 
nern Angelegenheiten ihrer Staaten nicht mifchen zu wollen, 
und daß die Sireitigkeiten der Souveraine mit ihren Unter; 
thanen an einen fremden Gerichtshof nicht gebracht werden 
fönnten, — die Bundesatte in keiner ihrer Beftimmungen 
aufgehoben und vernichtet, fondern den Sliedern des Bundes 
blos ihre in der Bundesakte bereits anerkannte Unumfchränfe: 
heit in der- inneren. Verwaltung und Regierung - ihrer eigen: 
thirmfichen Lande und Unterthanen b) zur Vermeidung alles 
Mifiverftandes, nochmals befonders und beſtimmt zugefichert 
und beftätigt worden ſey. Indeſſen hat natürlich ſelbſt diefe 
Unnmichrantcheit ihre Gränzen und wird dem Zwecke und 
dem Grundgefeße des Bundes immer untergeordnet bleiben 
müſſen; ſo daß auch in der innesen Regierung ihrer ‘eigen: 
thümlichen Lande von den Spouverainen ‚nichts wird vorge - 
nommen und verfiigt werden. können, wodurch, fie die gegen 








a) Das Schreiben ift in dleſer Zeitfchrift d. 2. ©. 2490-244. abgedrudt. 


b) In die. Klaffe der Unterrhanen wird mon hoffentlich doch Feine Fürs 
ften zählen wollen, melde, mie die GSubmittirten, ſelbſt noch Branchen 
der oherften Gewalt auszuüben haben, umd in einem großen Staatenverem 
einen eigenen, Durch ein feierliches Staarögefeb garantirten. Stand bilden. 
Man fefe hierüber den fhönen und gründfichen Auffaß Befts. Mr. 22, der 
überhaupt allen denen, melche die Rechte der Sonveraine über die Sub: 
mittirten für unendlich halten, zur ernſtlichſten Beherzigung gar fehr zu 
empfehlen if. ".I nit... — * 
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den Bund übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen, auſſer 
Stand geſetzt werden würden. 
| “10 : 
Es würde alfo, mie wohl hinfänglich gezeigt worden , 
aus der angeführten Stelle das Geringfte zum Nachtheile 
der Submittirten beweiſen zu wollen, eine unbegreifliche Ver⸗ 
kehrtheit des Verſtandes und des Herzens verrathen und den 
erhabenen Protektor des Bundes einer, mit ſeiner erkannten 
Größe und Feſtigkeit ſehr ſtark kontraſtirenden Schwäche 
beſchuldigen heißen. Soll daher das Fundamentalgeſetz des 
Bundes überhaupt bindende Kraft haben, ſo werden die 
Souveraine ſich eine bundesaktswidrige Anmaßung gegen 
die Submittirten eben ſo wenig, als irgend eine andere 
Uebertretung dieſes Staatsgeſetzes erlauben dürfen; welches, 
wie eine, gewiß in jeder Kinficht unverwerfliche und hoch⸗ 
zuachtende Autorität, den Beſorgten zum Teofte, beſtimmt 
fügt, ‘von dem Proseftor des Bundes, in feinem ganzen 
Inhalte, verbirgt worden ift a). | 
G. 11. 

Je entſchiedener aber, bei Verbindungen kleinerer Staa⸗ 
ten, unter dem Schutze und der Leitung eines Mächtigeren, 
bei erſteren ſich von jeher der Hang nach Unabhängigkeit 
und Abwerfung läſtiger Einſchränkungen gezeigt hat; um ſo 
mehr wird der Protektor des Rheiniſchen Bundes darüber 
wachen, daß das Fundamentalgeſetz deſſelben als eine, nach 
allen ihren Beſtimmungen heilige und unverletzliche Urkunde 
von allen Gliedern des: Bundes angefehen und beobachtet 
werde. Ihm wird in der Gefchichte der Völker und nament: 
lich feines eigenen Staates die, Teider! nur zu richtige Ber 
merfung nicht entgangen feyn, daß, fo wie überhaupt ger 
wöhnlich aus den Lleinften Anfängen die "größten Dinge 
eriwachfen, jo auch durch feheinbar unbedeutende Uebertre⸗ 














a) Biche Heft 1. Nr, 17. $. 9. 
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tungen und Abweichungen und deren gleichgültige Heberfehung 
und Zulaſſuug, fehon oft. die älteften Verfaſſungen und 
Staatenvereine ihr mit Thränen und oft mit dem Blute von 
Taufenden überſchwemmtes Grab gefunden haben. Es wird 
daher jeder weiſe und edle Souverain des NRheinifchen Buns 
des H in feinem Verhältniffe zu den Submittirten, die ftrengfte 
Gerechtigkeit und Vorſicht zu üben und üben zu laffen, fich 
zur heiligſten Pflicht machen und an feinem Beifpiele nicht 
bewähren wollen, wie felten in den Tagen des Glücks an 
die‘ iiberftandenen und noch möglichen Tage des Unglücks 

gedacht wird. | | 








12. 

K. Würtembergifched Minifterial: Reffript und Auf 
forderung an fänımtliche k. Vafallen und Unter: 
thanen, ihren Wohnfig indie Föniglichen Staaten 
zu verlegen. 





Neben dem Aufruf, welcher an alle königliche Unterthanen, 
ſo ſich in fremden Militärdienſten befinden, zur Rückkehr in 
ihr Vaterland unterm agten September dieſes Jahres erlaſſen 
worden iſt, werden ſämmtliche königliche Vaſallen und Unter— 
thanen, welche in den königlichen Staaten Güter beſitzen, 
bisher aber ſich auſſerhalb derſelben aufhielten, welcher Ge— 
burt und Standes ſie ſeyen, auf allerhöchſten Befehl hiermit 
aufgefordert, ihren Wohnſitz in die königlichen Staaten zu 
verlegen, wobei zugleich denjenigen, welche durch dieſe Vers 
Anderung aus fremden Dienftverhältniffen zu treten genöthigt 
wiirden, eine gleichmäßige Anftellung. in den königlichen 
Dienften zugefichert wird. 
Stuttgart, im föniglichen Staatsminifterium den 26ten 
Dftober 1806, on 
ö ‚Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis. 
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In dieſer Verfiigung! iſt zwar nicht ausdrücklich gefagt, 
daß ſolche auch die mediatiſirten Fürſten und Grafen oder 
ehemaligen Neichsftände verbinde; allein die Ausdrüce im 
denfelben find doch fo allgemein, daß man gezwungen iſt, 
fie auch fiir diefe geltend zu erklären, und wirklich ift fie 
wenigftens regierenden Grafen ‘zugefertigt worden. 0 

Die Konföderationsakte beſtimmt im Art. 31 ausdrüick⸗ 
lich, daß es den jeßt regierenden Fiirften und Grafen und 
ihren Erben frei ftehen folle, in den Staaten der Konfüder 
ration, oder in jenen, die mit denfelben alliirt find, ihre 
Nefidenz -aufzufchlagen ; ja fie. dürfen fogar in fremden Orten 
wohnen, wenn fie ſich daſelbſt die Souverainität erhalten 
haben. Ueberdies giebt es mehrere Mediatiſirten, die unter 
zwei und mehreren Souverains Befißungen Haben. So 
erkennt das Löwenſtein⸗ Wertheimiſche Haus die Souverainität 
des Fürſten Primas, des Königs von Würtemberg und der 
Grofiperzöge von Baden und Heſſen. Wenn num fammtliche 
Sonverains das nämliche forderten, wo follte der Fürſt 
oder die Grafen wohnen ? ° Zr 

E83 fiheint daher ,. daß das vorftehende Minifterial; 
Reſkript feinen eigentlichen "Befehl enthalte, fondern blos 
der königliche Wunfh ausgedruckt werde, daß fammeliche 
Bajallen den Wohnfik im Witrtembergifchen dem in einem 
andern Bonföderirten oder alfiirten Staate vorziehen mögten. 


u u RE ER —— — 











15. | 

Vertrag swifchen dem Großhe »oge von Heffen und 

dem Fürften zu Naffau: Weilburg, verfchiedene 
ritterichaftliche Befigungen betreffend. 





In Gemäßheit des obten Artikels der Rheiniſchen Bundesakte 
wurde zwiſchen dem Bevollmächtigten des Herrn Großherzogs 
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von Heſſen k. H. dem Herrn Regierungsrathe Freihern bu 
Thil, und dem Bevollmächtigten des Herrn Fürſten von 
Naſſau Weilburg, dem Herrn Geheimenrathe von Gagern, 
wegen der zwiſchen beiden Staaten liegenden ritterſchaftlichen 
Beſitzungen bereits am Zoten Auguſt 1806 ein Vertrag abs 
gefihloffen, von welchem wir * einen — Auszug 
liefern. 

1) Der Hrt Dornaffenheim ) wird dem fürſtlichen 
Hauſe Naſſau zugeſichert, um Beſtandtheil des Amtes 
Reichelsheim ?) zu werden. | 

2) Großherzoglich Heffifcher Seite wird. das fürſtlich 
Naſſauiſche dominium directum über die Lehenherrſchaften 
zu Steinfurt, dem ritterſchaftlichen Orte, womit die frei⸗ J 
herrliche Familie von Löw vom Hauſe Naſſau belehnt war, 
ohne Einwand anerkannt und nur die dermalige und fünf 
tige Souverainete davon (ausgenommen °). 

3) Großherzoglich Heſſiſcher Seits wird allen Soheites 
Anfpriichen auf die gräflich Baffenheimifchen ritterſchaftlichen 
Beſitzungen, die durch die ſtrittige Marktwaldung von dem 
Amte Homburg getrennt werden, entſagt. Die zwiſtige 
Frage wegen der Hoheit oder Souverainität über dieſe Mark 
bleibt in suspenso. _ 

4) Dagegen wird fürftlich Naffauifcher Seite den Ss 
heitsanfpriichen auf alle andere vitterfchaftlichen Orte in der 











1) Diefer ritterfhäftfihe Ort ſteht nie bei Büſching. Man finder 
ihn aber auf der Bünaiſchen Karte bei Meihelshbeim. Er gränzt 
mit Staden und dem Solms; Mödelheimifhen, die beide zur großherzogl. 
BSeſſiſchen Sonkerainität gehören. Der Drt bar übrigens 8ı Häufer und 
365 Einwohner, | 

2) Reihelsheim, ein Fleden von 1955 Häufern und 729 Einwohnern, 
liegt eine Meile öftlih von Friedberg. Es machte vorhin für fih ein 
fürſtlich Nafan s Weilburgifhed Amt aus. 

3) Steinfurt Tiegt zwifhen Friedberg und Buzbach gegen 
Münzenbers zu, gan vom großherzogtih Heffifchen umgeben. 
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Wetterau, natnentih auf bie vier Orte bei Ganerbſchaft 
Staden: auf Beienheim, Mehlbach und Stein— 
furt *) entfagt, und werden. dieſe Rechte an das — 
zoglich Heſſiſche Haus abgetreten. 

5) Zur Anlegung einer Landſtraße verlangt man * 
herzogl. Heſſiſcher Seits die künftige Ceſſi ion der äuſſerſten 
Spike des Amts Hohenſolms, worin der Ort Mudersbach 
enthalten iſt. Naſſauiſcher Seits, noch unbekannt mit dieſen 
Verhältniſſen, ſichert man dieſe Abtretung gegen ein voll: 
fändiges an die übrigen Naffauifchen Beſitzungen angrän— 
zendes Aequivalent zur, inſofern jener Abtretung Kein bedeu⸗ 
tender noch ignorirter Anftand entgegenfteht. — 

6) Großherzoglich Heſſiſcher Seits übernimmt man, 
das Anerkenntniß des erſten Artikels von — des sten: 
burgiſchen — zu erwirken — | r 


| ee 7 ee 
Beitritt der Fürſten von Schwarzburg : Sondere: 
haufen und ———— zum Rheiniſchen Bunde. 


——— 








D. Rheiniſhe Bund erhält allmählig immer mehrere 
Mitglieder, und wir werden nicht ermangeln, alle debfalls 
abgeſchloſſene Verträge mitzutheilen, ſobald fie ung mitgerheile 
werden. Deffentliche Blätter nennen die Käufer - Anhalt, 
4) Bon der Ganerbfhaft Staden f. Heft 4. ©. 122. Beienbeim 
und Mehlbach liegen von Friedberg nordöftlih, und granzen mit dern 
Naffauifhen Amte Reichelsh eim. 
5) Der Fürſt von Iſenburg hat durch den Vertrag vom 24ten November 
1806 allen KonkurrenzsAnfprühen auf die ritterſchaftlichen Orte in der 
Wetterau entfagt, ©. Heft 4. ©. 123, 
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Waldeck, Lippe und Reuß, und es ift auch am Beitritte 

derſelben, wenigſtens der drei erſteren, nicht zu zweifeln; 
aber fir jetzt können wir nur vom fürſtlichen Haufe Schwarz— 
burg den Vertrag ſelbſt mittheilen, da er in franzöſiſcher 
und deutſcher Sprache offiziell in ‚der fürſtlichen Hofbuch—⸗ 
druckerei zu ————— erſchienen er). Er lautet, wie folgt: 


Wir Basolean, durch die Gnade Gottes und 
die Konftitufionen Kaiſer der Franzofen, 
König von Stalien. , 

Nachdem Wir den zu Warfchau am ıBten Aprit 1807 
duch Herrn Carl Maurice Talleyrand, Fürſt zu 
Benevent, Uniern Oberfammerhetrn und Minifter der aus: 
wärtigen Angelegenheiten, in Folge der ihm hierzu: ertheilten 
Vollmachten, mit Kern Friedrich Wilhelm Baron 
von Ketelhodt, Kanzlar Ihrer Durdhlauchten der 
Fürſten von Schwarzburg⸗ Sondershauſen und Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt, welcher gleichmäßig hierzu mit den gehörigen 
Vollmachten verſehen, abgeſchloſſenen und unterzeichneten 
Vertrag eingeſehen und geprüfet vi: der, wie nachftehet, 
lautet : s Ä 
Se. Majeftät der Kaiſer der Franiofen, König von 
Italien, Protektor des Rheiniſchen Bundes, und Ihre fürſt⸗ 
liche Durchlauchten die Fürſten von Schwarzburg : Sonderss 
haufen und SchwarzburgsRudolftadt, indem Sie die Be— 
ſtimmungen wegen ‚des Beitritts gedachter Herren Fürſten 
Durchl. zum Rheinischen Bunde feſtſetzen wollen, haben 
zu Ihren bevollmächtigten Miniſtern ernannt, nämlich: 
Se. Majeſtät der Kaiſer der Franzoſen, König 
von Italien, Herrn Carl Maurice Talleyrand, Fürſt zu 
Benevent, Ihren Oberkammerherrn und % tinifter der au: 


| 








0) Wir Iaen den fransöfifcehen Originaltert zur Erfparniß des Raums 
binweg, da die Ueberſetzung als offiziell anzuſehen ift. 
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mwärtigen Angelegenheiten, Großkreuz der Ehrenlegion, des 


Preußiſchen rothen und ſchwarzen Adlers und des St 


Hubertus-Ordens Ritter; Ihre Durchlauchten die. 
Fürſten von Schwargburg:Sondershaufen und 
Schwarzburg-Rudolſtadt, Herrn Friedrich Wilhelm, 
Baron von Ketelhodt, Ihren Kanzlar und Präafident; welche 
nach Auswechſelung Ihrer gegenſeitigen —— ‚ ber 
folgendes übereingefommen find: 


+ 


Art J. 


Shro Durchlauchten die Fürſten von Eu 
Sondershaufen und Schwarzburg: NRudolftadt treten. dem zu 
“ Paris am ıoten des vergangenen July abgefchloffenen Buns 
des: und Allianzvertrage bei, und erlangen dadurch alle aus 
diefem Bundes s. und. Allianztraftat fließenden Nechte und 
Berbindlichkeiten, ‚gleich als ob Sie sie ge⸗ 
dachten Vertrags geweſen wären. 

Art. 11. | 

pro Durchlauchten werben Ihren Sit in dem 
Kollegio der Fürſten haben; Ihr Rang in demſelben wird 
durch er SERIE LER beftimmt werden. 

Art 111. 

Auf keinen Fall und unter feiner Urfache, welche fie 
auch fen, kann ohne vorgängige Einwilligung des Aheinifchen 
Bundes der Durchmarfch einiger Truppen, einzelner Korps 
oder Detafchements einer nicht mit zu gedachtem Bunde ger 
hörigen Macht durch die Staaten Ihrer — 
geſtattet werden. Ei 
Art IV | 

Die Ausübung des katholifchen Religionskultus soft: in 
allen Befisungen Ihrer Durchlauchten dem Lutherifchen 
völlig ;gleichgeftelle fepn, und die Unterthanen beiderlei Glau— 
bens follen ohne Einſchränkung gleicher, ſowohl bitrgerlicher 
als öffentlicher Rechte ſich zu erfreuen Haben, ohne daß jedoch 
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dadurch in Anfehung des jekigen Beſitzſtandes und Senuffes 
des Kirchenvermögens etwas abgeändert wird. 


Art V. 


Das Kontingent der beiden Fürſtenthümer Schwargburg, 
auf den Fall des Kriegs, foll in 650 Mann Infanterie ber 
ftehen, welche von beiden Linien zu gleichen Theilen geftellet 
werden. Der Aeltefte der beiden Fürften wird, in Gemäßiheit 
der Familienverträge, jedesmal die Direktion und Inſpektion 
dieſes Kontingents führen, welches für den gegenwärtigen 
Krieg unverzüglich geſtellet werden foll.- | 


“4 rt. VI Ä 
Der gegenmärtige-Vertrag fol ratifizirt und die Natifis 
kations⸗ Urkunden follen in 20 Tagen nad) Unterzeichnung 
gegenwärtigen Traftats, oder, wo möglich, noch friiher, zu 
Berlin ausgewechfelt werden. = EA Ä 
So geſchehen und unterzeichnet zu Warſchau den 18ten 
April 1807. — 
Unterzeichnet: 
Carl Maurice Talleyrand, 
Fürſt zu Benevent. 
Friedrich Wilhelm, Baron v. 
Ketelhodt. 


So Haben Wir genehmigt und genehmigen Hierdurch 
den vorftehenden Traktat in allen und jeden Artikeln , welche 
darin enthalten find; erflären, daß derfelbe angenommen, 
ratifizirt und. beftättige ſey, und verfprechen, daß ‚derfelbe 
unverbrüchlich ‚gehalten werden fol. . 

Zu Beglaubigung deſſen haben Wir gegenwärtige, von 
Uns eigenhändig unterzeichnete, und mit Unferm Kaiſer— 
fihen Siegel verſehene Urkunde ertheilet. 
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Sn Unferm Reiefichen —— zu ——— den 
Zoten April 1807. 


(L. 8.) are 


Der Minifter der. auswärtigen Auf Befehl des 
Angelegenheiten: ne Kaiſers 
Carl. Maurice Talleyrand, der Miniſter, Staats: 
Fürſt zu Benevent. Seekretär: 


Hugues B. Maret. 





Die Fürſten von Schwarzburg » Sondershaufen und 
Rudolſtadt beſitzen die Grafſchaft Schwarzburg. Dieſe beſteht 
aus zwei durch das Gebiet von Erfurt, die Fürſtenthümer 
Gotha und Weimar und den turjächfifchen Thüringiſchen 
Kreis voneinander ; getrennten Landftrichen. Der firdliche Theil 
wird. Die obere, der ‚nördliche die untere. Grafſchaft oder 
Herrfchaft genannt, : Beide zufammen haben einen Flächen: 
raum vom etwa 40, nach) andern 45: Quadratmeilen, und 
eine Bevölkerung von 115,000, nach andern nicht viel über 
100,000 Seelen. . Die obere Herrſchaft wird von den Fürs 
ſtenthiimern Altenburg, Weimar ,: Gotha, Erfurt, dem 
Koburg:Saalfeldifihen, Meiningifchen und dem Kurfächfifchen 
Antheile an der Grafichaft Henneberg eingeſchloſſen. Ein 
kleiner Theil wird: durch das Saatfeldifche vom KHauptlande 
abaefihnitten, und gränzt an den kurſächſiſchen Neuftädtifchen 
Kreis. Ein Theil des Thüringiſchen Waldes - durchftreicht 
diefe Herrfchaft, welche jedoch einige ſnuchtbare Thäler, ein: 
trägliche Waldungen, hinlänglichen Ackerbau, beträchtlichen. 
Flachsbau, gute Viehzucht und verſchiedene Bergwerke hat, 
die beiden Linien gemeinſchaftlich ſind. Auſſer Eiſenhämmern 
findet man einige Glashütten, Porzellanfabriken, Pechhiitten, 
Pottafchenfiedereien, auch Fabriten von’ chemifchen Medika; 
menten. Die untere KHerrfchaft wird größtentheils vom 
Rurfächfifch: Thüringifchen Kreife, den Sraffchaften Stollberg 
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und Hohnſtein umgeben. In dieſem Theile befindet fich das 
wegen ungemeiner Fruchtbarkeit und angenehmen Gegenden 
die goldene Aue genannte Thal. 


Die obere Herrſchaft iſt größtentheils Sachſen⸗Weimari—⸗ 
ſches Lehen, zur Beſuchung der Weimariſchen Landtage, 
Stellung der Ritterpferde und jährlicher Zahlung von 3500 
Thalern in die Weimariſche Steuerkaſſe verpflichte. Die 
Fürſten von Schwarzburg haben aber die Landeshoheit. 


Die untere Herrſchaft iſt größtentheils Kurſächſiſches 
Lehen, auch zum Theil‘ der. Kurſächſiſchen Landeshoheit unter: 
worfen. Die Firften gehören deshalb zu den Kurfächfifchen 
| -Randftänden erfter Klaffe ; zahten in die" Kurfächfifche Steuer. 
kaſſe jährlich 7000: Thaler, und ftehen in Appellations⸗ und 
Lehensfahen unter der Landesregierung in. Dresden, haben 
aber übrigens die Landeshöheit und Geſetzgebung in Ueber— 
einftimmung mit den Kurfächfifchen Geſetzen. Ein Theil davon 
wird mit Stollberg gemeinfchaftlich befeffen. Die ſtaatsrecht— 
lichen Verhältniſſe find zwifchen Kurjachien und Schwarzburg - 
durch den Wergleith vun 'ı7ı9;, jene mit Weimar aber durch 
den Vergleich von 1731 genauer beſtimmt worden. Das 
fürſtliche Haus Schwarzburg ift eins der Alteften in Deutfch: 
land, und hat mit dem bereits im ı4ten Jahrhunderte erlo— 
ſchenen geäflichen Geſchlechte Käfernburg einerlei Urſprung. 
Der nächſte Stammpater des jetzt blühenden Hauſes iſt Graf 
Günther von Schwarzburg zu Arnſtadt, der 1532 ſtarb. 
Von deſſen Söhnen ſtiftete Johann Günther die ältere Linie, 
welche Anfangs die Linie zu Arnſtadt hieß, nun aber die zu 
Sondershaufen genannt wird; und Albert, der jüngere, die 
Linie zu Rudolſtadt. Erftere gelangte 1697 und leßtere 1710 
zur veichsfiivftlichen Würde; allein wegen der Kurfachfifchen 
und herzoglich Sächſiſch-Weimariſchen Anfpriiche auf die 
Landeshoheit erfolgte die Aufnahme zu Sitz umd Stimme 
im veichsfürftiichen Kollegium erſt 1754. Beide Linien hat: 
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ten jedoch nur eine ‚gemeinfchaftliche Stimme, beim ober⸗ 
ſächſiſchen Kreiſe aber zwei. 

Das ganze Land iſt in zwei faſt gleiche Theile —* 
beiden Linien getheilt. Von der untern Herrſchaft beſitzt die 
ältere oder Sondershauſiſche Linie zwei Drittheile, und von 
der oberen ein Drittheil; die jiingere oder. Nudolftädtifche 
hingegen zwei Drittheile von der oberen und ein Dritiheil 
von der unteren. . jede Linie hält, wegen diefer getrennten . 
Lage zwei Befondere Regierungen, Kammern und. Steuerfols 
legien, auch Konfiftorien; und zwar Sondershaufen zu 
Sondershaufen und Arnſtadt, und Nudolftade zu Rudolſtadt 
und Frankenhauſen. Der Reichsmatrikuln Anfchlag fürs 
Ganze beftand zu einem Römermonate in 200 Gulden, zu 
einem Rammerzieler aber nebft Zufäßen giebt Sondershauſen 
97 Thlr. Br 4 Kr. und Nudolftadt g8 Thlr. 44 Kr. An 
einem Reichskriege ftellte dag firrftliche Haus mit den Fürften 
und Grafen Reuß zufammen ein Regiment von 6 Kompagnien 
zu 1000 Mann, wozu das fürftlihe Haus Schwarzburg 4 
Kompagnien gab. Die Einfünfte beider Linien werden auf 
450—500,000 ®ulden gefihäßt. | Ze 


—— 





⸗ 


15. 


Zirfular: Schreiben Sr. Hoheit des Fürſten Primas 
an ſämmtliche Befißer und Souverains der 
vormaligen Kur: und Oberrheinifchen Kreisfande, 
d. d. Alchaffenburg den zten Juni 1807. 





Wenn es Uns auch nicht der Deputations-Hauptſchluß vom 
Jahr 1805 zur befondern Pflicht gemacht hätte, fir die 
Berichtigung der Schulden und Dienersgehalte der alten 
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Kur : und Oberrheinifchen Kreife zu forgen, -fo wiirde Une 
doch fihon als vormaligem Direktor des einen, und Kondirek⸗ 
tor des andern Kreifes obgelegen haben, Uns diefer unfchul 
digen Gläubiger und Kreisdiener nad, allen Unfern Kräften 
anzunehmen, und dadurch zugleich die Ehre und den Kredit 
biefer anfehnlichen deutſchen Lande zu befördern. 

Da Uns durch den gedachten Deputations ; Hauptfchluß 
diefes wichtige Gefchäft gemeinfam mit Kurheffen übertragen 
war, fo unterliefen Wir nicht, Uns mit diefem Hofe ernft: 
lic) zu berathen,, wie folches am ficherften angegangen, und 
am beſten vollzogen werden mögte. Wir wurden dariiber 
einig, und glaubten, fammtliche dieffeits Rheinische Befiger 
diefer ehemaligen Kreislande zu einem Zufammentritt nad) 
Frankfurt einladen zu müſſen, um Ihnen dafeldft Unſere 
bereit liegende Vorfchläge vorlegen, und mit Ahnen das 
Erforderliche befchließen zu önnen. - | 2 

Schon waren die DBefißer der dieſſeits Rheiniſchen 
Kreislande auf Unfere Einladung bei dem Konvente zu Frank 
furtt 1805 erfihienen, und bie Anfange Julius 1806 durch 
Deputirte verfammeit; auch war fchon die Sache durch die 
Vorträge Unferer Kommifjarien zum Befchluffe durchaus 
vorbereitet, als durch den Rheiniſchen Bund die vorhinige 
Neichs ; und Kreisverfaffung aufgehoben wurde, insbefondere 
aber dadurch der gemeinfame Auftrag erlofch, der Uns mit 
Kurheffen- wegen der Kurz: und Oberrheinifchen Kreife durch 
den erwähnten Deputations-Hauptſchluß ertheilt war. - 

Es ift jedoch allgemein bekannt, daß eben diefer Rheini— 
fhe Bund nicht nur überhaupt dasjenige, was erſagter 
Deputations-Hauptſchluß wegen der Schulden und Penfiong; 
zahlungen verordnete, eigends ausdrücklich beftättige und 
erneuere; fondern fogar nod) beſonders beitimme, wie und 
von welchen Höfen die Schulden und Penſionen des ehema— 
ligen ſchwäbiſchen Kreiſes berichtigt werden ſollen. | In Ans 
. fehung der vormalig Kräntifch Kurs und Oberrheinifchen 
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Kreife würde gewiß, eine. gleiche Vorfehung getroffen worden 
ſeyn, wenn nicht Theife dieſer Kreislande von ſolchen Höfen 
beſeſſen worden, welche zu dem Rheiniſchen Bunde nicht ge⸗ 
hörten, denen folglich nichts vorgeſchrieben werden konnte. 
Indeſſen aber ſind des Königs in Baiern Majeſtät mit dem 
rühmlichen Beiſpiele vorgegangen, die Länder⸗Theilhaber des 
vormaligen fränkiſchen Kreiſes zu einem Zuſammentritt nach 
Nürnberg einzuladen, um daſelbſt das Kreisſchulden⸗ und 
Penfionswefen. zu berichtigen, Wirklich find dorten fchon in 
dieſer heilſamen Abſicht die Bevollmächtigten der königlich/ 
‚und großherzoglichen Höfe von Würtemberg, Baden und 
Würzburg, auch von Uns ſelbſt geſammelt, und es iſt wohl 
nicht zu zweifeln, daß die noch übrigen Höfe, welche bei 
dieſem vormaligen Kreiſe betheiligt find, Ihre Bevollmäch⸗ 
tigten ebenfalls dahin abſchicken ‚werden, | 
Bir würden Uns demnach nicht verzeihen können, wenn 


äumalen. bei diefen Kreifen die Gläubiger ſchon Lange: ihre 
Zinfen und die Diener ihre Gehalte. niche Mehr beziehen, 
bei ihrem weit geringern Schulden ; “und Penſionenſtand 
alles, mas nur immer yon Uns abhängt, anwendeten, um 
endlich auch dag Schulden; und Penfionenmefen diefer Kreife 
in Ordnung zu bringen, oder doch wenigſtens einsweilen zu 
veranſtalten, daß zu Aufrechthaltung des Kredits den Gläu— 
bigern die an ſich unbeträchtliche Zinſen, den bedrängten 
Kreisdienern aber ihre geringen Gehalte als Penſionen vorerſt 
wieder abgeführt würden. 
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fern werden, mit Ihnen alles zu berathen und zu beſchlieſ⸗ 


fen, was zur glücklichen Erledigung diefes ———— Gegen: 
ftandes erforderlich iſt. 





Dieſes Zirkular wurde an nachbenannte Souverains, als 
Beſitzer Kurs und Oberrheiniſcher Kreisparzellen, nämlich 
‚an die Könige von Baiern und Würtemberg, die Großher— 
z0ge von Baden, Berg und Heffen, die Herzoge von Naffau 
und Nremberg, die Fürſten von. Salm-Salm, Iſenburg— 
Birftein und Waldeck erlaſſen. 

Zugleich haben der Fürſt Primas KHöchftihren geheimen 
Rath und Schöffen :Appellations Gerichts, Direktor zu Frank: 
furt, Herrn R. von Roth (dem vormaligen Kurrheinifchen 
Direktorial: und Dberrheinifchen Kreisgefandten, welcher bes 
reits bei dem Kur: und Oberrheinifhen Kreife zu Frankfurt 
von. 1805 bis Julius 1806 zur Regulirung des Schuldens 
und ‘Denfionswefens beider Kreiſe abgehaltenen Konvente die 
Stelle des Kurerzkanzlerifchen Kommiffarius vertrat), zu 
Höchſtihrem Kommiffarius bei dieſem Konvente bereits 
ernannt. 

Verfchiedene Lande gehören aber Fiirften, die zur Rhei— 
nifchen Konföderation nicht beigerreten find, und ftehen dev; 
malen unter den franzöfifchen Gouvernements zu Heffen:Kafjel, 
Hanau, Fulda, Erfurt und Heiligenſtadt. Der firrftlich 
Primatifhe Kommiffarius erlich daher an diejelben nad): 
ftehendes Schreiben: 

»Se. Hoheit, der Nheinifchen Konföderation Fürſt Pri: 
mas, mein gnädigfter Herr, haben mir, dem Unterzeichneten, 
den höchſten Auftrag ertheilt, dem kaiſerl. königl. Kern 
Sonvernenr zu Kaffel (zu Fulda 20.) das in der Anlage 
enthaltene Zirfularfihreiben Sr. Hoheit des Fürſten Primas 
zusufenden, mit dem angelegenfien Erjuchen, dal; eg dem 
kaiſerl. königl. Herrn Gonverneur gefällig fern möge, bei 
dem hohen, Minifterium Sr. k. k. Majeftät von Frankreich 


’ 
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‚ und Stalien die zweckmäßige Einleitung zu treffen, damit 
ein Bevollmächtigter für » . . . bei dem, in dem Zirkulars 
fchreiben bezeichneten Comite zu Frankfurt ericheinen möge. 
Da das Vorhaben Sr. Hoheit des Fürſt Primas feinen 
andern als den von ©. f. f. Majeſtät felbft, als dem alles 
höchften Befchliger des Nheinifchen Bundes, und von den 
konföderirten Königen und Fürften in den Art. 2 und og - 
der Nheinifchen Bundesafte vom ıoten Julius 1806 aus 
gedruckten gerechten und ruhmvollen Zweck hat; fo vertrauen 
Se, Hoheit Fürſt Primas, von der erhabenen Denfart des 
Herrn Gouverneurs den beiten Erfolg desfalls erwarten zu 
dürfen. | . 
Indem der Unterzeichnete ſich diefes feines höchften 
Auftrags hiemit entledige, hat er die Ehre, dem k. k. Herrn 

Gouverneur feine unbegränzte Verehrung zu ‚bezeigen. 

Frankfurt am Sten Junius 1807, | 

| | J. R. von Koch, 
Sr. Hoheit des Fürſten Primas 
geheimer Rath und Kommiffarius, 





. 


— D 


1 


16, — 
Verſuch einer Klaffififation der den ſubjieirten Fürſten 
nach der Bundesafte bleibenden Gerechtſame. 





Nachdem wir in dieſer Zeitſchrift mehrere vortreffliche Auf 
fäße und darin ſchätzbare Beiträge zur Auslegung der Rhei⸗—⸗ 
nifchen Bundesakte gelefen haben; wird es nicht unzweck— 
mäßig feyn, einen Abriß der nach den Worten und bem 
Sinne dieſer Akte den fogenannten fupprimirten Herren 
bleibenden Rechte und Zuftändigkeiten in einer ſyſtematiſchen 
Klaſſifikation vorzulegen, wornach ſich der Gegenſtand in 
10. 


— 
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gedrängter Rürge überfehen, und um fo richtiger beuriheilen 
läßt *). 
Die Subjicirten behalten — 

I. Sämmtliche Domainen (tous les domaines sans 
‚exception qu’ils possedent maintenant), wie fie folche 
bisher befeffen haben, ohne einige Ausnahme, als Privat: 
” eigenthum der bisher regierenden Familie, das fie urfpriing: 
lich waren, und nach Entftehung der Landeshoheit verblieben. 
Es gehören dahin: Schlöffer, Vorwerke, Landgüter, Höfe, 
mit allen folhen anhängigen Gerechtigkeiten, Mühlen, Hüt— 
tens und Hammerwerken, Bergwerken, Waldungen, Wäſ⸗ 
fern ꝛc. ꝛc. ſammt allen daher entſpringenden Einkünften, 
mit eben den Freiheiten, womit die Souverains ſelbſt der: 

gleichen befißen. 


Il An R echten, 
Alle Ober s und. lehensherrliche Nechte, welche der Son; 
verainität nicht wefentlich anhangen (les droits seigneu- 
_ riaux et feodaux non essentiellement inherens à la 
souverainete ). | | 
A. Perſonelle: 
1) Perfönliche Dignität. 
a) Rang, Courtoifie,. Etiquette, nach bisherigen jlaaisr 
rechtlichen Grundſätzen. : 
b) Das Necht einer Nefidenz und deren- freie Wahl 
innerhalb des Bundesftantes nach Maaßgabe des Art. 31. 
c) Das Recht einer Schlofgarde, Ehrenwache u. f. 1. 
Vermöge der großherzoglich badifchen Deklaration wird 
nicht nur eine Ehrenwache an Orten, wo Garniſon liegt, fon: 
dern auch ein Trabantentorps von 20 —30 Mann zugeftanden. 











„ Wenn einmal in allen fouverainen Stagten die ſtaatsrechtlichen Ver: 
baltniffe der mediatifirten Fürften und Grafen beflimme find, merdın wir . 
zur bequemen Weberficht cine Baupttabelle über das Ganze liefern. 
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Pr Familien s und Fürften: Mechte: 

a) Das alte dynaſtiſche Recht der Autonomie in Fami—⸗ 
lien⸗ Angelegenheiten. 
b) Das Recht des privilegirteſten Gerichtsſtandes. 

aa) Familien Austräge; | 

bb) Austräge ih peinlichen Fällen nach der Bundes; 
afte Akt, 28. 
cc) Das obere Juſtiztribunal des Souverains. 

Der Großherzog von Heſſen hat den. Standesherren. ihr 
Forum bei dem Oberappellationsgerichte angemiefen , wenn 
ihre Perfonen oder das Staatseigenthum, d. i. die ihnen | 
im Föderationsvertrage vorbehaltene Gerechtſame, — 
werden. 

c) Fürftenguts : Zoll: und Accis; Freiheit. 

d) Das Recht, Kapitalien und Revenüen auffer Landes 
ihrer Reſidenz nachzuziehen, ohne desfallfiger Abgift unter; 
worfen zu ſeyn, mach Art. 31. 


IIL. Herren-⸗Rechte. 
a) Fürbitte im Kirchengebethe. 
b) Trauergeläute, 
c) Reception und Dimiffion der Unterthanen. 
.d) Huldigung derfelben und Verpflichtung der Dieners 
(haft. B : & * 
B. Real-Rechte. 
1) Augemeine Oberherrlichkeit, 
d. i. Anordnung, Aufſicht und Vollſtreckung desjenigen, was 
das gemeine Beſte der Unterthanen unter der geſetzgebenden, 
oberaufſehenden und vollziehenden höchften Staatsgewalt des 
Souverains in den verfihiedenen Verwaltungszweigen erhei— 
ſchet, mie dem Rechte, die hierzu erforderlichen Kolleglen 
und Beam in zu ernennen und anzuſtellen. 
| Man nenne folche Oberherrlichleit nun ein ſubordinirtes 
Territorial⸗Recht, eine Landesherrlichkeit, Standesherrlichkeit, 
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ein Staatdeigenthum , eine- Hoheit im Gegenfake von Ober; 
hoheit, fo wird fie in ihrem Wefentlichen doch diefelbe bleiben. 
Es würde eine fehr unrichtige Vorftellung feyn, wenn man 
die fogenannten fupprimirten Herren auf ein blos pefuniäres 
Intereſſe an Land und Leuten befchräntt und das Band 
gelöfer halten wollte, das fie vorhin zu Vätern ihrer Lnters 
thanen machte, und in deren Wohle ihr eigenes erblichen ließ! 


2) Befondere Rechte: * 
A. Srund: und teisperrlige 
Rechte. 


1. Schutzherrliche Befugnif: Gerichtsbarkeit. 

Seder freie Deutfche übte vermöge feines Eigentums an 
der Perfon und: dem ihr verliehenen- Gute zu den Zeiten, 
wo Selbfthülfe erlaubt war, die Befugniß, Perfonen und 
Güter zu fügen, und fomit Gerichtsbarkeit, aus. 

(Runde deutfhes Privatrecht $. 702.) 

Diefe Gerichtsbarkeit ſoll nun ferner bleiben, als nie— 
dere in erſter (droits de basse) und als obere in zweiter 
Inſtanz (de moyenne jurisdiction), ſowohl in Civil: ale 
in Kriminalfaden (en matiere civile et criminelle); 
ferner als Forſtgerichtsbarkeit (jurisdiction et police 
forestiere), ſodann vermöge der droits feodaux als 
Lehensgerichtsbarfeit, vermöge des droit de mines 
als Berggerichtsbarfeit, und endlid nach der Natur 
der Sache und Analogie, als mit den beftimmten Souves 
vainitätss Rechten in feine Kollifion kommende, geiftliche 
Gerichtsbarkeit. Die mit. jeder, felbft niedern, Gerichts: 
barkeit, als Folge der Oberherrlichkeit nach allgemeinem Her: 
kommen verbundene Polizei ift gleichermaßen konſervirt, 
und, als revenu provenant des dits droits de jurisdic- 
tion, das hergebrachter Weiſe dem, welchem die Gerichts⸗ 
barkeit zuſteht, gehörende Recht, Gerichtsgebühren und 
Strafen zu beziehen, wie vorhin belaſſen. | 


/ 
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"Sinang: Regalien und: diefen ähnliche 
Nutzbarkeiten. 

Man verſteht hier unter Finanz-Regalien lukrative 
Rechte, die von den Königen Deutſchlands an Fürſten und 
Städte durch Schenkungen oder Belehnungen abgetreten, 
oder blos mehrerer Sicherheit wegen letzteren von erſteren 
durch Privilegien beſtätiget ſi ſind. 

(Hüllmann Geſchichte des Urſprungs der Regalien 
in Deutfchland. Frankfurt an der Oder 1806. ) 


a) Bergredt ‚(droit de mines). 

Der Bergbau war urſprünglich ein Eigenthumsrecht, 
das ſich in den Zeiten, wo die deutfihen Könige nah dem 
Beifpiele der römiſchen Kaifer neu entdeckte Bergmwerfe als 
Regalien (Fiskalien) an fih zu ziehen anfiengen, geifts und 
weltliche Magnaten durch königliche Privilegien fiher zu 
ftellen fuchten, 

CHüllmann ama. 2. Seite 6a. Von Epplen über 

das Prinzip der deutſchen Territorial-⸗Verfaſſung 1809. 

&, 116.) 

Diefes Bergredht und les. revenns provenants du dit 
droit begreift: 

1) Das Ned, alle Mineralien und. Foffilien durch 
eigenen Bergbau zu Tage zu fordern. Ä 

2) Das Recht, andern ‚das Schürfen. zu geftatten, dies 
ſelben muthen zu lafjen und ihnen, den Dan zu acc zu 
und fich dagegen 

5). Zehnten und. andere gewöhnliche Vergabgiften vor⸗ 
zubehalten. 
| 4) Den Genuß aller. fonftigen mit Bergwerken verfnüpf 
ten Privilegien und, Freiheiten. 

5) Die oben fehon erwähnte —— 

b) Jagdrecht (droit de chasse), 
Das Recht der Hohen und niederen Jagd auf ben 
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eignen Domainen, fo wie in ben Unterthanen: u. Gemeinde: 
Waldungen und Feldern, 
c) Fifcherei (droit de päche)), 

Der Fiibfang auf den eignen Domanialteihen und 
Maldungen fowohl als auf Bächen und ſelbſt ſchiffbaren 
Flüſſen. 

d) Fuhr- und Slöffenrest. 

Das den deutfchen Fürften unter ehemaliger franzöſiſcher 
Souverainität zugeſtanden war. 

e) Hütten: Hammer: und Mühlenrecht 

| (droit d’usines ). 

In eigner Anlage fowohl als dem. Nechte der Vermil: 

ligung gegen einen Wafferzinf. 
N Bol. 

Die Zölle waren fchon unter der altdentfchen Verfaffung 
als grundherrliche Leiftungen fiir die Freiheit der Paſſage 
von Perfonen und Waaren bekannt. Die fpäterhin aufges 
tommene Impoſten auf ein: und auszuführende Maaren, 
als indirekte Steuer, dürfen nicht damit vermifcht werden. 
Die Könige verliehen diejes Necht mit ihren Domainen, oder 
öhne folhe, und die Grundherren wirkten ſich dergleichen 
Privilegien auf ihren Befisungen aus. So find hin und 
wieder folche alte Zölle an den niedern Adel gekommen, 

(Arnolds Nafauifhe Geſchichte B. ı. ©. 124. und 
Heft 5. S. 881. diefer Zeitſchrift.) 
auh Städte haben dergleichen an fich gebracht. 

(Lennep Leihe zu Landfiedel:Rehr Tom. ı. &. 561.) 

Man behandelte den Zoll fhon im Mittelalter als bloße 
Kameral:Revenite. 

Das landgräflihe Haus Heſſen-Nothenburg bezieht den 
vierten Theil der Zölle unter Heſſen-Kaſſeliſcher Hoheit. 

Die lettres patentes d’Alsace geftanden dentfchen Für⸗ 
* eine Art von Steuer zum Erſatze für den Zoll zu. 

arte Seite 19. I 
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Der vormaligen Reichsritterſchaft iſt gleichermaßen ven 
dem Könige von Baiern Entſchädigung wegen der Zölle zus - 
gefagt. — (Heft 6. Seite 240.) 
8) Weg und Brüdengeld. | 
Der Unterhaltung der Wege und Brücken gewidmet, 
und in diefem Betrachte häufig Städten, dem niederen Adel 
und, felöft Dorfgemeinden. überlaffen. 
h) Marktrecht. 


Don den älteften Zeiten her mit dem Zolle verwandt, , " 


den man auch in Reife: und Marftzoll theilte, und in Ders 
bindung ‚mit diefem in Söniglichen Privilegien verliehen, be: 
greift alle damit verbundene Gefälle, dergleichen auch den 
deutfchen Fürften — den lettres patentes WAlsace zu: 
ftanden. 

i) Judengefälle. 

Das Recht der Judenaufnahme, des his tab 
anderer Präftanden, ift aus der Hand der Könige an Für— 
ften und feldft den niederen Adel gefommen, der ſich in den 
großherzoglich⸗ fo wie kurheſſiſchen Staaten hin und wieder 
in defien Beſitze befindet. 

(Gazert de juribus Judaeorum in Hassia. $. 3.4: 

- und‘ Handbuch der Heſſ. Kaffelifchen SARNERREHHNNNG 

B. V. ©. 491 und 547.) 

Die lettres patentes d’Alsace geftanden es den deut: 
ſchen Fürften zu. 

Hillmann am'a. O. hat die grundherrliche-Eigenfchaft 
alfer der vorangefirhrten Finanz s Regalrechte —— er⸗ 
wieſen. 

Nachfolgende, nicht von den Königen verliehene 
Nutzbarkeiten ſchließen ſich ihrer Aehnlichkeit wegen hier an: 

k) Eins und Abzugsgeld. 
Das Einzugsgeld wird für die Niederlaffung in 
einer Grundherrlichkeit, um biirgerliches oder bäuerliches 
Gewerbe zu treiben, entrichtet. Das Abzugsgeld, Nach— 
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fteuer, zehnter Pfennig, ift bie Asgift bes Abziehenden von 
ſeinem Vermögen, das er exportiret. Bei den Städten kann 
man Theilnahme an gemeinſchaftlich kontrahirten Schulden, 
bei den Bauern die Verhältniſſe zum Leib: und Gutsherrn, 
oder Überhaupt die altdeutiche Schutzherrlichkeit als Urſache 
diefer faft allgemein hergebrachten Abgift annehmen, 

(Bon Epplen Prinzip der deutfchen Territ. Verfaſſ. 

6, 213. — Lang Entwicelung der deutfchen Steuers 

Verfaffungen. Berlin 1799. ©. 116. seq.) 

Städte und niederer Adel befanden fich feit den Alteften 
Seiten im Beſitze diefer Abgaben, und behaupteten fi darin, 
wenn gleich hin und wieder nach ausgebildeter Landeshoheit 
die Fürſten folche zum Regal machten, 

Nach den baieriſchen, badenſchen und heſſiſchen Dekla: 
rationen werden dieſe Gefälle den — — belaſſen. 

I) Accis. 

Eine ſtädtiſche und gutsherrliche Abgabe von Getränken, 
die mit der Bräuerei, Brandweinbrennerei und Schenk 
Gerechtigkeit verbunden iſt, umd fich hiernach nicht zu einer 
Konfumtionsfteuer eignet, Städte und niederer Adel beziehen 
dergleichen Bräuerei: und Brandieins:Accife, und 'den 
deutſchen Fürſten wurden folche unter ehemalig franzöſiſcher 
Souverainität nicht beſtritten. 

Der König von Baiern hat den bisherigen Reichsſtänden 
einen Theil der Konſumtionsabgaben, oder desfallſige Vers 
gütung zugefihere, Der Großherzog von Baden, hat das 
Ohmgeld für theilbar mit den Standesherren erkfärt, 

m) Wirtshaus; und Schenkgerechtigkeit. 

In Kurheſſen dem niederen Adel, inſoweit er ſolche 
hergebracht, durch Landtags-Abſchiede verſichert. 

n) Bannwein u. dgl. Zwangmuthungen. 

Die Ueberbleibſel der bekannten altdeutſchen Zwang⸗ und 
Bannrechte, dergleichen vom Großherzoge von Baden den 
Standesherren belaſſen werden. 
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e) Gewerb⸗Recognitionen. 

Nutzungen des Alleinhandels, oder ausfchlieflicher Ge⸗ 
werbstreibung; 3. E. ausſchließliches Recht der Brandweins— 
brennerei⸗, Waſenmeiſterei⸗, Kaminfeger⸗, Keſſelflicker⸗, 
Lumpenſammler-, Scheerenſchleifer⸗Pacht. Im — 
Badenſchen den Standesherren zugeſichert. 

p) Zunftgelbdet. 

Da das Fauftrecht den Zünften ihre. Entftehung gab, fo. 
laſſen ſich folche nicht ohne Verbindung mie dem Grundherrn 
und deffen Schuße denken, und es ergeben fich daher die 
Zunftgelder als ein Gefälle, das älter, als die Landeshoheit 
iſt. In der Folge bezogen an manchen Orten die Zünfte 
ihre Innungsgelder feldft. 

Die lettres patentes d’Alsace geftanden den deutfchen 
Fürſten das Necht zu, Zunftreglements und Statuten zu 
ertheilen. 

D- Heuraths-Conſensgeld. 

Der Leibeigene und Hörige bedurfte der Einwilligung 
des Herrn zu ſeiner Verheurathung, und mußte dafür eine 
Abgabe entrichten, die der Bedemund, Mannthaler ꝛc. hieß, 
woraus in der Folge eine gemeine Präſtation der Bürger 
und Bauern in mehreren Ländern entſtand. | 

r) Beiſitzer-Geld. 

Eine Abgabe, die ſowohl von Sränen ale Dorfgemein: 
den bezogen wird, 

Man enthält fih der Aufzählung weiterer nutzbarer | 
Gerechtſame, Die ſich hierher eignen, 


111. Grundherrliche Zinfen und 
a Abgaben. 
Kierunter find zu begreifen 
1) Das Zehnt:Recht (droit de dixmes') in feinem 
ganzen Umfange und jeder Gattung von Erzengniffen, nicht 
allein von dem, was Grund und Boden hervorbringt, fon: 


184. 


dern Auch von den : durch die Landwirthſchaft gewonnen 
werdenden lebendigen Dingen. 

2) Die eigentlichen Zinfen, Bodenzinfen, — 
ſen, Gülten, ſtändige Beeden in Geld und Naturalien aller 
Art, mit Urfeuer, Weinkauf, Handlohn ꝛc. Dieſe Zinſen 
ſind von der Lieferungsweiſe, der Zeit der Fälligkeit, der 
Sache, worauf ſie haften, und der Veranlaſſung der Pflicht 
auf die mannigfaltigſte Weiſe benannt; bald zu verhältniß— 
mäßiger Vergeltung überlaſſenen Gebrauchs und Genuſſes in 
Feld und Walde, bald ohne ſolchen, blos zur Recognition 
einer Schuldigkeit, vorbehalten, und auferlegte, in ihrem 
Betrage ſich ſtets gleich bleibende Präſtationen. 

(Lang hiſtoriſche Entwickelung der deutſchen Steuer 
verfaffungen ©. ı26 und folg.) | 

5) Abufive mit dem Namen einer ordinairen Steuer 
befegte grumdherrlihe, in einem beftändig unveränderlichen 
Quanto entrichtete Abgaben, 3. E. Küchenzinſe unter dem 
Mamen Kichenfteuer. Die königl. baierifche Deklaration 
fihert dergleichen den Mediatifirten als grundherrliche Abgabe 
au. Lit. H.n. 5. j 

4) Abgaben, die ihre Beziehung auf gewiffe Gerecht: 
fame haben, fo die Submittirten unter der Somverainität 
beibehalten; 3. E. Beiträge zu Befoldungen, Kanzleibedürf: 
nißzc., die, wenn fie auch bisher die Eigenfihaft einer Steuer- 
zu haben fchienen, doc; nun folhe ablegen. So behielten 
die deutfihen Fürften unter ehemalig franzöfifher Souverai; 
nität eine Steuer zur ER! der Juſtiz und Befoldung 
der ale = 


IV. Sutss und leibherrlide 
Dienfipflide. 
ı) Die bergebrachten gemeffenen oder ungemef: 
fenen Frohnd- Hands und Spanndienfte, zur 
Hofhaltung, Wachten, herrſchaftlichen Vorwerken, in den 
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Forften und Waldungen und zur Jagd, nebft den daher 
fallenden Dienftfitafen. 

2) Die Frohnd : Reluitiong: Gelder, insgemein Dien ſt⸗ 
gelder genannt, entweder auf temgporellen Akkord oder als \ 
ftändige Abgabe. 

3) Lostaufsgeld, die Präſtation für die Entlaſſung 
aus der Hörigkeit. 

4) Beſonders hergebrachte Natural⸗ Leiſtungen oder deren 


Geldſurrogate; z. E. Beinfuhrgeld, Weinfubrbafer, Wolfs⸗ 
gulden 1. 


Bd. Feudal:Redte 
(droits feodaux, prestations feodales). 


Jeder freie deutfhe Mann, der iiber das Seinige zu 
disponiren befugt war, konnte feit jenen Zeiten des Fendal: 
ſyſtems Lehen ertheilen und auftragen, und noch bis jeht 
find jedem Lehenheren feine Eigenthumsrechte auf den Fall 
der Eröffnung durchgehends unbeeinträchtigt geblieben. : 

Es ift hier nicht von uneigentlichen oder den fogenann: 
ten Kammerlehen, fondern, den Kanzleilehen die Rede. Beide 
laſſen fich übrigens unter. die Kathegotie der Domainen 
bringen. _ J 

Wir begreifen unter den Fand⸗iegen 2 

1) das Recht, Laudemien und Lehntargelder in Eu 
nevierungsfällen zu beziehen ; 

2) die Rechte des Lehenheimfalles ; 

3) die fhon oben erwähnte Gerichtsbarkeit in — 
ſachen. 

Die — Fürſten, unter — franzöſiſcher 
Souverainität behielten ihre Lehenhöfe. Das landgräfliche 
Haus Heffens Rothenburg hat die Verleihung der adelichen 
Lehen in der Niedergrafichaft — unter EN, 
ſcher Hoheit. - | 


l 


156 
C. Geiſtbiche Nedte 

Die dem juri circa sacra majestatico untergeordneten 
Kollegialrechte, als die dem proteftantifchen Landesherrn von 
dei kirchlichen Geſellſchaft übertragenen Befugniffe, alles das 
gu beftimmen und anzuordnen, was der gemeinfame Zweck 
der Kirche mit ſich Bringt. Iſt gleich nur dag droit seig- 
neurial de patronage erwähnt, fo, laffen fich doch nad) der 
Analogie und den proteftantifchen Srundfäßen die damit ver: 
wandten übrigen geiftlihen Nechte (al8 semblables) nicht 
ausgefchloffen halten, da im iibrigen auch die in der Födera— 
tionsakte beftimmten Souverainitätsrechte auf keine Weiſe 
dadurch beeinträchtiget werden. | 


Es find ſolches hauptſächlich: 
1) Aufficht auf Kirchen und Schulen; | 
2) das Recht, Drdnungen in Kirchenſachen zu maden; 
3) Prediger s und Schuiftellen » Befegung ; 
4) Verwaltung der Kitchens Schul: und milden Stif: 
tungsfonde; 
5) Ausübung det geiftlichen Gerichtsbarkeit durch ein 


Konfi forium. 
Man vergleiche die. gründliche Erörterung Heft 5. Seite 
55 — 1273. 


Trier und Speier hatten unter franzöfi iſcher Souveraini⸗ 
tät geiſtliche Gerichtsbarkeit und Patronatrecht. 

Alle bisherige aufgeführte Seigneurial- und Feodalrechte, 
fowohl die ausdrücklich in der Föderationsafte benannten, als 
die antres semblables find nicht, allein an und fire ſich, 
fondern, aud mit allen daher entfpringenden Einkünften 
(revenus provenants des .dits droits). den Sub mittirten 
belaſſen. 

Uebrigens können die bisherigen Rechte und Zuſtändis—⸗ 
keiten nur in ſo weit, als es der Zweck und die Tendenz der 
Föderation mit ſich bringt, beſchränkt angeſehen werden; 
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mithin müſſen, was inſonderheit die Mudbarteit geht, 
konſervirt bleiben.: 

a) ‚diejenigen, welche dem Sowerain, in, der. Atte aus— 
drücklich nicht beigelegt find; 

b) die, welche der Souverainität nicht BIRNEN! 
anhangen (mon essentiellement inherens); und. dieß find 
folche, die in der Hand des bisherigen Herrn der Souverat 
nität nichts. benehmen, fondern unter, der höchſten Staats; 
aufficht als patrimonielle VBortheile benust werden. können, 
und im. übrigen von der Art, daß ſie zwar mit der höchſten 
Gewalt fchicklich verbunden feyn können, es aber nicht: naths 
wendig ſeyn müſſen, und, wie. die Erfahrung lehrt, En in 
allen Staaten ‚damit verknüpft find. 

Die nutzbaren Gerechtfame. find jedoch), A ihre Venen⸗ 
nungen, nach eines jeden Landes Verfaſſung verſchieden; unter⸗ 
deſſen hat man ſie in gegenwärtiger Klaſſifikation — 
wie ſie zunächſt im Geſichtskreiſe lagen. 


J 7* N 


Br 
Beitritt des Fürſten von Waldeck er OKbeinifihen 
Ä Be pe Bunde, 








Pa 





Der zwiſchen dem Bevollmuchtigten ©. Majeflär des Rai; 
fers der Franzoſen, Königs von Italien einer Seits und 
dem Bevollmächtigten Sr. Durchlaucht des Fürſten von 
Waldeck, zu Warſchau, den ıdten April 1807 abgeſchloſſene 
Vertrag *) ift folgender : Ä 








*) Diefer, unfers Wiſſens noch nicht gedruckte, Vertrag iſt uns von 
ſchätzbarer Hand bios in framöſiſcher Sprache zum Abdrucke zugeſandt wor⸗ 
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Sa Majeste l’Empereur des Frangais, Roi d’Italie 
et Son Altesse Serenissime le Prince de Waldeck , 
woulant regler ce qui concerne l’admission de S. A. S. 
dans la Confederation du Rhin, ont nomme pour 
leurs: ministres ‚plenipotentiaires , savoir : 

Sa. Majeste l’Empereur des Frangais, Roi d’Italie 
Monsieur Cuartes Maurice Tartermsanp, Prince de 
Benevent, son grand Chambellan et Ministre des re- 
lations exterieures, grand cordon de la legion d’hon- 
neur, Cheyalier des ordres de l’aigle noir et de Vaigle 
rouge de Prusse et de l'ordre de St. Hubert. Et 
S. A. S. le Prince de Waldeck Mr. le Baron de 
GAGERN ,; Ministre - d’Etat de leurs Altesses Serenis- 
simes les Duc et Prince de Nassau, Chevalier grand 
croix de l’ordre du lion d’or. *) 

 Lesquelles apres avoir échangé .leurs pleinpou- 
voirs — sont convenus de ce qui suit: 
ART. ı. 

8. A. S. le Prince de Maldeck accede au traite 
de confederation et d’alliance conclu a Paris le ı2 
Juillet dernier; ct, par cette accession, il entre dans 
tous les droits et ‚dans toutes les obligations de la 
confederation,, et de l’alliance, de la m&me mapiere, 
que s’il eut été partie contractante au dit traite. 

Art. 2. | 

S. A. S. le Prince de Maldeck, siegera dans le 
college des Princess. Son rang dans le college sera 
determine par la diete. 


— 








den. Eine deutſche Ueberfeßung bdeffelben würde um fo überflüßiger ſeyn, 


als derſelbe wörtlich mit dem oben in der offiziellen deutſchen Ueberſetzung 


mitgetheilten Vertrage übereinſtimmt. ® 
*) Der Minifter des Durchlauchtigſten Präſidenten des Fürftenfolegiums 
war ohnſtreitig Hierzu der ſchicklichſte Bevollmächtigte. | 
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i Art. 3. 

H ne pourra sans le consentement prealable de 
la Coufederation du Rhin, ätre, dans aucun cas, et 
pour quelques raison que ce puisse @tre, donne pas- 
sage par les Etats de $. A. $.:& aucunes troupes, & 
aucun corps ou detachement de troupes: d’aucune 
Puissance Etrangere à la dite confederation. 

Aut: 4. 

L’exercice du culte chatolique sera dans tous les 
possessions de $. A. $. pleinement' assimile ä l’exer- 
eice du culte lutherien, et les sujets des deux reli- 
gions jouiront sans 'restriction des mêmes droits civils: 
et politiques, sans cependant deroger ä la possession 
et jouissance actuelles des biens des eglises. 

Aar. 5 

Le contingent de 8. A. S. Ie Prince de Waldeck, 
pour le cas de guerre, sera de quatre cent hommes, 
et fourni immédiatement pour la presente Campagne. | 

» Arr. 6. 

Le present traite sera ratifie et les ratifications 
en seront €echangees a Berlin dans le delai de 25 
jours a dater de la signature du present traite, ou 
plutöt si faire se peut. 

Fait et signe a Varsovie le dix huit Avril mil 
huit cent sept. 


(L.S.) Cu. Maun. TALLeEvRAND, 
| Prince de Benevent. 


(L. S.) le‘ Baron de Gaczan. 





Der Fürſt von Waldeck tritt durch diefen Vertrag dem 
Rheinifchen Bunde bei, und genieft mit den in- der Konven: 
tion vom ı2ten Juli 1806 benannten Fürſten gleiche echte. 
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Dei der geographifchen Lage des Fürſtenthums Waldeck, 

dag gegen Welten an das dem Großherzoge von Heſſen gehö— 
tige Herzogthum Weſtphalen gränzt, bei der Verbindung, 
in welcher der Fürſt, in Hinficht der vorhin im Solde der 
vereinigten Niederlande geftandenen und jetzt der holländifchen 
Armee einverleibten fünf Waldeckiſchen Bataillone Infanterie, 
mit dem Könige von Holland ſteht, war dieſer Beitritt zum 
Bunde (wenn auch nicht andere na ihn räthlich ge; 
macht hätten) vorauszufehen. 
Ob nun nach der vom Fürften — Sonverainität 
die im Waldeckiſchen beſtehende landſtändiſche Verfaſſung 
fortbeſtehen werde und könne? ob die Landſtände *) nicht 
mehr als Theilnehmer der Staatsgewalt (wie ſie es jetzt 
ſind), ſondern als Rathgeber des Souverains betrachtet — 
werden beibehalten werden? wird die Zeit lehren. Man leſe 
hierbei die Abhandlung Nr. 33. im dritten Hefte dieſer Zeit⸗ 
ſchrift S. 381. So weit der Herr Einſender. Wir fügen 
nun noch einige Bemerkungen über die Lande des ſouverainen 
Fürſten bei. 

Die Lande des Fücften von Waldeck beftehen aus zwei 
Haupttheifen; nämlich dem eigentlichen Fürſtenthum ‘oder 
ber alten Grafſchaft Waldeck, und aus der Grafichaft 
Pyrmont. Jenes gehörte zum oberrheinifhen, dieſe zum 
weftphäliichen Kreife, 

Das Fürftenehum oder: die alte Grafihaft Walded 
granze im. Welten an das Herzogthum Meftphalen, im 
Siiden an das Kurheflifche und die großherzoglich heſſiſche 
Herrfchaft Itter, von welcher zwei Drtjchaften ganz vom 
Waldeckiſchen eingefchloffen find; im Often an das Kurheffiihe 
und das großherzoglich heifiiche Gebiet von Volkmarsheim; 
im Norden endlih an das Fürftenthum Paderborn. Den 











*) Das Eorpus der Fandftande im Waldeckiſchen befiche befanntlid ane 
der Nitterfchaft und den Städten, 


r 


161. 


Flächeninhalt diefes Landes hat man fehr Hoch auf 30(Fabri), 
ja auf 34 Quadratmeilen, wie Noremann angegeben. In 
den Waldeekifchen Beiträgen fest man folchen auf 20 Qua— 
dratmeilen, und höher darf. derjelbe gewiß nicht angenommen 
werden. In den nämlichen Beiträgen wird die Zahl der 
Einwohner für 1789 oder 1790 auf 40,000 Seelen geſetzt. 
Dieſe Zahl iſt weit wahrſcheinlicher, als die Angabe jener, 
weiche 60 und mehrere Tauſend, ja wie Norrmann 72,500 
Seelen annahmen. Seit der Zeit hat aber das Land oh; 
läugbar Zuwachs erhalten, fo daß man etwa 46,000 Seelen 
annehmen dürfte. Das Ganze enthält ı3 Städte, ı Flecken, 
4ı Pfarr: 55 Kichdörfer, 42 Weiler, Schlöffer und an 
terfiße, und iſt in g Aemter vertheilt. v 

Ganz getrennt vom Hauptlande, der Grafſchaft * 
im Oſten, liegt die Grafſchaft Pyrmont. Sie iſt nur klein, 
und hat einen Flächenraum von ı % Quadratmeilen, worauf 
‘ etwa 4500 Menfchen leben. Sie enthält einen Marktflecken, 
ı Schloß und 10 Dörfer. Beide zuſammen haben alſo etwa 
22 Duadratmeilen, und 5o bis 51,000 Einwohner. Die 
Einkünfte des Souverains werden auf 350 bis 450,000 fl. 
geichäßt. | | | 
Seit dem Jahre 1438 ift die Grafſchaft Waldeck ein 
Lehen des Heſſen-Kaſſelſchen Hauſes. Die vielen Streitigs 
feiten über diefe Lehenshoheit wurden 1655 durch einen 
Vergleich beendigt, welcher im Dsnabrüdifhen Frieden 1648 
Art. 15. 6. 24. ausdrücklich beftätige wurde, worin Die 
Lehenshoheit Heffen sKaffel vorbehalten blieb. Die Graſſchaft 
Pyrmont fam nach mannigfaltigen Schiefjalen von den erb— 
verbriiderten Vettern, Grafen. von: Glaichen, 1625 an das 
Waldeckiſche Haus, welches vom fürſtlichen Haufe Brauns 
ſchweig damit belehnt wurde. Auch Paderborn machte Ans 
ſprüche auf Die Srafichaft: Diefe wurden 1698 durch einen 
Vergleich befeitigt, vermöge deſſen Paderborn zwar allen 


Anfpriichen entfagte, Waldeck aber die Herrſchaft Lügde ab⸗ 
11. 
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trat, auch eimmilfigte, daß nach Abgang des Waldedifchen 
‚Mannsftammes das Stift Paderborn gegen Auszahlung von 
20,006 Thalern an die Waldecifchen Töchter, die Srafichaft 
dem Stifte einverleiben folle. Alle diefe Gegenftände werden 
nun wohl bei einem künftigen Frieden in Ordnung gebracht 
werden. | 

Das alte Waldeifhe Haus fol von den Grafen von 
Schwalenberg abſtammen. Seit dem ıöten Sahrhun: 
derte blühte das Haus in 4 Linien, die fi nach und nad 
wieder vereinigten. In der Folge theilte es fich-wieder mit 
den Söhnen des Grafen Sofias, der 1580 ftarb,’in zwei 
Linien; nämlich in die noch blühende ältere oder Eif.en: 
bergifche,: und in die jüngere oder Wildungifche. 
Bon der lektern wurde Graf Georg Friedrich 1682 in den 
Keichsfiirftenftand erhoben, ftarb aber 1692 mit dem erften 
Fürfteh aus. Nun fuccedirte die Eifenbergifhe Hauptlinie 
in den Reichslanden, in welcher 1698 Graf Ehriftian Ludwig 
das Primogenitur-Necht einführte. Diefem zufolge fuccedirte 
ihm fein Altefter Sohn Friedrich Anton Ulrich, der für fich 
und feine Nachtommen 1711 die Beftätigung der reichsfürſt— 
lichen Würde erhielt, und 1719 mit Sik und Stimme auf 
der weltlichen. Fürftenbant beim oberrheinifchen Kreife auf: 
genommen wurde. Beim Neichstage hatte fonft Walde 
nur eine Kurialſtimme auf der Wetterauifchen Grafenbanf, 
von welcher fi aber das Haus fihon geraume Zeit getrennt 
hatte, ohne Siß und Stimme im Neichsfürftenrathe erhalten 
zu können: Diefe wurde ihm endlich 1800 durch den Reichs— 
Deputationsfchluß zugedacht. Wegen Pyrmont hatte Walde 
Sitz und Stimme im weftphälifchen Srafenfollegium. 

Der NReichsmatrikul: Anschlag iſt wegen Waldeck 100 fl. 
oder 4 zu Roß und 18 zu Fuß, und wegen Pyrmont, feit 
1692, 14 Gulden; zu einem Kammerzieler gab es einfchlie: 
lich der neu verwilligten Erhöhung wegen Waldeck 84 Thir. 
70 Krenzer, und wegen Pyrmont a2 Thaler 17 Rreuzer. 


- 
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Auſſer der regierenden firftlichen Linie blüht noch eine 
gräflich Waldeckiſche Linie, welche von Joſias, einem Bruder 
des oben erwähnten erſten Fürſten Friedrich Anton Ulrich, 
abſtammt. Dieſe Linie iſt aber blos apanagirt. Von der 
bisherigen Verfaſſung des Landes, ſo wie von der natürlichen 
Beſchaffenheit u. f-w. ein andersmal mehr. 


Pr —— ——— — — En Tin ————— —— 


18. 

Zirkular⸗Schreiben Sr. Hoheit des Herrn Fürſten 
Primas an die Souveraine des Rheiniſchen 
Bunde und die übrigen Beſitzer der ne 
El Reichslande. 





Ser ıc. 20. find gewiß eben fo gut, als Mir, die vielen 
ängftlichen-Vorftellungen der vormaligen reichsfammergerichts 
lichen Individuen, fonderlich der unbefoldeten Advofaten und 
Prokuratoren befannt, wodurch diefelben von den jeßigen 
Souverainen der deutfchen Lande die Beftimmung finftiger 
Menfionen zu ihrem Lebensunterhalt zu erhalten fuchen. Ich 
weiß, daß Euer ꝛc. ıc. nach Ihrer großmüthigen Denkart, 
fo ſehr als ich, wünſchen, diefen Unglücklichen, foviel thun: 
fi, zu helfen. Da dieſes num aber nicht anders, als durch 
‚gemeinfames Einverftändnig ſämmtlicher deurfchen Souveraine, 
welche in diefer wohlthätigen Abſicht fortfahren, ihre vor: 
hinige Rammerzieler. abfiihren zu laffen, gefchehen kann, und 
die Verwendung diefer Gelder fowohl, als der vorhandenen 
fammergerichtlihen Kapitalien allerdings einer Vorfehung 
bedarf, Ich aber befonders, als Souverain der Stadt Wez— 
lar, des Sitzes diefes vormaligen Kammergerichts, vorzüglich 


' 
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verpflichtet bin, mich diefes dringenden Gegenftanded anzus 
nehmen, fo habe ich geglaubt, nicht länger anftehen zu 
düdfen, Euer ꝛc. mittelft der anliegenden Note, meine Se: 
danken ausführlicher mitzutheilen, wie ic dafür halte, Daß 
wenigftens die Mittel, welche theild vorhanden, theils ferner 
zu hoffen find, zu ihrem Zwede nüßlich und. billig verwendet 
werden könnten. Es foll mic fehr freuen, wenn bdiefe meine 
Gedanken Euer ꝛc. ꝛc. erlauchten Beifall finden würden. 
Sch bitte, Mich darüber gefülligft zu — und 
ich habe indeſſen die Ehre ꝛc. ıc. 





Beilage 


Note an die DBefiber und Souveratne der 
| deutfchen Lande. 


(Die Suftentation der Keichstammergerichts;Profuratoven 
und Advofaten, ihrer Notarien und Protokolliften, ſo— 
dann der Kammerboten betreffend. ) , 


Die im Drude erfchienenen Borftellungen, wodurch die ehe; 
maligen Neichsfammergerichts: Profuratoren und Advokaten 
zu solar bei den jetzigen Souverainen der deutfihen Lande 
ihre dringende Bitte um febenslängliche Suftentation und 
Penſionirung anzubringen ſich genöthiget ſahen, ſind wohl 
allgemein bekannt. 

Diefe Reichsfammergerichts: Advokaten und Profuratoren 
waren zwar unbefoldete, nichts defto weniger aber wirklich 
verpflichtete Neichsdiener, welche von ihrem Verdienſte (eb: 
tep, den jie nad) veichsgefeßlichen Tar : Regulativen bezogen. 
Diefe Männer waren dem Gerichte unentbehrlich, und man 
"muß billig die Anficht ihrer höheren -Dienftverhäftniffe von 
der Kathegorie gewöhnlicher Gerichts: Advofaten und Proku⸗ 
ratoren trennen. 
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Auch jekt befinden ſich unter ihnen noch Männer von 
Verdienften, welche, wie Decker und Ludolf, ſich um die 
veichsfammergerichtliche Verfaſſung verdient gemacht haben. 

Da diefelben nun durch die Aufhebung des Reichskam— 
mergerichtes ihren gefeßlichen Verdienſt und Lebensunterhalt 
verlohren haben, fo ift wohl kein Zweifel, daf diefe Reichs⸗ 
diener, infofern fie nicht: wieder anderwärts Unterkunft fins 
den, eben fo gerechten Anfpruch wenigftens auf nothdürftige 
Penſionirung haben, als jene Glieder des Gerichtes, welchen 
fire Beſoldungen angewiefen: waren: nur iſt fehwerer, den 
Betrag ihrer Penſionen zu beftimmen und die Quellen zu 
finden, woher ſolche bezahlt werden ſollen. 

Für die befoldeten Glieder des Kammergerichtes, als 
den Kammerrichter, die Präfidenten, Affefforen , den Boten: 
deputirten, Neichsfisfal, Fiskal:Advofaten, die Aerzte, den 
Pfennigmeifter, Botenmeifter, Pedellen ıc. beftand eine eigne 
Suftentationskaffe, wohin die Kammerzieler floffen, welche 
von den Neichsftänden und den Neichslanden zum Unterhalte 
diefes Neichsgerichtes in gewiffen Terminen bezahlt werden. 

Aus Erfparniffen von diefen Kammerzielern, bejonders 
zur Zeit, wo die volle Anzahl der Aſſeſſoren nicht einberufen 
war, wurden noch in jüngeren Zeiten Kapitalien im Betrage 
von 132,555 Thlr. im 20 fl. Fuße angelegt, deren Zinnfen 
geither gleichfalls zu jener Suffentationskaffe floſſen. Auf 
diefen Kapitalien haftet jedoch eine Schuld von 10,000 Thlr., 
welche das Keichstammergericht in den letzteren Kriegszeiten 
wegen nicht richtiger Eingehung der Kammerzieler bei Kur—⸗ 
Heſſen entlehnt hat. | 
nu Auffer ‚der berührten Suftentationskaffe hatte das Reichs— 
fammergericht noch eine Kaffe alter Depofiten, deren Eigen: 
thümer größtentheils längſt verfchollen oder unbekannt, welche 
daher zu verzinnslichen Kapitalien angelegt find, und die 
Summe von 42,600 fl. rhein. betrugen. Auch hatte das 
Reichskammergericht noch eine kleine Kaffe für arme Par; 
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theien, welche einige taufend Gulden in kaiſerl. Deftreichifchen 
Staatspapieren befist, in welchen Papieren auch der größte 
Theil der Kapitalien der alten Depofitentaffe befteht. 

Einige der jekigen deutſchen Souveraine haben nun 
fhon mehrere befolderen Reihsfammergerichtsglieder in ihre 
Dienfte aufgenommen und fich entfchloffen, fiir den Unter: 
halt der iibrigen Glieder einen Theil der Kammerzieler noch 
fortzubezahlen, welches aud durchaus nöthig ift, um die 
zurückbleibenden wirrdigen Gerichtsglieder, welche feine Pra: 
fenrationshöfe mehr haben, und überhaupt die übrigen alten 
verdienten Neichsdiener nicht darben zu laffen. Andere Sou: 
veraine fahren fort, ihre vollen Kammerzieler zu dieſer Be 
ffimmung abführen zu: laſſen, und man darf wohl von 
fämmtlihen Befikern und Souverains der deutfchen Lande 
nicht anders erwarten, als daß Diefelben diefe Kammerzieler 
in fo lange willig werden abführen faffen, als folche zum 
Unterhalte der lebenden, ohne ihr Verfchulden brodlos gewor⸗ 
denen Perſonen dieſes ehemaligen Reichsgerichtes erforderlich 
ſeyn werden. 

Zu dieſen laufenden —— kommen dann noch 
die oben erwähnten Kapitalien der verſchiedenen Kaſſen mit 
den davon abfallenden Zinnſen. Hierin beſtehen aber auch 
allein die bereiten Mittel, wodurch dem Nothſtande der 
großen Zahl reichskammergerichtlicher Individuen abgeholfen 
werden ſoll: denn, auſſer den beſoldeten Gerichtsgliedern und 
Prokuratoren, machen auch noch 24 Kammerboten einen 
eben fo vechtlichen Anfpruch auf die Penfionirung. Diefe 
Kammerboten find bekanntlich wirklich verpflichtete Reiche 
diener, von welchen die 12 äAlteften reitende Boten hießen, 
und unter der Rubrik: Fourage, jährlih 103 fl. 45 Er. aus 
der. Quftentationsfaffe bezogen. Der übrige Verdienft be 
ſtund in einer taxmäßigen Bezahlung der Gerichtsboten: 
Reiſen, welcher denſelben ein N gutes Auskom— 
men gewährte. 
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Auch flellen. die mit den Gefchäften an dem Reichskam— 
mergerichte ehemals: fidy veichlich ernährenden Notarien und 
Protofolliften der Prokuratoren zu Wezlar in häufigen Bor; 
ftellungen ihren Nothſtand vor, welche, wenn gleich ihrem 
Penſionirungsgeſuche die Gründe der vorbemerkten Perſona— 
lien nicht zur Seite ſtehen, doch eine billige Unterſtützung 

verdienen. 

Die ſämmtlichen Reichskammergerichts-Perſonalien, als 
ehemalige verpflichtete Reichsdiener, für ihren Verluft vol 
kommen zu entfchädigen, ift nicht wohl möglich; wohl aber 
Eönnen die vorhandenen Mittel zu einer billigen Penfionirung 
verwendet werden. 

Die wirklich befoldeten EN deren — auf 
die Suſtentationskaſſe angewieſen waren, verdienen nun alles 
mal. zuerft Rückſicht, und es iſt zu wünſchen, daß folchen 
ohne die größte Noth am ihrem Tebenslänglichen Gehalte 
nichts entzogen werden möge. .. Sedoch diirfte diefes eine 
Ausnahme finden, wenn. es an Mitteln fehlen follte, den 
unbefoldeten Neichsdienern den dilrftigften Lebensunterhalt zu 
verfchaffen, indem die unverkennbare Billigkeit, auf Natur; 
und. Völkerrecht gegründet, fordert, verbienftvolle Männer, 
die der. alten Reichs : Zuftigverfaffung ihre Kräfte gewidmet 
Haben, und. ohne: ihr. VBerfehulden das. Opfer. der Zeitereigniffe 
geworden find, überhaupt nicht darben zu laffen. 
Hoffentlich wird diefer Fall nicht eintreten, wenn nur 
die Befiger und Souveraine der deutfchen Lande in der Ent 
richtung der Kammerzieler fortfahren; zu melcher Erwartung 
die befannten erhabenen Geſinnungen deutfcher Fürſten vers 
sramensvolf berechtigen. 

Bis jetzt haben die. befoldeten Gerichtöperfonen noch 
ihren vollen Gehalt bezogen. Um nun dem übrigen under 
foldeten Theile, unter welchem fich fehr. dirftige und -nur 
vom täglichen Verdienfte lebende Derfonen befinden, es zeither 
nicht ganz an den. nöthigften Alimenten fehlen zu lafien, 
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fand man fein andres Mittel, als aus den alten verfcholfenen 
Depofiten einsweilen 18,000 fl. als vorſchußweiſe Alimenta⸗ 
tion fiir die bedürftigeren Perſonen zu verwenden. 

Indeſſen iſt bereits ein ganzes Jahr verfloſſen, daß mit 
Auflöſung der deutſchen Reichsverfaſſung die Verdienſtquelle 
fir dieſe Reichskammergerichts-Perſonen verſiecht iſt. “Die 
Klagen über Mangel werden allgemeiner, und die Nothwen: 
digkeit einer Abhilfe wird dringender. 

Die verpflichteten Advofaten und —— 
belaufen ſich auf 33. Ihr jährlicher Verdienſt war ſehr 
verſchieden. Einige verdienten ſehr viel, andere wenig, und 
die Jüngeren hatten Hoffnung, größern Verdienſt mit den 
Jahren zu erlangen. Indeſſen lebten alle vom Verdienſte. 
Nur wenige beziehen aus einzelnen‘ Landen bedeutende fire 
Gehalte, indem diefe größtentheils in der ‚Segel ſo unbe 
trächtlich ſind, daß folche als Mittel zum vollen Unterhalte 
feine Erwähnung verdienen. Auf diefen Umſtand und auf 
die individuellen Vermögensumftande dürfte wohl bei provi: 
forifchen Alimentations-Verfügungen —, aber dann nicht mehr 
 Nitekficht genommen werden, wenn von einem allgemeinen 
Brundfage zur Sicherung des ne: diefer ſämmtlichen 
Individuen die Frage ifk. 

Es fiheint demnach, daß vorläufig einem wie dem ans 
dern, welcher noch feine andermärtige Unterkunft gefunden, 
und nicht unter 1000 fl. jährlichen Verdienft aus feinen 
Büchern liquidirt hat, eine Jahrspenſion von etwa 1000 fl., 
denjenigen aber, welche dieſen Verdienſtertrag ſo hoch nicht 
liquidiren, wenigſtens die Summe des Durchſchnitt-⸗Ertrages, 
ihres ‚eigentlichen jährlichen Verdienftes zn billigen; bei jedem 
Individuum aber doch der Betrag der anderwärts beziehen: 
den Schalte wenigftens noch zur Zeit aufzurechnen - feyn 
möge, —. wozu 1) nebft den -Zinnfen der fämmtlichen vor; 
handenen Kavitalien, auch fir den erften Augenblick 2) ein 
Theil der zum Unterhalte des Reichsfammergerichtes ohnehin 
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beftimmten Kapitafien felöft, und im Nothfalle 3) ein Theil 
der eingehenden Kammerzieler zu verwenden feyn dürfte. 

Die Mittel zu dieſem Penfionsgefchäfte hat ‘der in kö— 
niglich Baieriſche Yienfte übertretende Kammerrichter, Herr 
Graf von Neigersberg, durch die Zedirung 4 feines 
alten Gehaltes, zum Beſten der unbejoldeten Kameralen,\auf 
eine edelmüthige Art -erleichtert, und, da bei richtiger Forts 
zahlung der Kammerzieler auch die Mittel zur Penfionirung 
wachſen werden, fo ſcheint ferner billig zu feyn, daß man 
die Penfionen der Advokaten und Profuratoren mit Rück— 
fiht auf ihren ehemaligen DVerdienft und jeßigen Verluſt 
etwa verhältnigmäßig- bis zu einem Marimum von 1500 fl. 
zu erhöhen fuchte. - 

Den Kammerboten wurde bis jeßt eine‘ proviforifche 
Unterſtützung mit 150 fl. auf ı Yaht' berechnet, zugewiefen, 
und dürfte derſelben Penfion wohl in feinem Falle geringer 
zu beftimmen feyn. 

Auch die Notarien und fogenannten Proto— 
kolliſten könnten mit wenigem Aufwande vor Elende und 
Mangel wenigſtens einigermaßen dadurch geſchützt werden, 
wenn man dem älteren und in dieſem Amte grau gewordenen 
Theile derſelben eine gleiche Penſion mit den Kammerboten 
lebenslänglich, dem jüngeren und unverheiratheten Theile aber 
dieſe Summe: einmal: zum Behufe anderwärtigen — 

mens bewilligen wollte. 

Auf dieſe Art ſcheint die Sorgfalt für EEE 
brodlofe Reichsdiener, der Gerechtigkeit und Großmuth- deut 
ſcher Fürſten würdig, auch ohne echöhete "Beiträge ausführ⸗ 
bar, und nach hüchftens 2o Jahren sgar fein Beitrag an 
Kammerzielern mehr nöthig zu feym; us ° 

Sollten diefe Vorfchläge den. Beifall der Beſitzer und 
Souveraine der deutfchen Lande erhalten, fo könnten. folche 
durech den Souverain der Stadt Wezlar in Vollzug gefeßt 
werden, welcher, im vollen Vertrauen anf gerechten deutfihen 


. 
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Zürftenfinn, bei den geither auf diefe Art getroffenen provi— 
forifchen Maapregeln eine Mifbilligung nicht befürchten zu 
diirfen glaubt; jedoch gegen jede etwaige Reklamationen ſich 
als Selbſtzähler verblirge hat. | 
Derfelbe hat bereits die Penfionirung des fammtlichen 
reichsfammergerichtlichen Kanzleiperfonals allein übernommen, 
und erbietet ſich, über obiges Suftentationsgefhäft jährlich 


- Öffentliche Rechnung ablegen zu laffen. 


— nn  . u en 2. ,,. 1... 2. — u — 


| 109. ! 
Weitere Nachrichten. von der Rage der Mitglieder 
des vormaligen Kaiferlihen Reichskammergerichts. 





J. der von ung im dritten Hefte ©. 417 u. f. mitgetheil: 
ten Abhandlungs über den künftigen Unterhalt der 
Glieder des K. R. Kammergerichts, wird $. ı1. 
Nr. 4. ©. 429: der Vokſchlag gemacht, daf, wenn ein 
Keichsftand ein fammergerichtliches Mitglied in feine Dienfte 
nehme, derfelbe fo viel von feinem Kammerzieler-Beitrage 
abziehen möge, als er an Beſoldung bewillige, der Reſt folle 
dieſer Perfon aber - aus der Suftentationskaffe zugefchoffen 


werden. Wer nicht fo viel beitrage, als er einem in Dienft 


genommenen Mitgliede: des Gerichts zur Beſoldung gebe, 
folle zwar nur feinen matritularmäßigen Beitrag in Abzug 
bringen dürfen; aber die Suſtentationskaſſe müſſe fo viel 
noch beifchießen, als zur. Evganzung der. alten zu 
he werde. 

Zufolge diefes Vorſchlags hat der König von Würtem⸗ 
— wie wir ſchon im vierten Hefte Seite 155 und im 
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fünften &. 297 berichteten, anf die an Alterhöchftdiefelben 
gelangte Vorftellungen geruht, einen Theil des Betrags der 
KRammerzieler ans Ihren alten und neuen Panden durch Anz 

ellung einiger NReichstammergerichts;Beifiger zu verwenden; 
dar aber feit der Aufiöfung des Neichsfammergerichts an 
Kammerzielern bisher noch nichts weiter bezahlen laffen. 

Andere vormalige deutjche Reichsſtände haben zwar dies 

fen Vorſchlag noch nicht ausdrüsflich genehmigt, und alle 
icheinen bis zu einem von fämmtlichen betheiligten. vorma— 
ligen Neichsftänden zu treffenden Definitiv-Regulativ, mit 
einftweiliger Fortbezahlung der Kammerzielev zu ihrer zeit: 
herigen Bellimmung, den gemachten Antrag vorerft noch 
auf ſich beruhen laſſen zu wollen. \ 

In dem k. baieriſchen Neffripte d. d. München am j 
oten Jänner 1807. an Kammerrichter, Präſidenten und 


Beiſitzer des ehemaligen Reichstammergerichts zu Wezlar 


heißt es ausdrücklich : 

»Bis über die Feſtſetzung EN — Suſten⸗ 
tationsfonds durch: ſümmtliche dabei betheiligte vormalige 
Reichsſtände ein Definitiv-Regulativ getroffen werden kann, 
werden Wir unſere einſchlägigen Kommiſſariate anweiſen, die 
Rückſtãnde der vormals entrichteten Kammerzieler zu bezah⸗ 
len und damit bis auf weitere Befehle fortzufahren.«e 

Vermuthlich fah man bei Erlaffung diefer und ahnlicher 
Reſkripte, beim Schluffe des vorigen uid zu Anfange des 
laufenden Jahres, einem allgemein gewünſchten baldigen 
Frieden entgegen. Aber bis jetzt iſt dieſe Hoffnung noch nicht 
in Erfüllung gegangen; ja ſie ſcheint von Tag zu Tag eher 
ab: als zuzunehmen. Daß bei dieſer Lage der Dinge ein 
geſchäftloſes Seyn für an Thätigkeit gewöhnte Männer, 
wie dies bei den Reichskammergerichts-Beiſitzern der. Fall ift,“ 
eines. der unangenehmften Verhältniffe ſeyn müſſe, kann bei 

einem Manne, der von Jugend auf fich ſtets Gefchäften 
gewidmet, feinem Zweifel unterliegen. Meberzeugt, ‘welchen 


‘ 
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Antheil jeder deutſche Mann am Schickſale dieſer verdienſt— 
vollen Männer nimmt, haben wir uns verpflichtet erachtet, 
- jede getroffene Verfiigung in Hinſicht der Verforgung der 
Kammergerichts: Mitglieder anzuzeigen, und. wir freuen ung, 
in diefem Hefte abermals | meiteren Stoff dazu erhalten 4 
haben. | 

Des Königs von Baiern Majeftät Haben nämlich nach 
einem unterm Zoten. v. M. erlaffenen Reſkripte den Herrn 
Kammerrichter und vier Kammergerichtss; Beifiger für sh 
Dienfte beftimmt und ernannt. 

Der Herr -Kammerrichter, Graf’ von Reigersberg 
Exzellenz, wird dieſem königlichen Reſtripte zufolge einſtweilen 
Hofgerichts-Präſident und wirklicher ‚geheimer Rath zu 
München; der Herr Aſſeſſor K. A. M. Frhr. von Secken— 
dorf, Hofgerichts;Vicepräfident in Bamberg; die Herren 
Affefforen €. 2. von Branca und Joſ. von Ullheimer 
werden Direktoren bei den oberften Juſtizſtellen, und zwar 
erfterer in: Ulm und Iehterer in Bamberg; und der Herr 
Affefor 5. A. von der Beecke kömmt mie dem Titel eines 
Direktors zur Gefekgebungs: Kommiffion nach Minden. 

Der Gehalt fir den Hrn. Kammerrichter ift auf 12,000 
Gulden, fo wie jener- der Rammergerichts:Beifiker auf 4000 
beftimmt. Diefe Befoldungen follen an den zu entrichtenden 
Kammerzielers Beiträgen abgezogen werden, und in Betreff 
deifen, was die DVefoldungen der Anzuftellenden bei dem 
Kammergerichte mehr befrugen, ihnen der Anfpruch ‚auf die 
allgemeine — des Kammergerichts vorbehalten 
bleiben. 

Schließlich müſſen wir noch anführen, daß des Königs 
von Baiern Majeſtät neben dieſer Anſtellung, die von Ihren 
alten und neuen Landen zu entrichtenden Kammerzieler fort 
bezahlen, und mithin davon nur die für obige zuſammen 
ausgeworfenen jährliche 28,000 fl. abziehen laſſen. — ©. 


—um nn 
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4 20. | 

Hiftorifcher Unterftügungsgrund des Auffakes im 

fechöten Hefte S. 399: über, die Nothwendig— 
feit der Errichtung eines Bundesgerichtes. 





Wenn die neue Ordnung ber Dinge nicht: auch die Aus— 
ſprüche der Vernunft mit unfern ehemaligen Neichsgefehen 
verrufen hat, fo iſt die unfern Schülern vormals fo warm 
empfohlne Meinung, daß der Staat feinen Unterthanen 
Gerechtigkeit fchuldig fey, noch in ihrer alten Gültigkeit. 

Daß Regierungen fehlen können, lehren uns Geſchichte 
und Klagen der Unterthanen in friiheren Zeiten; daß auch 

‚jene fouveraine Staaten ſich vom Stolze einer Unfehlbarkeit 
frei glauben, beweifen fehon erfchienene neuere Verordnungen, 
die dem landesherrlichen Fiskus die praesumtio boni viri 
fireitig machen, und feine Anfpriiche den Gerichtshöfen in 
Weigerungsfällen der Unterthanen untergeben wiffen wollen. 
(Naffanifche Verordnung vom 11. Nov. 1806,) 

Mer nur Hecht will, hat vor dem Ausfpruche der The: 

mis nicht zu :Bangen, und wer Unrecht gegen den Bruder | 
brütet, das Necht von Gottes Gnaden und an Gottes Statt 
iiber ihn zu gebieten, ſchon verwirft. 
Jeder Fürſt, der Stellvertreter Gottes, follte fEolz darauf 
ſeyn, ſeine Ausſprüche, die ohnehin nur die Stimme der 
Gerechtigkeit ſeyn dürfen, in die Waagſchale der unab— 
hängigen Göttin zu legen, wenn ſein Unterthan aus dem 
Geſetzbuche gegen ſeine Zumuthungen rechten will. Dadurch 
unterſcheidet ſich eben die ſouveraine Gewalt vom Despotism, 
daß erſtere alles nach dem Geſetze will und durch das Gefek 
fann, der leßtere hingegen alles unter feine lautere oder 
unreinere Wünfche beugt. Ä 
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Der Deutſche wird ſich fo Leicht nicht An blinden Ger 
horſam gewöhnen; fo folgfam er fi auch in alfe Formen 
ſchmiegt, die nur einiges Gepräge von Gefeßlichkeit an ſich 
tragen. Das Gefühl des freien deutſchen Mannes wird 
gewiß in eben der Maaße reger, in welcher es eingeengt 
werden foll; und der Menfch erkennt feine Würde am fühl: 
barften, wenn er ihre Einbufe gewahr wird, gleich einer 
Meffaline, die bei dem Verluſte verlohrner Unfhuld durch 
Beobachtung des Scheines firenger Zichtigkeit den Werth 
derſelben neu liebgewinnt und wieder zu erringen trachtet. 

Was wird der gerade rechtliche Mann, durch die Se: 
fhichte der Vorzeit belehrt und durch jene des Tags beftärkt, 
fir eine Weberzengung nehmen, wenn feinem Aufrufe der 
Gerechtigkeit nur der Rekurs an den jüngſten Tag entgegen 
gehalten wird, wie der inhalt ee Signatur zu 
beabfi chten ſcheint! » 


Auszug — protokolls 
vom ...... Mai 1807. 

Aus Anlaß der erneuerten Reklamationen des..... 
wegen ſeiner ..... Beſoldungen wurde 

. befchloffen ; | 
Sft dem... .. auf feine Vorftellung vom’. .... L. J 
per Extractum Protocolli ohnzuverhalten, man ſey durch 
höchſte Entſchließung angewieſen, ſich auf eine Entſchädigung 
und Penſionirung der vormaligen noch unter voriger Negier 
rung entlaſſener ...... nicht weiter einzulaſſen, da die 
dermaligen höchſten und hohen Theilhaber ſie nicht mehr im 
Beſitze ihrer ehemaligen Gehalte angetroffen hätten. 

Die nämlichen Grundſätze ſollten auch gegen die in den 
.... Aemtern N. N. befindlich geweſenen .... Amtmän⸗ 
ner angewendet und ihnen zugleich bedeutet werden, daß man 
eben ſo wenig geſonnen ſey, ihnen eine Entſchädigung aus 
den angeführten Gründen zu bewilligen, als ‚einen, 
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Rechtsſpruch über die Berechtigung zu diefer 
Maafregel, die man nur vor Sott,und feinem 
Gewiſſen zu verantworten habe, am allerwenigfien 
aber das von dem Herrn Fürften N. N. auf Bitte des 
Heren N. N. Eonftituirte Kompromißs Gericht anzuerfenten. 


— 








21. 


K. baieriſche Erläuterung der Deklarationen von 
Zıten Dezember 1806 und 19ten März 1807 7 
die Beftätigung der Familienverträge der der k. 
Spuverainität unterivorfenen -Fürften, Grafen. 
Herren und Bun betreffend. 





Wir: Mar. Jofeph, von Gottes Gnaden 
König von Baiern. ©- 


Wir haben in Unfern beiden Deflarationen vom Zıten 
Dezember v. J. und vom ıgten März I. J. über die künf— 
tigen ftaatsrechtlichen Verhältniſſe der Unferer Souverainität 
unterworfenen Fürſten, Grafen, Herren und Ritter verordnet: 
»daß ihre Familienverträge und eingeführte Succeſſi ons⸗ 
»Ordnungen zur Beſtätigung Uns vorgelegt werden ſollen. 

Dabei hatten Wir keineswegs die Abſicht, die Verträge 
und Familien-Fideikommiſſe, welche durch. Beobachtung der 
zur Zeit ihrer Errichtung beftandenen gefezlichen Vorfchriften 
eine volltommene Gültigkeit erhalten hatten, in Hinficht auf 
Privatrechte, einer neuen Unterfuhung und Beftätigung zu- 





*) Grftere ſteht im sten Befte ©. 218, Teßtere im Sten Hefte ©.: 372. 
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unterwerfen; fondern die worgefchriebene Heftatigung hat nur 
die ſtaatsrechtlichen Verhältniffe der fubjicirten Familien zum 
Segenftande, damit nämlich ihre Familien ; Einrichtungen 
nichts enthalten mögen, welches mit der Verfaffung des 
Staates, dem fie als Anterthanen einverleibt find, nicht 
vereinbarlich wäre, und fid allenfalls auf ihre ehemaligen, 
nun aufgelößten, VBerhältniffe beziehen. 

Nach diefer Anficht follen Unfere Dellarationen Lit. A 
$. 5 und 12. verffanden und angewendet werden. 
Unſeren Landesdireftionen wird hiemit zugleich aufge 
tragen, fämmtlichen in ihren Provinzen eingefeffenen fubji 
eirten Familien, zu Folge Unferer angefiihrten Verordnung 
unter einem Prajudizialtermine von 6 Monaten, nad 2er 
lauf deſſelben fie nicht ferner als rechtsgültig anzuerfennen 
find, die Vorlegung ihrer Familienverträge und Succeſſions— 
Ordnungen aufzugeben, und dieſelben mit ihrem Gutachten an 
Unſer Miniſterium der auswärtigen Verhältniſſe einzuſenden. 
Unſern Juſtiztribunalen wird zur Pflicht gemacht, nur auf 
die von Uns beſtätigten Familienverträge künftig zu erkennen. 


München den sSten Mai 1807. 
Mar Joſeph. 
Freiherr von Montgelas. 


Auf königlichen allerhöchſten Befehl 
von Flad. 


— — — — 


Der 
Rheiniſche Bund. 
Achtes Heft. 9 


tn rn 





: 22. 

Beſchluß der im fiebenten Hefte S. 30 abgebrochenen 
Abhandlung: über die ehemalige und jegige Ber: 
faffung der Stadt Frankfurt am Mayn, u.f.iw. 

vn Dr. J. G. R. u 





$. 11. 


Au⸗ dem oben aufgeſtellten Begriff des ehemaligen Raths—⸗ 

Kollege ergiebt fih fehon im Allgemeinen feine ehemalige 

Competenz. Es war den Bürgern und iibrigen Einwohnern 

Frankfurts und feines Gebiets als Obrigkeit vorgefeßt, und- 

fraft der ihm übertragenen Obergewalt war es der Verwalter 

und Ausüber der der Stadt zuftändig geweſenen Landeshoheit 

und reichsftändifchen Rechten und Befugniffen ?). Die dem 

Magiftrat zuftändig gemefene Rechte, die ihm als Obrigkeit 

zugefommene Befugniffe zur Errichtung neuer Anordnungen 

und zur Aufrechthaltung der beftehenden, alten vorhandenen, 

und die vor ihm zur Leitung, Unterfuchung und Entfcheidung 

gehörige Sachen und Fälle waren daher namentlich folgende: 

I. Shm ‚fand zu: die Ausübung der landes— 

50 heitlihen und veihsfändifchen, fo wie aller 
Übrigen dem Nath und der Bürgerfhaft zuge: 

— 
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kommenen Gerechtſamen. Er hatte daher die reiches; 
und freistägliche Berathungen und Werhandlungen auswär⸗ 
tiger Staatsgefchäfte entweder ſelbſt oder durch ſeine Ab⸗ 
geſandten und Kommiſſarien zu beſorgen 2), Er ward durch 
einen Reichstags-Geſandten bei dem ehemaligen Neichstäge 
zu Negensburg und veichsftädtifchen Kolleg vertreten und 
führte auch durch diefen, fo lange als es der ehemaligen 
Heichsftade Frankfure zufam, das Direktorium bei dem 
reichsftädtifchen Kolleg. Noch in neueren Zeiten, vor Errich— 
tung des Üheinifchen Bundes und nad, denen auf den 
Liineviller Frieden durch den letzten Reichs; Deputationg s 
Hauptſchluß vom odten Februar 1803 erfolgten Säkularifas 
tionen, hatte das veichsftädtifche Kolleg über diefe Führung 
des Direktoriums durch einen beſondern Vergleich feſtgeſetzt, 
daß a) jede der noch beſtehenden Reichsſtädte zwei Jahre 
lang das Direktorium bei dem Kolleg führen; b) der jedes: 
malige Umwechſelungstag der. abte April feyn follte, und 
daß man c) hierbei die nämliche Ordnung beibehalten wolle, 
welcher der Neichs: Deputatiung:Hauptfchluß vom 25. Febr. 
1803. $. 27. in der. Aufzählung der Neichsftädte gefolgt - 
fey. Aufferdem hielt auch noch das reichsftädtifche Kolleg 
einen gemeinfchaftlichen Nefidenten zu Paris. Die erfte Liide 
in obige Anordnungen machte indeffen. fchon der Preßburger 
Friede vom ıten Jänner 1806. Die Neichsftadt Augsburg 
war dadurch aus der Reihe der Reichsſtädte getreten und 
der Krone Baierns einverleibt. Da Augsburg nun nach jenem 
Vergleiche die erfte war, fo hatte deren Abgefandter auch 
fogleich das Direktorium übernommen. Noch übernahm jekt, 
da auch Augsburg nicht mehr unter die übrig gebliebenen 
Reichsſtädte gezähle werden fonnte, Lübeck das Direkrorium, 
und es. würde diefem dann Nürnberg, dann Frankfurt, 
Bremen und Hamburg gefolgt ſeyn, hätte nicht die Rheiniſche 
Konföderationsafte und die bald darauf erfolgte Abdications⸗ 
afte des Keichsoberhaupts alles anders geordnet. 
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Daß diefe ehemaligen Rechte und Befugniffe der immer 
biaten Reichsſtadt Frankfurt und ihres Magiſtrats jetzt ceſ⸗ 
ſiren, verſteht ſich bei der Auflöſung der deutſchen Reichs— 
konſtitution und der daraus gefloſſenen Verhältniſſe der 
einzelnen deutſchen Reichsſtände von ſelbſt. Die Rheiniſche 
Konföderationsakte 3) und das. Organiſationspatent +) beſtim-⸗ 
men die jetzigen Verhältniſſe. Die vollſtreckende Gewalt iſt 
dem fürſtlichen Generalkommiſſär anvertraut; (gß. 7. Note 3.) 
und der Magiſtrat verwaltet die Communalrechte und Eigen 
thum des ftädtifchen ‚gemeinen Wefens, ſo wie alle darauf 
ſich beziehende Sachen *), | 

“2 Giehe die Sranffunen Bier ai ia Thl. . Tit. 1. 9. 

ah. 2. 

9* Reichshofr. gonkluſ. v. 2. Oktober — Müller a. % 

D. Abthl. AU. ©. 97. 

5) Artıf. 22. 
4) Abſchn. 1... 1-35 
5) Ors. Pat. Abſchn. VIII. 5. zu. 2. Abſchn. IV. 9. 1. 3. 
| u, 5, 24 
$. 18. 

Dem Magitrat end ferner : 

I die Ausübung der geikfihen und kirch⸗ 
lichen Regierungsrechte zu; denn er beſaß das geifts 
liche Majeſtätsrecht — Jus circa. sacra majestaticum, 
seu territoriale — und die Kirchengewalt — Jus sacrorum 
collegiale et-conventionale — mit allen ihren Ausflüfen 
und-fo weit fie von ihm, als der evangeliſchen lutheriſchen 
Religion zugerhan, über ‚andere won. diefer. Lehre abweichenden 
Kirchengemeinden nach den geläuterten Grundſätzen des ehe: 
maligen deutfchen Kirchen Staats: Rechte rechtlich geiibt 
werden konnte )). Er twar daher hierdurch befugt, nicht 
nur alled, was. in der Kirche dem Staate nachtheilig feyn 
konnte, zu verbieten und wegzufchaffen, fondern auch kirch, 
liche Anſtalten zu benutzen, um dadurch das Staatewohl zu 
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befördern. Selbſt befafite fich jedoch der Magiftrat nicht 
mit der Ausübung diefer Rechte in ihrem ganzen Umfange, 
fondern er hatte fich. in diefer Hinſicht nur die vorzüglichſten 
Hoheitsrechte vorbehalten, alles übrige aber dem untergeord: 
neten Konfiftorium übertragen ?). 

Da Frankfurt gegenwärtig feine Iandbeshoheitlichen Rechte 
mehr befißst, fo ann der Senat auch nicht mehr als Ausirber 
diefer Rechte betrachtet werden, befonders infofern fie Aus: 
flüſſe des geiftlihen Majeftätsrechts find, welches bekanntlich 
nur dem Souverain zuftehet. Inſofern diefe Rechte aber 
Folgen der Kirchengewalt, als eines bloßen Kollegialrechts 
jeder einzelnen Kirche, find, übt diefelbe auch noch jeßt, wie 
vorhin, das vom Souverain beftättigte Konfiftorium Augs— 
burgifcher Konfeffion; denn das Drg. Patent ſagt ausdrück⸗ 
lich : diefes Habe im Namen des fonverainen Fürften die, in 
Betreff feiner Slaubensgenoffen, fammtliche dahin gehörigen 
Nechte auszuüben. 

Die jekigen Religionsverhättniffe Frankfurts beſtimmt 
das Organiſationspatent in einem eigenen Abfchnitt 2); auch 
find die näheren Nechte, Befugniffe und Gefchäftstreis des 
“ Konfiftoriums in einer eigenen Anftruftion für daffelbe vor 
gezeichnet 3); die hergebrachten Rechte und Gerichtsbarkeit 
des Erzbifchöfflichen Generalvifariats auf Earholifche, geiſtliche 
Perſonen und Begenftände in. dem‘ ——— ) 
aus drücklich beſtättiget. 

1) Moſers Abhandl. v. d. reichsſt. Regim. Verfaſſ. $. 350, 
folg. G.M. Wallacher de jure circa sacra eivitatum 
imperii jam ante pacem religiosam.' Giesae ı767. Suif. 
Reſkript v. 4. Febr. 1749 - Bei Orth a. a. O. Fortſ. 3. 
S. 169. u. Moritz a. a. D. Thl. ». $. 57. Nr. 6 

2) ©. hierüber Verfuc einer hit. Darfiell, der Gerichtsverf. 
Frankf. 9. 115— 121. Ueber Duelle, Titel und Grund der 
kirchlichen Gewalt finder man eine vortrefflihe Abhandlung 


‚ in des F. A. Frhrn. v. Ende vermifchten jurift. — 
— 1, Abhandl. 8. Cöolln 1602. 
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5) Org. Pat. Abſchn. II. ſ. 26. | 
4) Inftr. u. Weifung für das Konfiftor. Yugfpurg. ne 
vom zrten Dezember 1806. 
5) Org. Pat. Abſchn. IL $. 4 


6. 13. 

III. Die Errichtung neuer Geſetze und Ver— 
ordnungen »), fo wie alle übrige Anordnungen 
und Anftalten für das gemeine Befte flanden nur 
dem Magiftrat zu. Alle neue Gefeke, Statuten und Verz 
ordnungen wurden daher in dem Nath deliberivet und be— 
fehloffen, und alsdann im Namen des Raths und dev beiden . 
Bürgermeifter, als den ehemaligen Erekutoren der gefehs 
gebenden Gewalt unter der Formel: Wir Birgermeifter und 
Rath der freien Reichsſtadt Frankfurt am Mayn verordnen 
hierdurch, daß u. ſ.w. — proffamiret. Die Rathsſchlüſſe in 
fonftigen Regierungsfachen hingegen waren bios mit der 
Signatur: Biirgermeifter und Rath zu Frankfurt — unter; 
zeichnet. Wenn überdieß bei einem vorgefommenen Nechtsfall 
noch fein denjelben entfcheidendes Geſetz vorhanden, oder das 
vorhandene fo dunkel war ,. daß eine authentifhe Gefek: Er: 
‚Härung des Legislators blos und allein entfcheiden Eonnte: 
fo kam auch fowohl diefe Erklärung, als jene Entfiheidung 
nur allein dem Magiftvat zu, welcher fich zu dem Ende 
jedesmal dariiber von den Schöffen und Syndicis ein. Gut: 
achten ausftellen ließ. 

Nah der jetzigen Organifation if ber Senat zwar 
gleichfalls noch dasjenige Staatskolleg, welches die neuen 
Geſetze und Statuten vorzuſchlagen und zu entwerfen hat; 
allein dieſe erhalten erſt dann Geſetzeskraft, wenn ſie von 
dem Souverain beſtättiget find. Proviſoriſche Geſetze und 
Verfügungen kann derſelbe zwar auch erlaſſen, allein er muß 
dann an den Souverain berichten. Welches Procedere der 
Senat bei dem Entwurf neuer Sefeße zu beobachten und 
welche andere Kollegien er in beftimmten Fällen mit in Be— 
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vathung zu ziehen hat, ift ihm in dem Organifationspatent ) 

un) der Senatsinftruftion ?) vorgefchrieben und oben ($ 2 
u. 9.) erwähnt worden. 


2) Hiervon miüffen jedoch die fogenannten Gemeinen : Schöffen: 
Beſcheide und Verordnyngen ‚ausgenommen werden; denn 
diefe wurden von den Schöffen allein, in einzelnen den 
Prozeßgang angehenden Sachen, als ſchicklichere Anords 
nungen und. Vorfihriften des Richters, erlaffen, wie denn 
dieg nach dem 9. R. A. v. 1654. $. 94. ſchon überhaupt 
jeden Michter ‚erlaube war. S. Franff. Reform. Thl. 1. 

Tit. 3.9. 8. u. 9° Orth Fortſ. 4. ©. 320 u. 3595. ©. 

46 u. 159% u Morig Thl. 1.9. 9. Nr. ı. ©. 206. 
euere Beifpiele find noch die oben in der Einleit. Note 1. 
erwähnten. Ä 

2) Org. Par. Abſchn. Im. 1. $, 326. 

3) Sen, Juſtr. $. 8. 


P 


$. 14. 
Der Magiftrat hatte ferner: 

IV. Das oberherrliche Recht in Polizeifachen 
oder die Oberpolizei ). - Er war nämlich die oberſte 
Polizeibehörde, ihm and die Errichtung neuer Polizeigefeße 
zu und alle wichtige Polizeianordnungen und Angelegenheiten 
fonnten nur auf feinen Befehl und mit feiner Bewilligung 
Bewerfftelliget werden. Mit der eigentlichen Ausiibung der 
Polizei in ihre verfihiedenen Zweigen befaßte fich jedoch der 
Magiſtrat nicht felbft, fondern diefe war unter die einzelnen 
gerichtlichen und adminiftrativen Stadt-Aemter folgendermaßen 
vertheilt: 1) dem jilngern VBilrgermeifter die Sicherheits 
Polizei — fo wie ihm und dem Altern überhaupt die Exeku⸗ 
tion in allen PotizeirAngelegenheiten. 2) Dem Ader:Sericht 
die landwirthfchaftliche Polizei innerhalb der Stadtgemarktung 
ind Pandwehte; 5) dann dem Bau: Amt die Bau: und 
Strafien: Pofizet. 4) Dem Fener:Amt die Anordmungen zut 
Abwendung der Feuersgefahr und zum Löfchen deffelben. 5) 
Dem Fuhr: Amt die Polizei Aber das Fuhrweſen. 6) Dem 
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Holz: Amt die. Auffiht iiber den , Ockontauf, 7) Dem 
Land :Amt die Polizei auf denen zu Frankfurt gehörigen 
Dorfichaften, oder die Dorfpolizei. 8) Dem Recheney: Amt 
die Anordnung und Feſtſetzung der Viktualien, die Auffücht 
über das Münzweſen, über die Öffentlichen Märkte, Meſſen 
u.f.w. 9) Dem. Sanitäts: Amt die medizinifche Polizei. 
10) Dem Konfiftorium.die Sittenpolizei, oder Aufficht iiber 
die Beobachtung Aufferer Zucht und Ehrbarkeit. Endli 11) 
dem peinlichen Verhör— Amt die Vorſorge für alle diejenigen 
Polizeianſtalten, durch welche Verbrechen, wo möglich, ver— 
hindert oder wenigſtens deren Vollbringung vorgebeugt wer⸗ 
den konnte. Nur dann, wann Beſchwerden über dieſe — 
Polizeibehörden eintraten, mußten dieſe an den Rath, a 
oberſtes Polizeikolleg, gebracht werden ?). 

2) Reichshofr. Konkluſ. v. 268ten May 1742. in Crameri 
observ. jur. univers. Tom. ı. pag. 656. u. Orth — 
4. S. 166. Moritz Thl. 1. 9. 57. Ar. 5. 

2) Von der ehemaligen Polizeiverfaſſung Frankfurts handelt 
ausführlich Moris Th. 9. 81 — 211g. S. 165 — 277. 
und in f. Magazin für die mittelrheinifchen Rechte und 
Geſchichte. Abhandl. XII. Mittelrheinifche Polizeiverfafiung 

überhaupt. S. 55-68, | x 


Nach der neuen Organifation ift die Poltheiberfa ſumg 
Frankfurts mehr vereinfachet worden. 

Die Oberpolizei ſteht nunmehro dem von dem Souve— 
rain, in dem Sinne des Bundesvertrags Art. 26, angeſtellten 
Oberpolizeidirektor zu. Auſſer dieſer Hauptbeſtimmung iſt 
demſelben noch beſonders aufgetragen: 1) eine beſtändige 
Aufſicht auf die Metzger und Becker; 2) die Verwaltung 
des Frucht: und Holzmagazins und des Salzregals, und 
- endlich 3) die Handhabung der gegen das Hazardſpiel dahier 

ſchon beftehenden Geſetze *). | 
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Dem Senat hingegen liegt der Entwurf. derjenigen Po⸗ 
ligeigefeße ob, wozu er durch den Stadtſchultheißen von der 
Dberpolizeidireltion oder einer fonftigen Polizeibehörde aufs 
geforders wird, und er hat dabei-das Gutachten der eins 
fehlagenden Behörden zu beriikfichtigen, dann aber das ents 
worfene Polizeigefeg dem Souverain zur — vor⸗ 
zulegen. ($. 13.) 2) 

Zur eigentlichen Handhabung der Polizei in ihren Details 
ſind die beiden Bürgermeiſter theils gemeinſchaftlich, theils 
jeder für ſich, in einem eigenen Wirkungskreis, angewieſen. 

Gemeinſchaftlich haben die beiden Bürgermeiſter zu 
beſorgen: 1) alle jene Veranſtaltungen, Verfügungen und 
Funktionen, welche in Anſehung der nöthigen Polizeiaufſicht 
auf die anweſenden Fremde bisher theils von dem Schaz 
zungs-Amt, theils von dem jüngern Bürgermeiſter und 
peinlichen Verhör Amt beſorgt worden waren; ©) die zur 
Entfernung und Ausweiſung verdächtiger Perſonen, Aben— 
theurer u. f. wi; ferner zur Nachſpührung und Ergreifung 
beriichtigter oder durch Steckbriefe verfolgter Delinguenten 
nöthige Maaßregeln und Anordnungen: 3) die Veranftaltung 
allgemeiner Anartier:Bifitationen; endlich 4) bie Annahme 
der birgermeifterlichen Drdonnanzen und übrigen Polizei— 
bedienten, fo wie deren Abdankung, Deftrafung und 
Einpfehlung zu mäßiger Belohnung wegen ihrem Dienfteifer 3 

Dem erſten Bürgermeiſter hingegen iſt anvertraut: die 
Erhaltung öffentlicher Sicherheit, in Beziehung auf die Ges 
fundheit der Einwohner, durch das Sanitätskolleg; in Bes 
ziehung auf Sebensunterhalt und nüßliche Befchäftigung der 
Mothleidenden, durch Armenanftalten und Schützung befte 
hender Verwaltungen milder Stiftungen; endlih in Ber 
giehung auf Öffentliche Ruhe, durch Aufrechthaltung der 
befichenden Ordnungen an den Stadtthoren, und durch Aufı 
führt über die angeftellten Wächter und Thürmer, deren 
etwaige Dienfivernachläßigung er gleichfalls zu ahnden hat +). 


— 
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> De — Bürgermeiſter endlich wacht. überhaupt auf 
Ordnung, welche in Befolgung und Verbeſſtrung der Poli⸗ 
zeigeſetze beſteht, und er iſt befugt, von der Verwaltung 
aller und jeder Sicherheitsanſtalten Einſicht zu nehmen. Ins 
beſondere iſt ihm aufgetragen, auf Sittlichkeit, Bücher⸗ 
Cenſur und zweckmäßige Einrichtung der Schauſpiele zu 
wachen. Auch iſt ihm die Feuerpolizei, die Sorge für Nein: 
lichkeit, Beleuchtung und Freihaltung der Straßen, fo mie 
die Anordnung der nöthigen Rettungsanftalten gegen Webers - 
ſchwemmungen, Eisgang uf. w.,. endlich dienliche Vorkeh—⸗ 
rung „gegen die Strafenbettelei, fowohl in. als auffer der 
Stadt übertragen. - Weberdieß hat er die Unterfuchung und 
Beſtrafung derjenigen geringen Polizeifrevel und Civilverge: 
Hungen und derjenigen Verbal s und NealsSinjurien, bei 
“ welchen wegen gegebenem öffentlichen Aergerniß eine öffent 
liche Beftrafung nothwendig wird ). 

Die Militärperfonen haben den beiden Bürgermeiſtern, 
fo wie dem Direktor der Oberpolizei in vorkommenden Fällen 
auf ihe Verlangen die zur Unterftügung der Beamten und 
- Diener in ihren Funktionen und Aufträgen etwa benöthigte 
Mannſchaft zu verabfolgeu; auch kann in Polizeifachen, von 
niemand,. wer es auch fey, ſich auf einen privilegivten Ge: 
richtsftand fernerhin berufen werden ©), 

1) Drg. Pat. Abfchn. V. 9. 35. Ben. Inſtr. $. 7. Nr. 12. 
2) Drg. Pat. Abſchn. V. 9. 2 u. 3. Gen. Inſtr. $. 3 u. 8, 
3) Org. Par. Abſchn. V. 9.2 . Ben. Inſtr. Gr. Nr. 5. 6. 

8 u. 9. ’ 

4) DOrg. Pat. Abſchn. V. 9. 2. Sen. Inſtr. 3.45, 
5) Org. Pat. Abfchn. V. 9. 2, Gen. Inlir. $. 6, 
6) Sen. Inſtr. 9. 7. Nr. 21. u, Bürgerm. Verordn. v. 2ı. 
Jänner 1807. | | 
6, 16, 
' Dem Rath kam ferner 

V. die Beſetzung aller Stadt:Aemter und 

die Ernennung und Erwäahlung ſämmtlicher 


/ 
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Stadtbeamten, nach denem Dabei Pf Borfärife 
und Normen, zu). 

Was den lebten Segenftand, die Ernennung der Beam; 
ten betrifft, fo ift dariiber fchon die heutige Einrichtung oben 
($. 9 u. 10) erwähnt worden. In Anfehung der künftigen 
Aemterbefekung durch Senatoren iſt aber Folgendes verord— 
net ?): » Wenn der neu ernannte Senator nicht ohnehin 
»ſchon qualifizivet if, das mit der erledigt gewordenen 
» Senatorftelle verknüpft gewefene Stadt: Ams zugleich mit 
»zu übernehmen, und wenn demnach) sine mehr oder mindere 
»Abanderung der Stadts oder Senats : Nemter ; Befekung im 
» Ganzen dadurch nothwendig geworden ift: fo ift dem Som 
»verain nach der Mehrheit der Stimmen des Senats, welche 
»aber in diefem Fall per scrutinium und: nach derjenigen 
»beften Ueberzeugung und Erfahrung, welche ein jeder von 
»den Fähigkeiten und Eigenfchaften feiner Kollegen bat, ab 
»zulegen und zu geben find, ein Vorfchlag zu machen, wie 
» dag erledigte Stadt: Amt am zweckmäßigſten wieder befeßt 
»und die damit in Verbindung ftehende, anderweite Ver, 
»theitung der übrigen Stadt:Aemter am beften ausgeführt 


"> werden fünne. « : 


2) Die von den — Kollegien angeſtellten Beamten 
jedoch mußten und müſſen auch noch jetzt davon ausgenom— 
men werden. Erſte Kaiſ. Reſol. vom 22. November 1725, 
Müller Abthl. I. S. 8. folg. 

2) Org. Pat, Abſchn. IV. 9. 6u. 7. Sen. Inſtr. 9. 24. Nr. 3. 


$. 17. 

VI. Nur bei dem Magiſtrat konnten und mußten die 
Beſchwerden gegen alle mit keiner Gerichtsbar— 
keit verſehenen Stadt; oder VerwaltungsAem— 
ter ?) per modum Simplieis querelae angebracht und 
nur von ihm entfhieden werden. Bei verwickelten 
‚Fällen‘ verwieß jedoch der Rath folhe Befchwerden gegen 
eine Finanz⸗ oder Verwaltungsbehörde zur Unterfuchung und 


F | 187 


rechtlichen Entfcheidung gewöhnlich an Schultheiß und Schöf 
fen. Das Amt nahm dann einen Advocatum Fisei an. - 
Diefer mußte des Amtes und der Stadt Beſtes wahren, 
auf den eingereichten Läibellum Gravaminum im Namen 
des Amtes antworten und den Prozeß ausführen. Manchmal 
verfah jedoch auch das Amt ſelbſt die Stelle der Parthei 
und ftartete über die eingegebenen und ihm kommunicirten 
Bejchwerden an den Rath den nöthigen Bericht zu en 
Vertheidigung ab. . 

Mach der neuen Drganifation *) hat diefe Befugniß der 
Senat auch noch jest, nur iſt fie und ihre Gränzen wiegen 
mehreren ſich dabei eingeſchlichen habenden Mißbräuchen, jetzt 
nur noch genauer beſtimmt. Sn allen Fällen nämlich, wo 
eine obrigfeitliche oder adminiftvative Stelle von Amtswegen 
verfährt, um entweder auf Denmnciation oder auf Bitte 
eines dabei Berheiligten, die beftehenden Geſetze, Verord— 
nungen und Borfchriften in Anwendung und zur Ausführung 
zu bringen, Säumige zu ihrer Schüldigkeit anzuhälten, 
Kontraventionen zu unterfuchen, zu rügen und zu beitrafen 
u. ſ. w., darf 1) keinem -progeffualijchen Verfahren Statt 
gegeben, nod) das verwaltende Amt als Parthei vor die 
Gerichte gezogen werden; fondern diejenigen, welche ſich durch 
eine folhe Amtsverfügung beſchwert erachten, müſſen ihre 
Befchwerden, auf dem Wege der simplicis querelae bei 
dem Senat, als der oberen Stelle, auf geziemende Weife 
Vorbringen und um Aufhebung der VBefchwerden bitten, 
Jedoch darf 2) in feinem diefer Fälle, fo lange nicht etwa _ 
von der oberen Stelle des Senats eine Inhibition erfolge ift, 
einem folhen Rekurs eine fuspenfive Wirkung- geftattet wer: 
den. Wenn hingegen 5) ein Stadt: Amt bei Fiihrung feiner. 
‚Verwaltung nicht blos als Amtsſtelle, fondern zugleich als 
tontrahirender Theil gehandelt hat; und fiber die Erfüllung 
des Kontrafts oder iiber die aus dem Gefchäft herzuleitenden 
Rechte und Verbindlichkeiten Streit entftehet und Entfiheidung 
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nothmwendig wird: fo wird die Sache, wenn fie nicht. durch 
Vergleich in der Güte beigelegt werden kann, zum prozeſ— 
fualifchen Verfahren an die Gerichte verwieſen, und das 
Öffentliche Spntereffe Hei diefem Verfahren nöthigenfalls durch 
einen befonderg zu ernennenden Advocatum Fisci verfochten. 
Sin Fällen ferner 4), wo ein Amt auf Erſuchen eines Drit 
ten etwas in feinen Gefchaftskreis einjchlagendes zu beforgen 
oder anzuordnen ſich bewogen gefunden bat, wie 5. DB. in 
_ Verlegung der Cinguartierung auf des Bittenden Koften, 
darf, wenn die Befchwerde blos fiber die gebetene, Anordnung 
felöft, als folche, gefiihrt werden will, die Einleitung eines 
Prozeſſes gegen das Amt nicht, fondern allein der Rekurs 
an den Senat, als die obere Stelle, Hejtattet werden; wo— 
hingegen 5) Streitigkeiten, welche als Folgen einer folchen 
von dem Amt auf Begehren getroffenen Anordnung oder 
Verfügung, zwifchen zwei dritten Perfonen entftehen, wenn . 
fie von dem Ame nicht in Güte verglichen werden können, 
als bloße Parthei: und Juſtitzſachen an die Gerichte, vers 
wiefen werden. | | 
3) Die gerichtlichen Aemter oder Untergerichte hatten der Mas 
gifirat nur in den Fällen ald Oberinftanz anzuerfennen, wo 
fie nicht als richterliche Behörden, fondern in einer andern 
Eigenfihaft, z. B. ald Polizei: Finanz » Verwaltungs» Behörs 
den u. ſ. w. auftraten. Moriga. a. O. Thl. 2. 6. ıö folg. 
Orth a. a. O. Fortſ. 4. ©. 157. 
2) Verordn. vom a2. Febr. 1807. 


| G, 18, 


VII. Die Entfheidung in Snabdbenfahen kam 
gleichfalls nur allein, dem ganzen Nath zu. Es gehörten 
hieher die Ertheilung verfchiedener Konceffionen, Dispenfas 
tionen in geiftlichen und .weltlihen Sachen, Privilegien, 
Seftattung der Allmofen aus den milden Stiftungen und 
Aufnahme in diefelben,; und alle fonftige Vergünſtigungen *). 
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Ein Ausfluß diefes Rechts des Magiſtrats war ferner: 

VIH. DieBefugnif, Fremde zn Bürgern und 
Beyſaßen, Juden in die Stättigkeit und Nach: 
baren auf die Dörfer anzunehmen. und ſich von 
denfelben vefp. den Bürger?, Beyſaßen-, Schuß: 
oder Unterthanen-Eyd Feiften zu laffen ). Das: 
Drganifationspatent 9) verordnet hieriiber: » In Entfagung 
»und Bewilligung: des Bürgerrechte, Beyſaßenſchutzes, wie 
-»auch befonderer Permiffionsfiheine, bleibt es bei der: bie: 
»herigen Verfaſſung; doch behält fich der fonveraine; Fürft 
»in befonders wichtigen Fällen fein Bewilligungsvecht bevor. « 
Nach der täglichen. Praxis wird auch noch um alle fonftige 
Kpneeffionen und DVergünftigungen in Frankfurt oder deſſen 
Gebiet, die blog ex mera gratia und nicht de. jure gefor⸗ 
dert werben fönnen, blos und allein bei dem Magiftrat ans 
geſucht, und die Bürger + und. Beiſaßen-Eyde nimmt. — 
noch jetzt einer der Bürgermeiſter ab *). 

1) Taxrolle des Recheney⸗Amts bei Müller a. a. O. seht, 
1. ©. 135. folg. Reichshofr. Konkluſ. v. 17. Sept. 1736. 
Mofers Zufäge zum neuen Staatsrecht. Thl. 3. ©. 601. 

Lers ners Franff. Chronik. Thl. 2: "Band 2. ©, 22. u. 
Orth Fortſ. 4. ©. 1141. | 
2) Orth a. a. O. Band 1. ©. 271. folg. u. Morig ebl. 1, 
$. 14. 26. 30 u. 40, 
3) Org. Pat. Abſchn. IV. 9. rin ine 
4) Sen. Infir. $. 7 — 


. 19. 
Endiich x 
IX. fand dem Magifträt, als Obehtein auch die 

pherfte-gerichtiihe Gewalt zu»). Urſprünglich war 
zwar diefe nur dem Schöffengericht zuftändig, feitdem aber 
diefes durch Kauf an die Stadt ſelbſt gefommen und mit 
Nathegliedern beſetzt worden war, gehörte dieſelbe gleichfalls 
zu den.’ mägiftrarifchen: Hoheitsrechten und war nur den 
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höchften Meichsgerichten untergeordnet.  Dbgleich alfo ber 
Magiftrat auch diefe Gewalt mit feiner übrigen vereinigte, 
fo blieb die Juſtitzpflege doch immer von den Regierungs— 
Geſchäften abgefondert und bewahrte Frankfurt fiets vor der 
fo nachtheiligen Vermiſchung diefer ‚beiden Gewalten, namlich 
der Regierung mit. der. Zuftik. | 


Nur als Ausnahme hatte fi der Mägiftrat in dem 
Geſetzbuche, der fogenannten Stadtreformation ?), einige 
wichtige Fälle, die Nechtsgegenftände betrafen, zur rechtlichen 
Unterfuhung und Entfcheidung en — Es 
gehörten hieher: 
| 1) Die Streitigkeiten und Serungen bei der Ablage oder 
Wiederkauf ewiger Zinfen; infofern die Ablöfungs: Ordnung 
von 1526 darüber nicht entſchieden hatte). Man fieht 
leicht, daß diefer Fall eigentlich fihon in der oben $. 13. 
Nr. III. angegebenen Befugniß des Magiftrats enthalten ift, 
folglich Hier von der Species das nämliche sit, was dort 
von dem Genus 'gefagt worden. 


2) Die bei Hejtättigung der Einfindfchaften vorgefom: 
menen Rechtsſtreitigkeiten +). Nach der neuen Organiſation 
gehören dieſe jegt an das Schöffen: Appellations: Gericht *). 

3) Die bei ganzen Handwerken vorgefommenen Irrungen 
und KHandwerföftreitigkeiten, infofern nicht ein ordentlicher, 
förmlicher Prozeß dariiber entftund; auch diefe Irrungen, 
von denen zu den Handwerken deputirten Magiftratsperfonen 
nicht in Güte konnten beigelegt werden. War jenes der Fall, 
fo gehörten folche Prozeffe der Handwerker vor den ordents 
lichen Nichter, alſo vor Schultheiß und Schöffen; und es 
ergiebt fid) hieraus, ‚daß. auch Hier der Magiſtrat eigentlich 
gar. nicht als Suftißftelle, -fondern vielmehr als oberfie 
Polizeibehörde auftrat 6), Mach der neuen Organifation 7) 
werden auch diefe Gegenftände in dem angegebenen Fall noch 
von dem Senat, mit Zuziehung der zweiten Bank, wie auch 
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ses Zunft s und Cewerbs ⸗ Polizei / Kollegli, aumteſucht und 
verglichen. Endlich 
4) Die Erkennung der Urtheile, in wichtigen, eine 
ſchwere Leibes⸗ oder Lebensſtrafe nach ſich ziehenden peinlichen 
Fällen und die Reviſion der von dem Kriminal⸗Amt gefällten 
Urtheile; inſofern die Partheien davon an den Rath appel⸗ 
firten 2). Nach. der neuen Organiſation iſt dieſer wichtige 
Suftisgegenftand dem Schöffen⸗Appellations⸗Gericht übertragen, 
die Unterfuchung und Snftruitung des peinlichen Prozeffes 
aber, wie vorher, dem Kriminal: Amt. überlaffen geblieben, 
und. das Beſtättigungs⸗ und Begnadigungsrecht Hat fü ch der 
Souverain in allen denjenigen Fällen ausdritckfich vorbehalten, 
wo auf mehr als eine dreimionatliche Gefängnißſtrafe, mit 
oder ohne öffentliche. Arbeit, von dem - Schöffen; Appellationg: 
‚Gericht erkaunt "worden ift. In Faͤllen, die’ zur weiteren 
Vertheidigung fich qualificiren, muß der Defenfor- die weitere 
Vertheidigung bei dem Ober; Appellations: Gericht zu Aſchaf⸗ 
fenburg einkeichen, an welches dann die Akten im Original 
eingeſandt werden, und welches — das — — 
Erkenntniß abzufaſſen Hat 9). a , 
Was übrigens die oben eäßnte‘ben Sadiftet, als 
ehemaligen Ausüber der landeshoheitlichen Rechte, zugeſtan⸗ 
dene oberſte gerichtliche Gewalt Betrifft; ſo ſteht dieſe jetzt 
lediglich dem Souverain zu, und dem Senat und der Stadt 
verbleibt nach dem Organiſationspatent und der darin aus? 
drücklich erwähnten Artikel der Konföderationsakte *°) nur 
noch die niedere und mittlere Gerichtsbarkeit in bürgerlichen 
und peinlichen Füllen (les droits de. basse et moyenne 
jurisdiction en matieres civiles et — welthe | 
die angeordneten Gerichte ereveiten. 


1) Kaif. Wenzels Privilegium bont Jahr 1587. Frankf. Preis, 
" Buch. neue Ausgabe. ©. 207. Kaiſ. Reſolut. v. 14. März 
1732. u. Reichshofr. Konkluf. vom 4. Auguſt 1738. u. 17. 
Dezeniber 1542. Müller Abthl. IH. S. 8 folg. ©, 05. 
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Me 119. Frankf. Stadereform. Thl. 2 Tit, 1. 9.2. m 
Mori Thl. ı. 9.57. Nr. 4. ©. > 
s) Reform. Thl. 2. Tit. a. $. 2. 
3) Reform. Thl. ». Tit. 7. 9. ° 
4) Reform. Thl. 3. Tit. 10. $. 8 
5) Drg. Par. Abſchn. TIE. $. 2. lit. 
6) Moris Thl. 1. 9.23: u. a. O. Fortf. 4. &. 157. 
7) Dvg. Pat. Abſchn. IV. . 4. Sen: Inftr. $. Bu. 9. 
8) In allen wichtigen Kriminalſachen wurden jedoch die Aften 
von dem Magiſtrat jedesmal zur Abfaflung des Urtels an 
‚eine auswärtige Nechtöfafuleät verfender. Orth Zortf. 4. 
S. 156.: Morik Thl. 1. 9. 57. Thl. 2.9.3. Beyer⸗ 
— bach Sammd. der Franff. Bererdakhgen, el. 8. ©. 1664. 
9. 34 u. 55. Ä 
er Drg. Pat: Abſchn. III. $. 5. Schöffen Aprell Ger. Inſir. 
$.21—24. Gem. Befcheid vom 30. Jänner 2807. $. 15—ı19, 
10) Org. er Abſchn. J. S. 5. Konföderationsafte $. 26 u. 27. 
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Bas nun ſchließlich noch das ehemalige Verhältniß des 
Magiſtrats zu Kaiſer und Reich und zu den beiden nunmehr 
aufgelöſten Reichsgerichten betrifft: ſo ſtand derſelbe, als 
Verwalter und Ausüber der ihm und der: Bürgerſchaft zus 
ftändig gewefenen ‚Neiheftandfchaft und Landeshoheit, zu 
denfelben in den nämlichen Verhältniſſen, in denen jeder 
andere deutfche, mit Landeshoheit begabte Reichsſtand *) mit 
denfelben fich befand; und. es war hierbei nur der Unterfchieb 
zu berückfihtigen, daß der reichsftädtifche Magifteat immer 
nur als Verwalter der der Stadt zugekommenen Landeshoheit 
und Nechte auftrat, dahingegen andere me als 
eigentliche Landesherren erſchienen. 

Zu läugnen war es indeſſen nicht, daß der kaiſerliche 
Hof und nachher die Reichsgerichte, beſonders der. Reiche; 
hofrath, manchmal auch ſelbſt in Rückſicht der Regierungs⸗ 
verhältniffe der Neichsftädte folche Anordnungen und Aende: 
rungen; trafen, die fich nicht fo ganz mit der den Reichs⸗ 
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ftädten, und zwar ſeit dem Weftphältfchen Frieder ganz 
ohnſtreitig zuſtändig geweſenen Landeshoheit und denen daraus 
gefloſſenen Rechten und Befugniſſen vertrugen, noch weniger 
ſich damit vereinbaren ließen *). Indeſſen konnte doch 
namentlich Frankfurt ſich nicht ſehr dagegen beſchweren in⸗ 
dem es von jeher von allen deutſchen Kaiſernin ieeficht 
der Aufrechthaltung feiner: alten. und. Seftartyng neuer. Pri 
vilegien und Rechte, vorzüglich begünftiget. und geſchützt 
worden war, Was hingegen auch je zuweilen ‚wider jene 
Rechte mehr Aus politiſchen, als Aus. verhrlichen . Gründen 
vorgenommen worden ſeyn ſollte, befchränkte-fich immer mehr 
auf einzelne Fälle als auf das Ganze; und fand jedesmal 
darin hauptſächlich feine Weranlaffumd, daß dem Reichshofrath 
entweder als authentiſchem Interpretator einzelner, in denen 
bei den kaiſerlichen Kommiſſionen gepflogenen Verhandlungen 
und darauf ergangenen kaiſerlichen Reſolutionen vorgekom— 
menen dunkelen oder zweideutigen Pankten das ohnſtreitige 
Recht der Einfiche,; Erklärung und Entſcheidung jufam; oder 
daß derſelbe von dem Nach oder der Blirgerfchaft, als Par: 
theien in einem gwifchen ihnen obfchwebenden Rechtsſtreit; 
in feiner Eigenſchaft als höchſte Gerichts⸗Inſtanz, die aller⸗ 
dings, fo wie in Hinſicht jedes andern. Reichsſtandes, recht⸗ 
lich gegründet war, angegangen worden tönt) - Webrigeiid | 
waren folche Einſchritte in die landeshoheitlichen Befugniſſe 
nicht nur Reichsſtädten, ſondern auch öfters andern minder 
mächtigen Meichöftänden und eigentlichen Landesherren wider⸗ 
fahren; demohngeachtet wird aber wohl niemand behaupten 
können, daß dieſen letztern deshalb keine Landeshoheit ih 
dem nämlichen Sinne, wie andern müchtigern Fürſten, kon⸗ 
ſtitutionsmäßig zugeſtanden habe. Im Gegentheil mußte 
man vielmehr behaupten/ daß dies in beiden Fällen nicht 
ſowohl eine Folge der aus den Staatsgeſetzen geftoſſenen 
Grundſätze und des Rechtsverhältniſſes der Reichsſtädte ind 
jener mia ber ie; qu Kaiſer und Reid), 1 2 
13. 
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vielmehr blos und allein eine Folge der ſich nicht allegeit fo 
genau an das Rechtsverhältniß halten fönnenden oder wol 
lenden Staatspolitit gewefen war: Da nun aber hier bios 
von dem Mechtsverhältnig die Rede ift, fo ift es Far, daß 
jene einzelne, dagegen etwa fprechen könnende Fälle. hier für 
das Ganze. keine Nechte, im eigentlichen Sinne, begründen 
‚Aonnten, und’ es hei den — Proteſtationen gegen 
ähnliche Fälle nie bewirkt haben. 

Die aus ſolchen — hergeleitete Behauptung 
einiger deutichen "Staats: Rechts: Gelehrten: daß die Neiche: 
feädte, in Rückſicht ihrer Regierungsverhältniſſe zum: Kaifer, 
dder vielmehr zu deſſen Reichshofrath, in demfelben Verhält⸗ 
niß ftünden, in dem: Minderjährige zu ihren Tutoren und 
Kuratoren fänden — war daher keineswegs gegründet, fon 
dern beruhete blos auf den- oben erwähnten manchmal. vor: 
gekommenen einzelnen Fällen, welche. für die Zukunft fein 
Recht geben und Feines nehmen konnten +). | 

Zur völligen: Widerlegung ‚aller ſolcher irrigen — 
tungen ‚verordnet nicht nur die ehemalige Wahlfapitulation ‘) 
ausdrücklich ‘folgendes: »der Kaifer follte auch beſonders die 
»(Neichs :) Städte: bet ihren ‚wohlhergebrachten Verfaffungen 
»und geſetzlichen Megierungsform handhaben, ohne darin 
o willkührliche Veränderungen zu machen noch zu geftatten ;« 
— — fondern der leßte Reichs-Deputations⸗Hauptſchluß 9% 
hob auch dariiber noch alle Zweifel, da es darin ausdrücklich 
hieß: »Das Kollegium der Reichsſtädte befteht in Zukunft 
»aus den freien. und unmittelbaren: Städten : : Augsburg, 
»Lübeck Nürnberg, Frankfurt, Bremen und Hamburg... Sie 
»genießen in dem. ganzen Umfange ihrer wefpeftiven: Gebiete 
»die volle Landeshoheit und alle Gerichtsbarkeit ohne Aus: 
nahme und Vorbehalt; jedody der: a an die höch⸗ 
Hften Reichsgerichte unbefchadet. « 

Das nunmehrige Staatsverhältnif Frankfurts und feines 
Senats zu feinem :jebigen Souverain iſt in. dem Organifa: 
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— Abſchnitt IJ. — u; und in dem befannten 
Inhalte der darin ‚erwähnten Art. o6 u. 27 der Rheinischen 
„Konföderationsafte auseinandergefekt uud feſt beſtimmt 7), 
3) Man fehe hierüber Häberlins Handbuch de BrkEEaR 
Staatsrechts. Band 1. 9. 116 folg. S. 374 foig. Yand 2. 
$. 204 folg. S. Bo folg. : Berlin 1797. u. I: G: Grainbs 
diss. de habit. liberar. $. R. J. civitat: imprim: liber» 
8. R. J. reipubl. Moeno-Francof. erga suprem. Bier: 
.. tribunalia Cap. 3-6. Giesae 1760. | 
5) Man ſehe hiervon ein Beiſpiel bei Häberlin A a. O. 
Band 2. ©, 222. 
+8) Hieher gehörte z. DB» noch eines der neueſten Reichshofratos, 
Konkluſen vom 2. Juny 1804. In Sachen Frankfurt conträ 
Frankfurt, Commissionis ſinitae, in 'specie Hingen— 
heimer, Johann: Zafob und Conſorten conträ Yen 
Magifirat zu Frankfurt, Apell; imae die Entrichtüng der 
.. „achten Maas Wein betreffend. Membr. 5: 
4) Häberlina a. D. Band 2. $. 210. ©. 118 folg. 
5) Wahlfapitulation von 1790. At 9. 8. u v. 1792 eod. 
6) Vom 25, Februar 1805. ſ. 22. J. V. Ein meter Haupt⸗ 
ſchluß der außerordentſ. Reichsdeputation von dem 26. Febr, 
‚ 1808, Nach den HOriginal· Akten. Regensburg 1804 © 254 
26. u. 27. 
7) Wehrere ſehr intereſſante Abbandlungen über das jetzige 
— der Mediatiſirten zu. ihren Souverainen 
im Allgemeinen, ‚giebt das 4te, Ster und 6re Heft des 
Rheiniſchen Bundes. 


. 21. — 

Geriethen der — und die Bawerſchaſt in einen 

Rechtsſtreit, fo nümlich, daß der Magiſtrat als die eine und 
die Bürgerſchaft, oder vielmehr im Namen derſelben die 
buürgerlichen Kollegien, oder auch ein einzelner Blirger, als 
die andere Parthei gegeneinander auftraten: ſo waren die 
beiden ehemaligen Reichsgerichte, beſonders der Reichshofrath, 
in den ſogenannten auſſergerichtlichen Sachen *) die kompe— 
tenten Dichter im einem ſolchen Streitfall 2), und es trat 
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derfelbe Fal und das nämliche Verfahren ein, als wie ba, 
wo Unterthanen ihren Landesheren bei den höchſten Reiche 
gerichten belangten; nur daß hier die Partheien nicht Landes: 
herein und Unterthanen, jondern Regierungs:Adminiftratoren 
und Bürger, die hier oft in dem Verhältniß als Paciscenten, 
wie z. B. in den Streitigkeiten über einzelne Sjnterpretationen 
des Bürgervertrags von 1615 u. f. w. erfcheinen konnten, 
waren °). Diefe Befugniß der höchften Reichsgerichte und 
die Unterwirfigfeit des Magiftrats und Ber Bürger unter 
. deren Dbergerichtsbarfeit war nicht nur, wie befannt, in 
den Reichsgeſetzen begründet, fondern wurde auch mod bei 
den vorleßten politiichen Umwandelungen im Jahr ıdo2 
durch den Reichs-Deputations/⸗Hauptſchluß +) ausdrücklich 
beftättiget, Indem es namentlich darin hieß: » die Neichsftädte 
»genießen . . . alle Gerichtsbarkeit ohne Ausnahme: und 
» Vorbehalt, jedoch der Appellation an die höchſten Reihe 
» gerichte unbefihadet.« — 

Da Franffurt, duch Begünſtigung voriger deutſchet 
Kaifer ohnehin eine privilegirte Appellationsfjumme von 1000 
Thlr. Hatte, in Sachen von folhem Werth der Koftenpunft 

alfo mit dem Streit:Objeft nicht ı wohl in Mißverhältniß 
gerathen Fonnte: fo war es gewiß nichts weniger als drückend 
fiir Frankfurt, daß es auch noch durch diefes neuefte und 
legte allgemeine deutfche Reichsgeſetz der allerhöchften Reichs⸗ 
juffiß unterworfen blieb. Seine Unterwürfigkeit unter die 
Jurisdiktion zweier Juſtitzhöfe, wie die ehemaligen beiden 
Keichsgerichte, die nur mit Männern von den ausgezeih; 
neteſten Talenten und Verdienſten, tie dieß allgemein aner— 
kannt iſt, beſetzt waren, ſah Frankfurt im Gegentheil jeder: 
zeit ale eine der größten Rechtswohlthaten, als das wahre 
Palladium feiner bürgerlichen Freiheiten und Rechte an; 
indem nur durch die Ueberzeugung von der thätigen Kraft 
"und Energie des Höchften, im Namen des Neichsoberhaupts 
fprechenden. Richters die beiderfeitigen Rechte des. Raths und 
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der Bürger, fo wie ihre mwechfelfeitigen DVerbinblichkeiten, fo 
vollftändig gefi chert ſeyn und bleiben konnten, als: fie es 
waren, weil ſo jedem Theil die Ohnmöglichkeit, ohngerügt 
geſetzwidrig verfahren zu können, von ſelbſt einleuchtete und 
jeder dadurch auch ſchon vom bloßen Verſuch abgehalten wurde. 

In allen inappellabelen Sachen dieſer Gattung endlich 
war an die Stelle der Appellation an die höchſten Reichs⸗— 
gerichte das Nechtsmittel der Verfendung der Akten an eine 


auswärtige Suriftenfafultät respective in vim reyisionis 


ober in vim concipiendae sententiae, je nachdem von 
einer Appellation oder jimplen Klage an die Reichsgerichte 
im fonftigen Fall die Nede war, gefeßt und die Neichsgerichte 
rügten die DEI Hemmung dieſes Rechtsmittels 
ſtrenge. | 

3) Nah der, Praxis ward diefer wenigftend in folhen Fällen 
mehr als das Neichöfammergericht angegangen; fiehe das 
bei $. 20. Note 3. angeführte Reichshofr. Konkluſ. v. 2. 
Suny 1804. 

: 2) Die Prozeß Rubrik in folden Sachen war Frankfurt contra 
Frankfurt. 

3) ©. Häberlins Handb. d. deutſchen Staatsrechts. Band 2. 
S. 204 folg. S. 80 folg. und die verſchiedenen Lehrbücher 
über den ehemaligen Reichskammergerichts⸗ u, Reichshofraths⸗ 
Prozeß; auch Grambs diss. cit, Cap. 2- 6. 

4) Eimmerer Hauptſchl. der aufferordentl, Reichsdeput. b. 
25, lade 1805, s 27. ©, 25— 37. 


$. 22, 
Nach der neuen Organiſation Frankfurts müſſen jetzt 


bloße Beſchwerden gegen den Senat, von förmlichen Rechts⸗ 


ſtreitigkeiten mit demſelben einerſeits und mit Bürgern oder 
ſonſtigen Dritten anderſeits unterſchieden werden, Die Uns 

terfuchung, Nuseinanderfehung und. Entfcheidung der erfteren 
gehöre nämlich, es mag nun geradezu über eine direkte 


Senatsverfügung die erfte, oder, weil der Senat den an 
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ihn gebrachten Beſchwerden über eine untere Behörde nicht 
abgezolfen, eine fernere Bejchwerdeführung angebracht wer: 
den wollen, entweder mittelbar vor die angeordnete General: 
kommiſſion oder auch unmittelbar an den Souverain felbft, 
und es gelten hierbei die nämlichen Grundſätze, welde oben 
($. 27.) In Nückficht der Befchwerdenführung iiber einzelne 
obrigkeitfiche oder adminiſtrative Aemter erwähnt worden 
find °). Iſt aber von fürmlichen Nechtsftreitigkeiten mit 
Blirgern oder fonftigen Dritten einevs und dem Senat oder 
der Stadt Frankfurt anderfeits die Rede: fo find die kom— 
petenten Sjuftinftellen alsdann entweder das Schöffen: Appel; 
(ationg: Gericht, oder die Reviſions-Inſtanz mittelft DVerfens 
"dung der Aften an eine auswärtige Sjuriftenfakultät oder 
das Ober: Appellationss; Gericht zu Afchaffenburg *). | 

Die Forderungen und Nechtsklagen nämlich, welche gegen 
bie Stadt, als Commun, gerichtlich eingeklagt werden wollen, 
müffen bei dem Schöffen: Appellations ; Gericht: angebracht 
werden, dieſes macht dann die eingebrachte Klage dem Senat 
‚bekannt, und dieſer erfiattet hierauf an den Souverain von 
der Sache Bericht und ſchlägt zugleich, in eventum der zu 
dem Prozeß erfolgenden Höchften Genehmigung, einen fisfas 
liſchen Sachwalter zur Veftättigung vor, worauf der Prozeß 
bei dem Schöffen: Appellations; Gericht durchgeführt und 
entfchieden wird, In Klagſachen Hingegen, welche fih auf 
Segenftände beziehen, in denen die bisherigen Syndici und 
jekigen Appellationsräthe, dem Senat vorher, consulendo 
vel adyocando, beigeftanden haben, werden bie Akten, nach 
geſchloſſener Sache zum Spruche Nechtens, von dem Schöffen: 
Appellationd: Gericht an eine auswärtige Suriftenfatultät in 
vim epncipiendae sententige verſchickt, und bie von da 
einfangenden Urtheile, salva appellatione, oder mp summa 
appellabilis nicht vorhanden, salvo remedio transmis- 
sionis actorum eudffnet ®), 

Dei folchen inappellabelen Sachen iſt alfo ganz die alte. 
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Verfahrungsweiſe beibehalten, fo namlich, daß das Rechts⸗ 
mittel der Verfendung der Akten an eine auswärtige Juriſten— 
‘ fafultät ‘resp. in vim concipiendae sententiae oder in 
vim revisionis ftatt findet; nur mit dem einzigen Unters 
fihiede, daß jeßt- in dem oben genau bezeichneten Falle auch 
das Schöffen: Adpellationg; Gericht ſelbſt entfcheiden kann, 
worauf alsdann erft dem. Nechtsmittel der Reviſion, als dem 
Surrogat der Berufung, entweder an das Dber;Appellationg; 
Gericht, oder, wofern von den Partheien gegen daſſelbe 
ausdritckfich excipiret worden; an ein anderes auswärtiges 
Spruchkollegium, — der bisherigen Ordnung, ſtatt — 
wird 3 1 

Iſt —— die Sache —* als wozu ganz die 
alten Erforderniffe ) gleichfalls beibehalten find, fo tritt das 
Dber:Appeilationgs Gericht zu Afchaffenburg an die Stelle 
der ehemaligen höchften Meichsgerichte ). ' 

1) Verordnung vom 22, Februar 1807. F. i. 2 u. 4. 


2) Vevordnung vom 22. Februar 1807. 9.3 u. 6. Schöffen⸗ 
Appell. Ser. Inſtr. ſ. ıı u, 12. Gem, Bel. v. 30. Jänner 
1807. $. 4. 5. u 

5) SchäffensAppell. Ger. Inſtr. $. ı2, Gem, — vom 30. 

| Sinner 1807. $. 5. | | | 

4) Schöffen s Appell. Ger. Infir. $. 12 u. 12, Gem. Beh. v. 
30. Sänner 1807. 9.4 u. 9. 

5) Diefe bejtunden und beftehen nach dem Gem. Befcheid vom 
22. Gert. 1806. noch in folgenden: I. in Rückſicht der 
Dualität und Quantität des Objekts, daß daffelbe ı) feine 
verbriefte, orfenbare und unläugbare Schulden, wogegen 
die Bezahlung nicht dargethan; 2) feine Real; oder Verbal— 
Imurien, 5) feine Bauirrungen oder nachbarliche Dienſt— 

—boarkeiten und endlich 4) Feine fonftige andere Fälfe betreffe, 
wo die verineinte Beſchwerde eine Summe pon 1000 Kthlr,, 
welhe, um allen Zweifeln zuvorzukommen, auf 3500 fl. im 
24fl. Fuß, nah dem Hauptſtuhl zu berechnen, feftgefegt 
ift — nicht erreicht. IT. In Rückſicht der Form: 1) daf 
die Interpofition und Akten⸗Requiſition bitten: des Decendii 


/ 
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gefrhehe und 2) die in Frankfurt herfönnnlichen Sollenien, 
mittelſt Erlegung eines Goldguldens, und wenn in scriptis 
aprellivc wird, Beifügung des Stempelbogens A 3 fl., fos 
dann Wiederholung der eingelegten Berufung ‚bei nächitem 
Schörfen : Appelfarionds Gerichtetag und Leiftung der Beru— 
fungs-Raution und des Appellations-Eydes beobachtet iver 
den. Gem. Beſch. v. 6. Febr, 2807, 

9 Schöffen: Appelt. Ger. Infir. $.ı2. Gem, Schöffens Befcheid 
p 50. Yinner 1807. 9. 4 u, 6. Gent, Beſch. v. 22. Sept, 
1806, im Frankf. Staasskalender Jahrg. ıdoy, S. 38, u, 
‚Gem. Beſcheid vom 17. Dft, ıBo6, nebft Anlage I. 


29. 


Ueber die neuen Verhältniſſe der mebiatifirten ehe 
‚ maligen deutfchen NReichsftande zu ihren derma— 
figen Souverainen, den hohen Verbündeten der 
Rheiniſchen PEN 


Als Verfuch einer doktrinelfen — der Artikel 25 bis 34 
| der Konföderationsafte vom ı2ten Julius 1806, 
Berfaßt ö 
vom Sem. geheimen Legationsrath von Nie i in Regent 
burg. 


s 


Borerinnerung des Herausgebers. 


N. nachfolgende Auffak des Herrn geheimen Legationsraths 
von Nieff zu Regensburg wurde gleich nach der Aufläfung 
‚ der deutfchen Reichsverfaſſung und befanntgemachten Konfös 
deratipnsakte, und zwar auf höhere Veranlaffung, gefhrieben. 
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— war Anfangs nicht zum Drucke beftimmt. Nun 
haben ſich zwar inzwiſchen die Anſi chten der Sache ſehr ver⸗ 
andert. Theils hat man jetzt einige authentiſche Interpreta— 
tionen verſchiedener Grundſätze, theils iſt auch die Bundesakte 
ſchon von verſchiedenen andern Gelehrten kommentirt worden. 

Indeſſen bleibt dieſer diplomatiſche Aufſatz nicht nur wegen 
feines Inhalts, ſondern auch in hiſtoriſcher Hinſicht von ent— 
ſchiedenem Werthe. Man ſieht hier, wie man in den erſten 
Momenten von der ganzen Sache dachte, und was man ſich 
von der Regeneration Deutſchlands verſprach. Der Herr 
Verfaſſer konnte damals weder von dem Schreiben des Pros 
tektors an den Fürſt Primas (Heft 2. S. 240), noch von 
den verſchiedenen Deklarationen x noch von den in dieſer 
Zeirfchrift aufbewahrten Bemerkungen verfchiedener Gelehrten 
Kenntniß haben. Es würde ihm ein Teichtes geweſen ſeyn, 
alles Befohlne und Geſagte mit ſeinen Anſichten zu vergleichen. 
Aber alsdann hätte der Aufſatz von ſeiner hiſtoriſchen Mich: 
tigkeit verlohren, die um fo größer iſt, als der Herausgeber, 
welcher das Stück hat, mit fo vielen vortrefflichen. Staates 
männern und Gelehrten in Verbindung zu ſtehen, verſichern 
kann, daß man in den erfien Tagen der Regeneration fo 
ziemlich allgemein eben fo dachte, wie. der Herr Nerfaffer; 
dieſes iſt die. Urfache, warum der Aufſatz hier ohne alle 
Abänderung erfcheint, | 





Wenn in der Rheiniſchen Konföderationsakte vom ı2rem 
Julius v. J. die Sorgfalt unverkennbar iſt, mit welcher 
man die Verhältniſſe der neuen Verbündeten unter ſich, und 
die weit delikateren derſelben zu ihren. ihnen num unterwor⸗ 
fenen ehemaligen Mitftänden mit möglichfter Schonung und 
Begünftigung der letztern im Allgemeinen vorzeichnete und 
entwarf,. und wenn bei ‚der durch. den Lüneviller Srieden 
herbeigeführten Kataftrophe mit INT Gewiſſenhaftigkelt | 
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geſorgt wurde, daf den Ständen, welche damals ihre Eriften; 
verlohren, und ihren Angehörigen das Dpfer, das fie brach— 
ten, ſo viel immer möglich erleichtert, und vor allen Dingen 
ſämmtliche wechfelfeitige Rechte und Verbindlichkeiten genau 
feftgeiegt und beſtimmt wurden: fo darf man mit Zuverficht 
und Vertrauen von den cdein, billigen und gerechten Gefin: 
nungen der dermaligen Gewalthaber gleiche Mitwirkung zu 
gleichem Endzwecke in der gegenwärtigen Kataftrophe erwar: 
ten, fo wie die nämlichen Stände fie in jener eintreten 
tiefen, wo fie zmm unauelöjchlichen Danfe und Stolze der 
deutfchen Nation fo viele Taufende durch Faſſung wohlthätiger. 
Geſetze nicht nur vom Lintergange gerettet, fondern ſelbſt zu 
dem vorigen Mohlftand zurückgeführt haben. Es kann daher 
auch wohl keinem Zweifel unterliegen, daß nicht die Wer: 
fammlung der hohen Verbündeten, welche dem neuen Staate 
eine neue DVerfaffung geben fol, indem fie ihre Verhättniffe 
unter ſich vegufiven wird, auch ihre Verhältniſſe zu den nun 
Mediatifivten mit Billigfeit und Gleichförmigkeit zu beſtim— 
men, fir ihren wefentlichften Beruf halten follte, um ſo 
mehr, als dies nicht temporäre Beftimmungen, wie damals 
bei der Säkularifatton, fondern bleibende werden follen, und 
ber mediatifirte Here nicht, wie der fakularifirte, gänzlich 
abtritt, fondern blos in veränderter Eigenfchaft fort eriftirt. 
Daß diefe, Beſtimmung auch mit gröfter Präzifion ge 
fchehe, wird wohl wechfelfeitiger Wunſch feyn: fiir die Me: 
diatifirten, damit nicht die Territorialgewalt der Souveraine 
einft in Willkühr übergehen - könne; fir die Souveraine, 
damit nicht ewiges unangenehmes Widerftreben der Mediatis 
firten erfolge, welchen gewiß nicht verargt werden fann, 
wenn fie von ihren hergebrachten Rechten alle jene für 
bleigend anfehen, deren fie nicht beſtimmt und deutlich entjegt 
find. ai | 
Daß fie auch die Abficht des franzöfifchen Kaifers ift, 
echellet aus der Erklärung, die derſelbe durch feinen Sefhäfts: 
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träger am Reichetage den ıten Auguſt ablegen Tief, daß 
namlich Ihre faiferliche Majeftät. das Protektorium der Kon— 
föderation ſelbſt ausdriicklich in der Abſicht übernehmen, um 
die Schwächeren gegen die Mächtigeren zu ſchützen. Die 
Nothwendigkeit, Klarheit, Beftimmtheit und möglichfte Bor; 
ſehung aller Fälle in. das Geſetz zu bringen, hat alfo offenbar 
in dem Gefeße felbft und in der Willensmeinung des aller: 
höchften Proteftors ihren Grund. 
zu dem Ende wird eg auch erlaubt feyn, Beftimmungen 
und Mopdififationen mit VBefcheidenheit vorzufchlagen, die, 
indem „fie die Lage der. neuen Staatsopfer erleichtern und 
einigermaßen fühern, ‚den wohlverfiandenen Rechten und 
wahren Vortheilen der Souveraine feinen Abbruch thum, 
und indem fie vechtliche, billige und nothiwendige Erklärungen 
der einzelnen Worte der Konföderationsakte enthalten, wenig: 
ftens als ein Derfuch zu betrachten find, Grundſätze aufzus 
ftellen, die weder dem Mebdiatifirten zu viele Rechte belaffen, 
wodurch er ein heterogenes Glied des Ganzen würde, noch 
‚ihm zu viele Rechte benehmen, wodurch er in größeres Mips 
verhältniß gegen feine vorige Lage käme, als fehbft die neue 
Ordnung der Dinge erheifcht. | 
Es entſteht hier ein neuer völferrechtlicher — wo 
auch ‚die Mediatifi rten noch gleihlam als Mitpaziszenten 
mülfen angefehen werden, ‚da man fie wenigſtens nicht un: 
gehört wird verurtheilen wollen; denn auch die ganz abtre: 
senden geiftlichen Fürſten ‚hatten bei der letzten Heichsdepntas 
tion eine Stimme, die nicht unerhört gelaffen wurde, Jener 
neue völkerrechtliche Vertrag wird nun auf durchaus neue 
Pfeiler gebaut, wo Baumeiſter und Mitarbeiter den freieſten 
Spielraum haben, dem Ganzen und ſeinen Theilen die 
größtmöglichſte politiſche Wohlfahrt oder das unſeligſte Miß— 
geſchick zu bereiten, Es ſtehen hier ſeit Jahrhunderten uns 
abhängige Fürſten und Länder, deren kilnftige Verhältniſſe 
zu einer ganz neuen Ordnung der Dinge beſtimmt werden 
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folien. Diefe Beftimmungen miiſſen alfo alle Theile binden, 
weil auffer ihnen es nun fein bindendes Geſetz noch Herkom 
men mehr giebt. | 

Solche Beftimmungen, in Bezug auf die num mebiati 
ſirten Fürften und Grafen und ihre Länder, nach der Ord— 
nung, welche die Konföderationsurfunde ſelbſt angiebt, in 
Vorſchlag zu bringen, fen Inhalt und — dieſes Auffakes, 


ad art. 25. Diefer Artikel erfordert die * Erörterung, 
—— damit er, in ſo weit er ehemalige Reichsſtände 
1 betrifft, nicht ifolire und von den folgenden Ar: 
sitefn getrennt angefehen werde. Ueber: die feinem Gebiete 
‚in: oder anliegenden Rittergiiter hat nämlich der Souverain 
alle die im nächftfolgenden Artikel enthaltenen Souverainitäts: 
rechte, aber auch nicht mehr. Den mediatifivten Fürſten 
und Strafen aber muf natürlich daran liegen, daß die zahl 
reichen und beträchtlichen Nittergliter, die fie befißen, nidt 
anders als. ihre iibrigen ehemals veichsftändifchen Güter be 
Handelt, und ihnen darauf die droits seigneuriaux, mie 
u ben nen, garantirt werden *). 
ad art. 36, Souvkrainität, — Landeshoheit, ſoll 
Les droits gleich entfernt von Mittelbarkeit und Subjektion, 
— wie von Willkühr und Despotie ſeyn. Der Ar— 
tikel 265 unterſcheidet fie von erſtern und der Ar— 
titel 27. von letztern. Dies ſcheint der Gefichtspuntt, woran 
beide Artikel zu betrachten find. Dieſe Unterfcheidungen aber 
werden fehr detaillive gefaßt werden müſſen, denn die bis 
herige Theorie und der bisherige usus fori geben keine Ent: 
fpeidung mehr; es wird demnach alles nen, feft und genau 











- *) Man vergleiche über den Unterfchied der reichöftandifchen 'und reicht: 
sitterfchaftlichen Gebiete Die ſcharfſinnigen Bemerkungen des Herren geheimen 
Raths Gärtner im fünften und fechöten Hefte, m. 
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beftimmt werden müſſen, und das künftige Geſetzbuch, weh 
ches dag jus novum fundiren foll, wird die generellen 
Ausdrücke vorliegender Bundesakte vor allen Dingen inter⸗ 
pretiren und in terminis fixiren müſſen. 
Da übrigens 5 Klaffen von droits de souverainete 
ſpezifigirt ſind, ſo folgt, daß alle jene Hoheitsrechte, welche 
ſich nicht in denenſelben weſentlich enthalten befinden, auss 
gefchloffen, und den. mediatifirten Fürften und Ständen als 
droits seigneuriaux unangefochten verbfeiben follen. Und 
da befonders die Souverainität der ‚hohen Rheiniſchen Konz 
föderirten das Recht zu arbitriven nicht einfchließe, fo iſt 
eine Sarantie nothiwendig, und zwar entweder die des frans 
zöfifchen Kaiſersl, als Proteftord des Bundes, oder; die dis 
gefammten Bundes ſelbſt. Im eriten "Fall werden die 
eminenten Rechte des allerhöchften Garanten fiber die Sou— 
veraine, nicht zwar als Suzerain, aber doch als Beſchützer 
der Schwachen wie der Mächtigen, ebenfalls durch ein zu 
errichtendes pofitiwes..Gefeß begründet werden müſſen; im 
tegtern Falle würden Beſchwerden wider den Mißbrauch der 
Souverainität von den Mediatifirten bei dem Bundestage 
angebracht werden fünnen, um von dieſem abgeurtheilt zu 
werden *). | 
Legisla- Sin. vielen monarchifchen Staaten ift der 
tion. oberſten Gewalt eim Gleichgewicht entgegengeftellt,, 
oder vielmehr. dem möglichen Mißbrauche der Gewalt: Bei 
großen, weifen, guten und ſtarken Regenten ift diefes Gegen 
gewicht zwar überflüßig; aber es bleiben doch Fälle, wo es 
fogar nothwendig wird, Es iſt demnach billig zu wünfchen, 
daß, wo noch Landftände eriftiven oder errichtet werden folls 
ten, die mediatifirten Neichsftände den erften Plag unter 
ihnen erhielten, und die Landftandfchaft auf die Gier ſelbſt 








”, Man vergleiche hiemit das Schreiben des Protektors, Band 1. G. 240. 
" » , = { — J J— W. ⸗ 
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möge radizirt werden; wo aber feine exiffiren, daß die 
Mediatifivren. auf andere Art zur allgemeinen und jedesmalk 
gen Geſetzgebung (wie auch zur Beftimmung der Auflagen) 
mejentlich mit beigezogen würden, und jeder Souverain mit 
feinen ihm zugetheilten vormaligen Reichsmitſtänden fich zu 
‚benehmen, oder ihnen irgend fonft eine Art Mitberarhung 
zu geftatten habe. ° Allerwenigftens muß doch dem. Mediatis 
firten erlaubt feyn, gegen Geſetze, in fo weit fie Die media 
tifivten Länder ..betveffen, gegriindete Vorftellungen zu machen, 
und wenn diefen nicht entfprochen wird, ſich an den Bun: 
destag zu menden. 

Allgemeine — — von denen Juſtiz, öffentliche 
‚Sicherheit. und- Handel im ganzen Zuſammenhange weſentlich 
abhangen, müffen zwar auch in den mediatifirten Ländern 
gleichförmig eingeführt werden; dennoch aber fann der Sow 
verain bei Einführung folcher neuen allgemeinen Landesgefeke 
zuvor das Gutachten der mediatiſirten Fürften und Grafen 
und ihrer Difafterien in Rückſicht der Anwendbarkeit auf die 
einzelnen Gebiete. einzuvernehmen gehalten werden. Dadurd) 
wird dem Geſetze nur größere Volltommenheit und allgemeis 
nere Beobachtung. gefühert. 

Uebrigens kann wohl die Sefekgebung der Souveraine 
fich fo weit nicht erſtrecken, daß diefelden für ein mediatifirtes 
Land insbefondere ‚einzelne Geſetze aufitellen könnten, die 
nicht in dem ganzen Umfange ihrer Souverainität allgemein 
wären, Es dürfte daher zu beftimmen fenn: Ä 

4) Daß die Souveraine die jeßt beftehenden befondern 
Provinzial s oder ftatutärifchen Nechte oder erwiefene Obſer— 
vanzen im Erbſchafts⸗⸗ Hypotheken⸗ Gantwefen und in am 
dern Zweigen des Privatrechts nicht abfchaffen könnten. 

b) Daß die mediatifirten Fürften und Strafen auch noch 
in Zufunft neue privatrechtliche Statuten und Partikular: 
Verordnungen zum Beſten der einzelnen Gebiete ihren Lnter: 
thanen in der vormaligen Form vorſchreiben fünnten, in fo 
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weit jedoch folche den beftehenden allgemeinen gebietenden 
oder verbietenden Landesgefegen jener Souveraine, denen fie 
untergeordnet find, nicht entgegen laufen; da befonders nach 
Artikel 27 den Mediatiſirten gewifie höhere echte belaſſen 
find, deren Ausübung faft nicht möglich wäre, ohne das | 
Recht, Vorfchriften dariiber zu machen. Selbſt den Herren 
Strafen Fugger, die doch vorher ſchon nur fo wenige Nechte 
im burgauifchen Regalienbezirk noch beſaßen, ift jedöch diefes 
durch die königl. Baierifche Deklaration vom 7. Junius d. J. 
— zugeſtanden. 


0) Daß reichsgeſetzmäßige Vorkehrungen, welche unter 
der vorherigen Landeshoheit der Stände, beſonders in Folge 
des letzten Reichsdeputationsrezeſſes in ihren Gebieten gemacht 
worden waren, ihre Kraft behalten ſollten; daß eben ſo auch 
die bereits bei den ſtändiſchen Dikaſterien anhängigen Rechts— 
ſachen, ſowohl der mediatiſirten Fürſten und Grafen, als 
ihrer Unterthaͤnen, nad) den allgemeine Reichsgeſetzen, nach 
welchen ſie angefangen und inſtrutet, auch vollends an! 
und entfchieden werden jollten. 


| -d) Daß auf ‚gleiche Weife ſchon gefällt ih 
Urtheile und Beſchlüſſe genau zu beobachten und unverrückt 
zu befolgen wären, und dies nicht nur in contentiosis, 
fondern auch in Betreff der beſtehenden Familienrezeſſe, 
Primogenitur⸗, Suckceſſions⸗ Fideikommiß⸗ Verträge und 
Verfaſſungen, auch ſonſtigen Arrangements der ehemaligen 
reichsſtändiſchen Käufer. Solche müßten: in ſtkittigen Fällen 
nach dem in ihnen liegenden Geiſt der altdeutſchen illuſtern 
Geſchlechte, in welchem ſie abgefaßt ſind, allein beurtheilt 
und gerichtet werden. Bei Familienſtiftungen, wenn ſie 
aufgehoben werden ſollten, müßten wenigſtens die Fundi 
den Familien zu ihrer eignen freien anderwärtigen Dispoſition 
herausgegeben werden. Bei künftig zu ſchließenden Familien— 
pakten und Geſetzen hätten die mediatiſirten Herren freie 
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Dispofitiog und ‚die dermaligen Souverains nur diejenige 
Konkurrenz, welche ehedem der Kaifer hatte, Endlich 

e) Daß Privilegien von den römifchen Kaifern, auch 
den Reichsvikariaten rechtmäßig und: befonders titulo remu- 
neratorio erworben, in ihrer Weſenheit bleiben und in 
allen Staaten des Rheinifchen Bundes als — anerkannt 
werden ſollten. 
Jurisdie- Den Souverains ift die höchfte Gerichtsbarkeit 
ton sur  (gupräme) zugefchieden, den Mediatifirten ver 
— bleibt die hohe und niedere (möyenne et basse); 
die Souveraine haben daher nun, was die beiden höchſten 
Heichsgerichte hatten, dritte Inſtanz, letzte Appellationsbehördt 
und Oberaufficht über das herrfchaftliche Juſtizweſen; daraus 
ergiebt ſich dann in diefer Beziehung das Verhältniß derſelben 
zu den Mediatifirten. Da nun auch, in Rückſicht auf die 
Dberaufficht, die vormalige oberfte Reichsjurisdiktion durch 
die höchften Neichsgerichte fih nicht in die Innere Verfaffung 
der. veichsftändifchen Gerichtsbehörden einmifchte, fondern 
nur dann -eingefchritten ward, Wann durch devolvirte Pro 


zeſſe das Amt des oberften Nichters epeitivt worden war, [6° 


wird bier ein gleiches gelten. Daß die. Souveraine die hohe 
Gerichtsbarkeit (jurisdietion moyenne), zweite Inſtanz, 
nicht haben follen, befagt der folgende Artikel, und inden 
er ohnehin den Mediatifirten fo. viele die gewöhnlichen bloßen 
Parrimonials Gevechtfame überfchreitende andere. Gerechtfame 
beläßt, fo muß man fich im Geſetz, nämlich .in der Kom 
vention, ſelbſt fundire und zum Schluß berechrige halten, 
der. Ausdruck: basse et moyenne jurisdietion im et. 27 
enthalte viel mehr als die Surisdiktion eines bloßen judicis 
pedanei.. Ohnehin inhärirt die zweite Inſtanz keineswegs 
der Landeshoheit essentiellement, gehört aljo auch nicht 
‚unter die NMechte, welche noch von den droits: seigneuriaux 
der Mediasifirten im folgenden Artikel ausgefchieden. find. 
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Mit dieſer, zweiten Inſtanz, oder Anpellationsgericht, iſt 
in kleinern Staaten auch immer die Regierung zur Verwal⸗ 
tung der Kammergefälle und Beſorgung der mittlern Poliset 
verbunden; denn eben dieſe droits seigneuriaux, welche 
. den Mediatiſirten, aux Princes et Comtes aotuellement 
reguants, ‚im folgenden Artikel namentlich reſervirt ſind, 
erfordern eine Gattung obere Stelle, Dberaufficht. Dieſe fo 
verbundene Juftiz s und Megierungsbehörde. des. mediatijirten 
Herrn — wie felbft verfchiedene Neichsftände in ihren Er, 
faßifchen Beſitzungen ſolche Regterungstollegien, obwohl unter 
franzöfifcher Souverninität" hatten, z. B. der Fürſtbiſchoff 
von Straßburg in Zabern; Heffendarmftadt in Buchsweiler— 
müßte aber 'nechwendig ein ans 3 Nechtsgelehrten beſtehendes, 
mit einem protofollfiihrenden: Sekretär oder Aktuar verfehenes 
judieium formatum feyn, vor welches aledahn nebft andern , 
auch ‚die Regulirung der Verlaſſenſchafts⸗Verhandlungen, die 
Adminiſtrirung and Revidirung des Hypotheken⸗ und Depo⸗ 
ſi tenweſens gehörte, var — das Waiſenvermögen verant⸗ 
woetlich ware . i 
£.-. Ziieden Sonverain Wäre dies — eine ——— 
Denn wenn er die zweite Inſtanz aller ſeiner Souverainität 
unterworfenen vorigen Landesherren an ſich ziehen will, fe 
hat dies eine Geſchäftsvervielfältigung, Vermehrung der 
Räthe, neue Beſoldungen und Koſten zur nothidendigen Folge; 
für die Mediatiſirten aber, feldft alsdann, wenn ihre Bes 
ſitzungen nicht anfehnlich ‚find, iſt „es doch“ feine bedeutende 
Laft. Denn mehrere Herren, die an einen und ‘den namlichen 
Sonverain fallen, können eine Gefammtregierung in obiger 
Art ernennen, ſo wie dies ſchon fonft von mehreren Branchen 
‚eines reichsftändifchen Hauſes oft zu geſchehen pflegen We— 
ſentlich aber iſt für fie dieſe Beibehaltung einer ſolchen vberen 
Stelle, um doch noch) einiges Anfehen und Achtung bei ihren 
Unterthanen zu Haben, und das erwlinſchliche Band zwiſchen 
beiden zu erhalten, nachdem erſtere ohnehin ſchon fo viele 
| 14. 
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von ihren vorigen Rechten und Glanz verlohren haben. 
Zudem ſpricht nicht nur die größte Billigkeit, ſondern auch 
ſelbſt die Konvention Artikel 27. leurs domaines et biens 
seront assimiles ꝛc. den Mediatiſirten das Wort, daß fie 
befferer und ‚aniehnticherer Kondition ſeyn follen, als die 
fhon von jeher landſäſſigen Herifchaften, und daß man das 
Andenken ihres erhabneren Urfprungs auf künftige Zeiten 
zum größern . ihrer und en ehren 
‚will. 

i» Die Richter der erſten Inſtanz und die Mitalieder der 
:oberen Stelle. ( Appellationsgericht und. Regierung) wiirde 
dann der Fürft oder Graf. (oder ‚mehrere zufammen) aus 
Eingebohrnen ihrer Gebiete, oder doch der Konfüderation im 
Allgemeinen, ernennen. Diefe müßten. auf einer. hohen Schule 
innerhalb des Rheiniſchen Bundesftaates die Rechts: Rameral: 
und andere. dahin gehörigen Wiffenfchaften erlernt. Haben, 
und hierüber mit. afademifchen Zeugniffen verfehen ſeyn; der 
Souverain aber ließe ſie verpflichten. 

Von dieſer Stelle, in ſo fern ſie Appellationsftelle wäre, 
Hiengen dann die Berufungen- an die dricte oder höchſte und 
letzte Gerichtsftelle. de8 Souverains, und nur die Fälle ver; 
weigerter oder verzögerter Saft würden fih unmittelbar 
überwälzen. 

Da die — und Käthe der bieherigen Reiche⸗ 
ſtände, oder auch dieſen gleichgeachtete privilegirte Perſonen, 
Honoratioren, den “unteren Gerichtsinſtanzen, die für die 
Volksklaſſe aufgeſtellt ſind, nicht unterworfen ſeyn können, 
und gleichwohl zwei Inſtanzen haben ſollen; ſo könnten ſie 
gedachter oberen Stelle in erſter Inſtanz fo. unterworfen 
fenn, wie diefe fir alle übrige Untertkanen die zweite wäre. 
Bon diefer Inſtanz aiengen die Bernfungen am den mediati- 
ſirten Fürſten oder Grafen felbft, ‚welcher mit Zuziehung 
ſolcher Perſonen/ die in erfter Inſtanz nicht mitgerichtet 

hätten, jet: entſcheiden wiirde. Und von dieſem zweiten 
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Urtheife hätte die Appellation ihren Zug an bie höchſte 
Gerichtsbehörde des Souverains. | 
Es war durch ganz Deutfchland eine Ay; pellationsſnmme 
feſtgeſetzt, nämlich 400 Reichsthaler Hauptgut. Nur wenn 
der Streitgegenſtand über dieſen Werth ſtieg, war die Be— 
rufung an die höchſten Reichsgerichte (tausas pauperum, 
Ehrenſachen 2c, ausgenommen) zuläßig. Es ſcheint alſo, daß 
es jetzt auch fo ſeyn könnte. Wäre der Streitgegenſtand 
nicht über 400 Reichsthaler, fo hätte keine Berufung an 
die höchſten Gerichte des betreffenden Souverains ſtatt; die 
prozeßführenden Partheien hätten Reviſſon, anſtatt Appel— 
lation, zu ergreifen, welche ihnen der Fürſt oder Graf durch 
Verſendung der Akten an unpartheiiſche Rechtsgelehrte auf 
Koſten der Streitführenden angedeihen ließe. 
In Tutel- und Kuratelſachen hätte das oberſte Gericht 


des betreffenden Souverains den nämlichen Einfluß, wie 


bisher die höchſten Reichsgeriche über die EN 
Käufer. s 
In Klagen der Unterthanen gegen ihre Herren, oder 
auch anderer Sindividuen gegen die herrfihaftliche Rentkammer, 
wäre bei der oberen Gerichtsſtelle des Fürſten oder Grafen 
Recht zu ſuchen; von dem dortigen Vorbeſcheid aber gienge 
die Berufung ſogleich an die höchſte Gerichtsbehörde des 
Souperains. In ſehr wichtigen Fällen von großen Folgen 
hätte ein Rekurs ftatt san den Konfüderationstag, 


In Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen dem Souverain und den 
mediatifirten Fürften oder Grafen müßte bei dem oberfien 
Serichtshofe des Sonverains Necht genommen und gegeben 
werden, oder aber durch Kompromißrichter entfihieden wers 
den, deren der Mediatifirte.drei vorfchlüige. und der Souver 


& 


rain einen davon wählte; jedoch vorbehaltlich des Rekurfes 


an ‚den. Bundestag in Sachen von folchen Folgen, die auf 
die Konftitution ſelbſt und auf die allgemeinen Verhältniſſe 
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zwifchen Souverain und Mediatiſirten unmittelbaren Einfluß 
hätten *). — 

Aus allem dieſem ergiebt ſich dann wohl auch das Deu 
hältniß, in welchem die fortan beftehenden herrſchaftlichen 
GSerichtsftellen zu bleiben hätten, und daß diefe den Land 
gerichten nicht unterworfen, wenigftens ihnen gleichgeftellt 
werden mögten. Auch ergeben fih aus dem Geſagten die 
uäheren Daten zu Ziehung einer fihern Scheidelinie zwiſchen 
der jurisdiction supr&me und der jurisdiction basse et 
moyenne. Es fömmt alles darauf an, daß dies genau 
beftimmet und gefündert werde; auch in ‚Niickficht der Ge 
vichtsordnungen, die beobachtet werden follen, wird etwas 
beſtimmt werden milffen, ferner wie ed in causis -volunts- 
riae jurisdictionis gehalten werden folle ıc. 


Haute po- Die oberfte Polizeigewalt umfaßt hauptſächlich 
lice, alles, was bisher in allen allgemeinen Polizei; 
Anftalten der Kreis auszuüben hatte. Doc) wird dies neuer⸗ 
dings genau. beffimmt werden mitffen, damit dies Recht nicht 
über feine Gränzen von dem Stärkern ausgedehnt werden 
könne. Diejer würde fonft vielleicht das Verbot, die Natu: 
ralien ins Ausland zu verbringen, oder gar den Befehl, fie 
um eine gewiffe Tare imLande zu verfaufen,.daraus herleiten 
wollen. So fünnte 5. B. der Landesherr, welcher Hütten: 
werke hat, den mediatifirten Herrn zwingen, fein Holz an 
dlefe Hüttenwerke zu verfaufen. Auf dieſe Art verlöhre der 
leßtere, ‚unter dem Vorwand der Beförderung der Induſtrie, 
einen Theil feiner Reveniien durch dieſen Zwang. Oder ber 
Landesherr könnte unter dem Vorwand der oberen Forſteilich— 
feie ſich Verationen erlauben, Abgaben verlangen, in bie 
Adminiftration der Forften, die: bisher von einem beftimmten 








=) Diefer Rekurs Farn nad dem oben angeführcen Schreiben Band}. 
S. 240, nicht Statt finden, W. 
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Forſtperſonale behandelt wurden, ſich einmiſchen, obſchon im 
folgenden Artikel die jurisdiction et police forestiere den 
 Mediatifirten zuerkannt iſt. Oder der Landesherr könnte 
unter. dem Vorwand der Hffentlichen Sicherheit, in den 
mediatifirten Landen willtiihrliche ftarke beftändige Beſatzungen 
halten, unverhältnißmäßige Aushebungen verlangen ꝛc. 

Was die Reichskreiſe Bisher theils auf den Kreisver⸗ 
fammlungen anordnieten, theils auch die Kreis⸗ und Kreis⸗ 
viertelsdirektorien in dringenden Fällen proviſoriſch beſorgten, 
und was nun die Souveraine unſtrittig anzuordnen haben 
müſſen, iſt Anlegung und Aufſicht zur Erhaltung der Land— 
und Heerſtraßſen, Münzweſen, Handhabung der öffentlichen 
Sicherheit, durch Anſtalten gegen Jauner und Bettlergeſinde, 
Magazin-Erxrichtungen, höheres Schulweſen, Sanitätss 
Anſtalten bei Epidemien und allgemeinen Viehſeuchen, auch 
Getraidſperren gegen das Ausland, jedoch mit Unterſagung 
ſolcher oft ſehr gehäſſi gen Sperren in den einzelnen Staaten 
der Konföderation untereinander. Bei dieſen Ausflüſſen der 
haute police wäre aber überhaupt möglichſte Schonung der 
Unkoſten und Entlaſſung der armen Unterthanen zu beobach— 
ten; auch die Ausübung den herrſchaftlichen Lokalbeamten, 
nach) ihnen von der Regierung des Souverains zu ertheilenden 
Vorſchriften, zu überlaffen. Hingegen wilden ganz unter 
der Aufficht der Fürſten und Grafen bleiben : 

a) Die Vizinalwege und auf ihr Gebiet Bezug habende 
Kommerzfivaßen. Die bereits: beftehenden,.:vom Kreis ehe 
mals befchloffenen, won ‚den Fürften umd Grafen in ihrem 
Sebiet erbauten Hauptlandſtraßen wären nothwendig zu 
belaffen, um nicht die, Lebhaftigkeit des Tranfitogewerbes von 
jenen Gegenden, wo fie mit ſchweren Unkoſten erbaut worden 
find, abzuwenden. Die Unterhaltung läge noch fortan, wie 
während der Kreigverfaffung, den Fürſten und Grafen mit 
ihren Unterthanen ob, die daher auch zu einigmäßigem Er: 
ſatz die bisher üblichen Weg s oder Chauſſee- und Briten: 
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gelder berögen. Wo noch beſonders Verträge wegen Strafen: 
oder Waſſerbauleitungen beftünden, da würden die kandes 
ſtellen auf deren Beobachtung anzuweiſen ſeyn. 

b) Das Schulweſen in Dörfern und Landſtädten, auch 
Heal: und lateiniſche oder wiſſenſchaftliche Schulen, bie 
ce chlüßig an die drei höhern Fakultäten: —— Rechts⸗ 
gelehrheit und Arzneikunde. 

c) Die Auffihe. über die frommen ‚und milden Stif: 
tungen und über dag Kirchengut. 

d) - Annahme won Unterthanen jeder Religion, folglih 
auch der Juden, > Wenigftens diirfte der Souverain den 
Mebdiatifirten in ihren Domainen gegen ihren Willen Feine‘ 
nene Unterthanen aufdringen. | 

e) Konzeffionen wegen Heirathen, Vertheilung der Sir 
ter, in wie weit felbe nützlich erkannt werden diirfte; Ev 
richtung nener Wirthshäuſer und Schenfen, Handwerksſtätte 
und Gewerbe, Fabrit: und andrer Gebäude. So bliebe « 
dann doch in der Macht des mediatifirten Herru, die Ueber— 
völkerung zum Nachtheil der armen gewerblofen Familien in 
feinem Gebiet zur verhindern. - 

F) Bereits beſtehende pofitifche Einrichtungen in einzel: 
nen Gebieten, 4: Do Seueraffefurang » Sejellfchaften, Armen: 
anftalten, Hypothekenbücher, Waifenfaffe ıc. wären im ihrer 
bisherigen Weſenheit zu erhalten. 

6) Die Gemeindsfachen, z. B. Vereinredung, Giier⸗ 
theilungen, Gemeindswaldungen, Waſſerleitungen, Gemeinds⸗ 
wege und Steege wiirden ebenfalls den herrſchaftlichen Se: 
richten zu beforgen überlaffen bleiben: 

h). Endlich überhaupt alle und jede Poltzeigegenftünde, 
welche nicht als’ zur höheren Polizei ausdrücklich gehörend 
genannt wordenz »fomit auch das Recht, tiber Gegenftände 
der mittleren :Pafizei Verordnungen ” zu “erlaffen 5. innere 
Polizei: Einrichtn ngen; Dorfs: Gemeindepoflisei, Handwerks; 
und Handelspolizei ıc, wären den Herrſchaften zu befaffen. 


215 


Conscrip- + Die nun Mediatifirten ſtellten vormals ihre 
nn m Kontingente: In Friedenszeiten hatten ſie diefe 
ERS Rzu Hauſe, theils zur Handhabung der öffentlichen 
inient. Sicherheit, theils zur Ehre, theils damit das 
Geld im: Lande verzehrt ‚werde, Sie ftellten. die Mannfchaft 
ſelbſt auf. eine Art,” mie fie. eg den Umſtänden und den. ber 
fondern Lokalverhältniſſen angemefien fanden, Sie. ernannten 
die Offiziere ſelbſt. Die Mannfchaft ſtand in Ir 
unter der. Gerichtsbarkeit, der Stande, - . | 
Dies kann nun nicht mehr ganz -fo. bleiben. Aber man 


ſollte fih doch ſo wenig. als mit dem Wefentlichften „den - - 


Sache vereinbarlich iſt, davon entferngn:. Weber: die. Vers 
hältniſſe der Mannſchafts zahl könnten etwa nach dem Maaß⸗ 
ſtabe der Bevölkerung (z. B. von 150 Seelen ein Soldat) 
Grundſätze aufgeſtellt werden, doch ſo, daß wo möglich nie 
eine größere Anzahl ‚Soldaten. abgesehen würde, als Die 
“ mediatifirten Herren bisher in Kriegs; und Friedens zeiten 
zu ſtellen hatten, und damit wird auch gewiß die dermalige 
Kontingentsbedlirfnißi: exreicht, wo nicht übertroffen ſeyn. 
Das vormalige Matrikularverhältniß zum. Militärkontingent 
wäre bier nicht mehr auzunehmen, da es immer unrichtig 
war, und manche dabei neuerdings überſetzt wirden; andre 
aber, die beſonders wegen ihrer ritterſchaftlichen Giiter, 
welche nie in der Matrikel waren, jetzt mehr Mannſchaft 
ſtellen müßten, dafür freigelaſſen würden. 
Die Konfſkription und Aushebung der Rekruten könnte 
den mediatiſirten Ständen felbſt belaſſen bleiben. In der 
Markgrafſchaft Burgau hatte Oeſterreich das jus armirH 
auch ityer die veichsftündifchen Inſaſſen. ‚Aber es überließ 
die Aushebung ſelbſt den Herrfchaften ud, ſogar den eignen 
Öfterreichiihen Gemeinden. Eden fo könnte zu Friedenszeiten 
eine beſtimmte Quota der Mannſchaft nad) Hauſe gegeben 
und den Befehlen der betreffenden Fürſten oder Grafen zum 
Mulitär- und Polizeidienſt, auch zu Bewachung der herr— 
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fihaftlichen Schlöſſer und Eigenthume untergeordnet werden. 
Hätten dieſe Fürſten oder Grafen mehr Militär, z. B. als 
Epefution gegen venitirende Unterthanen nöthig, ſo Könnte 
ihnen -diefes, und - zwar fo viele Mannfchaft und auf fo lange 
Zeit fie es begehrten, :aus der nächſten Sarnifon zugeftanden 
werden. Von Einyuattierung anderer Truppen, als jene 
des Konfingents, follten die mediatiftvten Lande mögliche 
verſchont bleiben; dringliche Noth militäriſcher Poſitionen 
ausgenommen. Sollte in beſondern Füllen eine Bequartierung 
unaüusweichlich nöthig ſeyn, fo wäre auf eine billige Vergü— 
tung der Bedacht zu nehmen, Die Herrſchaften ſelbſt wären 
nicht nur ſammt ihren Familien, fondern auch ihre Näthe, 
_ Beamten’ ımd Diener“ und deren ande vom en 
auonmehmen. ME 

“ Vermalen wären die bei den Werbſtänden befindlichen 
Kontingentdoffizieie (namentlich auch die beim ſchwäbiſchen 
Kreife von den’ dritten Bataillons noch vorhandenen Lebens 
zähligen) bei der neuen Otganifation im: nämlichen Dienfts 
grade und anciennete mit zu übernehmen, und letztere 
entweder gleich anzuſtellen oder bis zur Einrückung ihnen ihr 
Sold zu belaffeh, 


Die Unteroffiztere und Soldaten betreffend, welche ſich 
unter den gegenwärtigen Kontingenten befinden und etwa zu 
Felddtenften nicht mehr tauglich, aber doch noch zu Garnis 
fons s oder Potizeidienften brauchbar find, wären unter die 
Kontingeutsquota einzurechnen und bei den Ständen dermat 
zu belaffen, damit fie nicht nach fandjährigen Dieniten zu 
brodloſen Bettlern gemacht würden, oder den mediatiſirten 
Ländern zur befandern Laft fielen. Die fchon als Invaliden 


wegen After imd Bleſſuren qualifizirten behielten das übliche 


Invalidentraktament aus der Steuerkaſſe und der Betrag 
dürfte an der Steuer abgezogen werden. 


J 
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Droit Mit der Konfkription ſteht die Kollektation 
d’impöt. im engſten und unzertrennlichen Verhältniß. "Beide 
fließen allerdings aus der Landeshoheit und daher ſind auch 
hier die Steuern ausdrücklich den Souverains zugefchieden: 
Ob zwar gleich der, Ausdruck: impöts;, nicht präzis für 
Steuern iſt, fo kann doch hier nichts anders darunter vers 
ftanden werden. Der Artikel 30 fpricht von Neveniten , die 
der Landesherr Fraft feiner Landeshoheit erwirbt “und von 
allen übrigen, welche den Mebdiatifirten: verbleiben. : Erftere 
find offenbar die Steuern. Dem vormaligen Reichsſtand 
waren fie.von feinem direften Werth, denn er mußte: feine 
reichs⸗ und kreisftändifchen Ausgaben und Aufwand: davon " 
beftveiten, die Laften des Kollegialverbands, in dem er: fland, 
damit deren. Dem jetzigen Konföderationsftand aber fihb 
die Steuern. — nach Abtragung der Schulden — ein wahrer 
nußbarer und. anfehnlicher Ertrag, Er gebührt ihm indeffen ' 
ganz und gar, mit bloßer Ausnahme der eigenen Einkünfte 
und Domainen der Herrfchaften felöft, in fo fern fie auch 
worher fteuerfrei waren, wie ſich dies von felbft verfteht. 
Mas jene eigene Güter der Herrfchaften angeht, die zwär 
‚ bisher fleuerbar, aber an Unterthanen verliehen waren, fo 
fönnten diefe auf. den: Zten Theil der Steuer: gefeßt — 
die andere Güter nach Verhältniß bezahlen. 

Die zwar nothwendige Rektifizirung des —— 
Steuerfußes dürfte jedoch Feine willkührliche Umſtürzung des 
| bisherigen Matrikels fein, ſondern baldmöglichſt unter Bei; 
‚ziehung und Mitberathung der Ortsherrſchaft vorgenommen 
werden. Wo auf vormals veichsritterfchaftlichen Gütern be; 
fondere Schulden. ihrer ehemaligen Kantone ‚hafteten, mitten 
Diefe auf die Gemeinden nach den werfihledenen Spezialma: 
trikeln der einzelnen Kantone vepartivt und fundirt, fie übri— 
gend den geweſenen veichsftändifchen ERREN gleich gehalten 
werden. 

Der Sienerbetta im Ganjen eönnte etwa en einem 
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miltlern Durchſchnitt vom Jahre 1780 bis 1791 als paktirter 
unerhöhbarer Friedensfuß feftgefeßt werden. Nur in Kriegs: 
zeiten «würde diefe Steuer im Verhältniß mit dem allgemein 
erhöhten Steuerfuße der alten Lande des Souverains berech⸗ 
net, »demfelben peräquirt, und, fo lang der Krieg dauert; 
nach dieſem Maaßſtabe, etwa auch nach einem zehnjährigen 
Durchſchnitt der Jahre 1791 bis 1802, bezahlt werden. 
Jedoch müßte diefe Beſtimmung nach jenen. Maaßregeln 
modifizirt werden, welche die Tilgung ‚der bereits vorhan—⸗ 
denen Steuerkaſſe⸗Schulden erfordert, und wenigſtens big 
dahin keine Aenderung im Steuerverhältniß gemacht werden. 
Denn darauf beruht den Kredit und die Sicherheit der Kre— 
ditoren. Daher wiirde es nothwendig werden, daß jedes 
Gebiet auch bis.dahin feine’ feparivte: Stenerfaffe unter fan 
besherrlicher Oberaufficht auf gleichem Fuße fortführte. Könnte 
man über eine ode die andre erwähnter Eimwichtungen- in 
ber Güte nicht übereinkommen, fo müßte die Sache bei dem 
Bundesiage vorgetragen: werden können. :. ' 

Bon geiftlichen und milden Stiftungsgütern, - Spirätern, 
Schulen ıc. würde Feine Abgabe, . unter welch immer für 
einem Vorwande, von dem Spiwerain gefordert werden; 
fondern ben gegenwärtigen Befigern die Adminiſtration, wie 
Bisher, mit allen: Mechten verbleiben, Etwaige Schulvifita: 
tionen fielen den Gemeinden und Unterthanen nicht zur Laſt. 
Wo fich fonft Herefchaften von ihren Domainen, Geiſtlichkeit 
oder ſonſtige ſteuerfreie Korpora, für Tilgung von Kreis: 
ſchulden freiwillig zu beſtimmten Beſteuerungen angelaſſen 
hätten, da dürfte dies ihrer Steuerfreiheit nicht neacheiue 
ſeyn. 

Ueberhaupt pa die den Souveralns untergeordneten 
Länder der bisherigen Kreis s und Reichsſtände in die Be— 
ſteuerung eingezogen find, fo wären fie, dagegen auch in 

günftigen Hinſichten auf gleiche Art wie die übrigen Anger 
hörigen des Souverains zu behandeln, und der Ausfuhr 
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ihrer Produfte, ihrem: Kommerz ic, unter keinerlei Vorwand 
befondere Erſchwerungen entgegen zu ſetzen, ſondern vielmehr 
die Unterthanen der mediatiſirten Herren denen des alten 
Landes in allen Landes-Emolumenten gleich zu halten, 

Zölle, Weg⸗ und Brückengelder, Wein- Bier: Ohmgeld, 
„die Gebühren in Waag- und Kaufhäuſern, Abzugs⸗ und 
Einzugsgelder, Emigrationstaxen, wie ſie bisher beſtanden, 
da fie ſämmtlich für keine eigentlichen Auflagen (impöts) 
anzuſehen find,. blieben mit allen droits non essentielle- 
ment inherens & la souverainete den Mediatifirten. : Denn 
es find notoriſch auch in manchen ‚alten Mebiatländern Zölle, 
Umgeld, Salzkaftenrecht fehr oft von’ herrfchaftlichen Gutss 
inhadern (Dominien) oder auch Munizipalſtädten beſeſſen 
worden. Diefe Rechte können alſo als unzertrennlich von 
der Souverainität nicht qualifizivt werden, wie auch mehrere 
Staatslehrer, ſelbſt Bönner, die Zölle keineswegs unter 
die ıfandesherrlichen Rechte zählen, am allerwenigſten aber 
‚die Zölle auf Tvanfite:Kaufmannsgüten und. Vieh; desgleichen 
fotche;. welche die mediatiſirten Fürſten und Grafen und ihre 
Familien von den: Kaiſern titulo oneroso an ſich gebracht 
haben. Ferner Zölle, womit große Unkoſten verbunden find, 
z. B. bei Waſſerzöllen die Unterhaltung :der Schiffländen, 
Schneid⸗ und Mahlmühlen, Geftade, Jochbrücken ze. können 
ohne Abnahme der Laft nicht an die Souverains übergehen, 
MWeggelder endlich gewähren in. det Regel keinen Vortheil, 
indem fie beſtimmt find, um Brücken und Straßen zu erhal 
ten, und vielfältig felbft von Gemeinden „als eine il 
digung filr die Straßenreparatur. bezogen werden. 

Sollte jedoch in Anſehung dev Zölle. der Souverain. in 
dem ganzen Bezirke feiner. Spoyverainitit volllommen eine 
nene Einrichtung treffen, oder ſollte überhaupt von der 
Nheiniſchen Konföderation zur Beförderung des Kommerzeg 
in Zollfadyen ein allggmeines: Reglement eingeführt werden, 
fo müßten fi) zwar die mediatijieten bisherigen: Zollbeſiher 
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gefallen Taffen, ihr Zollrecht abzutreten, aber gegen Schad— 
loshaltung. Es wäre nämlich aus den Zollvegiftern der 
gwänzigjährige Durchfchnitt von: 1786 bis 1806 zu berechnen, 
und der erfundene Betrag: dem vorherigen Zollinhdaber aus 
den neuen vom Souverain angeordneten — — Zoll⸗ 
ftätten vierteljährig abzufolgen. 
| Dies wären ungefähr einige Vorſchlage zu näherer De; 
flimmung des a6ten Artikels, welche. dahin abziefen follen, 
den Mebdiatifirten Gerechtfame zu erhalten, die auch. mit 
ihrem dermaligen Verhältniß kompatibel und von der ihnen , 
nicht zufommenden Suprematie vollkommen trennbar find. 
Man darf es von den erhabenen Geſinnungen der hohen 
‚Mheinifchen Konföderationsftande mit Vertrauen , erwarten, 
baß fie ihre nun untergeordneten vormaligen Reichsmitſtände 
‚mit gerechter Schonung behandeln. werden, welche doch wohl 
nicht ſchlimmer gehalten werden follen, als verfchiedene fchon 
in Sachfen und Wefiphalen, chemals auch in Elſaß befind: 
liche Mediatifirte, oder gar ſolche Inhaber anfehnlicher Ber 
girke in Schleſien, die nie immediat geweſen find, wie die 
Herzoge und freien : Standesherrfchaften. in. Schlefien, und 
die, bei noch fehr-anfehnlichen Vorrechten und Worzügen, 
dennoch einen fehr gut in das Ganze fi ich fiigenden Theil der 
Lande ihrer Souverdine ausmachen. 


ad art. 27. Den mediatifirten Herren verbleiben ihre Dos 
a mainen ohne Ausnahme. Alſo auch denen, 
säns ex. Welche im Jahr 1802 durch geiftliche Güter nad 
eeption. einer vorhergegangenen genauen Berechnung für 
ihre durch den Plineviller Frieden verlohrne waren entfchädigt 
worden, gegen welche aber im Jahr 1805 das Erzhaus 
Oeſterreich fein ſogenanntes Heimfallsrecht durch Sequeſtra⸗ 
tionen der im Oeſterreichiſchen gelegenen ehemals geiſtlichen 
Siter und Domainen ausgeübt hatte. Dieſe öſterreichiſchen 
Sequeſter⸗Anlegungen wurden ſchon gleich damals allgemein 
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mißbilligt. Die Höfe von Baiern und Würtemberg erklärten 
ſich beſonders nachdrücklich dagegen; der franzöſiſche Hof 
nannte noch im Jahr 1805 jenes droit d'épare ein droit 
monstrueux, und machte es zu einem der Hauptmotive der 
leßtern Kriegserklarung gegen Defterveih. Dieſe alſo widers 
rechtlich den nun mediatifirten Herren entzogenen Domainen 
und Gitter müſſen ihnen wieder frei gegeben werden, Haben 
zwar inzwifchen die Kronen Baiern. und Würtemberg felbft 
diefen nämlichen öfterreichifchen Sequefter fortgefeßt, fo war:, 
dies durch die feitherige allgemeine Ungewißheit und Unents 
"fchiedenheit veranlaft ‚worden, und Fann den rechtmäßigen 
Eigenthiimern eben fo wenig: präjudiziren, ald einige vorher‘ 
zwiſchen Oeſterreich und eben dieſen Eigenthümern abgeſchloſ— 
ſene Tauſch⸗ oder zum Theil Abtretungs-Verträge, die aber 
entweder nachher nicht in Erfüllung geſetzt werden Fonnten, 
oder über fremdes Eigenthum disponirten; folglich nicht 
rechtsbeſtändig ſeyn können, vielmehr der status quo der 
Entſchädigung wieder hergeſtellt werden muß. Auch hat 
türzlich Baiern einige ſolcher Sequeſter ſchon auf: 
— 


Les droits Es wird ſich von felbft verftehen, daß die 
er mebdiatifirten Stände, wie 1802 die ſäkulariſirten, 
ihre perfönfichen Prärogativen lebenslänglich bes 
halten. Die iibrigen Präarogativen, die ihnen nicht ausdrück⸗ 
lich abgenommen, die ſie alfo auch noch zu genießen hätten, 
müßten zugleich auf alle ihre Nachfolger übergehen, da der 
lestern Eigenthum und echte gleich heilig und gewahrt 
fern müſſen, wie die der jeßt lebenden. Im Artikel 31 
heifit es; Princes et Comtes actuellement regnants et 
leurs heritiers. Sie werden aͤlſo auch jetzt noch und in 
Zukunft gewiffermaßen als vegierend angefehen; wenigfteng 
ift die Abſicht offenbar, diefe ans dem Beſitz alt hergebrachter 
Landeshoheit gefehten Reichsftände fo wenig als immer mög: 
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lich im ihrer Würde und Vorzügen zu ſchmälern, ſondern 
ſie fremder Souverainität nur in ſo weit unterzuordnen, als 
der Zweck der höheren und mächtigeren — es durchaus 
zu erfordern ſchien. J 

Dann wären alſo 

a) die Mediatiſirten in Titeln und —— 
zu behandeln wie vormals. Sie wären im Genuß der ihnen 
durch die kaiſerlichen Diplome erworbenen Vorzüge zu belaf: 
fen, ihre Befißungen wären fortan als Fürftenthümer oder 
Srafichaften zu benennen, und ihnen ſtatt Reichsfürſten, 
Heichsgrafen der Titel deutfche Fürften, deutfche Grafen 
vorzugsmweife zu ertheifen. 

b) Hätten fie im Lande des Souverains den erften 
Rang nach den Prinzen vom Haufe, und das nämliche gälte 
auch von den Ehrenvezeugungen. Kreignete fich vielleicht 
einft-der Fall, daß die letzte Tochter eines fouverainen. Hanfes 
einen mediatifirten Fürften wder Grafen ehelichte, fo hätten. 
‚die Kinder die Nachfolge in dem fouverainen Lande. | 

c) Die Kontingentstruppen, wenn fie im Gebiete des 
Fürften oder Grafen ſich befinden, wären anzumweifer, den: 
felben die militärifchen Honneurs zu bezeugen. Auch diirfte 
in den Refidenzorten der mediatifirten Herren ein Korps der 
Bürgerſchaft ſich unter den Waffen befinden, theils für 
Handhabung der öffentlichen Sicherheit, theils zu Ehren: 
bezeugungen bei feierlichen Anläffen. 

d) Eben fo hätten die mediatifieten Herren fernerhin 
die. Erbhuldigung, das Kirchengebet, Trauergeläute zc. 

e) Die mediatifirten Herren würden ferner die freie 
und unbefchränfte Ernennung aller ihrer. Amtsftellen behalten. 
Ste hätten die eigene Beftrafung ihrer Beamten. Dieſe 
ftiinden unmittelbar „unter ihnen, und nur mittelbar in Ber: 
waltungsfachen und in Jurisdiktionsrückſicht unter den höch— 
ſten Landesſtellen; würden aber unter keinerlei Vorwand einer 
andern, weder in Juſtiz- noch Polizeiſachen, untergeordnet. 
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Die Gerichtsſtellen der wmebiatifirten . Stände würden den 
(andesherrlichen gleich zu feßen feyn;. ed wäre ihnen das 
Archivrecht zu befaffen, fo daß die landesherrlichen Stellen 
nicht ermächtigt ſeyn dürften, willkührlich ſich der Archive 
zu bemädtigen, wohl aber. jene Akten. abzuverlangen, die 
unmittelhar die droits de souverainete berühren. Endlich 
wäre zu beftimmmen , daß bei Anftellungen es nicht darauf 
anfomme, welcher Konfeffion der Anzüftellende zugethan ſey. 


Et fo Mas die. deutfchen: Neichsiehen, - deren“ die 
daux. mediatiſirten Fürſten und Grafen ſo viele beſitzen, 
*8 ſo iſt ohne Zweifel anzunehmen, da der bisherige 
römiſch⸗ deutfche Kaiſer und höchſte Lehensherr feine deutſche 
Kaiſerkrone freiwillig niedergelegt hat. und der ganze Reichs⸗ 
nerus Dadurch aufgelößt ft, daß auch der ganze Neichsichen 
verband ipso fäcto aufgehoben fey, und alles hinführo pro 
allodio befeffen werde. Nurtda, wo Samtbelehnung 

hatte, : muß das. Anwartfchaftsvecht per modum pacti fa 
miliae inter:cointeressatos beftehen bleiben, Ä 

| Was die. öfterreichifchen Lehen im Schwaben angeht, da. 
das Haus Defterreich auf alle feine Nechte und Anfprüche, 
die es in feinen. chenlaligen fchwäbifchen Beſitzungen, auch 
über Benachbarte, hatte, durch den Preßburger Frieden 
förmlich! verzichtet, nicht: aber. etwa dabei fie an einen: Andern 
abgetreten har; fie. demnach gänzlich erfofchen find: fo wers 
den. auch diefeco ipso als allodiafifirt und mit dem domis 
nio utili der nun mediatifirten ehemaligen Vaſallen vereinigt 
anzufehen fern; es wäre denn, ein: Souverain könne gegen 
den mediatiſirten Stand den Beweis führen, daß in einem 
eimzelnen Fallrein ſolches öſterreichiſches Lehen urſprünglich 
von einer beſtimmten öſterreichiſchen Beſitzung, z. B. Tett 
nang, Nellenburg, Breisgau ꝛc. relevirt habe, daß es dahin 
gehört habe, ehe dieſe Beſitzung in öſterreichiſche Hände 
gekommen, und daß es beſtändig bei dem Lehenhof dieſer 
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Provinz geblieben fen. . Syn diefem Falle gienge freilih ein 
folches Gut unftreitig ‘von demjenigen fonföderirten Souver 
rain zu Lehen, dem ſolche Befisung oder Provinz zugefallen. 

Was die eignen Lehenhöfe vieler der mediatifirten Fürs 
fien und Grafen angeht, fo wird es ſich ebenfalls von ſelbſt 
verftehen, daß diefe ihnen unverfehrt belaffen werden mitiffen. 
Insbeſondere aber, da es mehrere Gattungen Lehen giebt, 
miißte den Lehensherren frei bleiben, wenn ein Lehen ihnen 
sach Lehenrecht heimfallt, daſſelbe entweder felbft zu Behalten 
oder wieder ganz oder zum Theil zu verleihen, auch die 
Lehensabgaben nad) Verhältniß der Güter Erträgniß und 
Werth gemäfige zu ſteigern. Dazu müßten fie dann auch 
ein Lehensgericht halten können. _ 

Was die Paffiviehen der mediatifirten Stände angeht, 
fo werden folche, welche von Herren herrühren, die nicht in 
der Konföderation find, (z. B. Erbach hat Lehen von Fuld) 
nah dem Sinne der Bundesafte nicht mehr empfangen mer 
den können. Denn mie fann ein Souverain zugeben, daß 
ein feiner Hoheit unterworfener Stand einem nicht zum 
Bund gehörigen die Lehenspflichten leifte? dann find auch 
ohnehin fhon die unmittelbaren Lehen mittelbar geworden. 
Die Paffivicehen aber, welche von den neuen Souveraind 
empfangen wurden, liegen entweder im Landeshoheitsbezirk 
derſelben oder nicht. Im erften Falle haben jene das Lehen 
ſelbſt deteriorirt, im zweiten ift es ebenfalls deteriorirt und 
der Artikel 34 vernichtet alle Anſprüche der Souveraine 
unter fih. Man könnte daher wohl alle Pafjivichen der 
Mediatifirten allodinlifiren. 

Unter die droits seigneuriaux und préstations feo- 
dales, die diefer Artikel noch ausdrücklich den Mediatifirten 
zufpricht, . gehören übrigens auch die grundherrlichen Frohn⸗ 
"den, Kandlohn, Lehengelder, Movalzehnden,. Befthaunts; 
Gebühren, Leibeigenfchafts: Entlafung : Leibbeetgelder , Präs 
Ration der Leib⸗ und Rauchhühner, und überhaupt alle aus 
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der ie Setäehieniäft — der Unterthanen, Straf: 
gelder und alle Einkommen aus der Niedergerichtsbarkeit, 
von Köntraktserpeditiönen, Ertheilung des Bilrgerrechts, 
der Heirathslizenzen, Rekognitionsgelder von Ein; und Aus: 
wanderungstonfenien, Schutzgelder von Juden imd Chrtften, 
Annahmegelder von Handwerkern, Mihlen: und Wafferzinn? 
fen, Srundzinnfen, Grundpächte, Kameral-Vermögensſteuer, 
das bisher ausgeübte Abzugsrecht ꝛc. Das Recht der Nach⸗ 
ſteuer gehört um ſo mehr zu den Patrimonialgerechtſainen, 
als es bisher nicht nur von den Erbgerichtsherren Auf (and: 
fäfjigen Rittergütern „ſondern auch ſelbſt von Mediat⸗ und | 
RER ausgeübt worden iſt. 


Jurisdie: - Er Kriminalſachen behielten eh die 
— mediatiſtrten Flirften und Grafen: nicht nur den. 
w. Bub Blutbann - oder das Zentgeriht (jurisdiction 
tiere eri: basse), ſondern auch die Malefi;, jus gladir 
minelle .{jurisdietion moyenne); welches ſelbſt mehrere 
Landftände in Baiern — la classe la plus. privilegiee — 
auch die Grafen Fugger wirklich haben. Sie verlöhren aber 
das Jus aggratiandi et commutandi poenam. Alſo bliebe 
ihnen das Recht, durch ihre Gerichtsbehörden die General⸗ 
und Spezialinquiſition auszuüben, Urtheile zu ſprechen und 
zu. vollſtrecken. Die Urtheile auf Todes- oder dein Tod 
nächſtkommende Beſtrafung (denn nur infamirende, Leibes⸗ 
‚und Lebensſtrafe nach ſich ziehende, Verbrechen werden als 
Kriminalverbrechen angeſehen) würden aber vor der Publi⸗ 
kation und Vollziehung an die Oberbehörde des Souverains 
einzuſenden ſeyn, und dieſer käme es alsdann zu, ſie Nach 
Befinden, entweder ans Begnadigumg des Souverains zu 
mildern, oder wo ſie zu gelinde waͤren, — ohne diesmalige 
Verſchärfung jedoch — das einſendende Gericht für die Zur 
kunft zurecht zu. werfen, Alle iibrigen Vergehungen würden 
als BI RB, und von den herrſchaft⸗ 
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lichen Gerichten ausſchließend abgeftraft. Fiele daher die 
Strafe fiir das Zuchthaus aus, -und es befände fich in dem 
Gebiete des ftrafausfprechenden Gerichts eine Zuchtanftalt, fo 
gefchähe die Vollftvefung dafelbft; fo wie auch mit Gefäng: 
niß und Kettenoufe. Wäre aber feine folche Anftalt vorhans 
den, fo würden die Sträflinge in das Zuchthaus des Sour 
verains gegen billige Entrichtung überliefert. 

Das Kriminalgericht würde übrigens bei der Urtheik 
fällung die beftehenden peinlichen Gefeße des Souveraing für 
die fommenden Fälle beobachten. - 


‚Jurisdic- Hieraus wird fih ergeben, daß die Forſt⸗ 
* — offizianten der Souverains ſich in die Forſtöko— 
— nomie und den Genuß des Privatforſteigenthums 
der mediatiſirten Herren nicht miſchen, auch deren 
Gerechtſame und ihnen zuſtehende Aufſicht über die zu ihren 
Gütern gehörigen eigenen, Dorfs-, Gemeinde-, Pfarr-, 
Bauern-Waldungen und Hölzer keineswegs beginträchtigen 
dürfen. Die Forft: und: Jagdgerichtsbarkeit, die geſetzmäßige 
“Unterfuhung. und Beſtrafung dev; in den: Revieren der 
Mebdiatifirten . vorfallenden Forft: und Sagd:Erzeffe würden 
ihnen ausſchließlich gehören. | j 
| Patronage. Das jus circa sacra ift ein fiir die mediati: 
firten Stände fehr intereffanter Gegenftand. Es würde hier 
zu flatuiven ſeyn, daß ihre Pfarreien und geiſtlichen Bene: 
fizien in statu- quo. verbleiben jollten,, .d. h. von den Sou⸗ 
veraing nicht willkührlich zertheilt und die Pfarr : Reveniien 
vermindert werden’ dürften, als wodurd ‚die Wichtigkeit des 
Patronatrechtes ungemein geſchmälert wilde. Es follten 
ferner Ausländer wie Inländer, wenn fie verdiente und vom 
Bischoff geprüfte Männer waren, als Pfarrer und Schul: 
lehrer von der Herrfchaft angenommen und präafentirt werden 
können. Die Kirchenfabriken ſollten unverleßt, und den 
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mebiatifirten Herrſchaften bie Pfleger zu beftellen überlaffen 
bleiben; nur würden leßtere gehalten feyn, landesherrlichen 
Kommiffarien, wenn es begehrt würde, die Rechnungen abs 
zulegen. | | 


Milde Stiftungen, vorzüglich ſolche, die von den fürſt⸗ 
lich⸗ oder gräflichen Familien ſelbſt errichtet worden ſind, 
ſollten vom Souverain nicht aufgehoben und wieder eingezugen 
werden können; dem mediatifivten Herrn aber müßte es 
unpräjudizirlich frei ſtehen, dieſe feine eigene oder Familien; 
ftiftung über kurz oder: lang wirklich aufzuheben und einzu⸗ 
ziehen, oder zu einem andern frommen und nützlichen Zweck 
nach eigenem Belieben zu verwenden. Es verftiinde fich 
übrigens dabei, daf | nicht wider die allgemeinen Landesgeſetze 
hierinfalls gehandelt würde. Wollten die mediatiſirten Herren 
in ihren Herrſchaften neue geiſtliche Stiftungen errichten, ſo 
würde ihnen auch dies frei ſeyn, und das Recht, fie ſelbſt 
wieder aufzuheben und einzuziehen, verbleiben. Den media⸗ 
tifivten Herren bliebe ferner auch der Genuß der Kirchen⸗ 
und Pfarrvogteirechte. Uebrigens unterwürfen fie ſich dem 
Landesbiſchoffe, welchen der Souverain erkennen und ernen⸗ 
nen würde, und deſſen Konſiſtorio. Endlich verbliebe auch 
die Beſorgung und Verwaltung der Spitäler und Armen— 
anftalten unter, landesherrlicher Aufficht den mediatifirten 
Fürften und Grafen in ihren Herrſchaften, und diefen wäre 
zu überlaſſen, die Einkünfte derfelben nach ihren Stiftungs:; 
oder Errichtungszwecen zu verwenden, k 
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Et au- Hierunter erden wohl befonders noch alle 
* — nützliche Regalien zu verſtehen ſeyn, da den 
meediatiſirten Herren die Einkünfte ohne alle 
Schmälerung belaſſen bleiben ſollen. Doch wäre es gut, 
wenn alle namentlich beſtimmt würden. ee | 
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La classe Auch hier wäre eine weitere Beſtimmung 
’n Hu nothwendig. Es if nämlih möglich, daß in 
— einem Lande gar feine privilegirte Klaſſe exiſtirt, 

und daß auch kein Prinz vom Hauſe Domainen 
beſitzt. Höchſtbillig würde es ſeyn, allgemein feſtzuſetzen, 
wie dies auch bereits durch den Artikel 32 begründet zu ſeyn 
ſcheint, daß den ſo viele große Opfer bringenden Fürſten 
und Grafen die Steuerfreiheit ihrer eigenen Güter da belaſ⸗ 
fen würde, wo nicht folche Güter ſchon in den Ruſtikal⸗ 
kataſtern ftünden; daß höchftens nur in Kriegszeiten Steuern 
von denfelben erhoben werden dürften; und in jedem Fall, 
daß die mediatifirten Herren und ihre Lande nicht zur Ab: 
tragung früherer auf dem Eigenthumslande des Souverains 
haftenden — und Landesſchulden angehalten werden 
könnten. 

Ein ſolches allgemeines Statut würde alle einſeitige 
Willkühr und ungleiche Behandlung unmöglich machen und 
eine große Garantie fiir die Erhaltung des bisherigen Kohl 
flandes der mediatifirten Familien jeyn, Denen man mit 
ihrer Unmittelbarkeit doch diefen nicht entziehen wollte. Es 
könnte dann unter dem Vorwand, daß z.B. ein Souverain 
von nun an feine eigene Domainen befteuern wollte, dem 
bisher fteuerfrei gewefenen Fürften oder Grafen dennoch feine 
neue Veränderung aufgedrungen werden, wobei er nur alleitt 
Laft trüge, ohne daß wieder Vortheil davon auf ihn zurück 
fiele, welches fiir den Souverain bei der Sefteuerung jeiner 
eigenen Güter gleichwohl der Fall if. | 

Aus gleihem Grund, und zum Theil des bisherigen 
Befikftandes wegen, würde es ebenfalls billig jeyn, zu ver 
ordnen, daß auch alle Gfieder der mediatiſirten ehemals 
veichsftändifchen Familien die Befreiung vom Abgaben aller 
Art, die Zollbefreiung aber auch für ‚ihre Bedienſtete und 
Eigenthum innerhalb des Landes ihres Souverains; endlich 
die Poſtfreiheit, da, wo ſie eigenthümlich erworben und her— 
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gebracht war, unter gewiſſen Modiftkationen innerhalb 
ie konföderirten * zu geniehen hätten. 


Vendüs, Mediatiſirte Güter können —— fremden 
Souverain auſſer der Konföderation verkauft werden. Der 
eigene Souverain aber wird nicht mehr verlangen können, 
als das Einftandsrecht über einen bereits geſchloſſenen Ver—⸗ 
kauf; nicht aber das eigentliche Workaufsvecht, weil alsdanır 
zu beforgen wäre, daß folhe Güter dem Verkäufer abge: 
dDrungen werden könnten. Dabei würde aber auch noch zu 
beſtimmen feyn, innerhalb welcher Zeit der Souverain fich 
erklären könne, od er das inftandsrecht ausüben wolle oder 
nicht. Auch wird ja wohl ein Mediatifirter feine Güter 
einem andern Souverain Innerhalb der Konföderation ohne 
Hinderniß verfaufen dürfen. Endlich wird billig feſtzuſetzen 
fepn, daß, wenn ein mebdiatifirter Herr feine Domainen und 
Rechte. verkaufen will , diefer. Verkauf frei von allen Abgaben 
geſchehen könne. 


adart.28, Die höchfte Gerichtsbarkeit barimn auch die 
Juges par mediatiſirten Fürſten oder Grafen ſelbſt. Sollte 
— ſich einer eines Kriminalverbrechens ſchuldig ge: 
macht haben, ſo wird hier auf eine privilegirte Inſtanz, 
auf ein judicium parium verwieſen. Es würde hier num 
auch etwa zu beftimmen feyn, daß der Chef der Familie des 
Beklagten diefe Pairs, Beiſitzer, aus einer oder mehreren 
der ſeinigen an Würde gleichen Familien vorzuſchlagen, und 
der. Souverain drei derſelben und 2 Rechtsgelehrte zu ernen⸗ 
nen hätte, doch mit Vorbehalt des ge des Beklagten, 
Vorgeſchlagene zu perhorreſziren. 

"Allein es ergeben ſich hier noch eine Menge andrer 
Fragen, die, eben ſo nothwendig eine Beſtimmung haben 
müffen. Als: Wer erkennt, ob ein’ mediatiſirter Kerr krimi, 
nell zu behandeln ſey? Wer entſcheidet über die Vorfragen? 
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Wer fequeftrirt die Revenüen des Kondemnirten ? Der 
Landesherr oder die Pairs, oder die Familie des Kondem⸗ 
nir⸗en? Das erſte würde ſehr bedenklich ſeyn. 

Doch möge nie dieſe Beſorgniß eintreten, beſonders 

bei der bekannten preißwürdigſten Gerechtigkeitsliebe der jetzt 
regierenden Souveraine! 
Mit voller Analögie läßt ſich aus. dem vorftehenden nun 
auch auf ein forum privilegiatum fiir die mediatificten 
Herren in Civilſachen fchließen, wie «8 die Krone Baiern 
auch mwirklih den Herren Grafen Fugger zugeftanden hat. 
Denn wie fränfend wäre es nicht fiir ehemalige Reichs— 
fände, wohl gar in perfönlichen ‚Klagen untergeordneten 
Stellen ihrer vormaligen hoben NReichsmitftände unterworfen 
zu ſeyn! Ein folches forum, privilegiatum würde aber 
etiva eine befondere Kommilfion oder Gericht feyn, welches 
der Souverain beftellte und an welchem Die RER rten 
belangt werden dürften. 

Endlich, würde beſtimmt werden müſſen, wo das Forum 
derjenigen mediatifirten Herren wäre, deren Befißungen nns 
ter mehrere Souveraine vertheilt worden find; auch daß 
wegen aller vor der. Mediatifl irung begangener Handlungen. 
weder die Herren, noch ihre Beamten den neuen Souverains 
reſponſabel zu feyn hätten. 


ad art. 29. Nebft den Krrisfchulden exiſtirt auch noch ein 
en n großes Quantum rveichsritterfchaftliher Schulden. 
cercles. Ohne Zweifel werden auch diefe auf die Nitter: 
güter nach ihrem Spezialkatafter vertheilt werden. 
So werden auch die Rreisaftiva und beim ſchwäbiſchen Kreife 
ingbefondere der Synvalidenfundus zu vepartiren fommen. 


adart. 30.. , Die allgemeine Regel wird wohl der Natur 
Les dettes der Sache, nach diefe feyn müffen: da die Schuß 
propres. den, von welchen in dieſem Artikel die Rede iſt, 
zweierlei ſind: Landesſchulden und Herrſchaftsſchulden, ſo 
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fallen erftere, ‘die Landſchaftsſchulden, nothwendig von um 


an dem Souverdin ganz zur Laft, der auch die Landfchafte; 


abgaben;, Steuern, bezieht. Die andern, die herrſchaftlichen 
Schufden aber verbleiben‘ dem mediatifirten Herrn, auſſer 
in fo weit, als auch auffer den Steuern der Souverain fonft 
noch einen, fändigen in-einem zojährigen Durchfchnitt bes - 
rechenbaren Ertrag aus feinen Hoheitsrechten zöge; dann 


trägt er nach dem Verhältniß diefes Ertrags zu den verbleis 


benden. fämmtlichen übrigen Reveniten des mediatifirten Herrn . 
auch an. deffen Kammerſchulden bei, oder entſchädigt den 
mebdiatifirten Herrn, deffen Revenüen durch jene landesherr⸗ 
fihe "Einnahme gefchmälert find , dafür, daß er etwa nicht 


auch verhältnißmäßig «an der Kammerſchuld mit beitragen 


wollte, durch Realitäten oder in andre Weiſe. 

Zu dieſen Kammerſchulden gehören nun’ aber nicht nur 
die Hausſchulden, die auf dem Land hypothezirt find, ſon⸗— 
dern auch (bei den erſt durch den jlingften Neichsdeputationgs 
Abſchied erhaltenen Entfhädigungslanden, melde wegen den 
darauf haftenden Laften und temporären Leiſtungen von den 

Entſchãdigten faſt gar noch nicht genützt werden konnten) 

die Penfionss und geiftlichen Oufentationslaften;, aufgelegten 
ewigen Renten m. ꝛc. 

Endlich miihte der’ Vermittler beſtimmt werden, auf 
den Fall, dal; die Partheien bei der Sähutbenvertfeitung. im 
Site nicht ſich * —— könnten. 
— art. 31. — dieſe — könnte das Schic: 
Bourvü . ſal der — der Neglerung entſetzten, in mehreren 
que ce soit 
Ze Staaten poffefiionirten Stände ſehr erſchwert 

werden. Benachbarte Staaten könnten als Re— 

—— die nämlichen Maaßregeln eintreten laſſen, oder 
Boch die Revenüen det abweſenden Güterbeſitzer mit ſtarken 
Abgaben beſchweren. Es ſollte daher den mediatiſirten Fürſten 
und Grafen wicht derboten fein), Hei austdärtigen Mächten‘ 
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in Civit- und Militärdienſte zu treten, oder in denen, in 
welchen fie ſchon find, zu verbleiben, Auf den fehlinimfien 
al aber wird wohl nur die Rede von dem eigentlichen 
Domiziliren oder Reſidenzmachen ſeyn, ba doch den mediatis 
‚firten Herren nicht geboten feyn wird, das ganze jahr 
innerhalb des Konfüderationsftaatgs zu wohnen; befonders, 
won fie noch auswärtige Beſitzungen haben, die doch zus 
weilen ihre Gegenwart erfordern; fonft ware ja ihre pen 
fönlihe und natürliche Freiheit offenbar dadurch verfekt, 
alle Familienpakten und Majoratsbegründungen erfchiirtert, 
und nach bereits fo fehr verkürzten Ausjichten auf Ber 
forgungen bei den erlafchenen Domfapitein und eingegogenen 
Drdensgütern, auch alle Ausfi ichten auf andere a a 
abgeichnitten. 

Deretirer Die Mebdiatifivten Fünnen ihre Einkünfte hu 
leurs re: ziehen, ohne daß fie von den Souverains irgend 
— droits oder impöts unterworfen werden dürften, 
Dies gilt folglich auch von den Domainen, von den Gütern, 
aus welchen jeng Einkünfte bezogen werden, Denn weny 
Aufiagen auf die Güter gelegt werden könnten, welche den 
Mediatifirten eigenthiimlich gehören, fo wiirde dies ja die 
Reveniien der Medigtifirten felbft eo ipsa vermindern und 
die im dieſem Artikel ſtipulirte Befreiung der Revenüen von 
Auflagen wirde nur illuſoriſch ſeyn und wenig nützen, wenn 
nicht auch die" Güter davon befreit wilden, 


adart, 3%, Die Kreiss Kollegials,. landſchaftliche und 
— nn andere Beamten der Fürftenthiimer oder Herr: 
ployes. a..Maften, einzeln, oder callectivement,, welche 
V’adminis- in ihren Stellen ‚nicht mehr. «erhalten. weuden kön⸗ 
tration nen oder wollen, ſind zu penſioniren, gleich den 
puhligue, gWeamten deſſelben ange: in enem Staate, 
welchem die nun mediatiſirten Herren des Beamten zugefallen. 


⸗ 


Hier hängt wieder auſſerordentlich vlel von der Erhaltung 
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der zweiten Inſtanz ab, oder es wird eine Menge Diener 


brodlos, welchem Unglück ſelbſt die Penſionirung nicht abhilft. 


Beſtimmter würden hier nachſtehende Fälle feſtzuſetzen ſeyn:? 


a) Daß es dem vorigen Landesherrn frei ſtünde, welche 
Diener der ädministration publique er behalten oder an 
den neuen Landesherrn übergehen faffen wolle, 

-b) Daß indeffen alle dermalen angeſtellte Staatsbeamte 
ohne Unterſchied, die blog herrſchaftlichen Kameralbeamten 


alſo allein ausgenommen, nach abgelegtem Subjektions- und 


Dienſteide von dem Landesherrn beſtättigt würden; dem 
Mediatiſirten aber zu geſtatten ſey, einen auch dieſer ſeiner 


Näthe zu benennen, welcher nicht verpflichtet wiirde, und 


dem mediatiſirten Herrn gleichſam als Kommiſſarius aus: 
fehließend verbtiebe. 
0) Daß der mediatiſirte Herr in Entlaſſung der Sean 
ten die Landesgeſetze zu beobachten habe. | 

d) Daß, wenn auch ein Staat, an welchen zu pen 
fionirende Diener fallen, fein Penfionsgefeß oder Neglement 
hätte, dieſe doch in feinem Fall der bloßen Gmade oder 
Willkühr des Pandesheren zu überlaſſen wären. 

e) Daß es folchen Dienern, welche bei der neuen Dr: 
ganifation ihre bisherige Stelle nicht finden, frei ſtehen folle, 
ob fie neue Dienfte nehmen oder ihre Entlaffung begehren 


* 


wollen und daß fie im letztern Falle ihren vollen Gehalt mit 


Emolumenten und Aceidenzien nach einem Durchſchnitt von 
10 Jahren angeſchlagen, und in Geld fixirt entweder ale 


‚Menfion jährlich, oder wenn ſie wollen, durch Abfindung mit 
‚einem Kapital'eins für allemal erhalten; auch erftere, fo wie 


letzteres an einem Drt fünnten, wo fie ed fiiv gut 


finden. 


f) Daß fle bei einem etwaigen Abzug aus dem Sande 
des Souveraind von-dem zu — Vermögen * 


feuer fe bteiben. | ENTER 
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8) Daß den Witten der verftorbenen Diener kebens; 
länglice Penſionen belaffen würden. 


Die königl. baieriſche Erklärung vom 16. Auguſt 1806 
wegen Aufhebung des fränkiſchen Kreiskonvents hat auch 
bereits ſchon obige Verbindlichkeit im Allgemeinen anerkannt, 
indem man ſich darin vorbehält, unverweilt mit den bethei— 
ligten Höfen in Korrespondenz zu treten, um die Suſtenta— 
tion des Kreisdienſtperſonals in gerechte und angemeſſene 
Ordnung zu bringen. Ganz gleiche Bewandniß hat es mit 
den verſchiedenen gräflichen Kollegialdienſtperſonalen, die auch 
nicht in ihren vorigen Anſtellungen erhalten werden können. 
Die Gerechtigkeit des allerhöchſten Garanten des Rheiniſchen 
Bundes iſt auch den Mediatiſirten Bürge, daß hier wie da, 
wo Er als Mitvermittler auftrat, der Penſionenpunkt nicht 
nur als eine Sache der vorzüglichſten Billigkeit, ſondern 
auch der ſtrengſten Gerechtigkeit angeſehen und der deutlichſten 
Beſtimmungen gewürdigt werden wird, Die öffentliche Mei 
nung, und was. nocd mehr ift, die Menjchlichfeit fordern 
hiezu auf,' da Unrecht an diefen Individuen verübt, durch 
fein Zeitalter ausgelöſcht wiirde, in feiner rin ver; 
geffen werden könnte. | | 


ad art. 34. Hier ift von Anfprüchen die Nede, welche 
Renon- Souveraine wechfelfeitig gegeneinander ‚haben kön— 
nen. Man ift von dem Grundſatz ausgegangen, 
daß ſie durch die erhaltene Vergrößerung hinlänglich für alle 
dergleichen Prätenſionen entſchädigt worden ſeyen. Da es 
ſich nun Aber ganz anders bei jenen Fürſten und Grafen vers 
hält, die ihre ganze politifche Eriftenz, Vorzüge und Vor: 
theife verlieren, da deren Anfprüche weder ausdrücklich noch 
fkillfchweigend aufgehoben find: fo ift es Elar, daß ihnen 
ſolche, vor wie nach verfolgen zu können, vorbehalten bleibe. 
Um indeffen jeder willührlichen Auslegung zuvorzukommen, 


235 


wiirde diefer Vorbehalt namentfich auszudrücken feyn. Unter 


Ansprüche diefer Art gehören unſtreitig wohlhergebrachte 


Succeſſionsrechte bei Exlöfchung von: fürſtlichen und gräflichen 


Familien; ferner Mitbelehnung und. Lehens⸗Anwartſchaften 


von Fürſten und Grafen, auf ſelche Lehen, die durch dieſen 
Artikel allodialift vet werden dürften. In ſolchen dürfte die 
Anwartſchaft auf das dermalen allodialiſirte Lehen, auf den 
Erlöſchungsfall der Familie des Souverains, wenigſtens in 
Rückſicht der Allodial : und Domanialbefikungen und Ein: 
künfte, nach wie vor vefervirt bleiben. 

Soviel von den Rechten der ne die fie aus 
dem Verluſte ihrer Unmittelbarfeit noch zu vetten hoffen 
direfen. Soviel von den Verbindlichkeiten der Souveraine, 
- die die Weisheit und Mäßigung derfelben anerkennen wird. 
Mehr als die Macht der Gouvernements wird ihre Güte 
ihnen jene Stände unterwerfen und-auf immer eigen machen, 
die ein höherer Wille ihnen jeßt anvertraut hatz und wenn 
auch jene neue, Souverains fein Geſetz auf dieſer Erde bindet 
‚und fie feinen Herrn und feine Macht über ſich erfennen, fo 
wird fie eigner Wille und ihre Achtung für die letzten 
Staatsopfer binden, daß ſie ſich von freien Stücken Geſetze 
auflegen, welche die Verhältniſſe ihrer alten und neuen 
Unterthanen unter ſich und zu ihnen beſtimmen, das Eigen: 
thum an Gittern und Rechten beider fihern, und den 
Defi tzſtand der letztern ehren, der nicht unverträglich it mit 
ihrer ch 


— ———— — ⸗ 
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Großherzoglich Badiſche Verordnung, die bürger: 
lihen Berhältniffe der Religiofen aufgehobener 
Stifter und Klöfter beiberlei Geſchlechts betref: 
fend. | | 





Wier Carl Friedrich, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Baden, Herzog von Zäh— 
ringen ꝛc. ꝛc. 


Zu Beſeitigung aller Ungewißheit über die bürgerlichen 
Verhältniſſe der Religiofen aufgehobener Stifter und Klöſter 
beiderfei Gefchlechts wird zur allgemeinen Wiffenfhaft und 
Nachachtung anmit verordnet: 


ı) - Alle ſolche Religiofen find von dem Tage der ihnen 
eröffneten Aufhebung ihres Klofters an, aller Staatsver: 
bindlichkeit des Gelübdes der Armuth und des klöſter— 
lichen Gehorfams entbunden. 

2) Ste ftehen daher von biefer Zeit an, in Bezug auf 
ihre bitrgerlichen Lebensugrhältniffe, nicht mehr unter der 
Gewalt ihrer Ordengoberen, fondern unter den betreffenden 
aeift: und weltlichen Staatsbehörden; legen die Ordensklei— 
dung, welche fie etwa noch tragen, entweder fogleich oder 
wenigſtens alsdann ab, wann fie abgetragen ift, und find 
berechtigt, durch Erbfchaft und auf jede andere geſetzmäßige 
Meife zu erwerben und Eigenthum an fid) zu bringen. 

5) An diefem erworbenen Eigenthum fteht ihnen indeffen 
nur die, lebenslängliche Benutzung zu ihrer Nothdurft zu. 
Sie können daher bei Lebzeiten feine - Veräufferung ohne 
obrigkeitlihe Einwilligung, welche die Nützlichkeit ihrer 
Dispofition bewähre, vornehmen, und haben demnach die 
Provinziaftollegia dafiir zu forgen, daf die ihnen zugefalienen 
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Kapitalien in öffentlichen Fonds angelegt, unbewegliche Gü⸗ 
ter aber in den gewöhnlich gefeklichen Wegen gegen Veräufs 
ferung ſowohl als gegen Verfchuldung ſicher geſtellt werden. 
4) Jedoch iſt dieſes ihr Vermögen nur zu Lebzeiten 
unveräuſſerlich und ſteht daher den Religioſen frei, über 
ſolches von Todes wegen durch letzte Willensverordnungen 


oder auf ſonſtige geſetzmäßige Art nach Wohlgefallen, nur 


nicht zu todter Hand auſſer Landes, zu disponiren. 
So weit übrigens einer oder der. andere ſolcher Mefis 
giofen zu feiner Gewiffensberuhigung, der oben bemerken 
Punkte wegen, auch die Beijtimmung feiner geiftlichen Obrigs 
keit nachfuchen will, dem fteht folches frei, und werden ſie 
dort auch billige Willfahr finden, da man: zu den Ordinas 
riaten das gerechte Vertrauen hegt, daß fie der Abficht der, 
Staatsgeivalt nicht entgegen handeln, vielmehr die Beruhigung | 
dev Gewiſſen bei deren Befolgung fördern, mithin keine 
Beſchwerde bei der weltlichen Macht veranlaſſen werden. 
Geegeben Carlstuhe im großherzoglichen geheimen 5 
den zoten Mai 1807. 


Stariftifche Nachrichten von dem großherzogl. hef: 
ſiſchen Oberfürftenthum Heſſen. 





DALE haben im fünften Hefte eine Hauptüberſicht des 
Fürſtenthums Starkenburg geliefert, und wollen nun eine 
gleiche von dem Oberfürſtenthum Heſſen mittheilen. 


A. Souverainitätgs 





gänderxr 





I. Landgrafichaft Heffen: Homburg . 2... — 
II. Stollbergiſche Grafſchaft Königſtein: 
| a) Stollberg » Werningerodifcher Anthel -. .» 
B) Stollberg: Ortenburgiſcher Autheili... 
Ta. Herrſchaft Schlik . 2... en ch 
N Fürſtlich und gräflich Solmſiſche Bänder: | 
a) Solms: Braunfels 2 22er. 
b) Some:&ih . » 0.2 ee. 
ec) Solms⸗Laubach.. 2. 
4) Some: Rödelheim - 2 re 
e) Solms: Wildenfld . » » 0 0 0 0. 
V. Grafſchaft Wittgenftein und Berleburg: - s 
a) Belebung 2 000 een 
b) Wittgenftein . 2.2. 0. - J F 
VI. Riedeſeliſche Herrſchaft...... — Ei hr 
YIR Burg Friedberg und Herrſchaft — 
a) Burg Friedbergiſche Beſitzungen... 
b) Herrſchaft Ilbenſtadt ... —— 
VIII. Ritterſchaftliche Beſitzungen nebſt — Ordens⸗ 
Kommende. 2. , 





Summe 














Ä 239 
Lande. ee 
— — — — — — — 
22 Aemter |: | Schlöſſer, 
23 oder !Scädte Fiecken | Dörfer,! Höfe, | 
F® Igeri see + Mühlen Häufer . Seelen 
Weien | ganz oder um Theil 
2 1 Pie 8 6 ırıı | 6366 
—* fa 6 7 | 580 | 3508 
1:2) =) 60 7 474 | 2832. 
3%, ı 2 - 1.16) 14 |. 1256 "6500 
| 3. 4 3 2 15 | 14 3 2000 | — 
VAT 1 ı | 9| .5 | zı3ı | 5750 
8 2 1 ' 2 I 8|: 13 ı210 | 6055 
| —* * 6.143, 4 . 10 1080 5183 
| a 
YA! * se — J Big, 6275 
5 5 i | 7 38] 18°) göo | 758g 
41|1|61! ı 2195| 3 ı492 | 8626 
ey 5 | ı | 4.1 i2 | eK 1400 8086 
— 4.| >40 
ey 8 - 158 11 8 670 | Ime 
35 145 | 14 Isa 1178 [186 1 14088 | 8agoo 
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B Eigenthümliche Bande, 











. [did | vBolts⸗ 
Aemter Städte | und Süäuſer Menge 
| | Dörfer | 
1. Biefen (Stadtamt). - 2 ö | 1128] 7688 
2. Gieſen (Landamt) . » 1 20 |-ı897| 10713 
3. Allendorf 2. 2.0. . 1 8 | 745] 4429 
4. Alsfeld . 1 5 | 40 | 5187| 18084 
. Dattendbrg .: . « 1,9 14 ! 1009 656 
6. Diedenloyf : . vo. 1 | 17 | 10 6201 
7. Bingenheim . 2.» - 8 | 952] 4883 
6. Blankenſtein Eee Sr Fr — 47 1846 11810 
g. Burggemilnden . . + - 71 4826| Sı73 
20. Butzbach.. ı 9 1058| 4671 
12. Grebenau . 2... 1 2 109 
ı2. Grünberg . . ., 1 dı | 2183| 1144 
15. Homburg an. det Ohm . 1 14 | Bog| . 4883 
14. Hüttenberg . - 7 729 5 

— Baht oder Herrſchaft Inter - 20 | 732 * 
16. Königsberg 1 9 | 7341 3608 
17. Midda . en. ° | 1 17 | 1926) 6020 
18. kifbrg - - » 0. 0. 1 ı8 | 1499 7944 
19. Hberroßibad) — 1 1 2350| 1366 
20. Schotten und Stornfels 1 ı0 } ııo2| 546 
91. Storndütf. » » ..» - 1 131 8 
22. Ulrichftein .. 1 3ı | 2013] 10758 
23. Vilbel und Kodenburg . - 7 — 3944 
1 m, 37] 1999 


24. Friedberg 2. + + - 
| | Summe 2ı | 844 |262026 146143 














Das yanze Oberfürſtenthum hat mithin 67 Aemter oder 
Gerichte, 35 Städte, 542 Flecken und Dörfer, ohne die 
einzelnen Höfe, Schlöſſer und Mühlen, deren Zahl fiber; 
haupt auf 3Bo angegeben wird, 40514 Käufer und 206545 
Einwohner. Der Flächeninhalt der eigenthümlichen Rande 
wird nad) einer neuern Berechnung auf 57 %, Duadratmeilen 
angegeben, ſo, daß das ganze Oberfirftenthuin’ go %, Qua: 
deatimeilen ausmacht. Mithin kämen auf eine Quadratmeile 
2489 Seelen. Nach der Zählung von 1805 betrug die Volkes 
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zahl nur 130744 Seelen; fo, daß alfo das Sand in zwei 
Jahren einen Zuwachs von 16899 Seelen erhielt. 

Das Heſſen⸗ Homburgiſche wurde bisher ſowohl nach 
dem Flächeninhalte, als in Hinſicht auf Volkszahl zu hoch 
angegeben. Man nahm 2 Quadratmeilen und 7000 Eins 
‚wohner an. ‘Der Stollbergifche Antheil an der Grafſchaft 

Königftein wurde bisher zu ı 4 Quadratmeile- mit etwa 
4500 Seelen, folglich. faft um 2000 Seclen zu gering ans 
geſetzt. 

Die Herrſchaft Schliz, welche vorhin im reichsritter⸗ 
ſchaftlichen Verbande ſtand, und zum buchiſchen Quartier 
des Kantons Rhön und Werra gehörte, bildet ein geſchloſ⸗ 
ſenes Gebiet, umgeben auf zwei Seiten vom Fürſtenthum 
Fulda, auf einer vom Kurheſſiſchen und gränzt nur auf 
einer mit dem Großherzogthum Heſſen. Dieſer Herrſchaft 
iſt in der Konföderationsakte nicht gedacht, obſchon die 
ritterſchaftlichen Beſitzungen des Freiherrn von Riedeſel be; 
ſonders angeführt ſind. 

Von den fürſtlich und gräflich Solmſiſchen Landen wer; 
den wir noch beſondere Aufklärungen geben. Von den Witt⸗ 
genſteiniſchen Landen hatte man bisher blos Schätzungen. 
Für Berleburg nahm man 354 Quadratmeilen, aber g000 
Seelen, folglid) 2750 Seelen zu viel an; für Wittgenftein 
5 bis 6 Quadratmeilen und 11000 Seelen, folglich 3611 
Seelen mehr an. J 


26. 
Einige Nachrichten vom Naſſauiſchen Oberappei 
tionstribunal zu Hadamar, 








Dem Geſammthauſe Naſſau wurde vermöge $. 35. des 
jüngſten Reichsdeputationsfchluffes von 1809 das unbedingte 
| 16, 
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Privilegium de non appellando ver williget, und zwar für 
feine alten und neuen Beſitzungen. Es war mithin noth— 
wendig, flatt des Keichstammergerichts ein eignes gemein: 
-fchaftliches Oberappellationstribunal zu errichten, welches. auch 
am Sten Julius 1804 zu Hadamar inftallirt wurde. Zu 
feinem Wirkungskreife wurden ihm angewiefen: a) die alt 
Dranifchen Lande; b) die von Dranien neu erworbenen, 
nämlich Fulda, Corvey, Dortmund und Weingarten; c) die 
ale Naſſau-⸗-Uſi ngiſchen, ſammt allen neu hinzugekommenen 
Beſitzungen; d) die alt und neu Naſſau— Weilburgiſchen 
Lande. 

Die Mitglieder des Gerichts, nämlich Präſident und 
ſechs Räthe, leiſteten daher dem Geſammthauſe Naſſau ihre 
Dienſtpflichten, und der vormalige Reichskammergerichts— 
Aſſeſſor Freiherr von Dalwigk wurde zum Präſidenten mis 
dem Karakter als Sefammt: Geheimerrath und dem Prädikate 
Erzellenz ernannt. 

Nach der vom Herrn Großherzoge von Berghek. k. H 
vermöge der» Parifer Konföderationsakte vom ı2tem Julius 
1806 gefihehenen Befikergreifung der alt Dranifchen Staäten 
(mit Ausihluß von Dies) wurde das Hadamarer Tribunal 
von demfelben provifortfch beibehalten, und deſſen Mirglieder 
leifteten dem Großherzoge auch nur proviforifch den Dienfteld. 
Durch ein Reſkript des großherzoglihen Minifteriums zu 
Düpffeldorf vom 4ten April 1807, welches wir in der Anlage 
abdrucken laffen, trennte fi Berg vom Tribunal und begehrte 
die Verabfolgung der aus den alt Dranifchen Panden einge: 
fandten Akten an das’ Oberappellationstridunal zu Daffeldorf, 
die auch fofort bewirkt wurde. - 

Tach gepflogenen NMegotiationen zwifchen den Beiden 
Minifterien zu Dirffeldorf und Wiesbaden wird aber dad 
Tribunal, der Bergiſchen Trennung ohngeachtet, feine Funf; 
tionen im Herzogthum Naſſau, fo wie im Fulda⸗, Corvey⸗ 
und Dortmundiſchen (den Befehlen der in den drei ae 
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Landen befindlichen franzöfifchen Gouverneurs zufolge) bis 
zum Frieden in Hadamar (alfo in einer unter der Sou— 
verainität des Großherzogs won Berg flehenden Stadt) forts 
feßen; nur bedient es fich bei Ausſertigungen in die Fulda, 
Corvey: und Dortmundiſchen Lande des kaiſerl. franzöfi jchen 
Siegels und der Courtöijie: 
»Unter faiferl, königl. franzöfifcher prodiforifcher Landes— 
»Adminiftrarion Fuldiſches (Corvey⸗, Dortmundiſches) 
»Oberappellationsgericht | 





Beilage. 
Großherzogthum Berg— 
Düſſeldorf den 4ten April 1869 


Der Minifter des Innern 
An das Dberappellationstribunal zu Hadamar. 


&s ift befchloffen worden, daß die aus den großherzoglich 
bergiſchen Staaten bis dahin beim Dberappellationsgerichte 
zu Hadamar anhängig gewefenen Nechtsfachen dem fiir das 
ganze Großherzogthum angeordneten Oberappellationstribunal 
zu Diffeldorf zur ferneren Juſtizverwaltuug itbertragen wer: - 
den ſollen, und daß die Gehaltszahlung aus der großherzogl. 
bergifchen Kaffe an die Mitglieder des Oberappellationsgerichtg 
zu Hadamar vom ıten des laufenden Monats a an aufs 
hören wird, 

Das Dberappellationsgeriht zu Hadamar * von 
dieſem Beſchluſſe in Kenntniß geſetzt, um von nun an keine 
weitere Beurtheilungen in den großherzoglich bergiſchen 
Sachen vorzunehmen, die Partheien darnach zu beſcheiden 
und die einſchlägigen Akten an das Oberappellationstribunal 
zu Düſſeldorf zu überſenden. 


* 


G. v. Neſſelrode. 
Sanfen, 
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Me 2, 
Andertveiterer Nachtrag zur Abhandlung über die 
Unterhaltung des gefammten Perfonals des 
Kaiferlichen und Reichöfammergericht®. 





Wi gaben bereits in dem dritten Hefte die Nachricht, wie 
Kammerrichter, Präſidenten und Aſſeſſoren des vormaligen 
kaiſerlichen Reichskammergerichts an die Stände des vorma— 
ligen deutſchen Reiches ſich gewandt, um den lebenslänglichen 
Fortgenuß ihrer zeitherigen Beſoldung das darauf Bezug 
habende vorgeſtellt und auf die diesfallſige Fortbezahlung der 


Kammerzieler zu ihrer zeitherigen Beſtimmung angetragen 


haben. 
Mit wahrer Freude bemerkten wir damals, wie Se. 
Hoheit, der menſchenfreundliche Fürſt Primas, der erſte ge⸗— 
weſen, welcher unter den erhabenſten Fürſten Deutſchlandes 
ſchon am Soten July 1806 Seinen Beitrag zu dem ver: 


faſſungsmäßigen Unterhalte der jetzt lebenden Mitglieder 


zugeſagt, ja ſogar in einer an den Herrn Präſidenten von 
Stauffenberg gegebenen Note am 24ten September vorigen 
Jahres feierlichſt erkläret, wie Höchſt Sie das vollfom: 
mene Recht dieſer Männer auf ihren vollſtändigen 
Gehalt anerkenneten, und in allen und jeden Lagen beft: 
möglichft behaupten wollten; auch Höchft Ste nach der Er: 
flärung vom ı2ten Dftober vorigen Jahres nicht geftatten 
wilrden, daß irgend Einer aus der bisherigen Kammerge: 
vichtskaffe befoldeter Diener auf feine Lebenszeit das Mindefte 
entbehren follte. Ganz in’ dem Geifte diefer erhabenen und 
gerechten Gefinnungen erflärten Sich auch Se. kaiſerlich 
tönigliche Hoheit der Erzherzog Großherzog von Würzburg , 
und bald darauf noch fo viele andere gerechte Fürſten 
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Deutfchlandes dem Antrage gemäß bereit und willfährig, 
indem ſie die Fortbezahlung der zeitherigen Kammerzieler auf 
die Vorſtellungen des Kammerrichters, Präſidenten und Al 
fefforen theils zufagten, theils auch Zahlungen hierauf ergehen 
tiefen. Da uns feit dem ‚Abdrude der oben rubricirten 
Abhandlung in diefer fo wichtigen Sache noch verfihiedene 
Nachrichten, auffer denen, welche wir bereits dem Publikum 
mitgetheilt, zugegangen und wir uns anheiſchig gemacht, jede 
dieſe Nationalangelegenheit betreffende eingehende weitere 
Nachricht in unſerer Zeitſchrift vorzulegen; ſo eilen wir, 
folgende ung en Notizen weiter Re e 
theilen. 

Am ı7ten Juni dieſes Jahrs erklärte der. Herr Fürſt 
Kaunizs Rietberg in einem an Kammerrichter, Präfidenten | 
und Affefforen von Wien aus eigenhändig erlaffenen Schrei: 
ben in Ziffer 1. der Beilagen, wie Höchſt Sie zum Beweiſe 
des an dem Schickſale dieſer verdienſtvollen Männer genom— 
menen Antheils den Befehl zur Entrichtung Ihrer Beiträge 
für den lebenslänglichen Genuß der zeitherigen 
Beſoldungen ertheilet und wie Sie, wie bisher gewöhn— 
lich, die weiteren Kammerzieler bis zu einem allgemeinen 
Regulativ fort zu entrichten, Ihrer Landeskaſſe anbefohlen 
hätten. { 

Nach Ziffer 2. der Beilagen geruhfen auch Se. könig— 
liche Majeſtät von Dännemark, rückſichtlich allerhöchſt Ihrer 
deutſchen Lande, Sich eben ſo beifällig auf die an allerhöchſt 
Sie erlaſſene Vorſtellung. 

Se. königliche Majeſtät von Sachſen haben bereits, 
wie wir von Dreßden aus vernehmen, ein ähnliches Reſkript ne 
auf die Vorftellungen der Höheren Mitglieder des bisherigen 

Keichsfammergerichts erlaffen. Sobald wir es erhalten, 
werden wir nicht ermangeln, es dem Pubfiko vorzulegen. 
Die Rammerzieler haben Se. königliche Majeftat zu zahlen 
bereits befohlen, fo mie überhaupt feit dem ırten März 
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laufenden Jahrs bis den 2gten vorigen Monats die unter 
Ziffer 3 und 4. verzeichneten Kammerzicler eingegangen find, 

Da nad) ver am 50. juni laufenden Sjahrs gefchehenen' 
Diftribution nur noch 3906 Reichsthaler 41 Y, Kreuzer in 
der KRammergerichts : Suftentationgfaffe übrig blieben, zur 
Beſoldung aber der dermaligen- auf die Suftentatienstaffe 
angewiefenen Partizipanten gıı5 Meichsehater 65 Kreuzer 
‚erforderlich find, fo iſt leider zu beforgen, dai, wann bie 
den ıdten Auguſt, als dem Tage der nächſten Diftriburion, 
keine Zieler, die Sntereffen der Odenwälder Kapitalien (jo 
als accesoria der Kaffe bis jeßt unmittelbar nöthig waren) 
nicht eingehen follten, daß das. gedachte auf fire Gehalte ans 
gewiefene Perfonale nun in die traurige Lage, zum Theile 
darben zu milffen, verjeßt werden mögte. 

Wir vertrauen . indeffen auf die großmüthigen und ge: 
rechten Sefinnungen unferer deutſchen erhabenen Fürften, die 
gewiß alle fich beeilen, die um das ganze deutjche Vaterland 
fo ſehr verdienten Juſtizdiener nicht der Gefahr des Darbens 
ausgefeßt zu fehen, und die nicht minder durch Necht und 
Dilligkeitsgriinde geleitet, einen der deutſchen National:Ehre 
wirdigen gemeinfamen Entſchluß fallen werden, wodurch 
auch den nicht befoldeten Advofaten, Profuratoren, Kammer; 
bothen und Notarien, ohne dem Mechte eines Dritteren zu 
nahe zu treten, fehleunigft zu Hülfe geeilt werden dürfte, 

&:. königliche Hoheit der Herr Großherzog von Würz— 
burg haben bereits, wie wir im Sritten ‚Hefte Seite 443. 
bemerkt, erkläret, daß Se. königliche Hoheit bei einem auf 
die Individualität bevechneten und ihren Bedürfniſſen ange: 
meffenen Unterſtützungsplane Sic feiner hierauf gegrjinderen 
Magßregel, welche dazu dienen diirfte, das Schickſal der; 
ſelben zu erleichtern, entziehen würden. 

Sin dem vierten Hefte unferer Zeitfeheift ©. 139. gaben 
wir ſchon die Nachricht, wie dyrch den vroviſoriſch ausge 
mittelten Suſtentationsfond A 18,000 fl, fiir die zweite und 
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dritte Klaſſe von Kameralen einſtweilen den dringenden Be: 
dürfniſſen bis zum April diefes Jahrs abgeholfen worden. 

Wir erfahren in dem Augenblicke, als wir Gegenwär: 
tiges niedergefchrieben ,„ daß Se. Hoheit der Fürſt Primas, 
nach der Ziffer 5 und 6. der Beilagen von Kammerrichter, 
Präſidenten und Affefloven gutächtliche und ausführbare Vor⸗ 
ſchläge über fernere proviſoriſche Suſtentationsmaaßregeln 
für die Advokaten und Prokuratoren verlangt; dieſe auch) 
bereits erſtattet, und nach einem von dem Stadt Wezlariſchen 
Direktor von Mulzer unter Ziffer 7 der Anlagen an den 
Ausſchuß der Advokaten und Prokuratoren unterm Zoten 
May 1807 erlaſſenen ‚Schreiben, ‚Se. Hoheit um Auffindung 
neuer Hülfsquellen zu weiteren proviſoriſchen Zuſchüſſen für 
die nicht beſoldeten Kameralen Sich zu verwenden Sich ent⸗ 
ſchloſſen habeeen. on 
Wie wir aus einer zunerläßigen Quelle in: Erfahrung 
‘gebracht, befteht die, Kaffe: der, alten zum Theile längſt vers 
ſchollenen Depoſiten noch aus eirca 30,000 fl. *) betragenden 
Hbligattorien und der Armenfäcel aus 6400 fl, an Dbligas 
tionen. Vielleicht wird ber Betrag diefer Kaſſen mit etwaiger 
Verbirgung des menſchenfreundlichen Fürſten Primas zur 
Abwendung des Nothftandes diefer ohne ihre Verſchulden 
brodlos gewordenen und einer Unterſtützung fo twirdigen 
Männer aufieben die Art und Weiſe, wie in vorigem Sahre > 
verwendet,‘ und fie von dem fie bedrohenden Untergange ge: 
vettet, auch, der bevorftehende Frieden ihr trauriges Schickſal 
baldigſt und mach DVerdienft zu Ende bringen; wo wir dan 
nicht verfehlen werden, das teitere uns hierüber noch zu: 
kommende dem Publiko vorzufegen, 


— — — 





) Verglichen Heft 7. ©. 165. | 
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Beilage mn 
ztf 1 — 
Jo nehme an dem Schickſale, welches Eure Hoch⸗ und 
Wohlgebohren bei den allgemein ‚bekannten, im deutfchen 
Heiche vorgegangenen Veränderungen betroffen hat, den leb: 
hafteften Antheif. 

Ich glaube feinen bebeutenbern Beweis davon abzulegen, 
als wenn ich meiner Seite gleich einigen anderen che 
maligen allerhöchften und höchſten Ständen des deutfchen 
Neiches den: nämlichen Beweis meiner Vorforge fr die 
Sortdauer des lebenslänglichen Genuffes der 
zeitherigen Befoldung' Euer * und Wohlgebohren 
hiemit bethätige. 

Dieſemnach wird in Hinſicht — Grafſchaft Rietberg 
bei meiner alldort zurückgelaſſenen Regierung die Verfügung 
getroffen, ‘daß die weiteren‘ Kammerzieler, wie bisher 
gewöhntich, To lange die gegenwärtigen Verhältniffe der 
Grafſchaft beftehen, oder bis etwa. deshalb ein allgemeines 
Negulativ, wozu ich mir jedoh meine Beiffimmung 
vorbehalte, ‘getroffen feyn wird, aus meiner ‚dortigen 
Landeskaſſe verabfolge werden. 

Indem ich Euer Hoch : und MWohlgebohren dem mäch— 
tigen Schuße Gottes empfehle, : habe ich zugleich die Ehre, 
mit ausgezeichneter Hochachtung zu verharren 

| Euer Hood; und Mohlgebohrn 





Wien ergebenſter 
den ımten Juni Fürſt von Kaunitz m. p. 
| 1807. ee | 
Ziffer © 


Nach Empfang des Schreibens, mit welchem Euer Exzellenz, 
wie auch Euer Hochwohlgebohrn und Wohlgebohrn mich 
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unter dem ıgten Sanner laufenden Jahres beehret, habe ich 
nicht verfehlt, die Einlage an den König, meinen Herrn, 
ſofort zu der Kenntniß Seiner Majeſtät zu bringen. Da 
Allerhöchſtdieſelben an der Lage der ehemaligen Mitglieder 
des aufgelöſten Reichskammergerichts wahren Antheil nehmen, 
ſo haben Sie ohne Anſtand in die einſtweilige Fort⸗ 
bezahlung der bisherigen Kammerzieler zu — 
geruhet. | 

Der ich übrigens mit größter — und voll 
kommenfter Konfideration verhatre 


Euer Erzellenz 
und 


Ener Hochwohi— und Wohlgebohrn 


Kiel ganz gehorfamſter ergebenſter Diener 
den ⸗24ten Juni | Dernstorff, 
1807. | 





zifffeer 3 


Ä  VBeryet dniß 
was ferner an reihstammergerichtlichen. Unter 
baltungsgeibern eingegangen ifl. 

Num. Monat. — Rthlr. Kr. 

| | | 20 fi. Fuß. 

35. s 19. März s Fürft von Salm und Kyı: | 

* | bug .. 69: a 

36. : 2oten + Kerzogthum Reuburg “ 852: 5 
37. : eod. ⸗Abtey Kaifersheim-. 85:58 

38. : eod. : Stadt Nördlingen: . . 549 445 
59. : eod. : Stadt Bopfingen .. . . 34:29 ° 

40. 2 eod. s Stadt Donauwertd . . 255; 53 


art eod. ; An Odenwaldifchen Intereſſen 1062 s ı0 


a 
Latus . 3665 : 19 
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Num. Monat. 
4. 1 April- 
44. 5 2ten 
45. 5 eod. 
| 46... eod 
47. : äten 
48. : eod. 
49. : eod 
Bo. sten 
51. : ogten 
A9. + toten 
| 53: ‚ eod. 
64. # eod. 
55.5 eod. 
86, : eod, 
57, : eod. 
58. eod. 
Sg. :  eod, 


Transport | 
Marggrafthum Onolzbach 
⸗Die ſchwäbiſchen Kreis In⸗ 

tereſſen 


Braunfhweig : Ber 


fenbuttel . . 
s Stift Walkenried. 


s Großherzog von Baden wer 


gen Baden 


s Idem wegen Baden; Durlach 


; Idem: wegen der 
-Eberftein : 
rs Srafichaft Eaftell . . . 
: Srafichaft Solms: Nödelheim 
s Srojiherzog von Baden we— 
gen Conftanz und Heiz 
henau FE 
+; Idem wegen der Abtey 
Gengenbach 
:Idem wegen der Stadt 
Dfullendorf a 
: Jdem wegen der Stadt 
Dffenburg 
; Idem 
Sengenbah . . 


Idem wegen der Stadt Zeil 


am Hammersbach -, 
: Jdem wegen des ehemaligen 


Hochſtifts Strasburg 


s Idem wegen Willſtädt und 
Lichtenau . . » 


Lätus . 


Rthlr. Kr. 
20 fl. 


wegen der Stadt 


Fuß. 


9663 : 19. 


422 : 65 
555 : 5o 


304 5 31°% 
36, 


96 ; 32 
218 3 11 


13 146% 
25:61 


46:48 


456 : 55%, 


101.745 


268 78 


57 4a | 


8: Ja 
i45.: 75 


05 : 69 


6450 : 14% 


um. Monat, - 


- 6. : ıödten 


62, : ı7ten 


65. : ıÖten 


64, : god, | 
65. : _eod, 
66. : 2oten. 
67: eod. 
68, ; a 
Gg. : eod, 


„1. : göten 


72. 3 24ten 


75. eod. 
74. ⸗ ogten 
72, J eod, : 
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KNthlr. Kr. | 


20 fl. Fuß. 


en F Transport . 6490 + 14% 
"80, 1 20. April s Stadt fübed 2... 


+, Stadt Frankfurt . . . 


s Baden wegen ber vhein, 
Rurpfalzifchen Landen 

; Löwenftein: Wertheim . 

s Idem wegen Dero Antheils 
an Wirzburg . .. 

'; Reichsftadt Gremen. 

: König von Balern wegen 
Neiburg .» 

; Idem megen der Abtey 
Kayſersheim - 


Nördlingen . 
; Idem megen ber’ Stabt 
- Bopfingen . x» 


: Idem. wegen der Stadt 


Donauwertb . . . 

; Idem wegen der Stadt 
Rothenburg . . 
Lippe-⸗-Bückeburg wegen 
Schaumburg. 

: Stadt Hamburg . . 

⸗Fürſtenthum Würzburg .. 

: Jdem wegen SKhenneberg: 
Schleufingen . . , 


697? 42% 
845 : 35°% 


dns 


54: 8% 


49 : 49% 


185 5 By? 


852 + 5 


845 5 
s Idem wegen dee Stadt... 


549 5 45 


54:99 


253 453 


1014 5 70 


94 : 31, 
349 s 41 


gan ; 634, 


50 2 za 


Summa , 14235 : 47 * 


— — 


Ziffer 4 
Ä Verzeichneiß 
der ſeit dem arten April laufenden Jahres bis 
anhero eingegangenen Kammerzieler. 


Num. Monat. Rthlr. Kr. 


76, : 28. April⸗Schwarzenberg wegen Kleg⸗ 
7 ee ', 2 5: 1,/ 
77. : Soten s Herzogthum Sulbah . ı2ı : 57 
Bd. eod. + Leuchtenberg .... 3383⸗ 282 
79. : eod. ⸗Wolfſtein. 0... 63 : 35 
80. : eod. 5 Breidenegg - 2 2... 87:4 
81. : eod. wegen Sternftein . : .. 180: 2 
82.» eod. ; Herrfchaft Bondorf . . 30 : 59 
85. : 1. May : Sraffchaft fippe . . . 84 : 481% 
84. 5 eod. 2: Ddenwalder Zinnfen . . 400: — 
85. 5 aten ; Mecklenburg: Streliß wegen 
Stargard, ». » = - 86 : 86% 
86. ; eod. ; Idem wegen Raßeburg . 84 : 46 
87. gten : Sann:hahenburg . . .588 : 50 
88. x ı1ten s Hochftife Lübef. . . . 102 241 
89. : ‚ten ⸗ Naſſau⸗Uſinge wegen der 
dieſſeits rheipiſchen Pfalz 55⸗22 
90. ⸗ubten : Hefjen : 535 wegen 
des Herzogthums Weſt— 
phalen.55659 
gi. : ıgten ⸗Anhalt-Schaumburg . . 3:54 
g2.: eod. : Idem wegen Holzapfel. 113 2797 
5.» 2oten 4 Sayn:Altenlichen . . 58 : 30 
9 z2ıten NaffausDieb .» :» . . 209 : 38 
95. : adten . 5 Löwenftein: Wertheim gräf— 
Sicher Sets. . » . 1085 1ıg 


Latus „12457 : 85 





- Num. Monat. , 


96. 

97: :  eod. 
08. ; 26ten 
gg. : eod. 
100. : eod. 
101. 3 eod. 
102. :  eod. 
108. : 2gten 
104. 3 

105. : 6ten 
106. 5 gten 
107. : 1aten 
108 

109. : ıöten 
110. : eod. 
112.2: eod. 
112. eod. 
115.5 eod. 
114. 7 ıgten. 
11d..: eod. 
116. : eod. 
117. : eod. 
118. : eod. 


: 25. May : Idem wegen Würzburgi— 


119. # 2Hten 
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Rthlr. Kr. 
20 fl. Fuß. 


Transport . 2457 : 85 


ſcher Landesparzellen 


⸗Idem wegen Mainzer Lan: 


desparzellen . . - 


s Solms: Braunfels . -- 


: Greifenftein.. 
: Jungen .. 


* * * * 


“ . * + 


s Solms: Braunfels . - 


: Greifenftein . 


9 * 


: Neuß von Dlauen . . 

5. uni : Lichtenſtein wegen Vaduz 
| und Schellenberg 
: Chur: Mainz (Fürft Primas) 1408 : 66 


s Baden wegen des Balel: 


fchen Amts Schlingen . 


: MWiedrunfel wegen Altwied 


und Neuerbug . » 


11: 56/2 


— : 847% 
34 .: 68% 
24 : 717% 
14 : 74/2 
34 : 68°% 
24 : 71’ 
74: 49°: 


— 


54 : 55% 


19 28 


. z ıdten. : Oldenburg u. Delmenhorft 450: — | 


⸗ Hohenzollern⸗Sigmaringen ‚ 108 : 19 


s Auersderg wegen Thengen 
⸗Chur Machſen 


4 . . ” 


s wegen Querfurt . » 


: wegen Barby 


vn . 
: Obermünfter 


: Ehemalige Abtei St. Eme— 


: NMiedermünfter . : 
: KHochftift Regensburg . „ 


. ® * * 


* * * 


. + . * 


Stadt Negensburg. .. 


⸗Baden, wegen der Rh 


Summa „, 





258 : 80 
1951 ; 35% 
52 : 54 

26 : 577% 


109 : 62 


63: gr. 


65 ; 39% 
92 : 875 
185 : 84% 


einpfals 645 : 58 





8197 : 283% 


— 
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3iffer 5. 


Meine Abficht in Betreff der proviforifchen Suſtentation 
fiir die Boten des ehemaligen Neichsfammergerichtes wird 
denſelben vielleicht fihon aus den Mittheilungen meines Di: 
veftors von Mulzer zu Wezlar bekannt feyn. Diefe Kammer: 
boten find nach meiner Ueberzeugung in jeder Rückſicht als 
wahre Neighsdiener zu betrachten, welche bei dem gegenwür— 
tigen Aufhören ihres größtentheils in regulirten Accidenzien 
beftandenen Gehaltes keineswegs ohne dauernde Unterftiikung 
belaffen werden fönnen. Da diefe arme Leute den Verluft 
ihres Botendienſtes fchmerzlich fühlen müffen, und ihre Lage 
doch durch eine wenig bedeutende Ausgabe gelindert werden 
kann; fo hätte ich gewünſcht, daß man denfelben gleich, 
von der Zeit der Auflöfung. des Neichstammergerichtes an, 
eine verhältnißmäßige Entſchädigung aus der reichsfammer: 
gerichtlichen Suftentationgkaffe verabreicht haben möge, 
Hiergegen feheint mir um fo weniger ein Bedenken obwalten 
zu können, indem ſchon ein Theil des Botengehaftes, fo wie 
mehrere ähnliche Gehalte aus diefer Kaſſe bezahlt werden. 
Ich wünfche nun um fo mehr, daß, von jeßt an, die 
zeither aus den zur proviforifchen Suftentation der nicht 
befoldeten Kameralen ausgemittelten 18,000 fl. den Kammer: 
boten beſtimmte Unterfiüßung fünftig aus der veichefammer: 
gerichtlichen Suſtentationskaſſe fortbezahlt werden möge, ins 
dem in diefem Falle jene Gelder für die bedürftigere 
Klaffe der Neichstammergerichtss Profuratoren und ihrer 
Schreiber noch auf drei Monate hinreichen werden. — 
Direktor von Mulzer wird denſelben den zeitherigen 
Unterſtützungs⸗ Etat, in Anſehung der Kammerboten, mitthei— 
len, nach welchem die ganze Ausgabe jährlich kaum 2000 
Rthir. betragen dürfte. 
Da nun immittelſt auch die unter der obgedachten 
Summe von 18,000 fl. begriffene und auf Die verwittibte 
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Frau Herzogin von Würtemberg fprechende Obligation a 
16,000 fl. wirklich. abbezahlt worden: fo könnte die noch un: 
eingelößte Solms: Witdenfelfifche Obligation a 1000 fl. viel: 
leicht aus dem baaren Depofitenvorrathe eingelößt werden, 
worüber ich .Dero Meinung entgegen ehe. ’ 
Schließlich wünſche ich von Herrn Kammerrichter, Prä; 
ſidentew und Affefforen gutachtliche und ausführbare Vor— 
fchläge über fernere proviforifche Suſtentationsmaaßregeln 
für die Reichskammergerichts⸗Prokuratoren und deren arme 
Schreiber zu erhalten, da dieſe in den gegenwärtigen Zeit: 
läuften meiner proviſoriſchen Vorſorge noch länger, als man 
in verfloffenem Jahre hoffte, bedürfen werden, und ich mich 
für das Beſte fammtlicher Kameralen unausgefeßt zu ver: 
"wenden, entjchloffen bin. Sch verharre übrigens mit befons 
derer Hochachtung | 
der Hochgeehrten Betten 





Aſchaffenburg | wohlaffektionirter don Herjen 
den 2gten April Kart 
1807. u . 
2 s 3 if f er 6 


Bäreiien dee Direktors von Ruten an Se. 
des Herrn Kammerrichters Erzellen;. 


Eine nothwendige Reiſe nach Gießen verhindert mich, Euer 
Exzellenz perfünlich aufjzuwarten, und den inhalt des an: 
liegenden Schreibens in Höchſtem Auftrage Sr. Hoheit 
nochmals empfehlen zu fünnen, 

Ich fchliefe die Lifte *) bei, nach welcher die Kammer: 
boten im Monate März von mir die lebte Zahlung erhalten 





*), Mach. diefer Lifte erhalten 17 Perfonen jeder monatlich 11 fl. 40 Er, 
fieben aber 5 A. So fr: monatlih; zuſammen ‚mithin 239 fl. 10 fr. 
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haben. Der. biefen größtentheils armen Peuten nunmehr d 
durch fehs Monate bewilligte Zufchuß ift für den verflofferen 
Monat April noch rückſtändig, weil Se. Hoheit dringend 
wünſchen, daf die Unterftüßung der Kammerboten aus der 
| reihsfammergerichtlichen Suſtentationskaſſe geſichert werden 

müöge. Euer Exzellenz ſind übrigens die proviforifchen Be⸗ 
ſtimmungen bekannt, auf welchen die beigehende Zahlungsliſte 
beruht. Es ſind nämlich ſämmtlichen Kammerboten 150 fl. 
als jährliche Suſtentationsgelder proviſoriſch zugedacht, und 
nur bei den als Bedienten in Dienſten ſtehenden Fußboten 
ein Abzug auf die Hälfte gemacht worden. Es war hiebei 
der ausdrückliche Wille Sr. Hoheit, daß man mit diejen 
Leuten nicht gar zu karg verfahren ſolle. 

Mit den Berfiherungen meiner gränzenlofen Verehrung 

barre ich | 


1 
* 


Euer Exzellenz 


| Wezlar unterthäniger Diener 
den Sten May | von Mulzer m. p. 
1807. | 
Ziffer „m 


An den geehrten Ausſchuß ber Herren Reichs: 
kammergerichts-Advokaten und Profuratoren 
dabier. | 


HD Se. Hoheit, unfer gnädigfter Fürft, fih um Auffindung 
neuer Hülfsquellen zu weitern proviforifchen Zuſchüſſen fiir 
die nicht. befoldeten Kameralen nah möglichften Kräften 
gnadigft zu verwenden entichloffen find, und Daher eine, wo 
möglich, allgemein befriedigende neue Repartitionsbaſis ent; 
worfen werden foll, fo haben &e. Hoheit mir den höchften 
Auftrag ertheilt, die Herren Reichstammergerichts: Profura: 
toren und Advofaten aufzufordern: » mir eine genaue und 
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2 beſtimmte Eröffnung jener: Denfionen und ftändigen Gehalte 
»zu machen, welche bis jekt von denfelben noch fortbegogen 
- » werden, oder deren —— für, die — zugeſichert 
»fey?« u 
Ich bitte daher, dieſes ſammtlichen Intereſſenten bekannt 
zu machen, und dieſelben zu erſuchen, ‚mir die Eröffnung 
über diefen Punkt ſchriftlich zugufenden. 
von Mulzer, Direktor m. p. 
Wezlar 
den Zoten May 
1807. 
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Konftitutiong: Edift, die kirchliche Staatdverfaffung 
des Großherzogthums Baden betreffend, 





r 


Unter diefem Titel ift ohnlängft in Macklots Kofbuchhand: 
fung zu Karlsruhe auf 40 Seiten in 8. eine überaus wich— 
tige pragmatifche Sanftion und ein ewiges Grundgeſetz ebs 
fchienen, das wir nach dem Plane ımfver' Zeitfchrift ganz 
aufnehmen tuilffen, um ſo mehr, als diefes Edift nicht: blos 
ats Staatsgrundgefeß hierher gehört, Tondern auch in demw 
felben Ideen entwickelt-werden,, die bisher noch nirgendwo 
fd laut ansgefprochen warden, zum Theil auch ganz neu 
find. Eines Auszugs war. übrigens diefes Edift, wie unſre 
Lefer felbft einfehen werden, nicht fähig; und wir dürfen 
wohl vorausfeken, daß daffelbe vielen. unfrer Leſer noch nicht 
bekannt iſt. Das Edikt ſelbſt lautet wie folgt: 
17% 
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Garı Friedrich won Gottes Gnaden, Groß: 
herzog von ‚Baden, Bis von. Zäh— 
ringen u. ſ. w. 

Nachdem durch Aufhebung der Reef ‚aller — 
Grundgeſetze des deutſchen Reichs die Verfaſſung aller derer 
Lande ſchwankend und unſicher geworden iſt, deren Rechts⸗ 
zuſtand vorhin durch jene Geſetze regiert wurde: ſo finden | 
Wir unumgänglich nöthig, die Stelle jener veralteten Grund: 
gefeße mit neuen der Lage Unferes Großherzogthums ange—⸗ 
meffenen zu erfeken. Da jedoch dieſes weitläuftige und ° 
fchwere Wert nur nach und nach gezeichnet und ausgefii ihrt 
werden kann: fo wollen Wir da, wo es am dringendften zu 
ſeyn ſcheint, mit einzelnen Konſtitutions-Edikten in das Mit: 
tel treten, aus deren” Verbindung ſeiner Zeit die Konſtitution 
Unſeres ganzen Staats nach allen ſeinen Theilen hervorgehen 

möge. Dieſem Schluß zufolgiigeben Wir über 
die kirchliche Stäatsverfaffung 

Unſeres Großherzogthums Unſeren Willen in Kraft einer 

pragmatischen Santtion und eines ewigen Grundgeſetzes in 

Naqhfolsendem anmit zu vernehinen: 


Kirchliche Stantsbürgerfhaft. 


2) Jeder Menſch, wes Glaubens er ſey, kann Staats⸗ 
bürgerrecht genießen, ſo lang er keine Grundſätze bekennt 
oder übt, die der Unterwürfigkeit unter den Megenten, der 
Kerträglichkeit mit andern Staatsbürgern, der öffentlichen 
Erziehung, oder den guten Sitten Abbruch thun. Niemand. 
kann zu Abwendung irgend ‚einer Staatsanforderung eine 
Unverträglichfeit derfelben mit feinen Religionsgrundſätzen 
anführen, ‚der nicht. mit beffimmter Beziehung auf folche 
Keligionsgeundfäße feine Staatsduldung erlangt hat, welcher 
letztere Fall alsdann vorhanden if, wenn jemand. durch. öf— 
fenttiches. Bekenntniß zu einer ſchon im Lande vorhandenen 
befondern Kirche ſich Hält, oder die Summe feiner von den 
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Sandesfirchen abweichenden Glaubensſätze urkundlich zu den 
Staatsakten vor der Annahme zum Bürger, oder ſpäterhin, 
als er dieſe Ueberzeugung ergriff, übergeben und der Staat 
daraufhin feine Annahme verfügt, oder fein ferneres Bleiben 
verwillige hat. Umgekehrt fann auch niemand, eine Ab— 
weichung feiner Religionsüberzeugung anführen, um den 
Auflagen der Kirchengewalt, deven er unterliegt, zu entgehen, 
oder Staatsfihuß dagegen aufzurufen , fo lang er fich nicht 
von der Gemeinſchaft diefer Kirche öffentlich losjagt. 


Kirchliche Ortsburgerſchaft. 


—9) Kein Staatsbürger kann auf das Bürgerrecht eines 
befondern Orts Anſpruch machen, wann er nicht zu derjenigen 
Kirche, oder zu einer ‚derjenigen gehört, die dort zur Theiks 
nahme am Drtsbürgerrecht durch die Grundgefeke oder durch 
beſondere Nechtstitel fahig erklärt find. _ Erlanger er es an 
einem Drt, wo es diefer Regel nad) nicht ftatt finden möd)te, 
durch befondere Gnade des Regenten, fo ‚bleibt es ohne Folge 
für feine Nachkommenſchaft; wenn diefe nicht in der Orts— 
| veligion erzogen wird. Auch kann fein, Bürger an einem 
Ort, wo feine Kirche nicht das Necht einer Religionsübung 
mit pfarrlichen Nechten, fey es als Haupt. oder als Filial⸗ 
Kirchfpiel, genießt, zu Drtsvorfteher » oder Nichterftellen 
gelangen, ohne einhellige Ernennung derer, welchen die Wahl 
zufteht. inhellig aber iſt jene, wozu menigftens Neun 
Zehentheile der Stimmberechtigten einftimmen. Das weibliche 
Sefchleht hingegen, wo es in den Fall kommt, zum Behuf 
einer Heurath ein. Drtsbürgerrecht zu fuchen, kann nirgends 

um der Religion willen davon -ausgefchloffen werden, 


Kirchliche Konkurrenz im Ortsbürgerrecht. 
3) Jede Stadt, welche nach Unſerer neuen Konſtitution 
mit der Kanzleiſäßigkeit begnadigt bleibt, ingleichem jede, 
wo ber Sitz eines Provinzkollegii oder der oberften Staates 
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verwaltung aufgeftellt ift, gilt allen: drei chriftlichen Konfeſ⸗ 
fionen für offen. Diejem zufolge fann jene Parthie, welche 
dort feine Religionsübung hat, dajelbfi dennoch Bürgerrechte 
fiir ihre Genoffen verlangen , auch einen vollftäandigen Pri: 
vatgottesdienft begehren, fobald fie die Mittel zur Unterhal: 
tung deſſelben aufzubringen weiß, oder der Regent fie aus 
befonders bewegenden Gründen anzımeifen gut findet: ob 
aber der Privargottesdienft bis zu einem öffentlichen erweitert 
werden folfe, hängt von dem Belieben des jeweiligen Regen: 
ten ab. Eine einmal ertheilte Erweiterung dauert, wenn fie 
nicht auf Zeit oder auf Widerruf gegeben worden ift, fo lang 
fort, als fie nicht durh Mißbrauch verwürkt wird. Sjede 
Stadt hingegen, , welche nicht unter Eine der vorgenannten 
Klaffen vereigenfchafter ift, fo wie jede Landgemeinde,‘ fol 
in Bezug auf öffentliche und Privat: Neligionsiibung ſtets 
denjenigen Karakter behalten, den fie bei Errichtung des 
Rheiniſchen Bundesvertrags gehabt hat, mithin gemiſcht 
-feyn, wo damals Genoffen mehrerer Kirchen von Staats 
wegen ihre eigene Nefigionsübung hatten, oder unvermiſcht, 
wo diefer Fall nicht eintrat. Bo ein Ort gemiſchten Karat: 
ters ift, da kann auch derjenige Theil, welcher zur vorge: 
dachten Zeit feine Religionsübung im Dre felbft, oder 
feine pfarrltiche Mechte dabei hatte, die Eine oder die 
Andere erlangen, wenn e8 dem Negenten gefällt, folche zu 
ertheiten. | 


Kirchliche Drtsduldung. 


4) Der unvermifchte Karakter eines Orts hindert nicht, 
daß Perfonen anderer Religion, die vom Adels oder Diener: 
ftande find, ja ſelbſt Perfonen des Bürgerftandes, wenn fie 
fonft irgendwo ein vorbehaltenes Heimathsrecht haben, und 
Nur, ohne bürgerlich aufgenommen zu feyn, allda ihre Woh— 
nung aufichlagen wollen, bis auf gutfindende Aenderung hin 
dafeldft ihren. Aufenthalte nehmen, nur daß dergleichen Der: 
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ſonen, ihrer ſeyen wenig oder viel, nie verlangen noch 
erwarten können, daß der Staat um ihrentwillen Kirchen s 
‚and Schufs Einrichtungen ihrer Neligion dort mache. 


Kirchliche Selbſtſtändigkeit. 

5) Jeder Staatsbürger jeden Standes und Geſchlechts 
kann nach eigner freien Ueberzeugung von einer Kirche zur 
Andern, von einem Glaubensbekenntniß zum Andern über— 
gehen, ſobald ſeine kirchliche Erziehungsjahre vorüber ſind, 
und er mithin für ein ſelbſtſtändiges Glied der Kirche aner— 
kannt werden kann, wozu nur das zurückgelegte achtzehente 
Sahr fire zureichend anzufehen..ift. Niemand darf ein folches 
freigefaßtes Vorhaben durch Zwang, Furcht oder Zudringlich—⸗ 
keit hintertreiben; niemand aber auch auf einem oder dem 
andern Weg jemanden zu demfelben. hindrängen; durch jede 
Heligionsänderung ‚gehen alle kirchliche Sefellfchaftsrechte einer 
verlaffenen Kirche verloren, fie feyen hohe oder gemeine, 
direftive oder erefutive, Ehrens oder Genußrechte: hingegen 
kann nichts an allgemeinen ſtaatsbürgerlichen Rechten, Ehren 
und Wiürden, nichts auch von wirklich angetretenen weltlichen 
Amts; oder Ortsbürgerlichen Rechten verloren gehen, es wäre 
dann, was Amtsrechte berriffe, daß durch befondere und noch 
fernerhin verbindlich bleibende Sefeke oder Verträge dazu 
eine beſondere Religions ; Eigenfchaft erfordert würde, in 
welchen Fall mit diefer Eigenſchaft auch der Dienft aufgege: 
ben werden muß. Ausfi chten zu noch nicht erlangten Dienſten 
oder Biirgerrechten an ungemiſchten Orten werden aber da⸗ 
Durch allerdings beſeitigt. 


Religions: Eigenfhaft der Erziehung. _ 
6) Bis zum Eintritt in das obgedachte Untericheidungs; 
‚alter müſſen alle junge Staatsbiirger und Staatsbiirgerinnen 
in der Religion und. Kirche ihrer Eltern, und wo diele ver; 
fshiedenen Glaubens find, im jener, des, Vaters erzogen wer: 
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den, wenn nicht obrigkeitlich protokollirte oder infinuirte und. 
vor Vollziebung der Ehe gefchloffene Verträge eine andere. 
Erziehungsrichtfchnur aufſtellen. Eine nach dem Gefchlecht 
getheilte Erziehung fann von allen Verlobten, dahingegen, 
eine die Kinder beiderlei Geſchlechts der Religion der Mutter 
zuführende nur von jenen gültig bedungen werden, welche 
auf eine bürgerliche oder hinterfäßliche oder fonft ſtändige 
Niederlaſſung an einem folhen Ort heurarhen, wo mur die 
Kirche der Braut‘ eine berechtigte Keligionsiibung hat, zu 
‚ deren Mitgenuß alle Kinder durch dieſen Vertrag erzogen 
werden follen. Niemals kann für eine Niederlaffung an 
gemifchten Orten ein Erziehungsvertrag der letzteren 
Art zugelaffen werden. Niemals kann eine durd) dag Geſes 
oder durch. gültige Verträge beftimmte Neligionserziehung 
während der Ehe geändert werden. Der Tod eines Ehes 
Hatten kann an jener ordnungsmäßigen Beſtimmung der 
Kinder für eine oder die andere Kirche nichts Ändern, auch 
kann feine Wandelbarkeit der Religionserziehung nach Vers 
anderung der gemeinen oder ehelichen Lebensverhältniffe der 
Eltern bedungen werden; fondern ein folder Beding gilt für 
nicht geichrieben. Die Neligionsänderung der Eltern, fie 
gefchehe von einem derfelben oder von beiden, fann an der 
Kirchenbeftimmung jener Kinder, die einmal das Schulalter 
erreicht haben, und in Schulen ihrer Kirche geſchickt, mithin 
dadurch iht gewidmet find, oder den Jahren nad) hätten 
gewidmet feyn follen, . nichts Ändern, fobald es gegen die 
Meigung der Kinder mit Dazmwifchenfunft äußerer Gewalt 
durchgefeßt werden müßte: jüngere Kinder aber fünnen auf 
‚der Eltern binnen Jahr und Tag nach der Religionsänderung 
vor ihrer Obrigkeit erklärtes Verlangen eben fo wie Kinder, 
die in ihrer Eltern Wünſche gutwillig ſich fügen, zu deren 
nen angenommenen Kirche fo. weit erzogen werden, als es 
auch würde haben gefchehen können, wenn diefe an dem Ort, 
wo die Ehegatten jet find, gleich Anfangs ſchon als Ber 
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Sender der neu ergriffenen Religion. ihre Ehe gefchloffen 
hätten. Ehegatten, die aus dem. Auslande einwandern, 
fünnen im erften Jahr ihres Hierlands angenommenen 
Staatsbürgerrechts noch all jenes über Erziehung ihrer Kins 
ber bedingen, was fie hätten bedingen dürfen, wenn fie fih 
erft in folhem Jahr im Land geheurathet Hätten, in dem 
Interbleibungsfall werden ihre kirchliche Eherechte lediglich 
nach diefer Konftitution beurtheilt. Angewünſchte Kinder 
find in. der Religion: ihrer natürlichen Eltern zu erziehen, 
wenn micht in der Anwiünfhungss Urkunde ein anderes bes 
dungen ift, ‚welches. fo weit gefchehen mag, ale damit nicht 
gegen die Regel angeftoßen wird, daß an ungemifchten Orten 
Knaben in Feiner andern als der Ortsreligion erzogen werden 
dürfen; Findlinge von unbefannten Eltern find in der Res 
ligion der Kirche zu erziehen, in welcher fie getauft worden, 
warn desfalls ein Zettel beiliegt; andernfalls in der Religion 
deſſen, der fie aus chriftlicher Liebe zur Erziehung auf feine 
Koften mittelſt ausdriicklicher gerichtlicher Verpflichtung dazu 
übernimmt, oder in Ermanglung eines folchen in der Reli— 
gion des Drts, wo fie gefunden werden, und wenn bdiefer 
im Sinne dieſer Konftitution gemifcht wäre, in der Neligion 
des erften Finders. 


Aufgenommene oder geduldete Kirche. | 

7) Nihe jede Kirche, das heißt Sammlung von 
Menfchen unter eine eigene für die Religionsübung beftimmte 
gefellfchaftliche Verbindung, genießt kirchliches Staatsbürgers 
recht, das heißt die. Befugniß zu verlangen, daß fie ale 
Neligionsgefellfchaft im Lande anerkannt werde, und fir ihre 
KichensEinrichtungen Staatsſchutz genieße; fondern die 
Evangelifche (Autherifhen und reformirten Theils) und die 
Kathotifche find allein aufgenommen, und die jüdifche ift 
konſtitutionsmäßig ‚geduldet. Jeder andern Kirche kann zwar 
duch das Ermeflen des Negenten, wenn eine hinlängliche 
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Anzahl ihrer Bekenner vorhanden ift, oder einwandern will, 
eine folhe Duldung verwilligt werden, wobei der Religions: 
karakter der ſchon vorhandenen Drte nicht gegen den Willen 
dev Mehrheit der alten Ortsbewohner verändert wird; aber 
eine ſolche befondere Duldungsverwilligung verfteht fich, auch 
werm es nicht ausgedruckt wäre, mit Vorbehalt zeitiger Auf: 
kündung, auf den Fall, daß in der Folge deren Einnahm: 
dem Regenten nicht mehr gefiele; und fie giebt nur diejenige 
kirchliche Vorrechte und Freiheiten, die namentlich in der 
Devilligungsurfunde ausgedruckt find. Für zeitig gilt. jene 
Auftiindung, die zur Auswanderung ein Zahr und zum Ber; 
kouf der Beſitzungen im Lande drei Jahre Frift giebt. Weder 
Staarsaufnahme noch Duldung giebt irgend einer Kirche 
ein Recht auf ein. neues Etabliffement an einzelnen bei der 
Aufnahme nicht ‚genannten Orten des. Landes, wo vorhin - 
foiche Kirche keines hatte. - 


Herrfihende Kirche. 

8) Die chrifttiche Kirche bleibt in Beziehung auf jede 
andere in dem Sinne in dem Großherzogthum herrfchend, 
dal fie zu erwarten hat, es werde alle Regierungsgemalt 
und deren Ausübung in direktiver und adminiftrativer Ord— 
nung nur in die Hände von Dienern niedergelegt werden, 
die aus ihrer Mitte find, momit aber andere Religionsver— 
wandten von erefutiven Dienfkftellen des Staats nicht aus 
‚geichloffen find. Keine Religion aber, welchen: Namen fie 
führe, fann in dem Sinne herrfchend ſeyn, daß ihre Kirche 
verlange, irgend ein Stück der Staatseinrichtung auf ihren 
einfeitigen Vortheil abgewogen zu fehen, oder ihren Gliedern 
Vorzüge für die’ Theilnahme an irgend einem Ausfluf "der 
allgemeinen ftaatsbitrgerrechtlichen Vortheile zu geben: keine 
der drei vorgedachten hriftlichen Konfeffionen ft in Beziehung 
auf die Andere herrſchend, Beine alfo kann denen ihr zuge 
wandten Gliedern seinen Vorzug vor Gliedern anderer Ron: 
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feffionen in der Zulaffung zu Staatsdienſten und Ehrenvor 
zügen gewähren; feine geduldete NReligionsgemeinheiten - oder 
deren Glieder können aus Rückſicht und Borliebe für eine 
andere Religion ihrer konſtitutions- oder Eonceffionsmäßigen 
Rechte entwähret werden. | ‚ — 


Eigenthums rechte der Kirche. 

9) Jede Kirche, welche Staatsbürgerrecht genießt, iſt 
Eigenthumsberechtigt. Sie kann daher auf jede geſetzmäßige 
Art jedes Eigenthum künftig erwerben. Keines, das fie ev: 
wirbt, kann aber dadurch, daß es in ihre Hände übergeht, 
einigen Vorzug oder Befreiung in Abfiht auf Landes-⸗Unter⸗ 
thäntgfeit, Gerichtspflichtigkeit, auch Steuerbarfeit und 
Dienftbarfeit erlangen; und würde fie je dergleichen Vorzüge 
fire Eichlihe Errungenfchaft erlangt haben, oder fernerhin 
ausbringen, fo ſollen folche doch zu ewigen Tagen nichtig 
und unfräftig feyn und bleiben, mithin nicht einmal dem 
Verleiher, noch weniger irgend einem Nachfolger im. Wege 
ftehen, folche wieder abzurhun. Nicht weniger behält aud) 
jede Kirche, ohne Unterfchied der Konfeffion- oder Religion, 
alles dasjenige Eigenthum an Liegenfchaften, Renten, Bau: 
anfprachen und beweglichem Gut,‘ das fie dermalen zum 
Gebrauche ihres .Sottesdienftes, auch ihrer Kirchen:, Pfarr: 
und Schul; Einrichtungen wirklich und unbeftritten befißt, 
ohne darin zumal zu Gunften irgend einer andern Kirche 
gefchmälert oder beeinträchtigt werden zu können, der Ans 
funftstitel ihrer Snhabung und deffen Rechtswerth nach den 
ältern Reichsgeſetzen fen, welcher er wolle. Solches Ver: 
mögen ann ihr daher niemals entzogen, mithin weder fir 
bloße Staatszwece noch für Bedürfniſſe anderer Neligiong: 
verwandten verwendet, wohl aber nach Ermeſſen der Kirchen: 
gemalt mit -Sutheißen des Regenten zu andern Kirchen; 
wecken, als denen es vorhin gewidmet war, beſtimmt werden. 

Das Vermögen der DOrdensgefellfchaften gehört nicht zu 
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dem gefellfchaftlichen Kirchen, fondern zu dem gemeinen 
Staatsvermögen, und fällt demnach, fo oft jene aufgehoben 
werden oder erlöfihen, dem Staat jedoch mit Laften und 
Vortheilen anheim, mithin ‚auch mit der Pflicht, die fort: 
bauernde kirchliche oder Staatszwerke, ale Seelforge, Jugend» 
unterricht, Kranfenverpflegung u. dergl. anderweit hinkanglich 
zu begründen. Kirchenvermögen, das jetzo ſchon zwiſchen 
verfchiedenen Parthien im Streit liegt, hat von Uns feine 
ftaatspolizeiliche Entſcheidung zu erwarten, und erſt derjenige 
Stand, der durch diefe Erörterung hergeftelle wird, genießt 
obiger NRechtsgewähr. . 


Erfaubter und unerlaubter SimultansGebraud. 


| 10) Auch ein getheiltes oder gemeinfchaftliches Recht 
des Gebrauchs oder Genuffes der Kirchen, der Pfarr: und 
Schulgebäude, vder des kirchlichen Vermögens, das den 
Kirhfpielen einer oder der andern Konfeffion angehört, 
fol unter Eeinerlei Vorwand eingeführt, noch mit, irgend 
einer Angabe der Unjchädfichkeit gerechtfertigt werden. Nur 
da, wo ein. folhes Simultaneum jetzö ſchon beftehet. oder 
angeordnet ift, bleibet es ferner, fo lang nicht die Theilhaber 
unter ſich eine Abtheilung einverftändlich bejchließen, oder 
die Staatsgewalt durch eine Auskunft, die jedem Theil 
gleichheitlih und billig feine feparate Kirchenkonvenienz zus 
weifer, fich in den Stand gefekt hat, ihre Theilungsanord— 
nungen gegen etwaige eigenmwillige Hinderniffe durchzuſetzen, 
indem jede noch beftehende Gemeinfchaft nicht zwar durch) 
gerichtliche Klagen, wohl aber durch Aufforderung der Ein— 
ſchreitung der oberfien Staatspolizei aufgehoben, auch von 
einem Theil allein auf Theilung gedrungen werden kann, 
fobald Billige Theilungsvorfchläge gemacht werden fünnen. 
Für einen verbotenen Mitgebraud ſoll jedoch derjenige nicht 
geachtet werden dürfen, der nur für einen Nothfall auf 
turze Zeit, 3. E. wegen Brandfihäden, Kirchenausbefferung, 
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oder für wandelnde Gemeinden, mithin fire vorübergehende 
Anläſſe, z. E. für eingelegte Kriegsvölker, verlangt wird. 
Hierüber bleibt der Staatsgewalt jede Anordnung, welche 


den Genuß der eigenthumsberechtigten Kirche nicht ſchmälert 
oder hindert, unbenommen. 


Berechtigungen der Kirchengewalt. 

11) Jede im Staat aufgenommene Kirche kann 
verlangen, daß innerhalb des Großherzogthums eine ihr zus 
gethane Kirchengewalt, eingerichtet auf die Srundfäge ihrer 
Religion, ° beftehe und anerkannt werde... Die Katholifche 
insbefondere, deren allgemeine Kirihenverfaflung einen Mits 
telpunkt der Glaubenseinigkeit fordert, erwartet mit vollem 
Recht, daß dieſe Centralſtelle als ſolche geachtet, und ihr all 
jener Einfluß unter ihren Glaubensgenoſſen geſtattet werde, 
welcher zur Erhaltung der Einheit der Vorſchriften für 
Stauden und Leben der Kirchenglieder unentbehrlich iſt. 
Keine Kirche kann verlangen, daß ihrer Kirchengemalt eine 
einfeitige Handlungsweife in Dingen geftattet werde, welche 
auf den Aufenthalt im Staat und auf die Verpflichtungen 
gegen diefen ihre Wirkungen äußeren, wo nicht durch diefe 
Konftitution oder nachfolgende Staatsgeſetze eine folhe Hands 
lungsweiſe ihr beſtimmt zugebillige ift, oder dazu im ein; 
seinen Fall zuvor das Staatsgutheißen namentlich ermirkt 
worden wäre. Noch weniger kann irgend Eine ihre Hands 
fungen der Staatseinficht und Aufficht entziehen. Fir die 
geitung ihrer Glieder zu einem blos inneren oder fittlichen 
Zweck, ingleichem zu einem zunächſt nur Außerlichen und 
kirchlichen — der aber wegen der Beziehung auf das In— 
nere mit jenem eng verbunden — daher ihr vom Staat 
zugelaffen wäre, kann jede Kirche Unterricht, Warnung, 
Zufpruch, Ausſchließung von einzelnen kirchlichen Wortheifen, 
und Ausfchliefung von der Kirchengemeinfhaft anwenden, 
ohne dazu einer befondern Staatsbewilllgung zu bedürfen. 
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Keinem ihrer kirchlichen Zwangsmittel kann aber. irgend ein 
Einfluß auf das gefelfchaftliche Leben und die bürgerlichen 
Verhältniffe im Staat gegönnt werden, fo lang deren Ans 
wendung für den einzelnen Fall mit befonderer Staatsgeneh: 
migung nicht verfehen ift, welche, wenn fie erfolgt, zugleich 
ausdrücken kann und foll, welche Staatsfolgen auf den Un: 
gehorfamsfall etwa damit verbunden werden follen. Einzelne 
Kirchenbeamte, foweit fie zugleih Staatsbeamte fir die 
Sittenpolizei find, können auc) geringere weltliche Zwangs; 
mittel zu ihrer Dispofition haben, hängen aber alsdann in 
deren Anwendung ganz von der Leitung der Oberpolizeigewalt 
des "Staats ab. R 


Gegenftände der Kirhengemwalt. 
12) Rechtmäßige Gegenftände der Rivchengewalt, iiber 
welche fich ihre Wirkjamfeit nach der. Grundverfaffung jeder 2 
Kirche verbreiten mag, find: Erziehung der Jugend für die 
Religion; Gewiſſensleitung aller Mitglieder; Anhaltung ihrer 
Stieder zur Erfüllung jeyer kirchlichen‘ Gefellfchaftspflichten, 
welche durch die ſymboliſchen Schriften der Kirche oder 
durch einzelne mit Staatsgutheißen verfehene Kirchengefeße 
beftimmt find; Prüfung, Zulaffung ‘oder Verwerfung der; 
jenigen, die fich als befähigt zu Kirchendienften barftellen, 
und Aufnahme unter die Mitwerber zu firchlichen oder 
Schuldienſten verlangen;- Ermächtigung zur Amtsführung 
fir jene vorhin befähigt erkannte Kandidaten, welche zur 
Aushilfe im Kirchendienft von angeftellten Dienern gebraucht 
werden wollen, oder zur eignen Führung eines Kitchens oder 
Schulamts von der Behörde ernannt find; ingleichem Zu: 
rücknahme diefer Ermächtigung bei erprobter Unfähigkeit oder 
Unwürdigkeit; Anordnung über die veligiöfen Bedürfniſſe und 
daraus entfiehende häusliche und gefellfchaftliche Verpflich— 
tungen ihrer Glieder, ingleichem über den zweckmäßigen Ger 

brauch. der dazu gewidmeten gottesdienftlichen Geräthe umd 
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Gebäude: Leitung der Kirchen: und Schuldiener zu Ev 
reihung des kirchlichen Zwecks ihrer Anftellung ; Miteinfiche 
in die Verwaltung des geſellſchaftlichen Kirchenvermögens 
und Beiwirkung zur Sorge für deſſen Erhaltung; Polizei 
über ihre Diener und Glieder in Bezug auf deren häus⸗ 
liches und öffentliches ſittliches Verhalten; und Vermittlung 
aller äußeren Rechtsſtreitigkeiten, welche über ſtaatsbürger— 
liche perſönliche Verhältniſſe ihrer Diener oder über Kirchen- 
verhältniſſe ihrer Glieder ſich erheben, fo fang nicht die 

Fruchtloſigkeit des Ausgleichungsverſuchs durch runde Erklä⸗ 

rung der Betheiligten oder durch fruchtloſen Ablauf einer 
dreimonatlichen Friſt von der erſten Anzeige der Strittigkeit 
an zu nehmen, klar vorliegt. J — 


| Kirchliche Dienſtbeſtellung. 

5) Die Kirchengewalt benennet für ſich die nach Gut⸗ 
finden wandelbare Gehülfen der angeſtellten Kirchen⸗ und 
Schuldiener: hingegen die Ernennung jener ſtändigen Kirchen⸗ 
oder | Schutbeamten;;'» welche: eine eigens dazu gewidmete 
Pfründe oder ſonſt ein vom Staat geſichertes Dienſtgehalt 
haben, kommt ihr nicht zu; fondern dieſe gebühret üben 
jeweiligen Staatsregenten in der verfaſſungsmäßigen Form, 
ſoweit nicht durch beſonders beſtättigte Verkommniſſe der 
Pfarr: oder Schulſatz einem Dritten vechtmäßig erworben 
wird, oder ferner zugefichere if. Diefe Ernennung fann nut 
auf fähigerfannte Subjekte geftellt, ‚bei deren "Unfähigkeit 
oder Unwürdigkeit von der Kirchengewalt verworfen und nur 
nach dreimal aufeinander gefolgter Benennung eines untaligr 
‚fichen oder nach der ohne entichuldigende Urfache verfäuniten 
- Ernennungszeit, "die anmit auf drei Monate beftimmt iſt 
“welche von der Anzeige der Dienfteröffnung an laufen, als 
überwälzt fiir jenen einzelnen Fall, von ber Kirchengemwalt 
geist werden. - Strittigfeiten,, ‘welche über das Recht oder . 
die Gültigkeit einer Ernennung entfichen, gehören vor- das. 


— 
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oberherrfihe Provinzgericht; die vorforgliche Anordnung ber 
Dienftverfehung aber vor die Kirchenbehörde. 
Kirchliche Gerichtsbarkeit. 

14) Jede richterliche Gewalt, die in Sachen des Ge— 
wiſſens oder der Erfüllung der Religions: und Kirchen | 
pflichten einer Kirche nah ihren fumbolifhen Büchern. und | 
der darauf gegriindeten Verfaſſung nöthig ift, bleibt ihr 
ungefchmälert, fo lang fie folche „nicht zum Nachtheil des 
Staatszweckes mißbraucht. Hingegen feine Strafgerichts— 
barkeit über weltlihe Vergehen der Kirchendiener und 
geiſtlichen Perfonen, oder gar der weitlihen Kirchenglieder; 
auch feine Streitgerichtsbarfeit über weltliche Ange 
legenheiten der Kirchenangehörigen und keine Rechtspolizei 
fann von der Kirchengewalt irgend einer Kirche oder deren 
Inhabern und Verwaltern fernerhin ausgeübt werden. Solde 
gehören allein deijenigen Staatsbehürde, deren die beftehende 

oder künftig ergehende Staatsgeſetze diefe. Gattung von 
Gegenſtänden zur Erkenntniß zuweilen. Jedoch kann dieſe 
Behörde — unverfchiebliche Nothfälle ausgenommen — feinen 
Kirhens oder Schuldiener zur. perfüntichen Erfcheinung vor: 
laden, weniger. noch irgend eine Verhaftung feiner Perſon, 
oder eine Verkümmerung der innerhalb feiner Wohnung ber 
findlihen Familtenglieder oder Vermögensſtücke vornehmen, 
ohne eine Benahrihtigung und Miteinladung zur Beiwir— 
fung am die unmittelbare geiftliche Auffichtsbehörde, z. €. 
den Landderhanten, Spezialfuperintendenten und dergl. erlafien 
‚zu haben, damit dieſe dafür wache, daß nichts dem Anfehen 
des Amts, oder dem Intereſſe der Kirche nachtheiliges dabei 
unterlaufe, welches namentlich auch bei Vermögens :Befchrei; 
bungen und RerlaffenfchaftssBefieglungen ftatt findet. 


Beftimmung der Natur der Weltlichfeit. 


15) Für eine weltliche Sache iſt alles das anzufehen, 
wo der Gegenſtand, der bei der Obrigkeit in Frage kommt, 
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in irrdiſchen Lebensverhältniffen, in Tiegenfchaftlihen cv 
fahrenden Vermögensftücken, in Verlaffenfchaften, in Theil: 
nahme an flantsbürgerlichen Rechten ‚oder Vorzügen, in 
Unterwürfigfeitsverhältniffen gegen den Staat oder in Exem⸗ 
tionen davon; endlich in angeſchuldigtem Mißbrauch der. 
Kirchengewalt fire weltliche Zwecke, für leidenfchaftliche Anz 
läſſe, oder fily Untergrabung der Staatsanordnungen beſteht. 
Was je die Kirchengewalt einer oder der andern Kirche in 


dergleichen Sachen foll verfiigen ‚fönnen, dazu muß ihr das‘. 


Recht durch. einen diejer. Konftitution: nachfolgenden Vertrag 
oder Gnadenbrief neu. beftätigt oder zugelegt werden, und 
bleibe felbft in letzterm Fall jedem Widerruf und jeder Aender 
rung, deren die Privilegien. nach. Unfern Staatsgefeken über: 
haupt fir, empfänglich — werden. miffen, ‚ebenfalls 
unterworfen. | \ 


Gemiſchte Gegen ————— | 
| Ehefahen . | 
16) Alle Sachen, die wefentlich. eine doppelte Beziehung. 
haben, die nämlich in ihrem Zweck und Beſtimmung die 
zeiftliche und leibliche Wohlfahrt des Staatsbürgers gleich 


tarf berühren (man vergleiche unten Art. 28.), behandelt 
‚ie Kirchengewalt nur in Bezug auf ihre kirchliche Seite, 


inberührt der weltlichen und ohne Folge filr diefelben, wels 
bes jedoch in feiner Art hinwiederum von den Vorfchritten 
er Staatsftellen in folchen Angelegenheiten gilt. Namentlich 


Snnen daher Ehefachen, fo weit die Aufßerliche Gültigkeit 


der Ungültigkeit, die Schuldigkeit um Zufammenwohnen 
der nicht Zufammenwohnen, die Zuläßigkeit oder Nichtzus 
ßigkeit einer. zeitlichen oder beftändigen Trennung in Frage 
„allein durch obrigkeitliche Staats:Entfcheidungen erörtert, 
id feineswegs vor geiftliche DOberbehörden der einen oder 
v andern Religionsparthie gezogen werden. Nur ein Vers 
ttlungsrecht bleibt zuerft den Pfarrherren allein und dann 


= 
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den geiftlichen Axffichtsbehörden in Gemeinfchaft mit den 
weltlichen Bezirksbeamten, deſſen vorausgegangene Frucht: 
lofigfeit dargelegt feyn muß, ehe die Sache zur oberpofizeir 
lichen Entfcheidung fiir reif geachtet und von der deßfallſi gen 
Staatsbehörde an fich gezogen werden kann. Der Tirchlichen 
Dberbehörde hingegen bleibt die Entfcheidung der Frage, 
welche Perfonen nach Firchlichen Grundfäßen zufammen heu: 
vathen, weiche in einer etwa Kivchenordnungswidrig einge: 
gangenen Ehe ohne Sünde fortleben fönnen, und die damit 
eng verbundene Frage: welchen vom Staat auf beftändig 
oder auf eine langjährige Frift getrennten. Eheleuten nad) 
ihren Neligionsgrundfäken zu einer andern Ehe zu fehreiten _ 


_ erlaubt‘, oder doch als das’ geringere Webel nachgefehen wers 
den möge. Doch kann fie hierüber neue Grundſätze nicht 


aufſtellen, die von jenen abweichen, welche fie vorhin öffent 
lich im Staat befannt und geübt hatte, ohne vegentenamt: 
liches Gutheißen. Keine Kivche kann verlangen, daß in 
Fällen, wo Eheleute zweier Neligionen Eonkurriren, ihre 
einfeitigen Kirchengrundfäße, wenn fie zugleich. den’ andern 
Konfeffionstheit treffen, dutch Staatsgewalt ‘zum Vollzug 
befördert werden, fondern nur, daß der jener Kirche anges 
hörige Religionstheil nicht in freiwilliger Befolgung feiner 
Kirchengrundfäße gehemmt werde. .Eheverfpruchsfachen ge⸗ 
hören als bloße Civilkontrakte ferner gar nicht mehr vor die 
geiftlichen Gerichte irgend einer Kiche; eben fo wenig 
Schwängerungsfachen, Eidesfachen, Zehndfachen und andere 
dergleichen Gegenftände, die aus fernen und fehr mittelbaren 
Beziehungen auf den — ehemals a für li 
geachtet wurden. 


i 
Verwaltung der Evaugeliſchen Kirchengewalt. 

17) Die Kirchengewalt der Evangelifchen Kirche beider 
Konfeffionen fann nur im Namen des Souverains, welcher 
Neligion er and fiir feine Perfon zugethan fey, und nur 
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durch ein von ihm aus. Gliedern der evangelifhen Kirche 
Beftelltes Oberkonfiftorium  beforge werden. Für beide Kon 
feffionen befteht nur ein einiger folcher Kirchenrath, der aus 
geiftlih und weltlichen Gliedern von beiden Konfeffionen in 
verhäfmißmäßiger Gleichheit befeßt fey , und von deffen beis 
den Vorftehern jederzeit der eine aus der einen, der andere 
aus der andern Konfeffion fey. Wenn von Kechtglaubigkeit | 
oder Tauglichkeit einzelner Kirchenglieder ingleichem von Ver: 
wendung des Kirchenvermögens zu einem außergewöhnlichen 
Zweck die Nede wird und die Meinungen der Räthe nad) 
Konfeffionen ſich theilen, fo können nur die Stimmen jener 
Stieder zur -Schlußfaffung ‚gezählt werden, deren Religions: 
oder. Kircheneigenthums-Intereſſe in Frage fieht; wo aber 
der feltene Fall “einträfe, daß beider Konfeffionen Intereſſe 
fire den vorliegenden Fall in: einem Gegenftoß gefunden wür⸗ 
de, da miüffen die beiderfeitigen Meinungen und Anfichten 
zur" ſtaatspolizeilichen Vermittlung oder Entfcheidung an die 
oberfte Staatsbehörde in Vortrag. gebracht werden. Mad) 
der erftmals von Uns vollendeten Zufammenfeßung wird die 
Wiederbeſetzung der erledigten Stellen aus einer vorgängigen 
DBerathung der evangeliihen Konferenz Unſeres Minifterii 
und zwar wenn nicht von Vorftehern, fondern von Räthen 
oder Beifigern die Nede iſt, nad) vernommenem Gutachten 
des evangelifchen Dberkonfiftorii Uns oder Unſerem Regie— 
rungsnachfolger von dem betreffenden Minifterialdepartement 
in Vortrag gebracht. Der Mitglieder diefes Oberkirchenraths 
dürfen, die beiden Vorfteher mit eingerechnet, nie weniger 
feyn, als acht, wohl aber können deren nach Befinden meh: 
sere feyn. Immer muß darin von jeder Konfeifion ein 
sigensbefoldeter Geiſtlicher als Rath angeftellt ſeyn, dev die 
Rirchendifeiplin und Schulfahen hauptſächlich bearbeiten 
önne, und desfalls mit firchlichen Verrichtungen -oder an: 
ern Nebenämtern nicht beladen fen: aufer diefen muß je: 
erzeit wenigſtens noch ein im; Kirchendienft praktisch befchäf: 
16. 


274 


tigter Geiſtlicher von jeder Konfeffion im ſolchen fich befinden, 
Das Dberkonfiftorium würkt durch die nach ſchicklichen Be: 
zirken beftellten Specialfuperintendenten, welche in gemifihten 
Dezirken abwechſelnd aus beiden Konfeſſionen genommen 
werden -und ſtets einen Specialvicar der andern Konfeffion 
neben fich haben. 


Staatsberehtigungen derfelben. 


18) Da die evangelifche Kirchenwalt durch Perfonen 
verwaltet wird, welche im alleinigen Dienft des Regenten 
ftehen, and in feinem Namen handeln, fo hat der evangeli: 
ſche Oberkirchenrath zugleich auch die Kirchenherrlichkeit des 
Regenten zu verwalten, welche Hingegen in der fatholifihen 
Kirchenverfaffung ‚von der geiftlihen Gewalt getrennt, und 
eigenen bdesfallfigen Staatsftellen oder andern Staatsverwals 
tungsbehörden zugetheite ift (Siehe Art. 21.); ſtehet aber, 
desfalls in allen Fällen und welcher Religion auch die Diener 
der oberften Staatsverwaltung beigerhan ſeyn mögen, in der— 
nämlichen Sehorfamsichuldigkeit gegen den Regenten und im 
der gleichen Unterordnung unter die oberſte Staatsverwal: 
‘tung, wie andere Provinzftellen, indem allein in dem, was 
die Leitung der Gewiſſen, die innere fichlihe Einrichtungen, 
und den veligiöfen Theil der Erziehung betrift, der Ober 
tirchenrath verlangen kann, daß ihm durch Feine Infltuenz 
von Perfonen anderer Religionen darin Maaße gegeben, und 
er der freien Ueberzeugung feiner akelmmigenhen. zu folgen 

nicht gehindert werde. 


Verwaltung des Kirchenvermögens. 

19) Die Verwaltung des Kirchenvermögens beider Kon— 
feffionen kann, ſo fang der Linterfchied diejer -Konfeffionen 
noch befteht, und hicht die fehon von den erften Reformato— 
ven bei Entftehung der Trennung gewünfcte und gehoffte 
völlige Religionsvereinigung zu Stand fommt, niemals auch 


175 


nur ber Verwaltung nach in einerlei Hand: gegeben, meniger 
noch vermifcht- und in irgend einem Stick klein oder groß 
zum Kirchenzweck einer andern Konfeffion,. als deren es ans 
gehört, zu dienen angehalten werden; fondern das Kirchen⸗ 
vermögen jedes Konfeſſionstheils bleibt einem eigenen nur 
aus Gliedern dieſer Konfeſſion zuſammengeſetzten Verwal— 
tungsrath vorbehalten, der jedoch desfalls der Auſſicht des 
evangeliſchen Oberkircheyraths fo mie der Oberaufſicht des 
betreffenden Minifterialdepartements ftets untergeben bleibt, 
und nach deren Weljungen die Verwaltung beforgen muß; 
folang nicht von einem Neligionstheil zum andern der Genuß 
des Kirchenvermögens oder eines beftimmten Theils davon _ 
übergewälzt wiirde, als wogegen zu wachen und das Kirchens 
' eigenthunt vechtlich überall zu vertreten, jener Verwaltungs 
vath durch diefe Konfkitution ————— und perſönlich ver⸗ 
| antwortlich gemachte wird, 


Verwaltung der katholiſchen Kirchengewalt. 

. 20) Die Kirchengewalt ‘der katholiſchen Kirche ſoll von 
dern Oberhaupte derfelben als dem Mittelpunkt ihrer Claus 
benseinigkeit, nicht getrennt, noch von irgend einiger Hand⸗ 
lung oder Beziehung, die dazu mefentlich nothwendig iſt, 
abgehalten werden : fie kann aber außerhalb Fällen, die zu 
einer aufierordentlichen oberhäuptlichen Sendung geeignet 
find, hm durch einen im Lande feinen ftändigen Aufenthalt 
habenden Biſchof beforge werden, der alle katholiſche Kirch: 
ſpiele des Großherzogthums unter ſich vereinige, mit Feiner 
Sorge für auswärtige Kirchfpiele mit beladen fen (ſoweit 
nicht etwa anſtoßende mit hinlänglichem Land zu Erhaltung 
eines Biſchofs nicht begiiterte Sonverains fiber die Mitein— 
nahme Ihrer Lande in Unferem Landkirchenſprengel Sich mit 
Uns vergleichen), und der zur Regierung ſeiner Dibces den 
| erforderlichen geiſtlichen Senat, hiernächſt zur Verminderung 
der Beſchwerde der Unterthanen, die perfönlich zu vernehmen 
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find, oder etwas anzuöringen haben , feine nach fchicklichen 
Bezirken aufgeftellte untergeordnete Dffizialate oder geiftliche 
Kommiffariate, fo wie in weiters untergeordneten Stufen, 
die in fchieflihen Eintheilungen zu beftellende Decanate zu 
 Mitbeforgung der Polizei in Kirchenjachen aufgeftellt habe. 
Das nähere über die Setzung, Verfajlung und grundgefeß: 
mäßige Würkſamkeit diefer Verwalter der Fatholifchen Hierar— 
chie bleibt dem Konfordat mit dem römsichen Hof vorbehat 
ten. Bis dahin bleiben alle Bifchöffe der verfchiedenen in 
und ausländifchen Bifchofshöfe, welche dermalen ein Fatholi: 
ſches Kirchenregiment im Lande führen, im Beſitz ihrer 
Amtsberechtigungen , jedoch nur in allen diefer Konftiturion 
gemäß ferner ‚als geiftlich zu behandelnden Sachen, und nur 
foiang, als deren dermalige Bifchöffe leben : fo wie Hingegen 
einer derfelben ftirbt, ift die Gewaltsattribution feiner geil 
lichen Gerichte in Unferem Staat für erlofchen anzufehen, 
und fann nur (mie es dermalen in gewiffer Maafie fchon 
mit dem Straßburgifchen Didcefenantheil dieffeits Rheins ge: 
ſchehen ift), eine der andern noch in Amtsgewalt befindlichen 
Biſchöflichen Rathsſtellen Unſerer Lande durch proviforifche 
Delegation des jederzeitigen Metropolitanats die Fortführung 
des kirchlichen Regiments übernehmen, fo lang nicht der 
vömifche Hof mit Uns fich zu einer definitiven Einrichtung 
der Diöces Unferer Lande vereinbart hat, als welcher Der 
einbarungseinleitung Wir bisher vergebens entgegen gefehen 
haben, dazu aber nach wie vor immer bereit find. Die 
weltliche Kirchenherrlichkeit bei den katholiſchen Kirchfpielen 
wird ftatt bisher von der Kirchentommiffion durch Linjere 
Regierungen der Provinzen verwaltet, bei welchen auch fir 
das Fatholifche Kirchenvermögen eigene Defonomiedeputationen 
(wie oben wegen des proteftantifchen Kirchenvermögens ge⸗ 
ordnet worden), beſtehen ſollen. 
Kirchenherrlichkeit des — 
21) Unſere Kirchenherrlichkeit umfaßt überall und 
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in Bezug auf alle aufgenommene: oder geduldete Religions: 
partheien nachftehendes : Die Kenntnifuahme von allen Ge: 
maltshandlungen der Kirche in ihrem Innern; die Vorſorge, 
daß damit nichts gejchehe, was iiberhaupt oder doch unter . 
Zeit und Umftänden dem Staat Nachtheil bringt; das Recht 
zu allen öffentlichen Verkündungen, welche die Kirchengewalt 
beſchließt/ ingleichem zu allen Dienfternennungen, die ihr 
überlaſſen find, . das Staatsgutheißen zu ertheilen oder nach 
Befinden zu verfagen, und damit bis auf weitere Vereinbar 
eung den Vorgang tüickftellig zu machen ; das Recht fir 
dergleichen kirchliche Dienfternennungen folhen Perfonen den 
Ausfhluß zu geben , deren Aufftellung fiir diefen Poften in 
Staatshinficht ‚ bedenklich ſcheint; das Recht, Gefellicaften 
und Inſtitute, die fih fiir einen beftimmten kirchlichen Zweck 
mit Billigung der Kirchengemwalt bilden, zugulaffen oder nicht 
zuzulaffen ; das Recht die zugelaffene Kirchenanftalten, wenn 
fie von ihrem urfpriinglichen Zweck abweichen, oder ihre 
Tauglichkeit für deffen Erreichung verlieren (welche ftets als 
ſtillſchweigende und unerläßliche Bedingung ihrer Fortdauer 
anzufehen ift), darauf zurjickzuführen, oder fie ganz aufzu/ 
heben , doch daß es in- einer Art gefchehe, die mit den 

Srundfägen derjenigen Kirche, deren fie angehören, verein: 
barlich ift; das Necht, aus denen von der Kirche fähig er— 
fannten Gliedern zu beftimmten einzelnen  Kivchendienften 
denjenigen zu benennen, der fie erhalten foll, fo meit diejes 
Recht nicht durch die dermalige neue Verfaffung Linferes ' 
Sroßherzogthums der Kirchengewalt oder andern Privat: 
KRirchenlehenherren gegeben oder beftätigt wird ; das Necht 
alle jene Wirkſamkeit der Diener, Gefellfchaften, und Staats; 
genoffen anzuordnen und zu leiten, welche zu Erreichung des 
Eirchlichen Zwecks und zum Genuß ‚der daraus zugleich fir 
Jen Staat hervorgehenden Vortheile nöthig find; das Recht 
ın allen entftehenden Klagen, Befchwerden, oder Anftöfiig: 
'eiten , die aus einem Mißbrauch der Kirchengewalt oder 
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aus einem vechtsiwidrigen Verfahren derſelben entftehen, Eins 
ſicht zu nehmen und das zu deffen Verhinderung nach Be 
finden der Umſtände Geeignete vorzukehren. Hierin handeln 
» die Verwalter Unſerer Staatsgewalt eben fo unabhängig von 
den Grundfüßen und dem Begehren der Kirchengefellichaft 
ode? ihrer Vorfteher, wie in den übrigen Theilen der Staats 
fohäre, doch wit fteter Erinnerung, daß Einverftändniß allein 
zum Gedeihen , fomohl .des Staats als der Kirche führe, 
daß diejes daher in allen billigen Dingen gefördert werden 
müſſe, indem in feiner der beiden Gewaltsiphären ein vüd: _ 
ſichtsloſes Ausdehnungsbeftreben, und eine nur einfeitige Bes 
ſchränkung zu einem Gemeinwohl führen könne. 


Geiftlihe Staatsbeamte. 

20) Die Pfarrer, — ingleihem die Nabbinen, — find 
bei der Verkündung, und Einfegnung der Ehe, bei der Ans 
nahme der Perſonen zur Taufe, oder Vefchneidung, oder 
zur Ablegung eines Neligionsbefenntniffes bei dem Uebertritt 
von einer Kirche zur andern, endlich im Begraben der Tod: 
ten, nicht blos Kirchendiener, fondern auch Staatsbeamte, 
‚ Sie dürfen daher dieſe Handlungen, an: Niemanden verrichs 
ten, der nicht durch die beftehende Drdnung demjenigen 
Sprengel zugewiefen ift, fir welchem fie angeftellt find, und 
nur in jenen Fällen, die. fich innerhalb deſſelben ergeben, 
Sie müfen in jedem Fall zuvor ſich verſichern, daß diefe 
* Handlung im vorliegenden Fall unanſtößig nit den Staates 
gefegen fen, mwidrigenfalls ift ihre Handlung ftraffallig, und . 
ohne alle Rechtswirkung; fie haben fich in’ der. religiäfen Art 
der VBerrichtung ſolcher Handlungen nach den Gefeken ihrer 
Kirche, hingegen in Hinſicht auf Zeit : und Drtsverhältniffe, 
fo. wie auf die Benrkundung nach den Gefegen des Staats 
zu richten. Dieſer Pfarrbann erfiveckt ſich bei jedem Pfarrer 
auch auf alle fremde Neligionsverwandte, die in. feinem 
Sprengel ohne. erlangtes eigenes Kirchſpielsrecht, oder ohne 
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befondere Dispenfation des Negenten zur Berufung eines 
- andern Geiſtlichen ſich aufhalten; im letztern Fall hat er 
noch immer die Anzeige der Fälle, und der ordnungsmäßis 
gen Verrihtung der Handlung zur Eintragung in die Pfarrz 
bücher ſammt der -Entrichtung der deffallfigen Pfarrgebiihren 
zu fordern. "Niemals. kann ein Geiftlicher feinen Pfarrbann 
dahin erweitern, um Geiftlichen feiner, oder anderer Reli: 
gionen den Zutritt zu ihren in feinem Sprengel wohnenden 
Neligionsgenoffen zu verfagen, oder ihnen geiftlihe Verrich— 
tungen, die nicht zu den oberzählten Gebannten gehören, 
und die innerhalb den Wohnnngen ohne Störung der. öffents. 
lichen Ruhe und Ordnung verrichtet werden, zu verwehren. 


| Geiftlihe Freiheiten, 

25) Kein Kirchendiener Hoch und nieder kann durch 
feine Wiedmung für eine kirchliche Beftimmung aufhören , 
Staatsbürger zu ſeyn, und: fo wie er daher Rechte und 
Bortheile der Staatsverbindung fortgenießet, fo muß er auch 
Pflichten und Laften -derfelben auf fich nehmen, fo weit fie 
andern zur Kanzleifüßigkeit geeigneten Staatsbiirgern jeweils 
obliegen, und den geordneten ÖStaatsftellen. deifalls zu Rede 
ſtehen, foweit ihm nicht diefe Konftitution, oder einft nach⸗ 
gefolgte Geſetze und Privilegien eine Befreiung gewähren; 
außerdem hat ein ſolcher weder für feing Perfon in bürgerli— 
chen Verhältniſſen, noch für feine befißende eigene Güter, 
oder führende weltliche . Dienfigefchäfte, oder Gewerbe eine 
Befreiung ‚vor andern Staatshürgern feiner Klaffe anzufpres 
hen.,- wohl aber, fo lang er fich ftandesmäßig beträgt, 
die der wichtigen Beſtimmung feines Standes gebührende 
sorziigliche Achtung zu. Yewarten, auch der feinem Kirchens 
ienſt verliehenen Nechte und Freiheiten zu genießen. 


Staatspflidten der Kirchen, 
24) Jede Kicche kann fir ihre Refigionshandlungen von. 


\ 
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den Gliedern aller übrigen Neligionsparthien volllommene 
Sicherheit gegen Störungen aller Art verlangen, aber feine 
andere Ehrendezeugungen, als jene allgemeine Achtung, wel; 
he jedem ernften und öffentlichen Vorgang im Staat von 
mwohlgefittteten Staatsbürgern erwiefen werden muß. 

Segen deren Berfagung kann fie, anftandige Erinnerun— 
gen und Aufruf des obrigkeitlichen Schußes, der feiner je 
mais verfagt werden darf, zur Hand nehmen, aber niemals 
fih einige Selbſthülfe erlauben, außer wenn fie im Innern 
ihrer Religionsgebäude geftört würde, wo ihr die mäßige 
Selbſthülfe, wie jedem Staatsbürger Kraft der Hausgemwalt 
in dem Seinigen, zufteht. Keine Religionsparthei kann der 
andern in Abficht auf kirchliche Einrichtungen, Gebräuche, 
Fefte, und ‚Neligionshandlungen , Maas und Ziel geben, 
oder eine Bequemung zu ihrer deßfallſigen Einrichtung ver, 
langen. Nur die weltliche Staatspolizei giebt da, wo es 
zum gemeinen Staatsfrieden unumgänglich nöthig erfcheint, 
gemeinfchaftliche WVorfchriften fiir äußere Handlungen, die 
nur zufälligen Bezug zum Pirchlichen Zweck haben, doch 
jedesmal fo, daß fie. den‘ Religionslehren und gebietenden 
Kirchenvorſchriften feines der darunter befangenen Religions: 
'theile — — 


Kirchenpolizei und Autoͤnomie. 


25) Wo an einem Ort nur Eine, Religion das! Staats; 
bitvgerrecht und’ pfarrliche Rechte hat, da müſſen alle fremde 
Neligtonsverwandte, welche fih darinnen für längere, oder 
kürzere Zeit aufhalten, der Kirchenpolizei des Orts in allen 
jenen Handlungen fi unterwerfen, welche außerhalb ihren 
Wohnungen fi fih äußern, oder ihre Wirkung haben, nur daß 
diefe ihnen nichts auflegen darf, was durch ihre Glaubens— 
vorfchriften fiir verwerflich erflärt, und daher ihrem Gewiffen 
entgegen iſt, wogegen fie ihnen hinwiederum bei Zufammen: 
fünften im Leben und auf dem Kirchhof einen unabgefonder: 


+ 
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| tem, und unausgezeichneten Platz unter ihren eigenen Glau⸗ 


bensgenoſſen gönnen muß. Keine Kirchenpolizei hingegen 
kann über das Innere des häuslichen Lebens fremder Reli⸗ 
gionsverwandten, und über deren dort vornehmende religiö⸗ 
fe Uebungen ſich verbreiten, noch daß es zu ihren Gunſten 
von Staatswegen geſchehe, begehren, ſondern jedem vom 
Staat geduldeten Bürger bleibt die ungeſtörte Hausandacht, 
und vermöge derſelben das Recht, mit ſeiner Familie auch 
andere (doch; nicht in verdächtig ‚großer Zahl ſich fammelnde), 
Stlaubensgenoffen des nämlichen Orts, zum Lefen, Beten, 
Singen, und andern Neligionsübungen fid zu vereinigen, 
feine Kinder mit Hauslehrern feines Glaubens zu verfehen, 
oder An Orte feiner Konfeffion zur Erziehung zu verfenden, 
für veligiöfe dem Pfarrbann nicht unterivorfene Handlungen. 
Geiſtliche zu ſich kommen zu laſſen, auch wegen jener, die 
dem Pfarrbann unterworfen ſind, mit Beobachtung der ob⸗ 
gedachten Anzeige, und der Gebührenzahlung an andere Orte 
ſeiner Religion zu deren Verrichtung ſich zu begeben. Vom 
Regenten allein hängt es ab, einzelnen dergleichen Familien 
dieſe Hausandacht bis zu einem eingeſchränkten oder unein⸗ 
geſchränkten Privatgottesdienſt zu erweitern, deſſen Rechte 
nachmals aus dem Inhalt der Konzeſſionsurkunde beurtheilt 
werden müſſen, deren Umfang alſo von den Empfängern 
nicht eigenmächtig erweitert, noch von den Dienern der Kir⸗ 
cheugewalt des Orts gegen Sinn / und Zweck der Konzeffion 
beſchränkt, oder beeinträchtigt werden darf. 


Kirchenpolizei an gemiſchten Orten. 
26) Syn. Orten, wo mehrere Kirchen Staatsbürgerrecht 
genießen, richtet jeder Theil allein ſich nach der Kirchenpolizei 
ſeiner eigenen Gemeinde, und iſt dieſer allein unterworfen; 
wo aber ein gemeinſchaftlich konkurrirendes, oder kollidiren⸗ 
des Intereſſe mehrerer Religionstheile vorhanden iſt, z. E. 
in Vermittelung der Eheſtrittigkeiten in gemiſchen Ehen, da 


— 


haben die geiftfichen Worfteher und Sittenrichter beider Kir 
chen zuſammen zu wirken. 


Schluß-Sanction. | 
Wenn Wir nun hiermit diejenigen Grundzüge feſtgeſetzt 
haben, aus welchen die Bande der Einigkeit zwifchen Kirche 
und Staat hervorgehen, und wechlelfeitig Nechte und Pflichs 
ten benrtheilt werden follen , deren nähere Ausführung durch 
die dazu erforderliche organifche Gefeke Wir zu beſtimmen 
Unſerer Staatsbehörde überlaſſen, erklären Wir zu deffen 
Behuf jede damit fEreitende Verordnung der gemeinen, bir; 
gerlichen , oder Firchlichen Nechte, auch der Altern, oder 
neuern Randesverordnungen file aufgehoben und kraftlos, und 
geftatten dieſen Gefeken allen feine weitere Wirfung als die 
Begründung einer Analogie zur nähern Beftimmung oder: 
Anwendung des Sinns diefer Verordnung, wo fie etwa der 
ven beditrftig wäre. Zu dem. Ende verfündigen Wir jene 
Grundſätze anmit einftweilen zu Jedermanns Wiffenfchaft und 
Nachachtung, mit dem PVermelden, daß vom .ıten des Mo: 
nats Auguft d. J. an, die verbindfiche Kraft diefer Konftis 
tition ihren Anfang nehme, jofort Unſere Minifter, Näthe 
und Diener, auch Angehörige, geiftlihe und weltliche, von 
da an in allen ihren Amts; und Privarhandlungen ſich bei 
Strafe der ewigen und unverjährbaren Nichtigkeit jeder Entr 
gegenhandlung, und bei.fchwerer perfönlichen Verantwortlich: 
feit genau. darnach achten und benehmen, auch von. Uns 
felbft dagegen mit Rath und That erwas auszumirken, fich 
nicht unterfangen follen. Das meinen Wir ernftlich. Gegeben 

in Unferer Nefidenzftadt Karlsruhe den 14. Mai 1807. 

Karl Friedrid © 
vn $r. v. Sapyling - (L. 8.) 
I Sr. Fönigl. Hoheit. Special:Befehk 
W. — 


— — 





| LEAD, | 
Weitere proviforifche Verfügung , die Suftentation 
der Kammergerichts: Advofaten und Profurato: 
ven, ihrer Schreiber und der Kammerboten 
betreffend. Vom Stadt Wezlarifchen Herrn 
Diveftor von Mulzer befannt gemacht. ) 





S. Hoheit unſer ER Firſt und Herr — 
ſich, nachdem das unterm 4ten Dezember vorigen Jahres 
zur Suftentation der unbefoldeten Neichstammergerichtsper: 
fonen getroffene Provifortum feine Endſchaft erreicht hat, 
veranlaßt geſehen, über dieſen Gegenſtand mit den Beſitzern 
und Souverains der deutſchen Lande, welche bis jest zur 
Unterhaltung der Neichsfammergerichtsperfonen beitrugen, ein 
fchriftliches Benehmen anzuknüpfen. | | 

Se. Hoheit find nun wohl überzeugt, daß bis zur Er; 
klärung und Vereinigung der betheifigten Fürſten eine wei: 
tere proviforifihe Suftentationsverfiigung nicht ausgefeßt blei⸗ 
ben. könne , fondern halten fich ald Souverain der Stadt | 
Wezlar fiir verpflichter,, im fefte Vertrauen auf die Bei— 
ftimmung der erhabenen deutfchen Fürſten, eine abermalige 
propiforifche Verfügung auf ein Jahr nad, folgenden Bes 
ffimmungen zu treffen. 

1) Daß vom ıten July 1807 bis dahin 1808 für jebes 
Individuum der ehemaligen aktiven und bis jest noch in 
feine anderwärtigen Dienfte getretenen Neichsfammerge; 
richte « Profuratoren und Advofaten ein Suftentationsmagi: 
mum auf 1000 fl. fefigeießt werde, jedoch dergeftalten, daß 





H Der anderweitere Nachtrag inter Nr. 37. war bereit abgebrudt ‚ ale 
uns dieſe proviforifhe Verfügung mitgetheilt wurde. 


- 
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a) Die von jedem Individuum fir biefes Jahr 1807 
bezogen werdenden Gehalte irgend einer Art hiebei in Auf⸗ 
rechnung und Abzug 'gebracht werden, indem Se. Hoheit 
über den Geſichtspunkt gegenwärtiger Maasregel fich lediglich 
auf die höchfte Erklärung vom 4ten Dezember vorigen Jah⸗ 
res beziehen | 

b) Dafi jedoch, bei der Ungewißheit über das wirklich 
Eingehen mancher Gehalte, jedem Neichsfämmergerichts: Ad: 
vofaten und Prokuratoren zuftehe, in letztem Quartale des 
für gegenwärtiges Proviſorium beſtimmten Jahres über die 
bezogenen oder nicht bezogenen Gehalte zu liquidiren, worauf. 


ſodann für feßtere der in dem Erigenzftatus aufgerechnete, 


aber nicht eingegangene Betrag nachvergütet werden folle;— 


c) Daß bei dem noch zur Zeit notorifch eriftirenden 
Mangel bereiter Zahlungsmittel die weniger bedürf: 
tigen Individuen fich befiheiden, ihre ‚bedürftigere Kollegen. 
zum früheren Zahlungsempfange zuzulaffen, und fich damit, 
berubigen, wenn die Zahlung auch zu unbeſtimmten Zeiten. 
nad) Maasgabe des Vorraths erfolge; — 


d) Daß ferner die nach dem Proviforium vom 4ten 
Dezember v. 5. zur Sten Klaffe beftimmten Advofaten und 
Profuratoren fi einftweilen in dem neuen Jahre mit 800 fl. 
und die zur vierten. Klaffe beffimmten Perſonen fi d eben fü. 
einftweilen mit 600 fl. begniigen werden, endlich daß 


e) Die unverheiratheten Reichstammergerichts: Advofaten 
und Profuratoren bei Mangel hinlängficher Zahlungsmittel 
in dem feftgefeßten Jahre gleichfalls 600 fl. beziehen können. 

2) Für jeden der Kammerboten befiimmen Se. Hoheit 
in dem Jahre des neuen Proviforiums 150 fl. dergeftalten, 
daß den veitenden Voten der aus der Suftentationskaffe zu 
beziehende Gehalt in Aufrechnung gebracht, und der in Bes 
dierttendienfter ftehenden Klaffe nur die Hälfte der beftimm: 
ten Summe bezahlt werden foll. 
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Dann: wollen Se. Hoheit | 
| '3) Zur Unterftüsnng der älteren und hedürftigeren Klafs 
fe der ehemaligen Notarien und Prorokolliften in dem ber 
merkten ‚Jahre überhaupt die Summe von 1000 fl. beftims 
men; deren Vertheilung von den Kräften der Kaffe und dem | 
Bedürfniſſe der Empfänger abhangen müſſe. — 

Da nun Herr Kammerrichter, Graf von Reigersberg 
durch edelmüthige Abtretung eines Drittels ſeines bisherigen 
Gehalts*) zum Beſten der unbeſoldeten Kammeralen die 
Mittel zur Ausführung vorſtehender Verfügung ſehr erleich⸗ 
tert hat, und überdies, nebſt dem Reſte ber im vorigen 
Jahre ausgemittelten Unterftügungsfumme , die Zinfen der 
Suftentationstaffefapitalien, det alten Depofitens und Armen; 
ſäckelskapitalien hiezu beftimmt ſind; ſo haben Se. Hoheit 
übrigens zur gänzlichen Deckung des Bedürfniſſes die Vers 
 filberung des nöthigen Kapitalfonds aus letzteren Kaffen ver 
fügt, und Höchſt Ihro Aexarium als Selbfizähler für etwais 
ge Reklamationen zu erklären geruhet. 

So wie ſchließlich Se. Hoheit hoffen, daß die unbeſol⸗ 
deten Keichstammergerichtsperfonen aller Klaſſen ihre Fode⸗ 
rungen über die andurch getroffene Verfügung nicht ausdeh⸗ 
nen, ſondern ſich mit demjenigen begnügen werden, was die 
gegenwärtigen Umſtände proviſoriſch erlauben, ſo wiederholen 
Höchſtdieſelben zugleich Höchſt Ihro ernſtlichen Geſinnungen, 
den unverſchuldeten Opfern der Zeitereigniſſe durch alle Mit: 
tel, welche Recht und Billigkeit vorfchreiben, zu dem nöthi⸗ 
gen Unterhalte forthin verhelfen zu. wollen. | 


ne 











*) Der Gehalt eines zeitlichen SKammierrichterd beträgt 117733 Reichsthaler, 

30 fr. nach dem 20 Guldenfuße; da bei ihm, mie fi die Kammergerichtsords 

nung von 1921 ansdrüdt, vilefichtlich des höhern Gehaltes auf die Erhöhung 

feines Standes Bedacht genommen werden fol, — und er um Repräfens 
tiren mit dein Gehalte erhielt. — 


a — — — WS 
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90. 
Friedrich Carl von Mofer’s "Sendfchreiben 
d. d. Abrahamsfchooß im Suni p: chr. n. 1807 
an Heren Yofeph Zintel, der Weltweisheit 
Doktor, beider Rechte Lizentiaten und königlich 
oberbaieriſchen Hofgerichts:Advofaten, dann an 
Herrn Joh. Nik. Friedrich Brauer, bei— 
der Rechte Doktor, großherzoglich badiſchen 
Geheimen Rath. - Ä 


\* 


N +» 





De hohen Schulen, meine Herren ! (denn hr, Herren 
Zintels, Entwurf eines Staatsrehts fiir den Rheinifhen 
Bund foll ja nach der Vorrede zu einem Elementarbuch auf 
Univerfitäten gebraucht werden können), find die Pflanzſtätte, 
auf melchen die erften Begriffe- fünftiger Minifter, Räthe 
und Diener gebildet werden ſollten, oder doch könnten. Al— 
lein von wie vielen, fo Andere unterrichten, muß man fagen: 
daß ein Blinder dem andern den Meg zeige. Bekannt genug 
mit Möglichkeiten, feer an lebendigen Kenntniffen und Er— 
fahrungen, oder allzu furchtfam, gewiffe Wahrheiten ang 
große Licht zu ſtellen, behelfen fie fich entiweder mit gewiffen 
trockenen Beurtheilungen und abftraften Vegriffen, welche 
früh genug von andern Ausfichten verdrängt werden, oder fie 
bilden den Menſchen und feine Pflichten jo, wie es der Ne 
gierungsform, -unter welcher fie ſtehen, am meiften ſchmei⸗ 
belt, die Säge mögen fo ungeheuer und widerjprechend 
ausfallen, als fie immer wollen, 

*) Verfaffer der auf dem Umfchlage des ſechſten Heftes ſchon angeführten 


Schrift: Beiträge an einem allgemeinen Staatsrecht der Rheinifhen Bundes; 
Staaten, in funfjig Sätzen. 


» 
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Man ſollte nicht glauben, ſchreibt Voltaire, daß die 
Souverains den Philoſophen was zu verdanken hätten; gleich— 
wohl iſt es wahr, daß der philoſophiſche Geiſt, welcher faſt 
alle Stande der menſchlichen Geſellſchaft bie auf den unter: 
fien Pöbel belebt, vieles beigetragen hat, die Rechte der 
Souveraine mehrers gelten zu machen. Ja leider! iſt es ſo 
wahr, daß wir vielleicht noch in dieſem Sinne Phomme böte 
erhalten, wie uns in philoſophiſchem l'homme plante et 
machine von dem fogenannten Weifen befchrieben worden, 
den feine Freunde mit-der Fackel in der Hand, unbeftimmt: - 
05 die Welt erleuchtend oder verwüftend ? abbilden laffen. 

Die Achten Weifen von altem Stamm konnten ſich bei 
den tieffinnigen Betrachtungen über das Wefen und die Wilrs 
de der Menſchen ihre Verhältniffe in bürgerlichen Verfaſſun⸗ 
gen nicht gleichgiltig ſeyn laſſen; ſie unterſuchten die Wirs 
ungen und möglichen Ausbrüche jener zwo mächtigen Trieb: 
federn ; eine brennende Menfchenliebe trieb einen Plato, 
dem Dionys von Sicklien feinen Plan einer glücklichen Ne 
publik vorzulegen, und Eenophon bildete in einer Eyros 
pädie dag Mufter eines Helden und guten Negenten. 

Die Kunſt, Menfchen zu befehlen, wurde von jeher als 
ein Stü der, größten Weisheit betrachtet; follte fie es in 
unfern aufgeflärten Zeiten weniger ſeyn? Keinestvegs ! 

Sie ift vielmehr in Regeln und Grundſätze gefaßt und 
ſo ins Feine gearbeitet worden, daß fie num nicht mehr un: 
ter die durch die Tradition fortgepflanzten Geheimniffe gehört, 
fondern zur Wiffenfihaft geworden, worauf Lehrer gehalten 
und beſoldet werden, um ja in friihern Zeiten der Klaſſe 
von Menjchen, welche andern gebieten folle, die Begriffe der 
nothwendigen Knechtfehaft gründlich einzuprägen , und fie 
ſelbſt zu würdigen Knechten zuzubereiten. 

Zu allen Zeiten haben ſich noch Vormünder der Menſchen 
gefunden, welche die einmal vorhandene, unabänderliche und 
einem jeden Weifen, der ein guter Bürger iſt, vefpeftable 
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Verfaffungen der Weltreihe mit Gränzfteinen ber Gewiffen: 
haftigkeit, Billigkeit und Menfchenliebe gleihfam eingefaßt 
haben, allein diefe Schriften, dieſe Werke eines Grotius 
und Puffendorf gleichen den Portraiteh berühmter Der; 
ſonen, die man nicht mehr zu ſehen befommt, fie enthalten 
das Bild der Gerechtigkeit zwifchen Völkern, die nicht mehr 
vorhanden find; und man beruft fih auf fie nur noch, wie 
in den Gefchlechtsregiftern auf die Ahnen, es ift genug, daß 
fie da gewefen find, von ihren Neden und Thaten ift feine 
Frage mehr. 

Wenn man dagegen manche neuere Schriften ließt, 
worinnen der Welt ein fogenonntes Recht der Natur vorge 
träumet worden, fo möchte man ihren Verfaffern mit Hallern 
wohl zu rufen: 

— — — — halb Engel und halb Vieh, 

Du rühmft Dich der Vernunft, und Du gebraüchft fie nie; | 
Dei dem Urſprung der: bürgerlichen Gefellfhaften fängt ſichs 
an und dann ift es bis zum Recht über Leben, Tod und 
Vermögen der Unterthanen fo rund fort demonftrirt, daß ich 
immer ein Stück Leviachan. zu fehen vermeyne, fobald 
ich einen folhen Hobbes den Zweiten erblide. 

Auf einem folchen brutalen Recht der Natur ruhet eine 
noch abfcheulichere Politik. Sie hat die Tyranney in ein 
Syftem gebracht, und durch taufend Mittel die Fortdauer 
derfeiden auf viele Jahrhunderte befeſtigt. Sie hat die ger 
heiligten Herzen auch der menfchlichfien Regenten eingenom: 
men und diefelden gleichfam beredet, daß fie aus Grundſätzen 
fhlimm feyn müffen. Sie giebt ihnen diefes für das einzige 
Mittel, ihre Unterthanen glücklich und ficher zu regieren. 
Sie verführt fie zu glauben, daß es ihnen mehr Ehre mache, 
einer Heerde Sklaven, als einer Gefellfchaft von Menfchen 
und Bürgern zu gebieten. 

In einem noch ungemein höhern Grad gilt das vorhin 
Geſagte von allen, welche das allgemeine und befondere Staats: 
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recht mit Mund und Schriften zu lehren, oder in wirklichen 
Dienftfällen anzuwenden haben. Monte ——— ſchreibt, — 
wer konnte es bündiger thun? | 
‚»On peut dire, que les passions des princes, la 
»patience des peuples; la flatterie des &crivains, en ont 
»corrompu tous les principes. Le droit, tel qu'il est 
»aujourd’hui, est une science qui apprend aux prin- 
»ces jusqu’& quel point ils peuvent violer la justice , 
»sans choquer leurs inter&ts. Quel dessein,, de vou- 
'»loir, pour endureir leur conscience , mettre l’iniqui- 
»te en syst&me, 'd’en dönner des .regles, d’en former 
»des priucipes, et d’en tirer des consequences.,.« 

»La puissance illimitee des Sultans, qui n’a d’au- 
»tre regle qu’elle m&me, ne produit pas plus de 
»monstres , que cet art indigne, qui veut faire Pier 
»la.justäce, toute inflexible qu’elle est.« 

»On diroit, qu'il.y.a deux justices toutes diffe- 
»rentes ; l’une qui regle les affaires des particuliers , 
»qui regne dans le droit civil; l’autre qui regle les 
»differends qui surviennent de peuple a peuple ,- qui 
»tyrannise dans le droit public; comme si le droit 
» public n’etoit pas lui même un droit civil, non, pas 
»& la verite d’un pays particulier, mais du monde.« 

O wann alle Staats: und Nechtslehrer, welche ſo ;freis 
gebig find, die Gewalt der Großen. zu erweitern und und 
ein in die Länge unerträgliches Zoch an Hals zu werfen; 
die Folgen der unausbleiblichen Verantwortung bedächten, zu 
welcher fie iiber die Gewaltthaten der durch ihre Lehren vers 
führten Fürften, über die Seufjer und Thränen der mir dies 
fen heilloſen Sätzen gedrückten Unterthanen vor dem firengen 
Richterſtuhl des Allerhöchſten dereinſten ſtehen müſſen, allwo 
weder die Opiniones Doctorum, noch das Intereſſe des 
Herrn, der Befehl und das Wohlgefallen der Minifter, "die 
angebliche Verfaffung, der Usus modernus 5 die allgemeine 

' 19. 
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Praxis u. f. w. als hinreichende Entfchuldigungen gelten 
werden. Es lautet fehr fchön, unter feinem Bilde den ſchö— 
nen 2obfpruch zu fefen: Uni Deo, ‚unique Regi fidelissi- 
mum senex; es ift aber even fo gewiß: Nach deinen Bor; 
ten, nad) ‚deinen. Schriften, wirft du gerichtet werden. Ein 
gewiffenlofer, dem Regenten fchmeichelnder, die Nechte der 
Unterthanen fihmälernder und die jugend zur Liebe der 
willführlichen Gewalt gemöhnender Juriſt fchadet dem menfc;: 
lihen Sefchleht mehr als ei Roland und Edelmann; 
er vergiftet mehr Seelen, als ein Dvidius und Lafon: 
taine, und wird in Gottes Augen eines fchiwereren Gerichts 
fhuldig werden, als der Mörder, der für das Blut von 
einem Menfchen fein Leben unter dem Rad endigen müſſen, 
der aber wohl um des verfühnenden Bluts Ehrifti willen 
mit dem lebten Herzensſtoße noch Schächers Gnade erhält, 
der fein Aergerniß nach dem Tode fortpflanzt und defen 
Ende eher ein Beiſpiel zur Beſſerung und Neue fir Andere 
if. Wie manchem fogenannten großen Manne wäre nad 
feinem Tode noch zu wünfchen, daß fein Catheder Lieber ein 
Galgen gewefen wäre! \ 

Es gilt diefes jedoch nicht nur akademischen Lehrern, fon: 
dern ohne Unterſchied allen Rechts- und Staatsgelehrten, jo 
mit Mund und Feder das Necht erklären, Gutachten, Ber 
denken und Reſponſa ertheilen, oder Deduftionen und andere 
Rechts: und Staatsauffäke verfertigen jollen; alfo auch Sie, 
mein lieber Herr Geheimerrath Brauer! | 

Ein Gelehrter, der Gewiffen und Fiebe des Vaterlands 
befißt, thur fehr wohl, wenn er bei dergleichen Anforderun: 
gen gegen ſich felbft am evften auf der Hut iſt. Die Fälle, 
da man ihm aufträgt, eine Deduktion zu machen, wozu der 
Obriſte der Artillerie fehon die Beilagen fertig habe, find die 
allerjeltenften; es find deren häufigere und reizendere, wo 
man bios mit einem fich felbft abgewinnenden Sieg ohne 
Gewiſſenswunden durchkommt. 
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Die Großen ſuchen die Gelehrten, die fie ihren Abſich— 
ten nüßlich zu feyn befinden, durch drei Hauptwege zu zwin— 
gen: Durch Stolz mit fchmeichelhafter Bezeigung eines 
fie vorzüglich würdigenden und- auf ihre Geſchicklichkeit, Eins 
fiht und Verdienſte fih gründenden Vertrauens; durc) 
Buche, mit Nichtbefolgung des landesherrlichen Befehls 
in Ungnade zu: fallen, den Dienft zu verlieren, oder wenig: 
ſtens nicht weiter befördert zu werden; und endlich durch 
Gewinn und Belohnungen, welche niche nur die klügſten, 
fondern auch oft ehrliche Beute verleitet, auf vermeintliche 
Rechnung deren, ſo es befohlen haben, Sachen zu rathen, 
zu. befchönigen und zu vertheidigen, deren Ungrund und Um 
recht fie am beften wiffen, oder fich davon zu überzeugen, 
Verftand genug hätten. — 
Doch gedankt ſey es Gott! dafs der. Regenten, 
welche keine offenbare Ungerechtigkeiten verign: 
gen und den Borftellungen des Mechts und der 
Billigkeit Gehör geben, allemal noch die mehr— 
fie Anzahl ift. 


Aber, die Großen bereden ſich gar leicht, daß etwas , 


recht fey, wann ‚es Andere vor und neben ihnen gethan has 
ben; und unglüdfeliger Weiſe finden fi 

überalleute, welhedie ſchändlichſten 
und gefährlidften Grundſätze mir der Maske 
der Kingheit, der Nothmwendigkeit des obrigkeitlichen Ernſtes 
und der Sorgfalt, fo man dem Ganzen ſchuldig fer, bedecken, 
wodurch ſelbſt vedliche Negenten vielfältig geblendet und zu 
ſchreienden En und Verſündigungen verleitet 
werden. 

Klee diefes, meine Herren! habe ich, wie Sie in mei— 
nen Beherzigungen, die noch manches Gute und Nültzliche 
fiir Sie enthalten , mit mehrerem nachlefen koͤnnen, bereits 
vor erlich und vierzig Jahren auf der fchon damals etwas 
jammervollen Erde niedergefchrieben,, und ich habe mit Fleiß 
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alle meine alten Worte beibehalten, damit Sie nicht glau: 
ben, .es fpreche ein noch jeßt lebender, mir mir gleichdentens 
der Mann zu Ihnen, und in diefer Meinung vielleicht 
einen Unfchuldigen anfeinden. Sie werden in meinen 
Schriften finden, daß ich nicht immer fo ganz mit meinem 
deutfihen Waterlande und feiner Verfaſſung zufrieden war. 
Ich freuete mich daher iiber den Rheiniſchen Bund; und 
weil ich auf Napoleon den Großen und die edlen deutfchen 
Fürſten, welche diefen Bund fchloffen, ein fehr großes Ver: 
trauen feße; fo hoffte ich, es folle durch denfelben beffer 
"werden, und Deutfchland, nur unter veränderten Formen 
und Geftalten, wieder ale Phönix aus feiner Afche erftehen 
und mit jungen Kräften blühen. Auch gefiel mir das meifte 
ziemlich wohl, was bisher die neuen Souveraine fe lb ft 
gethan, geiprochen, gefchrieben oder unterjchrieben haben, 
und bier in Abrahams Schooß zu meiner Kenntniß gekom— 
men if. Aber Ihre Schriften, meine Herren! Ihre 
Schriften haben Beforgniffe in mir erregt. Wenn eg; diefen 
Schriften nachgehet, fo geht es nicht gut; und wenn fie auch 
weiter nichts fehaden, fo machen fie doch die Unterthanen in 
ihrem guten Zutrauen zu ihren neuen Oberherren irre. Die 
iſt ſchon Schaden genug! Es ift eine eigene Bemerkung, die 
ich mache, daß alle diejenigen, welche fiir die Leidenden und 
Unterdrückten fehreiben, jede Unterfuchung und Erinherung 
forgfaltig vermeiden, durch welche Miftrauen und Erbitter 
rung gegen die neuen Souveraine erregt werden könnte; 
diejenigen hingegen, welche die Nechte der Souveraine ver 
theidigen oder erſt gründen wollen, ohne alle Scheu und 
ohne alle Behutſamkeit, ja feldft chne alle Noth, die wun— 
den Stellen mit ihrer Sonde durchwühlen und dadurch die 
Souveraine, indem fie fie groß zeigen wollen, nur verhaßt 
machen. Aus Liebe zu meinem ehemaligen deutfchen Vaters 
fande habe ich mir vorgenommen, Ahnen deshalb zu fehreis 
ben. Machiavell, Grasvinkel und Wandalin, die 
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jegt wohl fühlen, wie hart die Mäjeftätsverbrechen diefer 
Art — denn daß Sie in Ihren Schriften diefes Verbre— 
hen wirklich. begehen, können Sie bei Montesgquieu in 
feinem Esprit des loix T. I. Liv. 8. chap. 7. *) nad)’ 
lefen — nach dem Tode beftraft werden, ‚Haben zwar bei 
Vater Abraham darauf Angetragen, daß ich perfönlich an 
Sie, meine Herren! gefendet werden möge, um Ihnen 
dieß alles zu bezeugen, auf daß Sie nicht auch fommen an 
“den Dre der Qual, wo fi jetzt jene befinden. Abraham 
aber fprach zu ihnen, eben fo wie zum reichen Manne: Sie 
haben Mofen und die ‘Propheten ; laß fie dieſelbigen hören. 
Hören ſie dieſe nicht, ſo werden ſie auch nicht glauben, ob 
jemand von den Todten auferſtünde. 

Sie dauern mich, meine. Herren! Beſonders Sie, 
witrdiger Herr Geheimerrath Brauer, den ich fonft nad) Ber: 
dienft fo ſehr hochſchätze Bei Ihnen, Here Doktor. Zintel, 
werden, fürchte ich, auch Moſes und die Propheten nichts 
mehr ausrichten. Ihre Grundjäge find zu ungeheuer. Ich 
begriff anfangs gar nicht, wie Sie ſchon jetzt ein Staats— 
recht des Rheiniſchen Bundes fehreiben könnten und mollten, 
Nun aber, da ih Ihr Buch gelefen habe, begreife ich dief 
dar wohl: Sie hätten “es proviforifch fehon vor 20 Sjahren 
fchreiben können; denn in der Hauptſache paft es auf alle 
und jede defpotifche Staaten unter dem Monde, Alles, was 
Sie in eigentliher Beziehung auf die Verhältniſſe der 
Rheinischen Bundesftaaten fagen, ift nur Verzierung oder 
vielmehr nur Schale, der Kern enthält weiter nichts, ale 
die Lehre: Jeder Souverain fann thun, 








\ 


*) Bermuthlich wird bier auf folgende Stelle gedeutet: „Wenn es aber 
durch die Geſchichte aller Zeiten beftätigt wird, daß die Sicherheit des Monar⸗ 
«hen in dem Grade abnimmt, in welchem feine Macht willkührlicher wird; fo 
frage ih, ob man fi nicht des Hochverraths wider feinen Fürften fchuldiä 
nahe, wenn man ihn verleitet, feine Macht zu mißbbrauchen?“ Nach dvr 
Hanswaldifchen Ueberfeßung von 1804, W 
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was ihn gelüftet. — Ah hoffe, es wird jeden 
Rheinischen Souverain gelüften, Ihr Buch mir Abſcheu 
von fich zu werfen, wie ich es gethan habe; übrigens übers 
laſſe ib Sie Ihrem Schickſal. 

Aber Sie, lieber Herr Geheimerrath! muß ich aus 
wahrer Liebe zu Ihnen und zu meinem deutſchen Water: 
lande doch ein wenig an das erinnern, was Mofes und bie 
Propheten fagen. Sch weiß zwar wohl, Sie werden mid 
lächerlich zu machen ſuchen, meine Grundſätze menſchenfreund⸗ 
lich nennen, aber die Welt dabei verſichern, ſie ruheten nicht 
auf ſicherem Rechtsboden. Sie werden jedem Satz, durch 
welchen ich Vertrauen auf das moraliſche Gefühl, auf die 
Weisheit, Güte und Gerechtigkeit der Rheiniſchen Souve— 
raine zeige, eine vorzügliche Stelle in einem Nechtsroman 
anweifen, aber das Indigenat in der lebenden und webenden 
Rechtswelt abfprehen, und ihn fir völlig fremd in derſelber 
erklären. Hiernach gälte bei den jebt lebenden Souverainn 
die alte Rechtsregel: Quilibet praesumitur bonus elc. 
nichts mehr, fondern ‚vielmehr die entgegengefeßste: Quilibet 
praesnumitur malus, — Doch mas bekümmert's mich in 
Abrahams Schooß, ob man mich auf Eurer Erde und in 
der lebenden und webenden Rechtswelt lächerlich macht, oder 
nicht! 

Iſt die dermalen lebende und meinte Rechtswelt wirt: 
Sich fo, wie Sie fie darftellen, fo bin ich doppelt froh, daf 
ih in Abrahams Schooß bin, und wilnfche jedem vedlichen 
Deutſchen, dafi er bald Hieher zu mir kommen möge, Da 
ich gerade Gelegenheit finde , dieſes auf die Erde gelangen 
zu laffen, fo breche ich hier ab, und behalte mir vor, -mit 
nächftem an Sie allein. — lieber Herr Geheimerrath! das wei⸗ 
tere zu ſchreiben. Mit Herrn Zintel Ber ich hinführo nichts 
mehr zu fchaffen. 

* * + ; 
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Drachricht, was bis hieher in den Großherzoglich 
Heſſiſchen neuen Souverainitats / kanden geſche⸗ 
hen iſt. 





J den Großherzoglich Heſſiſchen neuen Souverainitätslan— 
den ſind, nachdem General- und Spezialkommiſſarien die 
Beſitznahme vorgenommen, und letztere an Ort und Stelle 
die nöthigen Notizen eingezogen hatten, nach und nach fol— 
gende Vorſchritte zur Beſtimmung der neuen Verhältniſſe 
geſchehen. 
1) Die nach der vorigen Verfaffung bei den Neichsge: 
richten anzubringen und fortzuſetzen geweſene Rechtsſachen 
ſind an das Oberappellationsgericht zu Darmſtadt verwieſen. 

2) Wurde die Stellung einer gewiſſen Anzahl Rekruten 
verlangt. 

3) Die auszuwirkende Milteiedifpenfation des Kriegs: 
kollegii ’) bei allen, die ſich ale Unterehanen etabliven und 
| heurathen wollen, iſt vorgeſchrieben. 

4) Beiträge zu den Kriegslaſten der an die Militair⸗ 
ſtraße ſtoßenden und betroffenen alt großherz rn Drte 
find erfordert. 

5) die Militairkonſcription ift — 

6) Die Auslöſung der Akten bei den Reichskanzleien iſt 
den Parthien binnen Jahresfriſt aufgegeben, wenn ſie nicht 
für verzichtend auf die Fortſetzung bes Heoueſe angeſehen 
werden wollen. ?) 








1) Vermöge Verfügung vom 20ten Februar Diefes Jahrs nun zum Ober⸗ 
kriegskoueginm erhoben. 
2) Vermöge Verordnung vom Ioten Jänner 1807. 
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7) Die Appellationsfumme bei bem apa Anal 
vichte wird auf 400 fl. feftgefeßt. °) 

8) Die Paſſivlehen von einem’ der konföderirten Son: 
veraine oder Kaifer und Reich find. aufgehöben, und vom 
Großherzoge relevirend erklärt. *) 

9) Ein Kirchengebet mit der Fürbitte fiir den Souve⸗ 
rain und das grefihergogliche Haus; fodann die Herrfchaft — 
den Fürſten oder Grafen — und die Angehörigen deſſen 
Hauſes ift vorgefshrieben. 

1) Das Trauergeläute bei Abfterben der Standesher 
ren und deren Gemahlinnen ift auf 6 Wochen bei dem prä; 
fumtiven Nachfolger auf 3 Wochen, und. bei den übrigen 
Gliedern der ſtandesherrlichen Familie auf 14 Tage beftimmt: 

11) Den Standesherren und Gliedern ihrer Familie 
find auswärtige Kriegsdienfte nur mit großherzoglicher Die 
peniation geflattet, unterdeffen wird erlaubt, im denjenigen 
zu bleiben, in welchen fie bereits find. °) 

12) In Chauſſee- und Landftrafenfachen follen die Be 
fehle der Kammer der Provinz befolgt, Rechnungen und 
Gelder an folche auf Erfodern eingefandt, Abgaben von Bis 
zinalwegen übrigens den Standesherren belaffen werden, 
wenn fie nicht unter die Kategorie der Zölle gehören, welche 
vom Souverain vindizirt werden. 





— e — — —r ——— 


’ 
3)» Vermöge Verordnung vom 18ten Jänner 1807. . 


4) Vermöge NWerordnung vom aten Februar: 1807, die wir in Anlage ı. 
abdruden laffen. Faſt in allen fonverainen Staaten ift nach und nach gleiches 
verfüge worden. 


8) Im einer am ızten Jänner 1807 nom Kriegskollegium erlaffenen Berord: 
nung heiße e8: Bon nun an follen alle Bafallen, Diener und Untertbanen 
vom adlihen und bürgerlichen fchriftfagigen Stande, welche ihre Kräfte dem 
Kriegsdienfte widmen wollen, bei Vermeidung der Bermögenseinziehung und 
des Berluftes der Vaterlandsrechte, ſich nicht mehr ermächtigen, fremde 
Kriegedienfte anzunehmen, es fen dann, daß fie fi zuvor zum infändifchen 
Kriegsdienfte angeboten, oder daß fie davon förmliche Dispenfation durch das 
Drgan des Kriegskollegiums erwirkt hätten. 
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13) Aufhebung der. —— AN den alten und 
neuen Landen. ©) 

14) Bis die vor Vollendung eines gteichförmigen allge: 
meinen Steuerſyſtems anzunehmende proviſoriſche Norm der 
Steuerentrichtung feſtgeſetzt ſeyn wird; ſoll einſtweilen nach 
dem Maaßſtabe des legt verfloſſenen Jahres, was an Schar 
zung, Reichs- und Kreisſteuern, Kammerzielern u. ſ. w. 
erfällt, für die erſten 6 Monate dieſes Jahres erhoben werden. 

15) Die Großherzogliche Poſteinrichtung wird getroffen. 7) 

16) Den Räthen, Dienern und Unterihanen der neuen 
Lande ift die in den alten Landen nach der! Zofordnung und 
deren beſtimmten Füllen vergönnte Zolffveibeit zugeftanden. ®) 

17) Die Ausfhliefung der Ausländer von Prediger; 
und Schuldienften ift verordnet. | 
18) Die Anordnung .einer Szuftizkanzlei von einem, Dis | 
veftor. und zwei Räthen, nebft den nöthigen Subalternen, _ 
die jedoch zur Adminiftration dev dem Standesheren verbleis 
benden ſonſtigen Gebechtſame nicht gebraucht werden dürfen, 
iſt denſelben zugeſtanden, und die Vereinbarung benachbarter 
Standesherren zu einer Geſammtkanzlei zur Erſparung der 
Koſten zweckmäßig angefehen 9) und die Einreichung eines 
desfallfigen Plans bei der Organifationstommiffion erfodert. 

19) Der Gerichtsſtand der. Standesherren hat feine 
Beftimmung erhalten. 20) 











6) Die Verordnung wird in Anlage 2. abgedrudt. 
.. 9) Sievon nächſtens ausführlich. 

8) Wir laſſen dieſe Verordnung in Anlage 3. abdrucken. Im Herzogthum 
Weſtphalen ſcheint aber gar keine Zollbefreiung ſtatt zu finden; denn in einer 
Verordnung vom isten Dezember 1806 heißt es: „Bei ſämmtlichen dangeord⸗ 
neten oder noch angeordnet werdenden Zollſtütten Unſers Herzogthums Weſt⸗ 
phalen ſoll fürohin gar keine Erefution von den vorgeſchriebenen Zollabgaben 
ſtatt haben, und alle bisherige — gewöhnlich durch Unachtſamkeit der Offizian⸗ 
ten eingefchlichene Zollbefreiung ohne Unterfchied Eünftig wegfaken. * | 

9) Dies ift allerdings fehr wänfgenewerth, fon jedoch hie und da große 


Schwierigkeiten finden. 


10) Man findet die Verordnung im fechöten Hefte S. 465. 
t 
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— 
Wir Ludwig von Gottes Gnaden, Großherzog 
von Heſſen, Herzog von Weſtphalen ꝛc. 

Entbieten allen Unſern Angehörigen, Vaſallen und Un— 
terthanen, welches Standes ſie ſeyen, Unſere Gnade und 
alles Gute zuvor, und thun denſelben hierdurch kund: 

Nachdem, vermöge des 34ten Artikels des Rheiniſchen 
Bundesvertrages, die konföderirten Souveraine allen Red) 
“ten entſagen, welche ſie auf ihre wechſelſeitigen Beſitzungen 
haben, oder anſprechen mögen, einzig die eventuellen Succeſ⸗ 
ſtonsrechte ausgenommen; ſo haben Lehen- und dergleichen 
Rechte konföderirter Staaten in dem ganzen Umfang Unſert 
Großherzogthums zu fern, aufgehört und find an Uns über 
gegangen. "Mir fordern demnach 

1) Alle diejenigen, welche in Unfern Staaten Lehen von 
Mitgliedern des Nheinifchen Bundes befiken, auf, dieſt de 
hen, binnen der gefeßlichen Frift von.einem Sahr, fecht 
Wochen und drei Tagen, von Zeit der Ausfertigung 
dieſes Edikts an zu rechnen, bei den von Uns angeordneien 
Lehenhöfen zu erneuern, und, nebft Beibringung des neue 
ften Lehenbriefs und volftändiger Lehensverzeichniffe, bei 
Vermeidung 'des in den Gefeken verordneten Nechtsnachtheils, 
alles dasjenige zu beobachten, was, nach Lehenrechten und 
Gewohnheiten, den Vafallen zur Pflicht gemacht ift. 

Und da auh : 

2) Das Obereigenthum über diejenigen, in dem Um 
fang Unferer Staaten gelegenen, Lehen, welche vormals von 
Kaifer und Reich herrührten, durch die Aufhebung der Kai 
ferlihen und Meichsfouverainirät in dem Umfang der Bun— 
desftaaten, und durch die darauf gefolgte Auflsfung des 
Neichsverbands, Uns anheim gefallen iſt; fo haben alle’ die: 
jenigen, welchen vorhin Pehen vom Kaifer und Reich verlie 
hen gewejen find, diefelben nunmehr von Uns zu empfangen, 
und, wegen der Erneuerung, vorftehende Verordnung, bei 
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Vermeidung der — Strafen, ebenwohl — zu 
befolgen. 
Urkundlich unſerer eigenbänbigen Unterschrift und des 
hierauf gedruckten Staatsſiegels. Gegeben Darmfladt den 
va Februar — ee il 

(L.:$:) : u.d.e wi i- 

| Frh. v. Lehmann, 
Staatsminiſter. 

er " ae — er 

In Folge der nunmehrigen Einheit bes Großherzog 
thums Heſſen haben Se. königliche Hoheit der Großherzog 
durch allerhöchſten Beſchluß vom zıten April verordnet: Es 
ſoll zwiſchen den alten und neuen Souverainitätslanden die 
Nachſteuer hinführo ceſſiren, in Ueberzugsfällen aber es der⸗ 
geſtalt gehalten werden, daß Ueberziehende der Ortsherrſchaft 
von ihrem Vorhaben zuvor Anzeige zu thun, und bei Stan⸗ | 
desherrfchaften fih „von denfelben. Dimifforialien oder Ueber 
zugsfcheine ertheilen zu laffen haben. Dieſe Scheine find ihnen 
jedoch. ohne ‚gegründete Urfache nicht zu verweigern , widri— 
genfalls vor erfolgter gänzlicher Drganifation der neuen 
Souverainitätslande von ber großherzoglichen Generalkom⸗ 
miſſion, nach erfolgter Organiſation aber von der einſchlä⸗ 
gigen Regierung Remedur erfolgen wird. 
Es wird daher diefe höchſte Verordnung zur Nachach⸗ 
tung und öffentlichen Bekanntmachung hierdurch mitgetheilt. 
Gießen den ıdten April 1807. | 
| Vermöge — Auftrags. 





N 3 i | 
j In der Heffen⸗ Darmſtädtiſchen Zollordnung ſind den 
Räthen, Dienern und Unterthanen verſchiedene Zollfreiheiten 
durch die. Artikel 10, ıd und 35 mn dahin bewillis 


get worden, dab / 
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ı) alles dasjenige, "was Käthe, Diener und lntertha, 
nen zu ihren Kaushaltungen gebrauchen, zollfrei gelaffen 
werde; 
2) daß die auf inländiſche Jahrmärkte getragen werden: 
den Waaren alsdann vom Zoll befreit feun follen , wenn im 
Lande eingefeffene Handwerksleute IR felbft dahin tragen, 
und endlich 

3) daß die Unterthanen, welche ihre eigene Pferde auf 
die inländiichen Märkte bringen, nur ı2 I. Zoll flatt der 
fir Auständer feftgefegten ı8 A. auf einzelnen un 
entrichten. 

Da nun Ee. königl. Hoheit der Großherzog, aus lan: 
desherrlicher Gnade diefelben Zolifreiheiten auch den 
Dienern und Unterthanen der neuen Gouverainitätslande 
huldreichſt zu verwifligen geruhet haben; fo wird folches hier 
durch zu dem Ende zur Kenntniß gebraht, um es dur 
allgemeine ‚Bekanntmachung zu Sedermanns Wiffenfchaft ge 
langen zu laſſen. Steffen den 26ten Mai 1807. Ä 
Vermöge allerhöchſten Auftrags. 





> 





u —— ————e — — 


32. 

Ueber die Berechtigung der Advokaten und Proku— 
ratoren des ehemaligen Reichskammergerichts zu 
einem Entſchädigungsanſpruche nach Auf: 
löfung. 


Eine Prüfung des unlängft erfchtenenen Nachtragẽ gu der Drud— 
fchrift : Ueber den Fünffigen Unterhalt der Glieder des Ku 
ſerlichen und Reichskammiergerichts. 





Vorerinnerung des Ben 


J. dem im dritten Hefte Seite 390 abgedruckten Aufſatze 
über die Unterhaltung des geſammten Perſonals des- Kaifer: 
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lichen Reichskammergerichts wurde auch des obenerwähnten 
Nachtrags, welcher vom Richterperſonal an alle Fürſten 
Deutſchlands mit ſeines Namens offener Unterſchrift verſandt 
worden, gedacht, und aus demſelben jene $.$. als Beilage 
abgedruckt, welche theils zur Widerlegung der Schrift der 
Kammergerichtsadvofaten und Profuratoren vom Sten Sep: 
tember dienen follten, theils auch neues Licht über das Ge⸗ 
ſuch felbft verbreiteten, 

Um Wiederholungen zu vermeiden, muß der — 
geber den Leſer bitten, alles nachzuleſen, was über die Sache 
ſelbſt in dieſem Aufſatze geſagt wurde. 

Die Anſicht des Verfaſſers war folgende. Das Richter⸗ 
perſonal und alle wirklich beſoldete Diener des Kammerge— 
richts hatten nach den in der Konföderationsakte in Hinſicht 
der Penſionen und Staatsdiener beſtätigten Reichsgeſetze ein 
vollkommenes Recht auf den lebenslänglichen ungekränkten 
| Bezug ihrer bisher gehabten Gehalte , und zwar. aus eben - 
der Kaffe, aus welcher folche bisher bezogen worden find; 
nämtfich aus der Suftentationstaffe; Außer diefen befoldeten 
Dienern kann niemand auf eben dieſe Kaffe, fein Recht zur 
Erhaltung von Penfionen, Entfhädigungen u. f. m. fey nod) 
fo gegründet, fein Nothftand noch fo dringend, hingewieſen 
werden, bevor nicht eben dieſe befoldeten, Neichsftaatsdiener 
für den vollen Genuß hinlänglich gedecft find. Das war 
aber bisher der Fall noch nicht, indem noch mehrere Fürſten 
nicht erklärt haben, ob fie die Kammerzieler fortbezahlen 
wollen oder nicht. Es fonnte daher dem Richteiperfonat 
wohl nicht. verargt werden, wenn es alles anwendete, um 
die Hinweifung des Advofaten: und BUSSHREERIRANNEN auf 
die Suftentationsfaffe zu. verhindern. 

Zwar läugnete Niemand, daß auch diefer Stand ges 
grimdere Anfprische auf tebenslänglicye Penfionen habe. Aber 
indem derfelbe bisher aus feiner Aerarialkaſſe etwas erhalten, 
und ‘der vormalige Sonverain (Kaifer und Reich) für den 
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Fall nichts entfchieden hatte, wie bei dem Nichterperfonal 
allerdings fihon durch den Neichsdeputationsfhluß gefchehen 
war ;. fo mußten nun erft die Souveraine entfcheiden, ob, 
woher und wieviel diefe Perfonen — an Penſionen er: 
erhalten follten. 

Hier erjcheint alfo ein großer Unterfchied zwiſchen dem 
Stande der Nichter und Profuratoren. 

Es entftand aber über die Berechtigung der Advokaten 
u. ſ. w. überhaupt ein Streit, ob fie nämlidy auf eine an 
gemeſſene Penfion: rechtliche oder billige Anfpriiche haben, 
Der Herausgeber mifchte fi in diefen Streit nicht, fondern 
(egte dem Publikum unpartheiifch vor, was fiir und wider 
geſagt worden; aber er fügte ausdrücklich hinzu, die Ehre 
der Nation erfodere, daß die Advofaten u. f. w. ein 
lebenslänglihe Penfion erhalten. 

Nun erfchien ohnlängſt auf 68 Seiten i in 8. die von 
den Advofaten u. f. w. ebenfalls an die deutfchen Souveran 
verfandte Prüfung jenes Nachtrags, welcher auch dem Ku: 
ansgeber yon mehreren Orten her zum Abdrucke in der Zeit 
ſchrift zugefchicft wurde. Da aber ı.) der Nachtrag ſelbſt 
nicht vollftändig abgedrudt worden, 2.) die Schrift ſelbſt 
zu groß ift, ‚und 5.) endlich fchon Herr geheimer Legations⸗ 
rath Vogt diefelbe auf wiederholtes Anfuchen der Advöka— 
‘ten und Profuratoren im feinen. allgemein gelefenen Staats 
relationen vollftandig hat abdrucken laſſen; fo glaubt der 
Herausgeber allerdings berechtigt zu feyn, diefe Schrift chen 
falls nur im Auszuge ‚zu ‚liefern. 

Da übrigens die Advokaten und Prokuratoren dieſe 
kleine Schrift allenthalben Hin verbreitet haben; fo war wohl 
nichts natürlicher, als dab dem Herausgeber dariiber von 
mehreren Orten her Noten zu.derfelben,. mit dem Wunfche, 
ja mit der Foderung, fie zugleich mit abgedruckt zu finden, 
zugefandt wurden. 

Der Herausgeber wird RE um feine Unparcheitichteit 
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weiſen, einen gebrängten Auszug-aus der Schrift der 
ratoren faft immer mit denfelben eigenen Worten lies 
und dieſem die ihm zugefandten Noten beifügen. "Dies 
n Noten, welche er feldft beifegen zu müſſen fir nöthig 
et, bat er- zum Unterfchiede mit einem W. bezeichnet. 
Als Einleitung zu der Schrift fowohl als zu den Noten 
n wir durchaus folgende uns eingefandte Bemerkungen 
cken laffen. 
ks tft gewiß eine auffallende Erſcheinung, wann zwei 
‚ften, wovon die eine die andere widerlegen fol, in 
Schlußantrage ſelbſt übereinftimmen. = Sollte das nicht 
vie Vermuthung führen, daß beide, wiewohl auf ver 
enen Wegen, auf einen -und den nämlichen Zweck gericht 
aren, und daß nur einzelne in der Mitte liegende Sätze 
der mißverſtanden worden, oder einer unrichtigen Auss 
9 fähig waren? 
Der in der Zeitfchrift Heft 3. angeführte Nachtrag ent⸗ 
in dem daſelbſt nicht mit abgedruckten $. 14. eine Auf: 
ang an die Regenten, die ihnen zu Gebot ftehende er; 
ze Quelle zum Wohlthun aus eigenen Mitteln zu eröff: 
Die fogenannte Prüfung des Nachtrags ſchließt in 
. mit einem Gefuche an die Großmuth der- dentichen 
en um willkührliche Beiträge zu einer befondern Kaffe 
Interhaltung der Profuratoren. Dabei ift feiner oder 
nur ein fehr geringer Unterſchied zu bemerken. 
Eben fo wird jeder unpartheiiiche Leſer aus der ganzen 
enz und aus der im Nachtrage aufgeftellten Sedanfen: 
wahrnehmen, daß deffen Zweck überall nicht war, die 
rüche der Profuratoren auf Entfhädigung aus Gerech 
t8: oder Billigkeitsgründen anzufehten — eine Krans 
‚ die ohne Noth diefer Klaffe von Indemniſanden zuge: 
unverantivortlich gewefen ſeyn würde. — Nur der Sag, 
ie mit. ihren Foderungen nicht in eine gleiche Kathegorie 
dem aus der Suſtentationskaſſe beſoldeten Richterperſo⸗ 
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nal gehören, macht die vornehmfte Ausfiihrung in jener 
Schrift aus, und nur in diefer Hinficht mußten etwaige 
Gründe der Billigkeit, worunter der behauptete Nothftand 
der Prokuratoren einer der vorzüglichften fchien, geprüft 
werden. Sie find alfo einer Prüfung blos in fo weit un 
terworfen-, als fie einen Anfprudy anf jene Kaffe, infonders 
heit eine proviforische Maaßregel begritnden follte; Feines: 
wegs aber nur auf eine feindfelige Art diefe Billigkeitsgriin: 
de da in Zweifel zu ziehen, wo ſie im Allgemeinen das Ent— 
ſchädigungsgeſuch der Advokaten und Prokuratoren ohne be— 
ſondern Bezug auf die Suſtentationskaſſe unterſtützen könnten. 
Daraus folgt, daß mancher Satz in der ſogenannten 
Prüfung ſehr wohl neben jenen im Nachtrage aufgeſtellten 
ätzen beſtehen kann, und es iſt zu vermuthen, daß manche 
Ausführung in derſelben nur dadurch veranlaßt wurde, daß 
der Verfaſſer einigen Stellen des Nachtrags einen andern 
vielleicht härtern Sinn unterlegte., als dieſelben dem Zwecke 
und dem Zuſammenhange jener Schrift nach haben konnten.— 
Diefe uns zugefandte Erklärung fehien uns nothivendig, 
dem Auszuge aus der Prüfung fowohl als den N 
Toten voranzufchicken. | 
Die Schrift feldft ift in 21 Sn getheilt , welche wir 
nun anführen wollen. 





gi Der Eiinftige Unterhalt der Glieder des ehemaligen 
Kaiferlichen und Reichsfammergerichts war bisher der Gegen: 
fand mehrerer Schriften, worin den Fürften Deutfchlands 
die Anfpriiche des Nichterperfonals fowohl als der Advokaten 
und Proturatoren, als ein Gegenftand der Nationalgerechtigs 
keit ans Herz gelegt wurde. | 

$. 2. Der größte Theil jener Öffentlichen Aktenſtücke 
wurde entweder im Auszuge oder vollſtändig einem Aafſatze 
im dritten Hefte dieſes Journals beigefügt, der wiewohl 
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nicht vorurtheilsfrei, wenigſtens für einen Kommentar, iiber 
den gefchichtlichen Zufammenhang derfelben gelten kann. *) 
Alle Schriften waren früherhin in der ruhigen Sprache der 
Nechtövertheidigung abgefaßt, jede der beiden Klaſſen der 
Kameralen fuchte das Ihrige geltend zu machen, ohne der 
andern zu nahe zu treten. Aber eine: Vorftellung der Advos 
faten und Profuratoren, worin fie ſich um proviforifche Hülfe 
in ihrer dringenden Lage an ſämmtliche Fürſten Deutſchlands 
wandten, verbunden. mit jenen Vorkehrungen, welche in die: 
fer Abficht Seine Hoheit der Fürſt Primas zur Mipderung 
augenblicklichen Nothſtandes trafen, werfte den Partheigeift ?), 
und erzeugte jene Schrift, welche als fogenannter Nachtrag 
zur trefflichen Schrift: Ueber den fünftigen -Unterhalt der 








1) Der Verfaſſer jenes Auffages ift der Herausgeber felbft, 
dem jedoch die Materialien, bejonders jene, welche das Nichters 
perfonal betreffen, von einem ſehr fleißigen Mitarbeiren diefer 
Zeitfchrift ohnecalle partheiifche Anmerfungen mitgetheilt worden 
find. ° Ihm ift von öffentlichen Aktenſtücken eines befannt , das 
er nicht ganz oder im Auszuge geliefere hätte. Und was die Pens 
fionirung» der Advofaten und Profuratoren betrifftz fo hat der 
Verfaffer fo faut gefagt, die Ehre der Nation fodere, daß 
alle penſionirt würden, daß ihm unbegreiflich ift, wie ihm der 
Vorwurf von Vorurtheilen gemacht werden fonntee Wenn der 
Verfaſſer von dem Grundfage ausgieng, daR die Penfionen der 
Adoofaten u. f. w. nicht auf die Suftentationsfaffe (folang nkms 
lich dahin nicht mehr floß, als zur Penſionirung des Richterſtan⸗ 
des erfoderlich it) hingewieſen werden können; fo theilre er bier 
die Meinung bewährter Nechtögelebrten, und er kann binzufepen, 
einiger Souveraine und mehrerer Staatsmänner. Man lefe nur 
den Schluß der Abhandlung Heft 3. ©. 412. und entſcheide dann, 
welhen Namen der Vorwurf von: nicht vo rurtheilsfrei vers 
| diene. ) ) W. 

2) Iſt es Partheigeift) wenn dad Richterperſonal ſi ſeinen 


Unterhalt von den Prokuratoren nicht will entziehen laſſen? 
20. 


+ 
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Stieder des Kaiferlihen und Heichslammergerichts in das 
Publifum trat. 

Sie. befaßt fih mit einer Unterfuhung der Anſprüche 
der Advofaten und Profuratoren im Verhältniſſe zu jenen 
des Neichsperfonals ?). Mit der Miene des Wohlwollens, 
der _aufrichtigften Theilnahme an einem günftigen Erfolge, 
werden darin alle nur erdenklichen Anftände aufgefucht, um 
die Berechtigung der erftern zweifelhaft zu machen, umd 
durch Reduktion ihres Entſchädigungsgeſuchs auf bloße Bil 
ligkeitsgründe +) eine verfchiedene Kathegorie zum Wortheile 
der le&tern zu erzwingen. Aber man fuchte weiters iiber die 
Art der Entfhädigung Ideen in Umlauf zu bringen , deren 
Realiſirung fie bis zur gänzlichen Nichtigkeit herabſetzen wür— 
de. Man fuchte die Bedeutenheit des Verluftes in Zweifel 
zu ziehen, und ein Mißverhältniß deffelben gegen die vorge 
fchlagene Entfchädigungsfumme durchfcheinen zu laffen. Das 
fuchte ihren Nothſtand, das Bediirfniß. einer augenblicklihen 
Unterftügung ,. als übertrieben zu fihidern — ftellt fie als 
Leute dar, welche ſich auf fremde Koften, aus fremdem Eigen: 
thum °) zu bereichern fuchten — fprah von Täufchungen, 
von Planen, welche fie in der Stille brüteren. 

Es ift nicht erlaubt, anzunehmen, was der Verfaſſer 
des angeführten Aufjaßes in der Zeitfihrift der Rheiniſche 
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3) In fo ferne die Rede davon war, daß das Nichterperfo; 
nal die Anfprüche der Profuratoren befriedigen follte. 


4) Nicht des Entfchädigungsgefuchd überhaupt, fondern de 
Verſuchs, die Entſchädigung aus der Guitentationskaffe zu erhal 
ten. Der Inhalt des Nachtrags iſt hierüber deutlich. Es iſt 
niche die Miene des Wohlwollens, welche das Richterperfonal ge 
gen die Profuratoren angenommen hat; fondern daffelbe heat 
twirflihe Theilnahme für fie, und bedauert, daß die Prokurato— 
ven nicht durch ein offned und redliches Benehmen ed in den 


“ Stand gefegt haben, ihnen Berveife davon zu geben. 


5) Aus der Suitentationdkaffe. 
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. Bund ohne alle Gewhrleiſtung unterftelle, daß der Richters 
fand, Männer, von denen man verfichert ift, daß fie ihren 
erhabenen Beruf zu rückſichtsloſer Rechtspflege auch im Col—⸗ 
liſionsfalle mit ihrem eigenen: Intereſſe ehren, deren Ge 
ſammtheit felbft in“ einer. feierlichen Urkunde ihre Ueberzeu: 
gung von der, dem Kntfchädigungsgefuche der Advokaten zur 
Seite ftehenden Gerechtigkeit niedergelegt‘ hat, an einer Bros 
ſchüre Antheil haben könne 6), worin * Grundfäge fo ſchr 
verläugnet werden. — 
Wer aber auch Verfgſſer if, Nothwehr und Pflicht der 
-Selbfterhaltung einer⸗ und das ſchmerzhafte Gefühl unges 





6) Wozu diefer verftellte, wider die Notorietät und eigenes 
befferes Wiffen ftreitende Zweifel? Vermuthlich wollte man fich 
‚damit die Gelegenpeit, verfchaffen, Manches zu fangen, wovon der 
Verfaſſer das Unſchickliche felbit fühlte, . Der Nachtrag. ift:feine 

Brofhüre, fondern vom gefammten Richterperfonal als eine Vers 
theidigung gegen die auf feine Suftentation gemachten Angriffe 
mit Begleitungsfchreiben von „Kammerrichter, Präftdenten 
und Beifiger an alle ehemalige. Stände des Reiche eingeſchickt 
wörden, wovon das sub 1. anliegende an Se. Hoheit den Herrn 
Fürſt Primas erlaffene Schreiben zum Beweife dient.‘ Uebrigens 
wird erklärt, daß die Schrift: Ueber den künftigen Unterhalt ꝛc., 
der. Nachtrag, ja ſogar das in der Anlage zur Prüfung abge: 
drucfte Schreiben vom arten Auguft 1866 ‘von den nämlichen 
Berfaffern herrühre. (Wie Eonnte der Verfaffer der Prüfung als 
möglich denken, daß der“ Herausgeber das Nichterperfonal als 
Berfaffer des Nachtrags angegeben‘ haben würde, wenn er davon 
nicht volle Gewißheit gehabt hätte ?_ Der Nachtrag wurde ihm 
von dem oben erwähnten Mitarbeiter mit der beftimmten Der: 
-fiherung zugefandt, daß derfelbe von der Geſammtheit des Rich; 
terperfonald verfaßt , und an die Fürften Deutſchlands gefande 
worden fen. Der Herausgeber fonnte aber, von der Redlichkeit 
und Wahrheitsliebe diefes Mitarbeiters überzeugt, fih nie den 
Gedanken erlauben, nur einen Augenblick an der Angabe deffel; 
‘ben zu zweifeln, wenn ihm aud nicht Abſchriften der Begleis 
tungsfchreiben mitgetheilt worden wären. W.) 
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rechter PR EEIR andever' Seins ‚fodert den Ausfchuß 
‚der Advofaten und“ Profuontoren zur — Prüfung 
dieſes Nachtrags auf. 
$. 3. Die Kammergerichtsadvofaten * Perturator 
ſtehen als Reichsſtaatsdiener in gleicher ——— der ie 
mit dem Niüchterperfonal. | 
. 4. Alte zur Juftigpflege verpflichtete Perſonen ſind 
Staatsdiener — alle haben nach den allgemeinen Grundfäz 
gen des ee gleichen a auf diefe Eigenfchaft, 
alfo auh Ä 
$. 5. gleiches Recht auf eine Enefeh digung nach Auf 
löſung ihrer konftitionellen Eriftenz 7). 
$. 6. In eben derfelben Gleichheit der Rechte ftehen die 
KRammergerichtsangehörigen ale Reichsftaatsdiener. 
$. 7. Nur diefe Eigenfchaft ann einen vechtlichen Titel 
“auf Entfchädigung gewähren, und feine Sum der Kameras 
len fteht Hierin der andern nad. 
$. 8. Diefes beftätigen vorzüglich die beſondern Inſti⸗ 
tutionen der ehemaligen kammergerichtlichen Verfaſſung. Hier 
werden weitläufig die Pflichten und Rechte der reichskam— 
mergerichtlichen Advokaten und Prokuratoren auseinanderge— 
ſetzt, und gezeigt, daß dieſelben mit dem Richterſtand in ganz 
gleicher Kathegorieftehen °). 











7) Man fönnte freilich im Rüdficht der Advokaten und Pros 
kuratoren zeigen, dag in allen Staaten desfalls andere Principien 
aufgeſtellt worden find. Es kömmt aber bei der vorliegenden 
Frage hierauf gar nicht an, wieswir tbeiter unten hören werden. 
In einer Föniglic baierifhen Verordnung vom ı6ten Dezember 
1806 heißt es: „Die Advofaten, welche ohnehin nicht als Staats⸗ 
diener angefehen werden, haben ihre Heurathsanzeige ber der 
2oFfal;:Polizeiftelle anzubringen.’ W 

8) So lange das Richterperſonal keinen direkten oder indirek— 
ten Schaden dadurch leidet, iſt es ihm gewiß ſehr gleichgültig, 
ob der Advokat oder Prokurator ſich mit ihm in die nämliche 


yo 


309 


$.:9. M Aber die Advokaten und Prokuratoren hatten 
nicht, wie der Richterſtand eine Nomination und Puäſenta⸗ 
tion, noch weniger eine, auf eine Reichskaſſe angewieſene 
Defoldung — ihre Einnahme war zufällig, von ber Ver— 
tretung der bei dem Berichte. ftreitenden Partheien abhängig; 
welche fie aus ihren Privatmitteln bezahlen mußten! 

Diefer Unterfchied ſoll einleuchtend feyn, und. er iſt es 
auch; denn der Erwerb des Staatsdieners mit einer zufällie 
gen Einnahme ſteht blos in dem unsre mn — 
Fleißes *). 

Aber begründet dieſer Unterſchied — ee giftige Fol⸗ 
gerung, wenn von der Berechtigung zu einer Schadloshal: 
tung wegen_Auflöfung der fonftitutionellen Exiſtenz die Rede 
ift? Gewähret der Dienftvertrag dem auf einer firen Befok 
dung ftehenden Staatsdiener einen größeren Anfpruch auf 
eine folche Entſchädigung, als jenem, deffen Einnahme wars 

delbar und zufällig war?. Keineswegs! 
| Die Nomination und- Präfentation fann durchaus in‘ 
feinen Anfchlag kommen. Sie Machte den Nominirten oder 
Präſentirten noch zu feinem Gerichtsgliede, zu feinem Reiches 
ftaatsdiener. Der Präfentirte mußte: fih einer vorgängigen 
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Kathegorie der Staatsdiener fegt. Man leſe den $. 5. des Nach—⸗ 
trags / und ohngeachtet man dasjenige ,. was am Ende defielben: 
gefagt ift, bier. mehrmals wiederholt; fo kann man doch nicht 
umhin, die Prokuratoren an. dasjenige.Defrer zu erinnern, wels 
ches im vorigen Jahre in Sache der Profuratoren des Offizialats 
zu Werle gegen den Herrn Landgrafen von — — 
mdti 8. C. de indemnisando ergieng. 

g) Wir: laſſen * 9. an abdrucken/ er * Bent 
fache betrifft. W. 

0) Nicht blos im Verhältniſſe mit dein Fleiße des —— 
ford, ſondern vorzüglich des Referenten, den jenem ſein Brod 
verdienen helfen mußte, und dabei oft — —— Wele an das: 
Sic vos non vobis zu denfen.. 3: >: 2...) 2 
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Prüfung feiner. Fähigkeiten unterwerfen. — Das Gericht er: 
fannte darüber, fo wie ‚über jene des Afpiranten *°) zur. Ad: 
vofatur. 

Erft durch feine Verpflichtung trat er- in jene Eigenſchaft, 
worin ihm der. reripizte Advokat, wie dargethan worden ift, 
nicht um das mindefte nadhftand *?); und es ift nach der fehr 
richtigen Bemerkung des ehemaligen Herrn Kammergerichts: 
afieffors von der Bede von feldft einleuchtend, daß das Ver; 
hälmif der etwa nach der bejondern Grundverfaſſung eines 
Staats nicht von dem Regenten felbft, fondern von andern 
Stäatsgliedern vder Körpern ernannt werdenden Diener zu 
dem Staate eben das namliche ift, als wenn fie auch von 
dem. Regenten uamitseiber ernannt: oder eingefeßt. worden 
wären . 

Dagegen flreitet e8 gegen die erften Begriffe des Dienſ⸗ 
vertrags, den Umſtand der ſtändigen Beſoldung als Rechts— 
grund zu einem vorzüglichen Entſchädigungsanſpruche gi 
tend machen zu wollen **). 





21) Abfichrliche Verdrehung des 9, 5. des Nachtrags oder ein 
Mißverſtändniß! Bei. der: Nemination und Präfencation des 
Aſſeſſors war der Bezug von 4800 fl. aus der Suftentationsfaffe 
ſtillſchweigende Bedingung, vorausgeſetzt, daß die Reception er: 
folgte. War diefes auch, der Fall bei einem Advokaten oder Pros 
furater, wenn ihn das Kollegium anfagte? - 

ı2) Doch immer noch fehr wefentlich in Rückſi cht der Ein 
nahme. Wenn der. retipirte. Affeffor. am‘ Tage der Neception in 
eine zehn⸗ und mehrjährige Krankheit fiel, die ihn an aller Ars 
beit Binderte , - dar. fonnte ihm doch niemand feinen Gehalt ent: 
ziehen ; wann der recipirte Advokat und Profurator das nämliche 
Unglüf hatte, wer. gab ihm Etwas, wer war ſchuldig, ihm auch 
nur einen Prennig zu geben? Vielleicht wäre auch eine Verglei⸗ 
hung mit recipirten Aerzten nicht am unvechten Orte.  W. 
13) ©. deflen» Abhandlung ‚von Gtanttämtern und Suaatıı 

dienern $. 57. ©: do. 
24) Was fagt der Dienfivertrag? ‘Der aſſeſſor⸗ * 
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Was iſt Beſoldung, was der Grund derſelben? Der 
Gennd der Beſoldung liegt in der allgemeinen Verbindlich; 
feit, denjenigen, welcher einem fremden Bortheile mit feinem 
Bigenthum ein Opfer bringt, alfo auch denjenigen, welcher 
dem Staate feine ganze. Thätigkeit, fein Foftbarftes Eigen: 
thum widmet, dafür ſchadlos zu Halten. 
Die Verwaltung eines Staatsamts erfobert Geſchidllich⸗ 
keit und Kenntniſſe — ihre Erwerbung, Fleiß, eine ſorg— 
fältige Erziehung, bedeutenden Koſtenaufwand. Der Staats⸗ 
diener iſt durch ſein Amt, worauf er den größten und beſten 
Theil ſeiner Zeit und Kräfte verwenden muß, an jedem an⸗ 
dern Erwerbsmittel, an jeder andern Art, ſeinen Zuſtand zu 
verbeſſern, gehindert. Er keines alſo dadurd Schaden — 
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ſprach der vormalige Souverain, ſoll unentgeldlich arbeiten, und 

dafuür jährlich 2666 Thaler go Kreuzer aus der Kaffe beziehen, zu wel⸗ 
cher alle Theilhaber an der Souverainität, und zwar blos zu 
diefem Zwede feuern; der Advokat foll arbeiten, aber dafür fen 
nen Gehalt befommen, fondern fih von den Parthien zahlen 
laſſen. Nun lößt fih der vorige Souverain in mehrere Souve⸗ 
raine auf, die aber dabei feftfegen , daß das, was der vorige Sow 
berain rückſichtlich der Penſionen der Staatsdiener (im Reichs⸗ 
deputationsſchluſſe) ſtipulirt habe, auch künftig gelten ſoll. Nach 
der Natur des Dienſtvertrags und nach dieſer Stipulation müſſen 
alſo die Souveraine mit den beſtimmten Steuern fortfahren, das 
mit diefe \befofdeten Staatödiener ohne allen Abzug ihren ganzen 
bisherigen Gehalt fortbegiehen. Hier find alfo vollfommene Rechte 
und vollkommene Pflichten: Aber was fagt der Deputationd 
ſchluß? Man fege die Advokaten und Profuratoren in die Kathe⸗ 
gorie wirklicher Staatsdiener; fo find auf fie blos die Worte des 
6.59. anwendbar : ‚nvo diefe (rechtmäßigen Emolumente) wegfallen, 
eine dafür zu regulirende Vergütung unter der Bedingniß, daß 
fie fih dafür nach Gukfinden des neuen Landesherrn und nach 
Maaßgabe ihrer Talente und Kenntniſſe auch an einem-andern Orte 
und in andern Dienfiverhältuiffen gebrauchen und anftellen laſſen 
müflen.’ Nur den Angefeflenen iſt die Wahl der Anfteflung oder 
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ihm würde nichts übrig bleiben, als. im Dienfte des Staats 
zu darben, oder fein Vermögen noch obendrein zuzufegen. 
Died wäre widerrechtlich — der Staat muß ihn alfo ent: 
Thädigen, und das Mittel dazu heißt. — — Beſoldung *°). 

Welche Art von Mitteln der Staat in diefer Abſicht wählt, 
und der Diener fich -gefallen läßt, ift gleichgültig — es ber 
ſtehe in Verabreichung ‚einer beftimmten Jahresſumme, oder 
in Sporteln und Honorarien, welche der Dienet 
zu beziehen das Recht und die Gelegenheit hat. 
Genug, daß derfelbe- feine Schadloshaltung darin finder, 
worauf der Grundbegriff der Beſoldung beruhet *°). 

‘Die Veranlaffung zu ftändigen Befoldungen liegt in den 
Schwierigkeiten, dem Diener jede einzelne Dienftleiftung zu 
vergiiten. Man fuchte diefer Undequemlichkeit durch eine 
allgemeine Abfindungsweife zu begegnen — fey es durd 
Ueberlaſſung gewiſſer Grundſtücke zur Benutzung, fey @ 








einer Penſion frei zu ſtellen. Wer muß alſo nun entſchädigen? 
Nicht die Aſſeſſoren, welche auf die Suſtentationskaſſe (nach der 
Analogie $. 66. des Deputationsſchluſſes) ein vollkommenes Recht 
haben; fondern die Buccefforen ded Souverains. Diefe müffen 
gemeinfchaftlich fich erit bereden (was bei den Aflefforen der Fall 
nicht iſt), wie die Advokaten, und woher fie zu entfchädigen, 
oder ob fie bei ihnen , welche in die Nechte und Pflichten des al, 
ten Souverains treten, als neue Staatödiener anzuitellen find, 

Da diefe gemeinfchaftliche Sprache fo ſchnell nicht ſtatt Haben 
fann, fo muß ein Proviſorium getroffen werden, und das hat 
der Fürft Primas getroffen. Die Advofaten find hierin gewiß 
- noch glüdliher , als auf Gehalt defrerirte Staatsdiener eine 
deutfchen Landes, welche feit 1805, wegen eines Streits zwiſchen 
den neuen Herren nach ihren Gehalte und Penjionen ſeufzen, ohne 
auch nur proviforifch etwas zu erhalten. : W. 

15) Seuffert vom Verhältniß des Staats und der Diener 
gegen einander. ©. 32. 35. Bon der Becke a. a. O. S. 36. 
39. — 
16) Von der Becke a. a. O. ©. 16. n. 5. ©, 59. 6. 18. 
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durch Zuwendung einer beftimmten Zahl an Naturalien, 
‚oder durch Verabreichung einer Summe in baarem Gelde 7). 

Aber diefe Entſchädigungsweiſe iſt gleichgültig. Sie made 
feinen weſentlichen Veftandtheil des Dienftvertrags aus *?). 
Sie giebt dem auf eine ſtändige Befoldung angenommenen 
Diener keinen größeren Anfpruh an den Staat auf die Er: 
füllung ‚der fire. ihn aus dem ‚Dienftvertrage entfpringenden 
Berbindfichkeiten, als. jenem, deffen Schadloshaltung in dem 
Nechte und der Gelegenheit zur Beziehung gewiſſer vefkäige: | 
Nutzbarkeiten vadizirer if. 

Einer fo gut als der andere ift befoldeter, das iſt, für - 
feine Dienfiesleiftungen, in. Gemäßheit feiner Uebereinkunft 
mit dem Staate entfchädigter. Staatsdiener. 

In die Klaffe deri.Jegteren gehören die zur Rechtsver⸗ 
tretung angeſtellten Perſonen, deren Verhältniß zu dem 
Staate nur durch eine auffallende Verblendung unter ihren, 
freilich mehr in die Sinne fallenden Beziehungen auf ihre 
Partheien, überſehen werden kann. 

Sie ſind keine Privatdiener der ſtreitenden Theile, ſon⸗ 
dern jene des Staats, welcher ſie ausſchließend zu ihrer Ber: 
tretung authorifiret, und mit der Beläftigung, den 
Armen ihren Beiſtand unentgeldli zu leihen, 
ihnen zugleich als Mittel zu ihrer Entfchädigung, eine be 
ftimmte Belohnung ihrer Verwendungen von denjenigen, wel; 
che, mit hinveichendem Vermögen verfchen,, fie um ihre 
Rechtshülfe erfuchen wirden, zugefihert hat. Sie haben fo 
gut, mie jeder. andere, auf ſtändige Beſoldung angeftellte 
Staatsdiener ‚- einen rechtlichen Anfpruch auf die fortdanernde 
Gewährung dieſer ihnen bei dem - Eintritte in den Dienft 
auf Lebenszeit zugefagten Bedingung — fie find in glelchem 
Maafe befugt, wenn eine höhere Staatsmarime- die Auflö; 


— — — — — — — — — — 


17) Seuffert na. O. ©. 54. 6. 22. 
18) Von der Becke a. a. O. ©. 539. 9. 18. 
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fung ihres Wirkungskreiſes gebietet, einen pollſtändigen Erſat 
der ihnen dadurch entzogenen Nutzbarkeiten ihres Amts von 
dem Staate, mit welchem ſie kontrahiret haben, zu verlan: 
gen 2): 

Diefe Seundfäge find einleuchtend — fein Vorurtheils⸗ 
freier kann ihre Wahrheit verkennen. Worin liegt alſo da, 


wo die Kataſtrophe der Auflöſung zugleich ſtändig beſoldete, 


und in zufällige‘ Einnahme ftehende Staatsdiener trifft, der 
Unterfhied zwifchen beiden ? Nicht in der Berechtigung zu 
voller Entſchädigung — nicht in der Vorzüglichkeit des dem 
einen vor dem andern zur Seite ſtehenden Rechtsgrunds, 
ſondern in der Zufälligkeit des Umſtands, daß der Entſchädi— 
gungsmaaßſtab für jene. ſchon ausgemittelt iſt und für dieſe 
noch ausgemittelt werden maß. Fiir jene iſt dieſer Maaß— 
ſtab die beſtimmte Summe ihrer bezogenen Beſoldung — 
fiir diefe die noch zu liquidirende deu genoffenen ———— 
ihres Amts. 

Dies iſt die Löſung des Problems, deſſen Aufſtellung 
nur auf Täuſchung Unkundiger berechnet ſeyn kann 2°). 








19) Man könnte hier abermals eine Vergleichung zwiſchen 
dem beſoldeten Stadt⸗ oder Landphyſikus und dem nicht beſolde— 
ten Stadt⸗ oder Landarzte-anftellen.. Doch wir übergehen dieſe 
Vergkeihung, da die, Hauptſache immer nur die Anfprüche auf 
die Suftentationd s Kaffe betrifft. er 


20) Auf diefe Art foll der gordifche Knoten glücklich gelößt 
fenn! Allein follte der unbefoldere Diener dem befofdeten, auf 
eine gewifle Kaffe angewiefen, fo völlig gleich. ſeyn, daß 
er Gütergemeinſchaft mit ihm errichten, und feine Hand nad 


jener Kaffe ausftrefen dürfte! Oder darf er ſich ungeladen an 


die für letztere gedefte Tafel fegen, und ihm feine. Portion ver» 
zehren helfen. Liegt in jener Stelle des Nachtrags etwas pros 
biematifches; fo kann es nur für die Frage fenn, deren Beant: 
wortung man bermißt. Ä 
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Man fehe fih in: Deutſchland um. Faſt in allen Stans 
ten wird man Amtleute antreffen, welche entweder außerffi 
wenigen. oder gar Keinen ftändigen Gehalt’ bezichen;. ſondern 
auf die Gerichtsfportein angemwiefen find. Geſetzt, der Staat! 
zieht die Amtsftelle ein, ift er dem Amtmann deshalb feine 
Enefhädigung fihuldig , weil feine Einnahme zufällig war, | 
weis er feine Zahlung ; um fid mit. dem Berfaffer des Nach⸗ 
trags auszudrucken, gerade fo, wie die Profuratoren aus dem: 
Privarfäckel der ftreitenden Theile erhielt? **). Bun, 

Die Kammergerichtstanzlei lebte von Sporteln — dieſ⸗ 
hören jetzt auf — ſind die Kanzleiperſonen wegen der ver— 
ſiegten Quelle ihres Unterhalts nicht zu einem Entſchädigungs⸗ 
anſpruch berechtigt? 22). Selbſt das Richterperſonal bezog 
in den erſten Zeiten des Kammergerichts ſeinen Unterhalt 
aus Sporteln: wäre dies noch der Fall, wäre keine ſtändige 
und allmählig- erhöhte Matrikul feftgefegt worden, hätte man: 
ſtatt deffen feine Zuflucht zu Nealifirung eines der mannig⸗ 
faltigen Projekte u. f. w. genommen , wiirde feinem Ent: 
fhädigungsgefuche deshalb ein fehwächerer Nechtsgrund zur 
Seite ſtehen? *°).. Auch die Advofaten und Prokuratoren 
hätte man, wie der Borfchlag fehon in öffentlichen Drud: 
fhriften gemacht worden iſt, auf fixe Gehalte anſtellen, alle 
vorkommende Sachen unter ihnen gleich vertheilen und zur 
Anfeuerung des Fleißes gewiſſe Remunerationen der beſon— 














21). Nichtig! Allein wenn der erfig Beamte firen Gehalt, der 
zweite nur Sporteln hatte, foll da, wenn. beide redugirt werden, 
der erfte dem legten bon feinem Gehalte oder feiner. Penfion den. 
Schaden erfegen? 


22) Allerdings! nur nicht zu — Penſion von einem Zeile 


der Penfionen des Rihterperienalt. = 


25) Nein! aber es wäre dann in der unglücklichen Lage, die 
entſcheidung des Wie von den Souverainen erwarten zu müſſen. 
.W, 
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dern Thätigkeit, der zweckmäßigſten Einleitung der Sadıe 
ſtipuliren fünnen — die Sporteln dafiir hätten in eine ge 
wiſſe Kaffe fallen und verrechnet werden fünnen — aber fie 
hätten dadurch an — Rechte zur Entſchädigung nichts ge 
wonnen **). 

$. 10. Nach diefer Entwidelung der einfchlagenden 
Hechtsgrundfäße bedarf wohl die vom Verfafler des Nadı 
trags im $. 5. gewagte unwürdige Vergleichung der kammer 
 gerichtlihen Sachwalter mit privifegirten Kommercianten, 
deren Spekulationen durd, Vernichtung eines vortheilhaften 
Handlungsplages ſtockten, mehr nicht als eine großmüthige 
Empfehtung in die Vergeffenheit 2°). 

Selbſt der erhabene Chef jenes höchften Gerichts, deifen 
Geiſtesgabe, Gerechtigkeitsliebe und Thätigkeit in glücklichen 
Zeiten es zum erſten Richterſtuhle von Europa erhoben haben 
würde 26); ſelbſt ein Fürſt, weicher ſich ſowohl durd fer 
ne Privat s als Regentenhandlungen dag unvergängliäftt 
Denkmal der Weisheit, Seelengröße und Edelfinn geſtiftet 


un 





24) Gewiß nicht; aber fie hätten die Anfprüche auf die Kaffe, 
aus der fie befolder gewefen, welche fie jebt auf die Suftentationd 
kaſſe nicht haben. Es wird einleuchtender, wenn man den Fall 
umpvendet : die Profuratoren feyen befoldet- aus der Suftenta 
tionskaſſe, das Richterperfonal auf Sporteln dekretirt. Das 
Keich werde uufgelößt, und die Profuratoren genießen ihrer Be 
foldung als Penſion fort, während die Affefloren die Beftimmung 
derfelben, das Wie und Woher von der Entfcheidung der Sw 
cefforen de3 Souverains abwarten müffen. 

W. 


25)’ Unnöthige Aufwallung ! oder der Verfaſſer müßte einen 
unrichtigen Abdruf des $. 9. des Nachtrags gehabr haben, wor: 
in dag Ende deffelben gefehlt hätte. 

26). Schon längſt iſt das Keisklammergeige in diefem ge: 
rechten Rufe. 


J 
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hat, haben ihre volle —— zu einem Entſchädigungs⸗ 
anſpruche in öffentlichen Schriften anerfannt 27). 

Sogar die Geſammtheit eines Hohen Michterperfonals 
trat dieſem Anerkenntniffe aufs feierlichfte bei, indem fie in 
einem an eben. diefen Fürften unterm orten Auguft 1806 er⸗ 
laſſenen Schreiben laut. und. offen erklärte: 

»Für das darin enthaltene Gefuch, die Entſchädigung der 
Advokaten und PBrokuratoren, betreffend, reden Gerechtigkeit 
und Billigkeit fo laut das Wort, daß wir es für Vermeſſen⸗ 
heit halten würden, einem wegen ‚feiner Gerechtigfeits: und 
Billigkeitsgefühle allgemein verehrten Fürften weitere Gründe 
zur Unterſtützung jener Bitte vorlegen zu wollen 2®).«: “. > 

Was vermag gegen foldhe Zeugniffe der unterrichtetften, 

fompetenteften Männer die unmotivirte Widerrede eines 
Peivarfehriftftellers? 29), 
—8. 11. Die Advofaten und Prokuratoren erheben diefen 
Entſchädigungsanſpruch nur jetzt in dem äußerſten Falle der 
gänzlichen Auflöſung ihres Wirkungskreiſes, ungeachtet fie 
wohl ſchon früherhin bei deſſen Beſchränkung zu einem gti 
‚shen befugt BER wären > 


ır, 








27) Hier werden allegire: eim Wort über die Lage des Reichs 
fammergerichts, und die von und im erten Hefte abgedruckte Bes 
herzigung über das Schickſal verdienſtvoller Männer. Aber man 
hätte auch die Urkunde 8, im dritten Hefte unferer Zeirfchrift, 
&. 439, anführen follen, welche wir näczufehen bitten. 


28) In dem der Prüfung beigedruckten Schreiben fehlt der 
Schluß, den wir in’ der Anlage 2. zur ern mit — 
laſſen. 

29) Videatur die ſechſte Note. 


30) Hätten ſie es gethan; ſo würde die Entſcheidung des 
Souverains jetzt ihre Anwendung finden. Anders war der Fall 
bei dem Richterperſonal. Es behielt nach dem Willen * Sou⸗ 
verains ſeinen ganzen ie | Ä W. 
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6. 12. Die Entſchädigung bderfelben kann aber nach den 
Foderungen der Gerechtigkeit nicht darin beftehen, daß fie in 
‚dergleichen Eigenfchaft als Sachmalter bei irgend einem an 
‚dern Gerichte angeftellt werden ?*). Br > 

$. 135. Die einzig erfchöpfende Entfhädigungsieife it 
Sicherung ihres Unterhalts durch Penfionen, und zwar, um 
den Anſprüchen des firengen Rechts zu genügen, nach dem 
Verhältniß des von jedem erlittenen Verluſts — aber di: 
Adoofaten und Prokuratoren befchränften ihre Würnſche um 
Borfchläge auf einen weit mäßigern Betrag *). 

$. 14. Aber auch diefe Vorfchläge wurden im Nachtra 
ge der Kritif unterworfen, aus weichem bier eine Stelle d# 
$. 9. abgedrudt wird 3). | 





3ı) Schon haben mehrere Mitglieder des Richterperſonal 
‚andere, Stellen angenommen, und wahrfheinlih werden mm 
bald noch mehrere folgen. Wollen die Profuratoren Feine andır 
Profuratur annehmen, oder halten fie folhe für nicht ergiebig 
‚genug; fo ift man weit entferne, fie ihnen aufdringen Yu mel 
len, fondern wünſcht ıhnen von Herzen,’ jede andere Art von 
Entfhädigung oder Penfion in Ruhe und Mufe verzehren zu 
fönnen. So weit die eingefandte Note. Man verweißt übrigen 
auf den bereits oben angeführten $. 59. des Deputations ſchluſſe, 
den fich jeder Territorial-Staatödiener gefallen laffen mußte. 


32) Man finder diefen Vorfchlag im dritten Hefte ©. 403. 
Hier wird auch der $. 59. des Deputationshauptfchluffes , ohne 
des in einer borigen Note erwähnten Zuſatzes, nach welchem ſich 
Die Territorial-Stantsdiener auch in andern Gefchäften mülfen 
brauchen laffen, und zwar in andern Provinzen, wenn fie nidt 
anfäßig find, — zu gedenken. WM. 

35) Im $. 9. des Nachtrags (Heft 5. ©. 450.) iſt weder ein 
direkter noch indirekter Angriff auf den Vorſchlag enthalten; fon 
dern eine ſehr natürlihe Vergleihung zwiſchen der Aufopferung 
des Drittels vom Gehalte mit der Entfhädigungsfumme für die 
Profuratoren. . Sobald von dieſem Drittel nicht mehr die Rede 
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. 15. In diefem Paragraph ‚wird zur. Widerfegung der 
Angabe, »daß die Profkuratoren nach dem jüingften Vifitationg? 
abſchiede ihren Verdienſt im Durchfchnitte nicht höher als 
auf 500 — 600 fl. berechnet Haben« angeführt, daß diefes 
blos. von Judicialſachen zu verftehen fey; aber nicht von den 
Extrajudicialien, welche bekanntlich die — Erwerbs⸗ 
quelle verſchafft haben. 

Die dem Fürſten Primas eingereichten — 
niſſe beweiſen, daß die vereinte Einnahme aller Advokaten 
und Prokuratoren noch in den letzten Jahren vielleicht noch 
einmal ſo hoch geweſen, als ſie jetzt als Penſionsquantum 
zur Entſchädigung perlaagten. Wenn auch einige wirklich 
mehr erhalten hätten; ſo würde doch ein grober wog weit 
weniger. befommen u. f. w. * 

$. 16. Die Eröffnung des Bundestags, wo Über die 
Denfionsangelegenheit,, über die Art und Mittel des zu-ger 
währenden Unterhalts entfchieden werden ſollte, verzögerte 
ſich; die Advokaten baten daher. um proviforifche Hülfe. Ihr. 
Nothſtand war dringend und wahr — die Mittel, worauf 
man ſie zur Rettung ihrer augenblicklichen Eriftenz — 
will, ſind unzureichend und nichtig. 

Die angegebenen Mittel ſind 1) die fortwährenden Ser 
halte der Fürſten, welche aber gering feyen, und mehrere 
haben überdies gar. feinen; zudem ſeyen diefe Gehalte noch 
nicht allgemein. zugefichert. 2) War im Nachtrage gefagt, daß 
fogar Privarperfonen, für die fie mehrere Prozeffe geführt, 
von Piofuratoren um: einen Beitrag angefprochen worden 














fenn ſoll, ift man fehr zufrieden, wenn ſtatt 600 — 6000 fl. li⸗ 
anidirt werden können. In dieſer Vorausfegung will man auch 
gegen den $. 15, überall für. jetzt nichts erinnern, obgleich dem 
Nichterperfonal das. Verhältniß der vormaligen Ertrajudizialfachen 
und: den dabei nothwendigen Schriften, im fehr gutem Andenken 
iſt. | 


* 
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ſeyen. Hierauf wird geantwortet, der Ausſchuß wiſſe davon 
nichts 3): aber wenn ja ein folcher Schritt-von "einem Eins 
zeinen geſchehen ſey, bleibe es unrecht, ihn als Marime der 
ganzen Klaffe aufzuſtellen, und, eben-fo unrecht, einem fol: 
chen Unternehmen, das gewiß nicht ‘gelingen wiirde, den Na— 
men eitter ergiebigen Hülfsquelle beizulegen. Die eminente 
Mehrheit der Profuratoren, das wifje:-der Ausſchuß gewiß, 
verachte ein Hülfsmittel, deffen einziger‘ Titel Barmher— 
zigkeit ſeyn würde. 

6. 17. Man räth die Ausſtände Aazuceeiben, welche ge⸗ 
nügen ſollen, zur Rettung augenblicklicher Noth. | 

Die Ausftände früherer Jahre find fo gut, wie ganz 
verloren; jene von 1806- höchſt unbedeutend. Manche 'haben 
gar feine. Fir diefe wirft man im Mächtrage die Frage 
auf, wie fie es-gemache Haben wilrden, wenn das Gericht 
fortBeftanden hätte! Ob ihre Lage durch Unterbrechung dir 
gerichtlichen Geſchäfte ſehr verſchlimmert worden ? O6 fe 
Unterftiikung fiir nicht — erlittenen Verluſt fodern 
könnten? 

Aber es ſey keine eihtige — daß der Prokurator, 
— wenige Ausſtände habe, auch wenige Geſchäfte gehabt 
habe. Der ſorgfältige pünktliche Mann ſey ſorgfältig in 
Eintreibung ſeiner Ausſtände geweſen; der, welcher weniger 
Geſchäfte gehabt, hatte doch immer einige, welche ihm die 
Lebensnothdurft gewährten — keiner war ganz geſchäftlos. 
Hätte das Gericht fortgedauert; ſo würden dieſe Unterhal: 
tungsmittel noch beſtehen, manche würden ihren Geſchäfts— 
kreis erweitert haben, jeder habe alſo durch die Auflöſung 
gewiß verloren — jeder habe ein Recht auf den Erſatz die; 











34) Daß der Verfaffer des Nachtrags eine ſolche Behauprung 
nicht ohne Grund wird gewagt, daß das gefammte Nichterperfos 
nal fie nicht ohne Webergeugung würde BIMaERBE haben, verſteht 
ſich von felbft. 
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ſes Verfuftes 3): Diefes fey liquid und gegenwärtig, fur 
die Erfagfumme noch unbeſtimmt. Mithin iſt gerade jene 
"Bedingung vorhanden, welche man im $. 15. des Nachtrags 
als präjudiciell für die —n a einer — 
Verſorgung aufſtellt: 

Die völlige Gewißheit, daß der zu PRESENT einen 
gegriindeten rechtlichen Anſpruch, der nur in. quanto nod) 
nicht liquid fen, habe. 
$, 18. °°) Auch das. — Mittel, bieſen pro⸗ 
viſoriſchen Unterhalt zu gewähren, die Anweiſung deſſelben 
auf die baaren Fonds der Suſtentationskaſſe und Erſatz des” 
dadurch fich ergebenden Abgangs durch Aufkündigung "oder 
Merfilderung der eindienenden Summe von den Kapitalaug: 
finden genügte aller Erfoserniffen der Rechtlichkeit und Bil: 
ligkeit. Es war das Einzige, welches die Umftande anmwend: 
bar machten — das Einzige, welches denſelben angemeffen 
war, welches alle Intereſſen, fowiel möglich, vereinbarte. 
Mit dem aufhörenden Gerichte befinden fih alle Glie— 
der deffelben ohne Ausnahme in dem nämlichen Zu— 
ftande der Auflöfung- Alle find dienfteslos, alle aus 
jenen Berhältniffen geriffen, welche die Bedingung der Fort: 
dauer des Gerichts ausinachten. Mit gleichen Rechten auf 
eine angemeffene Entſchädigung durch Tebenslängliche Penſion 
müffen alle ihr Heil von dem gemeinfchaftlichen Befchluffe 








35) Für verlohrne Hoffnung möchte wohl künftige Hoff: 
nung die angemeflene Entfhädigung fern. Wenn für Hoffnun« 
gen Entſchädigung gefeiiter werden foll; fo Fünnte das Richters 
perfonal auch die Hoffnung, daß fein Gefuch um Erhöhung des 
Gehalts dereinft vielleicht, bewitſiae worden wäre, in — 
bringen. TR — 

36) Wir laſſen den ganzen Paragraphen, * —— 
Punkt, worauf es dermalen anfommit, hier abdrucken — und Fils 
gen die eingeſandten Noten bei. — DR 


21. 
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der deutfchen Fürſten erwarten ($. 4. — ı2. oben). Diefe 
Gleichheit der Rechte giebt ihmen aber auch da, wo jener 
Beſchluß durch höhere Hinderniſſe verzögert wird, einen 
gleihen Anſpruch auf eine proviſoriſche Unterhaltung — 
fie begründet die vollgiltigfte dringendfte Vermuthung , daf 
Leine Klaffe der Beredhtigten dem Herzen jener 
FZürften näher, feine fremder it, daß es ihr 
Wille nicht feyn fann, der einen proviforifd 
alles zuzumwenden und die ‚andere hütflos zu 
laffen. 
Das gemeinfchaftlihe Eigenthum diefer Fürften find die 
baaren und ausftehenden Fonds der vormaligen Suftentationd 
kaſſe; fie bieten alfo auch das bereitefie,' das einzige 
Mittel dar, fämmtliche Betheiligte bis dahin, daß eine end 
(iche Uebereinkunft iiber die Befriedigung ihrer gerechten Ar 
fpriihe auf. lebenslänglichen Unterhalt getroffen ſeyn wird, 
auf gemeinfhaftlihe Koften zu ernähren. Sie in 
aus ihren Beiträgen, durch die fieben Sabre lang zurück⸗ 
gehaltene Einberufung der, durch den Reichsſchluß vom Jahre 
‘1775, vermehrten Zahl der Affefforen entftanden. 

Das Inſtitut, deffen Aufrehthaltung fie ge: 
widmet waren, höret auf; alfo aud mit ai 
ben ihre vormalige Beſtimmung ?”), 

Der Verfaffer des Nachtrags ift anderer Meinung. Er 
behauptet im zoten ſphe, daß dieſe Gelder durch ihre Ein; 
fendung zur Gerichtskaſſe ein Eigenthum des Serichtsförpers 
geworden feyen, weicher darauf mit feinen Befoldungen an: 
gewiefen war — daß das Dispofitionsrecht der Kontribuen: 








357) Der — Farſt Primas hielt ſich in dem Reverſe am 
ı2ten Oktober 1806. Rh. B. H. 3. S. 459. überzeugt, daß die 
Suſtentationskaſſe »die bisherige Kammergerichts— 
kaſſey zum Unterhalt der bisher daraus befolde— 
ten Staatsdiener beſtimmt fen... : 
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ten erloſchen, daß eine — Dispoſition darüber ein 
Eingriff in das Eigenthum der Participanten ſey. | 

Keine Behauptung kann ungegrindeter feyn! Allerdings‘ 
erlofch durch die Einfendung diefer Gelder das Dispofitiong: 
recht darüber in Nückficht des einzelnen Kontriduenten: allein 
dafür traten. fie unter die dispofitive Gewalt der Geſammt— 
yeit der deutfchen Reichsſtände. Die Kaffe war nie ein 
Figenthum des Gerichtskörpers , oder um fic) richtiger aus; 
udrucken, jener, deven Bejoldungen darauf radiziret waren; 
ondern ein gemeinfhaftlihes Eigenthum der ge: 
ammten NReihsverbindung. 

Das Richtorkollegium hatte nichts als die Adminiſtration 
erſelben, das Recht, ſeine Beſoldungen daraus zu erheben, 
nd die ſäumigen Stände zur Zahlung anzuhalten, en 
hm das Geſetz die Mittel gab. 

Daher die mannigfaltigen Verfiigungen ber Viſttatieuer 
ber die Kaſſenverwaltung — daher die vieifachen Warnıms 
en, feine eigenmächtigen Ausgaben, keine Verfendungen auf 
‘often derfelben zu verftatten, feinen Nachlaß an dem Matri: 
tlarfuße, feldft nicht einmal unter dem angewohnten Vor: 
ebalte der faiferlichen und des Reichs Ratifi— 
teion zu verwilligen und andere ähnliche Auflagen älterer 
id neuerer Zeiten, wovon der Viſitationsbeſchluß vom Er 
ovember 1773 ein Beifpiel liefert 

Dem Eigenthirimer fann die Dispofition über fein Ver: 
ögen ‚durch feine ſolche Worfchriften beſchränkt werden — 

paffen nur fiir eine adminiftrative Stelle, 

„Allein, was mehr ift, das Reich hat Ausgaben aus die: 
Kaffe verfügt, welche auf die darauf-angemwiefenen De: 
dungen in gar feinem Bezuge flanden, weiche fogar die 








58) v. Baleızan n Bit, Saluſe S. 135 — 144. S. 555 
d folgend. 
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Mittel, fie. zu leiften, verminderten. Dahin gehören die 
Verwendungen zu dem fammergerichtlichen Archivbaue, die 
Verabreichung einer Summe von 6000 Rthlr. an die Kanz: 
fei zu Milderung der dur den Krieg erlittenen Drang: 
fale. 

Diefe Thatſachen bewähren, daß das Reich nie daran 
gedacht hat, fich des Eigenthums diefer Kaffe zum Vortheile 
der Participanten zu begeben; daß es nie aufgehöret bat, 
ſich als Eigenthiimer zu geriren, indem es fein Dispofitions; 
recht iiber die darin befindlichen Fonds felbft zu fremden 
Zwecen auf die beftimmtefte Weife geltend gemacht bat. 

Allein geſetzt ſogar, daß die Kaffe je ein Eigenthum 
des fogenannten Gerichtsförpers gewefen wäre — würde fie 
ed darum noch feyn? — Nichts weniger! das Gericht, dem 
fie angehörte, iſt aufgelößt, es eriftiret fein Gerichtshof 
mehr ). Nur die Eigenfchaft der wirklichen Anftellung, 
der aftiven Dienftesausiibung fonnte die Participanten mög: 
licherweife zu Eigenthiimern der Kaffe machen, nur im diefer 
würden fie ein Necht auf die Integrität ihrer Beſtandtheile 
gehabt haben. So, wie der Einzelne, welcher durch Re: 
fignation oder Amotion aufhörte, ein Gerichtsglied zu fern, 
feinen Eigenthumsanfprucd daran verlohren, fo gieng er 
durch die Gerichtsauflöfung für die ganze Gefammtheit der 
Betheiligten verlohren. Die Bedingung, von welcher jener 
Anfpruch abhängig war, ift aufgehoben, mithin auch die 
Folge. Das Eigentum fällt an den Staat, an die Ge 
fammtheit der Stände zuriick, welche denfelben bildeten, und 
nun dem ganzen, fowohl,auf ftändige Bejoldung , als auf 














39) Weberlaffe der Verfaffer der Prüfung die Entfcheidung 
den alferhöchft und höchſten Ständen! Bis jegt ift über den Ge: 
sichteförper noch nichts verfügt worden. 
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zufälligen Verdienſt angenommenen Gerichtsperfonale eine 
gleiche, verhältnißmäßige Entjchädigung fchuldig find“ 4°). 

$. 19. Der VBorfchlag der proviforifchen Verwendung der 
in der Suftentationskaffe befindlichen Fonds war nicht ein; 
mal ‚mit fehr bedeutenden Aufopferungen für die daraus der: 
malen Befoldeten verknüpft. Keiner. follte ja an feinem Ges 
halt etwas verlieren, feinem würde mehr entgangen ſeyn, 
ais ein geringer Theil feiner Sicherftellung fiir eine entfernie 
Zukunft. Die Abgabe fir. den Unterhalt der Prokuratoren 
erfoderte fiir ein Jahr 29500 Thaler. Sie wiirde alſo bei 
der über 152000 Thaler fich belanfenden Summe der auss 
ftehenden Kapitalien fehr wenig fühlbar gewefen feyn. Der 
baare Vorrath der Suftentationgkaffe, reichte fir alle ur: 
fprünglichen Gehalte noch fiir ein volles halbes Jahr hin. 
Man fonnte annehmen, daß die Kammerzieler auch in der 
Folge noch fließen wiirden. Bogoo Rthlr. To Kr. find, die 
ganze Syahrserigenz fiir die bisher Beſoldeten. Wären auch 
die Zahlungen fpäter ſparſamer eingegangen, wie denn auch 
wirklich ſelbſt im unglücklichen Kriege, was fih damals nicht 
vorjehen ließ, inzwifchen fehr bedeutende gefchehen find; do 
wiirde Doch das gefammte Perſonal -durch den baaren Kaffe: 
beftand und die ausgeliehenen Kapitalien allein (ohne die 
herrenfofen Depofiten) auf 1°; Sahr für feinen Unterhalt 
gedeckt geweien ſeyn, und bis dahin durfte man doch mit 
dem Verfaffer des Nachtrags 6. 8. hoffen, daß iiber da3 


— 











40) Dieſe ganze Deduction iſt ſehr übel angebracht, nachdem 
der größte Theil der Souverains ſich bereits für die unabänder— 
iche Beibehaltung der bisherigen Beſtimmung der zu entrichten— 
sen Kammerzieler erklärt, und das Publikum über die Rechtlich— 
eit und Moralität des von den Prokuratoren auf die Suſſenta— 
tonsfaffe gewagten Angriffs das Verdammungs-Urtheil ſchen 
ängft ausgefprocdhen hat. 0 
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Denfi ionsfoftem ein definitiver Eutſchluß . ſeyn wür— 
de +). 

Durch diefes mäßige Opfer (+), welches das fündig be: 
foldete Perfonal blos mit der halbjährigen Sicherheit deriel 
ben, auf einem noh 1", Jahr entfernten Zeitpunfte, feinen 
Mitgenoffen des gemeinfhaftlihen Schickſals bringen follte, 
wünſchten diefe in der dringendften Lage ihres Lebens fr 
genenmwärtigen Mangel, für die brüdendftien Entbebrungen 
gefchüist zu werden. Wer kann diefe Zumurhung umbillig 
finden? Aber es bedarf feiner Billigkeitsgriinde, wo Advoka— 
ten und Profuratoren gleiche rechtliche Anfpriiche, wie das 
Richterperſonal haben. 

$. 20. Im Gefühle berfelben trat der Fürft Primas 
ins Mittel und traf jene proviforifhe Maafiregeln , welche 
im ten Hefte des Nheinifhen Bundes ©. 408 — Aıo. 
angezeigt find. Auf die erfte Verfügung vom ten D£tsker 
1806 (ein Drittheil der vorräthigen und Fiinftig eingehenden 
Kammerzieler aus der &uftentationsfaffe zur Unterſtützung 
der Profuraroren zu verwenden), hatte Niemand, am wenig; 
ften die Advokaten und Profuratoren, einigen Einfluß *). 
Der Fürſt Primas gieng mit feinem VBeifpiele voran, und 
ficherte von allen feinen Landen ein Drittheit mehr, als bie 
her gezahlt worden, zu. Gewiß hätte es unter den vielen 
großmitthigen und inenfchenfreundlichen deutfchen Fürſten 








41) Nach diefem Plane hätten die Profuratoren dag baare 
Geld, und das Richterperſonal Anweiſung auf Papiere, die vieh 
leicht nicht zu renlifiren waren, befommen. Warum follre auch 
diefer Vorfchuß gerade bei der Suſtentationskaſſe, und nicht bei 
einen Banquier negotire werden ? 


42) Alto doch ein Opfer! Und diejenigen, welche es bringen 
ſollten, hatten keine Verpflichtung dazu. 


43) Der Verfaſſer muß das Richterperſonal * — wenig 
unterrichtet, oder ſehr blind halten! 
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Nachahmer gefunden, und würde vielleicht Bald die Mittel 
gewährte haben, auch die ſtändigen VBefoldungen als Penfion, 
ohne einige Abkürzung, proviſoriſch zu Beftreiten, wäre dem 
Plane nicht in der Folge ein anderes Auskunftsmittel ſubſti⸗ 
tuirt worden. - Aber der Plan mar gerecht und- billig, ſelbſt, 
werk: diefe Hoffnung fich nicht fo Bald realifive hätte, und 
der einsweilige Abzug eines Dristheild an den ſtändigen Ber 
foldungen nothiwendig geworden wäre. Er gieng von dem 
unläugbar erwieſenen Grundſätzen "gleicher Berechtigung 
ſämmtlicher Gerichtsangehörigen zu einem definitiven ſowohl 
als proviſoriſchen Unterhalte, und von der als zuverläßig an— 
zunehmenden Vorausſetzung aus, daß Deutſchlands Fürſten 
keine Klaſſe derſelben einem unverdienten Mangel preis ge— 
ben, alſo auch feine von der Theilnahme an ihrem gemein⸗ 
ſchaftlichen Eigenthum (der Suſtentationskaſſe), _ausfchlief? 
fen wollten. Dieſe Abſicht konnte vor der Hand nicht anders 
als durch einen mäfigen Verluſt der mit flandigen Befol: 
dungen verfehenen Diener erreicht werden. Diefe im Drange 
des Augenblickes gefaßte Maaßregel Tollte dem Richterperſo—⸗ 
nal zu keinem Präjudiz gereichen; ja der edle Fürſt Primas, 
als Vollſtrecker des präfumtiven Gefammtwillens der deut; 
fihen Fürften, verblirgte fich fogar ausdrücklich, dasjenige zu 
erjegen, was diefen dadurch entgehen wiirde, wenn die Ev; 
klaͤrung derfelden-gegen jene Maafregel ausfallen follte. Der 
anfehnliche Gehalt, den das. Nichterperfonat bezog, feine all: 
- mählige Erhöhung, hatte notorifch ihren Grund im Auf: 
wande, welchen daffelbe zur Ehre feines Standes zu machen 
gedrungen war. Dieſer fiel nach der Gerichtsauflöfung hinweg ++). 








44) Eben darum, weil die Befoldung nichtmehr hinreichte, 
das zu leiten, was fie nad). der Intention des Reiche Teiften 
fellte; als 1729 die Erhöhung beiwillige wurde, ward ja um eine 
Vermehrung nachgefucht. Man ſehe auch 9. 11. des Nachtrags. 
Heft 3. ©. 432. ee | 
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Kann darauf bei Beftimmung von Penfionen +) im Allges 
meinen vechtliche -Niickficht genommen. werden, um wie viel 
mehr muß dadurch jene blos. proviforifche Maafregel gerecht: 
fertigt erfcheinen? Sie gieng vom reinen -Sefühle der mwah: 
ven Menfchlichkeit aus, daß es beffer, daß -es Pflicht ift, in 
Zeiten der North dem Reichen von feinem -Leberfluffe etwas 
zu entziehen +%) und es dem Bedürftigen zuzumenden, um 
diefen von einem ..fonft unvermeidlichen DBerderben zu retten. 

Zur Abwendung. dringender Gefahr -des: Ganzen kann 
fogar das Eigentum der Einzelnen angegriffen werden ; wie 
vielmehr kann da, wo ed nur. um- Austheilung- eines zum 
temporellen Unterhalte mehrerer gleich: berechtigten, nicht ganz 
erklecklichen Fonds, zu thun iſt, dem einen eine geringere 
Abgabe, als gerade ſein höchſter Anſpruch beträgt, gemacht 
werden, um den andern nicht ganz darben zu laſſen? 

Dieſer Verluſt iſt erſetzbar, aber das: Elend zahlreicher 
Familien iſt nie und durch keinen Preiß zu erſetzen. 

Allein der Abgang für das Richterperſonal würde nach 
der fürſtlichen Verordnung ſelbſt geringer geweſen ſeyn, als 
nach dem anfänglichen Vorſchlage der Prokuratoren. Der 
Richterſtand hätte zwei Drittheil des wirklichen und künfti⸗ 
gen Kaſſebeſtands auf jeden Fall erhalten. Die Einnahme 
der Suſtentationskaſſe beſteht beiläufig aus 87000 Thaler. 
Ein Drittheil davon, alſo ungefähr 29000 Thlr. für die 








45) Die erhabenen Regenten, welche zum Unterhalt des Rich— 
terperſonals zahlen, wollen, daß bis zum Definitiv-Regulativ 
alles, alſo auch die Beſoldung, in statu quo bleiben ſoll. 

46) Es giebt ja der Reichen, wozu man das Nichterperfonal 
feiner Befoldung wegen wohl nicht rechnen wird, im deut 
[hen Baterlande recht viele. Warum warf. man feine Augen 
nicht auf dieſe? Mebrigens bezeichnet diefer menfchenfreundliche 
Satz die Tendenz der ganzen Schrift. Aber wie kann die Unver— 
fegbarfeit des Eigenchums damit beitehen? 
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Advokaten, wovon aber auch ihre. Schreiber ſollen — 
werden. Es würde mithin fir fie bei weitem nicht fo viel 
übrig geblieben ſeyn, um die volle Summe der erbethenen 
Penfionen beziehen zu tünnen. Wären diefe dagegen, ihrem 
Vorſchlage gemäß, ganz an die Kajfe iiberwiefen worden, ſo 
würde zwar auch das Richterperſonal feine vormalige Beſol⸗ 
dung ganz ohne Verkürzung bezogen haben; allein der Geld: 
vorrath wiirde auch um fo früher geſchwunden feyn, und bei 
den‘ Schtoterigkeiten, womit die Verfilderung der Kapitalaus— 
ftände verbunden ift, welche fich erſt in der Folge zeigten, 
hätten alle leicht fehr friihzeitig in den Fall kommen kön— 
nen, gar Feine-oder nur einen geringen Theil ihrer Paten 
in baarem Gelde zu erhalten +). | 

Der hellſehende Blick des firrftlichen Weifen berechnete 
diefe Möglichkeiten, und wählte einen Pan, wodurch, mit 
Vereinbarung aller Rückſichten der Gerechtigkeit und Billigs 
keit, fir das allgemeine‘ Befte der Gerichtsangehörigen, auf 
tängere Zeit Vorſehung gefchah. 

$. 21. Durch feine Einleitungen, durch feine eigenen 
Aufopferungen, kam es endlich. dahin, daß auf einem ande} 
ren Wege, ohne DBerluft des Nichterperfonals, wenigſtens 
dem dringendften Bedürfniſſe gefteuere wurde. Alfein die 
‚Mittel, welche im feine Hände gelegt wurden, find befchränft 
— fie veichen weder filr alle Gtieder der Advofaten und 
Prokuratoren, noch auf einen ausgedehnteren Zeitpunkt Hin. 
Die Ausfihten in, die Zukunft find fihreeflich; fie würden 
verzweiftungsvoll ſeyn, vertrauten fie nicht auf die Großmuth 
der deutfihen Fürſten, daß fie in diefer fummervollen Lage 
ihrem einsmweiligen Linterhalt bis zur endlichen Entfcheidung 
thres Schickſals, allenfalls durch willkührliche Beiträge zu 
einer in dieſer Abſicht zu bildenden, und unter die landes— 


* 








47) Dieſer Fall war leicht vorzuſehen! 


— 
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herrliche Auffiht des Fiirften Primas zu feßenden Kaffe #) 
friſten werden — vertrauten fie nicht anf die befondere Un: 
terſtützung eben jenes erhabenen Beſchützers aller fchuldlos 
Unglicklihen, zu Realiſirung diefes oder jenes andern Mit; 
tele, welches ihm feine Weisheit zu ihrer augenblicklichen 
Rettung eingeben dürfte. 

Dem Ausſchuſſe genügt es, ihre verfannte "Berechtigung 

zu einem definitiven fowohl, als. proviforifchen Entſchädi— 
gungsgeſuch, die Reinheit ihrer Abfihten und Handlungs: 
weiſe dargethan zu haben. 
WMöchte .es ihm dadurch gelingen, das öffentliche Urtheil 
zu berichtigen, welches vielleicht durch Schriften, in dem 
Seifte des Nachtrags geſchrieben, irre geleitet worden ſeyn 
könnte! — 


Dieſem Wunſche, daß Hülfe geſchafft werden möge, 
ſchleunige Hülfe, tritt der Herausgeber mit vollem Kern 
bei. Die Advofaten und Profuratoren verdienen eine volle 
Entfhädigung, zu der fie unläugbares Recht haben. Die Ehre 
der Nation fodert es, daß diefe Entfchadigung vollkommen 
und bald eifolge. | 

Wir beziehen uns in diefer KHinficht m das, was wir 
im dritten „Heft gefagt haben. 





Beila ge 1 
Schreiben an des Herrn Fürften — Hoheit 
vom 253ten Oktober 1806. 
P. P. | 
Die vielfachen tief verehrten Beweife von Schuß, Huld 











48) Warum‘ wurde diefer Weg nicht früher eingefchlagen? 
Fand man den andern etwa bequemer? Die Nechtlichfeit läßt ſich 
den neuen Vorſchlag nicht abfprechen; und dem Wunfche des gün: 
ftigen Erfolgs ſtimmt gewiß jedermann bei. 
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Snade , welche wir Euer: Hoheit erhabenen und men: 
reundfichen Gefinnungen eben. fo ſehr, als Höchſtdero 
chittterlichem Gefühl für Recht verdanken, und die nach 
nach eingehenden gnädigen und wohlwollenden Aeuße⸗ 
en ſo vieler deutſchen Fürſten und Stände hätten es 
überflüßig machen ſollen, der Vertheidigung unſeres 
ruchs auf lebenslänglichen Fortgenuß unſerer 
zen Beſoldung noch ein Wort hinzuzufügen. 

Allein die Pflicht der Selbſterhaltung erheiſcht 
ebieteriſch, daß wir nichts verſäumen, was zur Befeiti; 
‚ auch der leiſeſten, ſelbſt ungegründeten Beſorgniß we⸗ 
iegend einer — unſerer Rechte beitragen 


In diefem iſt der unterthänigft anverwahrte 
trag zu unferer erſten Drudfchrift ver— 
t, und indem wir und: des entfcheidenden gnädigften 
alle Euer Hoheit verfichere halten, fchägen wir uns 
Elich, daß durch Höchftdero neuefte gnädigſte Verfiiguns 
‚ wofür. die lebhafteften Empfindungen des unterthänig: 
Dankes in uns nie erlöfchen werden, viele der in jenem 
htrage geäußerten Beforgniffe bereits gehoben find. 
Geruhen Eure Hoheit gnädigft, deffen Inhalt auf eini— 
Augenblicke Höchftdero Aufmerkfamfeit zu würdigen, une 
* zu erlauben, daß wir uns zu fernen höchften Hulden 
Gnaden in derjenigen tiefſten Ehrerbietung empfehlen, 
nit wir erſterben | 
Euer Hoheit | 
unterth. Kammerrichter, Präſident 


und Aſſeſſoren des bisherigen 
R. K. Gerichts. 





- 
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Beilage 2 


Ergänzung des unter Ziffer ». der Schrift der Prokuratoren 
im Auszuge mitgetheilten Schreibens der Herren Kam: 
merrichter, Präfidenten und Affefforen an Se. Hoheit 
den Fürften Primas d. d. Wezlar den orten Augufl 
1806. | 


»Nur der Antrag der Supplifanten — ihnen, fals 
die Erhöhung der. Zieler zu ihrer Entſchädigung nicht hin: 
reichen folfte, aus. der Depofitenfaffe, dem Armenſäckel und 
andern disponibfen Fonds , — morunter ohne Zweifel die 
aus dem Ueberfhuß der Suftentationsfaffe ge: 
fammelten Kapitalien verftanden find — zu Hülfe zu 
fommen, hat unfere Aufmerffamfeit erregt.‘ So gewiß wir 
weit entfernt find, den Supplifanten irgend etwas in den 
Meg zu legen, das die Erleichterung ihrer traurigen 
Lage behindern könnte; fo gewiß wir uns zu fagen wie, 
daß die Entſcheidung über jene Vorfchläge allein vom 
den demnäcftigen allerhödhften, höch ſten und hohen 
Entfchliefungen der Stände abhangen wird, die wir in Un: 
terthänigkeit erwarten, und in jedem Falle tief verehren 
werden; — fo wilrden wir doch zu fehlen glauben, 
weun wir Euer. Hoheit nicht vorläufig eine kurze Weber: 
fiht von den Verhältniſſen jener Kaffen vorlegten, 
welche vielleicht die demnächſtige Nefolution erleichtern od 


- auch motiviren fünnte. —« 


Hierauf folgte eine Ueberſicht des Beftandes der ven 
fchiedenen Kaffen. — Dann heißt es weiters; Nur die ein 
zige Bemerkung wagen wir in tiefefter Unterthänigkeit Ent 
Hoheit vorzulegen: ob es mit der Billigkeit üübereinſtimmen 
möchte, wenn die fupplizivenden Profuratoren durch Hinwei— 
fung auf diefe Gelder, für ihren fünftigen Unterhalt voll 
kommen gedeckt würden, und wir nicht nur die zu unferer 
Subfiftenz unentbehrlichen Zinfen derfelßen, fondern 


353 


auch jede Beihilfe zur. etiwanigen Ergänzung unferer Ents 
fhädigung aus den Kapitalien ſelbſt durchaus verlieren ſoll⸗ 
ten.— J 

Indem wir dieſe Anſicht der Sache Euer Hoheit unter⸗ 
thänigſt zum höchſten Ermeſſen und Prüfung darlegen; er⸗ 
lauben wir uns die wiederholte Verſicherung, daß es nicht 
hnfere Abſicht ift, den Profuratoren und Advofaten 
des bisherigen Kafferlichen und Reichsfammergerichts bei 
irgend einem bilfigen und gerehten Geſuche de* 
felben auch nur entfernt eine Hinderniß in den Weg zu 
legen. — Wir haben vielmehr,. um: ihnen zu zeigen, daß 
wir offen und redlich mit ihnen zu handeln gefonnen 
find, ihnen den Inhalt diefes unfers unterthänigften Schrei⸗ 
bens, die Bedenklichkeiten, die wir bei ihren An— 
trägen gefunden haben, eröffnet.« 

Wir ꝛc. 








—o — | 
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| Königlich ‚Boieriihe Verordnung, das Verhältniß 
der Forenſen zur Staatsgewalt betreffend. 





Wi haben in Unſerer Deklaration über die Beſtimmung 
der künftigen Verhältniſſe der Unſerer Souverainität unters 
worfenen Riiterſchaft mit ihren Hinterſaſſen zu den verſchie— 
denen Zweigen der Staatsgewält, Lit. A. $.6, verordnet: *) 


Diejenigen adelichen Gutsbefißer, deren Familien: Eigen; 








 ——— up 





©. Heft 5. ©. 226. 
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-thum. unter der heit verſchiedener — ſich be⸗ 
finder, haben innerhalb 6 Monaten eine beſtimmte Er— 
klärung abzugeben: ob ſie ihr ſtändiges Domicilium in 
Unſerm Königreiche fortſetzen, oder als Forenses be— 
trachtet und behandelt ſeyn wollen. Wir werden die 
Freiheit der Gutsbeſitzer hierbei nicht beſchränken, fo. 
lange fie ihren Wohnſitz in den Staaten der Bundes: 
genoffen oder der mit dem Bunde Alliirten nehmen, 

und den Verbindlichkeiten / die ihren aus dem Beſitze 
eines landfäßigen Guts obliegen, Genüge leiften. 

Damit über die Verhältniffe folher Forenfen keine Zweis 

fel entſtehen; ſo wird die Stelle Unſerer Deklaration dahin 
näher erläutert: 

Daß alle adelichen Gutsbeſitzer, welche in einem frem⸗ 
den Gebiete ihren ſtändigen Wohnſitz haben, ſowohl 
von Unſerm Fiscus als von Unſern Unterthanen, auch 
bei Perſonalklagen vor Unſeren Gerichten zwar be 
langt werden dürfen, wie von ſeher in Baiern und in 
andern geſchloſſenen Staaten eingeführt war; dieſelben 

aber in Anſehung des vollſtändigen Genuſſes der vom 
Indigenate abhängigen Rechte und Vorzüge als Frem— 
de zu behandeln feyen. ‘ 

Wornach Unfere Landesftellen fich zu achten. haben. 
Münden am 3 April. ı807.. 
Man Joſephh. J— 
Freihr. von Montgelas. 
Auf K. allerhöchſten Befehl | 
von Flad. 


— 
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Es iff FGrieweh 


* 





Beim Schluſſe dieſes — erhalten wir den von den Ber 
vollmächtigten Ihrer Majeftäten, des Kaifers der Franzofen, 
Königs von Stalien und Protektors der Aheinifchen Konfö⸗— 
deration, fodann des Kaifers von Rußland, am ten Julius 
d. J. zu Tilfie *%) unterzeichneten - Friedensvertrag, dem 
am gten in der nämlihen Stadt der Friede mit Preuffen 
folgte. Die Ratifitation des erftern wurde zu Tilſit am g., 
die des lektern am ı2. zu Königsberg ausgewechfelt. 

Da ohnehin diefes Heft ſchon über die gewöhnliche Bo: 
genzahl ftark ift, auch die Veränderungen .noch nicht bekannt 
find, welche dadurd) in der Nheinifchen Konföderation entfte: 
hen; fo verfparen wir den Abdruck beider Friedensverträge . 
fir das nächfte Heft, welches‘ unverzüglich geliefert werden 
wird. Vorläufig bemerfen wir, daß fowohl der Kaifer von 
Kufland als der König von Preuffen, nicht. nur die Rheini— 
fche Konföderation ſelbſt, ſondern auch alle Dispofi tionen an: 
erfannt haben, welche der Kaifer Napoleon in, den eroberten . 
Staaten zu treffen fiir gut finden wird. Beide Traktaten 
werden wir mit den erklärenden Noten, wie die Bundesakte 
im erſten Hefte, begleiten, und wir hoffen alsdann auch die 
Veränderungen in Deutſchland zugleich mit anführen zu 
können. 








——— ug 


— *5 Königl. Preuſſiſche Zommediattodt im Smferburgifgen Kreife, in Oſt⸗ 
orenſſen an der Memel. 
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Berbefferung zweier Druckfehler in der im ſiebenten 
Hefte S. 65. u. f. abgedruckten Abhandlung. 





3 der in der Ueberſchrift bemerkten Abhandlung ſind nach— 
folgende nothwendig zu verbeſſernde Druckfehler eingeſchli— 
chen: 
S. 70. 3. 25. muß es ſtatt: 
»wo aber eine folhe beſchränkte Vorſchrift nicht 
ftatt hat» 
heißen: | 
»wo aber eine folche beſchränkte Verfaſſung nicht 
ſtatt hat» 
und ©. 75. 3. 21. ſtatt: 
»denn es fehlte an dem ſichern Beſitze des ge 


fpendeten Patriotifm; die Grundfefte der 
Staaten wäre ertüdtet» 


muß es heißen: 
>denn es fehlte an dem fichern Beſitze des Ge 


‚ fpendeten; Patriotifm, die Grundfefte der Stau 
ten, wäre ertüdtet.» 


Der 


moheiniſche Bund. 


Reunteä Heft. 








Eu u — 
8 


36. 


Auch einige Anmerkungen über die rheiniſche Bundes⸗ 
akte vom 12ten Juli 1806, welche die Durchs 
fefung der 6 Hefte des Rheiniſchen Bundes vers 
anlaſſet hat, 


u 
⸗ 





Vorerinnerung. 


Worun die nachfolgenden Bemerkungen ohne den Namen 
des Verfaſſers geſchrieben ſind, das wird wohl dem Publi— 
kum gleichgültig ſeyn, wenn ſie nur zeigen, daß ſie nützliche 
— vielleicht nöthige Wahrheiten, mit Beibehaltung der 
Ehrfurcht gegen die, welche ſie gelten ſollen, enthalten. 





oo. F. .. 
& ift nicht wohl möglich, daß ein Deutfcher bei der neuen . 
Staatsumwälzung ohne Theilnahme bleiben künnte. Hat er 
die alte Verfaſſung mit ihren Mängeln gekannt; fo wird er 
durch die Hoffnung, eine neue könne denfelben abheifen, ent; 
zückt, aber auch zugleich wieder in. Furcht gefeßt, wenn er 
ju bemerken glaubt, daß die. neue vielleicht auf einer Seite 

29, 
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zu weit ausgedehnt, anf der andern aber zu fehr einge: 
ſchränkt werden wolle. | 

So viel ift gewiß, die alte deutſche Konftitution, ein 
taufendjähriges Machwerk, taugte nicht mehr viel, was im⸗ 
mer die alten Publiciſten zu ihrem Ruhm fihrieben, am 
allerwenigften aber fiir den Krieg, weil ihr, wie der fiebens 
jährige Krieg gezeigt hat, ein einziger Monarch von mittels 
mäßigen Kräften und nur -großem Kopf faft den Herzſtoß 
gegeben, und weil das, was feit kurzem unter unfern Au: 
gen geichah, gefchehen Eonnte. Wäre es auch, was freilich 
feit Jahrhunderten nicht mehr der Fall war, mit der einen 
oder der andern Eroberung gelungen; ſo wäre nicht einmal 
jemand vorhanden gewefen , der. fi) ihren Befiß hätte zu: 
‚ eignen können, das deutfche Reich felbft ausgenommen, das 
aber derlei ftaatsrechtlicher Vortheile feit Jahrhunderten ent: 
wöhnt war. Sein Zuftand war, fich nur zu freuen, wenn 
ihm nicht bei jedem Kriege die eine oder die andere Provinz 
abgeriffen wurde, welches aber faft immer der Fall war. Seit 
Kaifer Karl V. und Kaifer Franz I. beſchuldigte ein Haus 
das andere immer einer beabfichteten Univerſalmonarchie, 
und ich zweifle nicht, wenn eins davon Napoleons Kopf, 
feinen Zeitgeift und die Umftände, ſolch ein Projeft zu vealt; 
firen, gehabe hätte, daß wohl ein jedes feinem Wunfche Da: 
ſeyn zu verfchaffen, gefucht‘ Haben würde. Vorwand von 
Projekten diefer Art, nebft andern mar es indeſſen doc), 
durch welche oft deutiche Sefilde mit deutſchem Blute gedingt, 
die durch Oekonomie geſammelten kleinen Vorräthe in Frank— 
reichs Ocean abgeleitet wurden. 

War aber alles dieſes hauptſächlich das Werk unſers 
benachbarten Frankreichs, und dann der Eiferſucht der Für— 
ſten gegen einander; haben dieſe zuſammen unſerer guten 
Nation ſo viel Böſes verurſacht; ſo iſt es doch billig, daß 
ſich auch dieſe endlich einmal zum Beſten dieſes Staats ver: 
einigt haben. 
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Diefes Beſte nun foll durch den vheinifchen Bund bes 
zwecket werden, und diefer foll nicht nur dem Wehrſtande, 
fondern auch dem Civilſtande eine ganz andere Verfaſſung 
geben. Es’ ift wahr, auch diefer letzte hatte feine Mängel. 
Dem Keichsoberhaupte waren die Hände, um Böſes zu-thun, 
durch die Kapitulationen weistich, aber auch eben fo unweis— 
lich, um Gutes zu thun, gebunden, indeſſen ſich die Reichs— 
ſtände dieſelben immer mehr und mehr zu Beidem öffnen 
ließen. 

Beſonders waren es die — die ſich * und 
nach ſo viel Macht vor den Fürſten und Grafen zuzukapitu— 
liren wußten, daß ein deutſcher mittelbarer Unterthan unmerk⸗ 
lich jedes Intereſſe für die deutſche Majeſtät verlieren mußte. 
Was das ärgſte war, ift, daß fi ch auch die Reichsgerichte in 
einer ſchlimmen Lage befanden. Galt es auch nur um eine 
unſchuldige Ordination, oder um eine nöthige Proviſional— 
verordnung gegen einen Mächtigern zum Beſten feiner Uns. 
terthanen, oder auch eines mindermächtigen Reichsftandes; 
fo hielt es fchon Hart, nur ein Dekret zu erhalten, und feldft 
feine Einkleidung verrieth dann die Furcht des Gerichts, Die 
Dekrete gegen Mindermächtige hatten dagegen einen ganz 
andern Zufcehnitt, in ihnen merkte man noch fo etwas von 
deutſcher Majeftät. Alles diefes ift aber Fein Wunder, wenn 
man ‚mehrere bedrohliche Schreiben von Minifterien mächtis 
ger Kurfürften an die Neichsgerichte (befonders an das 
Kammergericht) in denen dann auch Bedrohungen vom Ein 
behalten der Kammerzieler enthalten waren, gelefen hat; 

wenn man (das war mein Fall fchon vor ungefähr 25 Jah— 
von) gehört hat, daß ein nod) wirklich lebender Beamter. in 
einer anfehntichen Geſellſchaft, in welcher von einer. Exeku— 
tion in Sachen eines Mindermächtigen, gegen feinen Herrn | 
die Rede war, die Aeuferung fallen ließ: 

»Wir haben dergleichen Faiferliche Urtheile mehrere, die 

»wir aber, wie viele andere, unter die. Bank fchieben.« 


EN 


{ 
— 


340 a Pe re 


Und wenn man es bei vielen andern Gelegenheiten erfahren 
hat, daß diefes der Geift aller derjenigen deutfchen Fürſten 
war, die ihm die Zügel ungeftroft laufen laffen zu dürfen 
glauben mochten. 

Weiß man nun gar, daf der Kaifer unter folchen Um: 
fländen dem Reich nicht hold ſeyn konnte, daß er oft, wenn 
vom Reichswohl geredet wurde, nur das Privatwohl feines 
Hauſes gemeint war; daß er vermög feiner Reſervatrechte 
allerlei, nur zu oft fürs Ganze nachtheilige Privilegien ev; 
theilte; daß er mehreren mindermächtigen Ständen, deren 
Meveniien doch beim Alten blieben, Grafen; oder Fürften 
wiirden gab; daß dadurch ihre Bedürfniffe auf Koften der 
Unterthanen immer mehr und mehr anwuchſen; daß letztere, 
wenn fie mit ſchweren Koften und eine Neihe von Jahren 
hindurch ein oft mageres Stück vrichterlicher Hülfe erbettelt 
hatten , durch einen Vergleich am Ende doch einen Thal ih— 
res Nechtes zum Opfer bringen mußten, um den andern pu 
‚erhalten (und ſo viele andere Anmerkungen zu itbergehen): 
fo kann man wohl mit Wahrheit fagen, daß auch die Eivik 
ftaatsverfafjung ihre großen Mängel, wenigftens in Anfehung 
der deutfchen Alnterchanen, wie auch der konnexionsloſen 
mindermächtigen Stände hatte, wie gut ſich auch immer die 
Mächtigern dabei befinden mochten. Gerade in Kriegszeiten 
fonnte man es am beften fühlen, wie wahr das hier Ge 
ſagte iſt. 

Wird nun allem dieſem durch den rheiniſchen Bund, 
und das hoffen wir, möglichſt abgeholfen, dann Segen über 
- ihn, und Heil dem großen, ohnehin zu nichts, was nich 
groß ift, gefchaffenen Napoleon fowohl, der den Bund ver: 
anlaßt hat, als deffen erlauchten Beförderern, indem fie ihre 
Hände dazu geboten haben. 


$. 2. | 
Nur eins finde ich nicht in dem Bunde, welches doch 
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mit zwo Zeilen hätte ausgedruct werden können, daß näm— 
lich der Unterthanen darin mit feiner Sylbe Erwähnung ger 
ſchieht *), Wahrfcheinlich kommt diefes daher, daß ein jeder 
der Bundesgenoſſen ohnehin. ein Uebermaaß von huldreichen 
Empfindungen in feinem Kerzen gegen die Unterthanen hatte, 
. deswegen eine, eigene Erwähnung ihrer fiir unnöthig hielt, 
. and fehon lange die Lehre Friedrichs. durchdacht und ausge 
übt hatte, welcher fehrieb: *) Nous avons remarque, que 
les citoyens n’ont accorde la pre&minence a. un de 
leurs semblables , qu’en faveur des services, qu'ils 
attendoient de lui. Ces services consistent ä mainte- 
nir les loix, a faire exactement observer la justice, 
a s’opposer de toutes ses forces a la corruption des 
moeurs, à defendre l'éötat contre ses ennemis ?). 

-Diefer große Mann kannte doch wohl die Pflichten der 
Regenten, fo, wie die Nechte der Unterthanen. Die Hanauer 
Zeitung will von Napoleon nadftehende Aeuferung gegen 
den preußifchen KRammerpräfidenten von Scheunitz vernom; 
men haben: °) 

»Es käme jedem Achten prenfiifchen Patrioten zu, zu 
»berechnen, wie theuer es feinem Waterlande zu ftehen kä— 
»me, wenn die Nuffen folche Fortfchritte machten, und wenn 
»die Lehre: Daß die Völker für die Könige und 








*) Eine fchöne Erklärung darüber giebt Johannes von 
Müller in der von und ©. 145 u. f. im vierten Hefte abges 
druckten Recenfion in der Jenaer. allg. Literatur » Zeitung. - 

| £ —W. 


1) In den Oeuvres posthumes B. 6. ©. 63. 


2) Ueber diefen kurzen Text findet man fehr kurze, natürliche 
und fehr bündige Noten im 6ten Heft des Rheinifchen —— 
‚©. 426. u. f. 
35) Vom laufenden Jahr 1807, Num. 85. Wergleiche auch 
damit die großherzogl. darmftädtifche Landzeitung No. 6g. 
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»niht die Könige für die Völker da jeyen *), im 
»Rabinette von Konigsberg die Dberhand gewänne.« 
Man kann fiher glauben, daß diefer Grundſatz allen 
jenen Monarchen eigen ift, die nicht ihre Rechte von der 
Stärfe ihrer Fäufte, fondern aus den eigenen Quellen des 
Öffentlichen Wohls ableiten. Natürlich alfo, daß auch diefer 
rundfaß von Napoleon adoptirt ift, Es ift auch nicht ein 
einziger feiner Bundesgenoffen, welcher anders dächte °), fein 
einziger, welcher nicht von allem dem durchdrungen ift, was 
Friedrich weiter fchreibt: ) »Le mal arrıye a son comble, 
si des ames _perverses .parviennent à persuader au 
Souverain, que ses inter&ts sont diflerents à ceux de 
ses sujets,, alors le Souverain devient l’ennemi de 
ses peuples, sans: savoir pourquoi, il devient dur, 
severe, inhumain par.mal entendu, car le principe, 
dont il part, etant faux, les consequences le doirent 
ötre necessairement. Le Souyerain est attache pa 
des liens indissolubles au corps de l’etat; par consk- 
quent il ressort par repercussion tous les maux, qui 
affligent ses sujets, et la societe souffre egalement 
des malheurs, qui touchent son Souverain. Il n'ya 
qu'un bien, qui est celui de l’ctat general.« 
Unmöglich kann auch der en in einem deutſchen Fürs 
ſtenherzen auffeimen: 
Viele Taufend , viele Milllonen Menſchen ſeyen nur 








) Eine Behauptung, die nur ſeit den letzten Decennien, zum 
Glück nur von einigen verſchrobenen Köpfen, die den Machiavell 
gar fchlecht ftudiert Haben, beftritten wird, Ä 


5) Das Gegentheil von Ihm Selbft, oder einem feiner Buns 
dedgenoffen nur zu verinuthen, wäre mir unmöglich. 


6) In den angeführten Oeuvres posth. B. 6, ©. 68. aud 
das re Heft des rh. 8. S. 430. 
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da, um blos das Intereſſe eines und des andern Fürſten 
zu befördern, und dieſer Eine ſey nur für ſich ſelbſt da. 
Ein Satz, der die Grundpfeiler der menſchlichen Natur 
zerſtört, und gegen den ſich jeder Verſtand empört. Ich 
fürchte alſo nichts für den Unterthan; würde es aber doch 
mit fiir die Krone in der Bundesakte anfehen, wenn wenig: 
ftens in einem Nachtrage zu ihrer Beruhigung erklärt wer⸗ 
der wollte, wie die in derfelben gejihehene Auflöfung und 
Zernichtung der Reichsgeſetze verftanden feyn folle 7), deren 
doeh gar viele, ohne alfe Rückſicht auf die deutſche Staats: 
verfaffung ‚ blos’ zur Beſchirmung des Eigenthums und der 
Privats Unterthanenvechte en: worden find. | 


-g 
Eine DVerfindigung gegen die Menfchheit begeht der, 
welcher behauptet, daß die Errichtung der Souverainität dag 


Grab aller Interthanen : Rechte ſey, und welcher Abfichten 


dieſer Art nur einem. der Souveraine, die befanntlich alle 
iiber jedes Lob erhaben find, beimeffen wollte. Sieht man 
aber vollends auf die Bewegurfache der errichteten Bundes: 
akte; fo werden Beimeſſungen diefer Art noch unverzeihli 
cher. Sie iſt gewiß die edelfte. Ihre Abſicht ift, durch an 
gemejfene Anordnungen den innern und äußern Frie— 
den des ſüdlichen Deutſchlands zu ſichern ). Und wenn eg 
gleichwohl im. 2ten Artikel des Bundes heißt, ja zu Errei⸗ 
hung diefes großen Zwecks heißen muß: Daß alle 
Reichsgeſetze, welche die Verbündeten, ihre Unterthanen, ihre 
Staaten oder derſelben Theile betreffen oder verbinden könn— 
ten, in Zukunft nichtig und ohne Wirkung ſeyn ſollen, wenn 





- 9) Man fehe Art! 2. des Bundes‘, der aber von Mehreren 
gar fehr theils fchon wirklich mißverftanden wird yz. theils künftig 
noch mehr mißdeutet werden wird. | u 


1) Man ehe die Bundesafte 1. Heft ©, 12, Not. 1. 
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gleichwohl nur die Nechte der Staatsgläubiger gemäß 
des Meichsdeputationsrezeffes von 1805, auch defien Art. 3g. 
‚ ausgensmmen find; fo hat doch feiner der ‘Pacifienten nur 
daran gedacht, daf er dadurch nun an feinen feiner Verträ— 
ge mir feinem, Lande oder einzelnen Unterthbanen, an — 
zwiſchen ihnen rechtskräftig gewordene Urtheile, Verjährun— 
gen, Vergleiche 2c. gebunden fey 2), weil Bande diefer Art 





2) Schämen würde ich mich, nur eine folche Saite zu berüh— 
ren, wenn ich niche am Staatsruder figende Männer fennete, die 
fi) den /2ten Bundesartifel auf eine fo folgenvolle Arc erflären, 
und man nicht bin und wieder ſchon Wirfungen folcher perverfen 
Erflarungsmerhode fähe, wie auch, daß es mit der Zeit ſelbſt 
nicht auch Regenten geben fonne, ber denen Grundfäße diefes 
Art, Eingang finden dürften- Daß Herr Geheimerräch Medi; 
Fus nicht unter Männer diefes Gelichterd gehört , ſieht man aus 
dem Aten Hefte des Nheinifchen Bundes ©. 68. Elar, wo er im 
Souverain, der Souverainität unbefchadet, an die Gefege tu 
Staats für gebunden erklärt: Wo kommt es aber wohl Her, daß 
es Männer mit ihrer Interpretationsiweife fo oft gegen gefunden 
Menfchenverfiand aufnehmen * Antwort daher: ı) fie Haben oft 
nicht den Verſtand, welcher zur Berechnung der Folgen nöthig 
ift, wenn man Staatsgeſetze errichten oder vernichten foll, oder 
es fehlet ihnen doch 2) am Grund einer guten Moralität. Wenn 
e3 aber auch 3) an feinem drefer Requifiten fehlt 5. fo giebt « 
doch der böfen Beifpiele zu viel. Weiß er nur’ eins. feinen Ab⸗ 
fichten entſprechendes, fo fcheinet ihn alle Mühe von Anwendung 
philoſophiſchen Scharfſinns nuplos, feine Gründe find — da 
Beifpiel, und er denkt, damit fey er gerechtfertigt , als wenn 
es nicht für jgde Sottife Beifpiele in der Gefhichte gäbe! Ih 
verlange nur diefes: Prüfe man wenigfiens die Gerechtigfeit und 
Thunlichkeit ded Beifpield, ehe man nach ihm Vorſchläge macht. 
Ein Recept gegen ſolche VBerfündigungen würde es vielleicht ſeyn: 
wenn ı) der Souverain jeden Staatödiener eidfich Verbände, 
nichts in Vorfchlag zu bringen, wo fich nicht das Wohl des Fi: 
fus mit dem Wohl der Unterthanen in einem Punkte vereinigen . 
ließe; wenn er 2) die Vorfchläge der Minijter zu neuen Gefegen, 
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ſchon in’ einem..Jeitpunfte als unauflöslich gefchlungen waren; ' 
ſchon in einem Zeitpunkte ‚ihr Dafeyn hatten, im welchem 


man noch nicht einmal * Namen Deutſchlands kannte. 


4 
Wie ich fchon bemerkt — der Zweck des rheiniſchen 


Bundes iſt einzig die Erhaltung ä außerer und innerer Ruhe. 


Verſi chert dagegen Herr Geheimerrath Medikus in ſeinem 
Kommentar über die Art. 26, ” ‚» und 34 der . Vundes 
akte 2): 

»Der Hauptzweck der ng vom Reichsverband 


»und der Vereinigung zu einem. Bunde war, daß die 
»Theilhaber aus Reihstähren. Souveraine werden 


»follten. & 
fo irrt er Handgreiflic,, indem er das Mittel für den Zwew 


anſieht. Beklagenswürdig würde der Souverain ſeyn, der 
feinen andern Zweck, als den, die Souverainität zu erlans 


gen gehabt hätte. Gefegt aber, es gäbe einen ſolchen wirk— 
lich, kommt es denn darauf an, was etwa Er für einen 
Zweck bei der Losſagung vom Reichsverband gehabt haben 
mag? Iſt nicht vielmehr auf den Zweck, den der ganze Bund, 
auf den, welchen der Protektor hatte, zu ſehen? Und glaubt 
man wohl, dem Protektor hätte, die Souverainität eines 














oder zur Vernichtung alter, 3. B. Privilegien u. ſ. w. durch die 


Landeskollegien , Suftizs und Rentbeamten (oft ſelbſt Ortsvorſte⸗ 


her) und Sachverſtändige prüfen, ſich von allen dieſen auf ihr 


Gewiſſen begutachten. ließe, und wenn ſichs zugleich 3) die Mini⸗ 


ſter in den Berichtsfoderungs-Reſcripten nicht einmal von wei— 
tem merken ließen, was ſie etwa ſelbſt von der Sache dächten, 
allenfalls ſchon darüber beſchloſſen hätten. 

Auf dieſem Weg, denke ich, bekommt man Wahrheit, und 
der Souverain ſieht ſich nicht genöthigt, morgen, ein Geſetz wie— 


der aufzuheben , was heute gegeben wurde, 


2) Man fehe das 4te Meft des ch. B. ©. Ba, | 


- 
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deuntſchen Neichsitander am Herzen liegen können, wenn er 
nicht dieſelbe als nörhiges Mittel zu einem höhern Zwed 
hätte geftatten wollen? Er wußte, daß es in Deutichland 
lauter Parthien gab, daß fih ein Theil der Reichsſtände 
an Deftreih, der andere an Preußen hieng, daß fich mit 
unter der eine oder der andere Theil wieder losriß, an 
Frankreich knüpfte (je nachdem er fein Intereſſe berechnet zu 
haben glaubte), daß fih die Reichsſtände unter einander 
(ſelbſt verbrüderte Käufer) haften und verfolgten, daß min: 
dermächtige Stände darunter nur zu oft litten, daß es du 
durch um das Aeußere nnd Innere in Deutfchland herzlich 
fchlecht ffand, daß ſelbſt Frankreichs Ruhe darunter litt, und 
allem diefem wollte‘ der große Mann abhelfen; nur dag war 
Zweck, und zu diefem Zwei ſah Er die Souverainität al; 
nöthiges Mittel an °). | | 


I. 5. 

"Wiffen wir nun aljo die wahre Bewegurſache zum rhei— 
nifchen Bunde‘; fo dichte ich, follte es eben nicht fo fchwer 
zu begreifen ſeyn, warum die Verbitndeten in der Afte eins 
erhalten, das andere nicht erhalten haben, Gleich oben an 
ſteht die Souverainität. Was denkt man ſich nun aber 
wohl darunter? Bekanntlich der eine zu viel, der andere zu 
wenig. Eine kleine Erläuterung des Begriffs einer Souve— 
rainität wird alſo ſchwerlich Schaden anrichten. — 

1) Weder die vorigen einzelnen Reichsſtände, noch fie 











2) Man kann es nicht Täugnen, daß Herr Geheimerrath 
Medifus in dem angeführten Kommentar mehrere Stellen hat, 
die als Beweis feiner billigen Denfungsarf gelten Fönnen, Wenn 
er aber derfelben auch mehrere hat, die ich mit meinen Grund 
fißen nicht zu vereinbaren weiß, und wenn ich diefe nicht befon 
ders auöhebe , fo tft nur diefes die Urfache, dag Prüfung eines 
und des andern des Bundes im Detail gegen meinen Plan geht. 
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| insgeſammt entſprachen dem Begriffe einer Souverainität. 
Nur Kaiſer und Reich erſchöpften denſelben. Daß die Fran: 
zoſen gleichwohl: feit ‚dem weſtphäliſchen Frieden die Reichs— 
fände; auch die, den: Mächtigern an politifchem Gewicht: jo 
weit nachftehenden Mindermächtigen mit dem Prädikat Sou— 
verain beehrten, ift bekannt, fo wie es ſattſam in den ſchö— 
nen Betrachtungen iiber die Souveraiubtät der vheinifchen 
. Bundesgenoffen ) (die hoffentlich - jeder Souverain leſen 
wird), dargethan iſt. Nach denſelben bedienten ſich die 
Franzoſen noch vor einigen Jahren des Ausdrucks Souve⸗ 
rain gegen Reichsſtände ?), die Auch noch in der Bundes: 
afte ſelbſt als folche benannt werden ?). Sa! was wird man 
fagen, wenn die Franzofen Souverainität — felbft durch ein 
Unterthanenverhältniß nicht fie aufgelöße anfahen ? Diefes 
fieht man doch wohl ganz daran, daß der Kaijer noch vor 
kurzem dem Marfchall Berthier iiber das Fürftenthum 
Neuſchatel die Sonverainirät nicht nur ; fondern auch das 
Figenthum däriiber gegeben, ihn aber gleichwohl noch zu 
Ablegung des Homagialeides verbunden hat. Man fhun 
alfo mit Wahrheit lagen , daß die Franzofen mit der Sou— 
verainität nicht “jenen ſcharf gezogenen Begriff haben, den 
wir *) damit verbinden. | | 

2) Annehmen darf man doch wohl — daß, die 
Monarchen von Spaitien, Preußen, Dännemart, Oeſtreich, 
England ꝛc. nebſt mehreren Republiken, obgleich in der Aus— 


x 








ı) Siehe das 6te Heft d. rh. B. ©. 415 — 416, 
.2) a. a. Drte, 
3) Heft 6. ©, 420. 
*) Eigentlich nur die Hofpubliziſten oder die Herren Zıntel 
und Konforten verjtehen unter. Souperain einen allmächtigen 
Despoten. Hugo Grotius und feine würdigen Nachfolger 


denfen von der Sache gang anders. . - 


J 
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Übung der — mehr ober weniger Beſchrän⸗ 
tungen eintraten, alle wahre Souveraine find. Hieraus zeigt 
ſichs doch wohl, daß im dem Begriffe der. Souverainität 
viel, aber auch wenig liegen fann, daß er nur. im Ganzen 
ein Begriff iſt, der in die Kathegovie der generellen gehört, 
der, ‚wie mannigfaltig auch feine Aöftunfungen und Modifi: 
kationen ſeyn mögen, noch immer ‘feine Haltung hat; fo wie 
etwa der Begriff einer Stadt, eines Landes, immer bleibt, 
mie groß auch ‚die Unterſchiede des Reichs China und ‚der 
Stadt London, in Vergleichung mit Lucca und der Stadt 
Gelnbaufen feyn mögen. 5 

5) Im presburger Frieden. wurde z. © Baiern und 
Würtemberg die fönigliche Würde beigelegt). fie wurden da; 
durch Souveraine, ob ſie gleich nach eben dieſem Frieden 
im Reichsverbande blieben )), und in dieſem, fo, BR 
der Fürſt von Neufchatel dem. Kaifer, von Frankreich, d 
deutſchen Kaiſer zur Leiftung des Aemaglabibet —* 
blieben. | 
4) Der rheinifihe Bund hebt das Sand. der Bundes’ 
genoffen zwiſchen Kaifer und Reich völlig auf, Tegt ihnen 
toute ‚Souverainete bei, welches ‚ehr zu feyn fiheint, und 
welches auch in der That mehr iſt, indem fie mit feiner an: 
dern Macht in einer Verbindung“ mehr fiehen, auch fein 
Bundesgenoſſe den andern etwas befehlen fann, und indem 
fig in dieſer Hinſicht im volleften Sinne unabhängig find, 
fo daß, wenn man die Kräfte und Rechte des ganzen Bun 
des zufammen denkt, fie auch ‚gewiß ihre Unabhängigkeit be: 
ſchützen können. Was alfo vor dem Bund Kaifer und Neid 
* Schutze einzelner und aller Landesherren thaten, das 














4) In demſelben heißts Art. 7. Les —— de Baviere 
et de Wurtemberg ayant pris le titre de Koi, sans nean- 
ınoins cesser d’appartenir a la confederation germanique etc. 


in Häberlins Staatsarchiv B. 19. 9. 57. ©. 86, 
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thut nunmehr der Geſammtbund. Er hat gewiß die Kräfte, 
eigentlich die Hauptperle eines Bundes, dazu. 

5) Außer dieſem allem erkläret auch der Protektor noch 
insbeſondere einen Haupttheil der Souverainität dadurch, 
indem er ſagt ): »Wir wünſchen nicht, daß man Uns das 
»Gute zuſchreibe, welches die Souveraine in ihren Staaten 
»thun; Wir wollen aber auch nicht, daß man Uns die Uebel 
yzur Laſt lege, welche die Veränderlichkeit menſchlicher Din; 
»ge 6) in denſelben hervorbringen kann. Die inneren Auge: 


»legenheiten eines jeden Staats gehen Uns nicht an 7). Die 


»RFüuͤrſten des cheinifchen Bundes find Souveraine, ohne einen 
»Dberlehnheren ?) zu haben, die Zwiftigkeiten, welche fie mit 


»ihren Unterthanen haben könnten, dürfen daher an- einen 
‚fremden Gerichtshof 9) nicht gezogen werden. Die Bun, ' 


 »desverfammlung ift ein politifches Tribunal ꝛe). In der 








65) Man fehe fein Schreiben an den Fürft Primas vom aaten 


Sept. 1806. im 2. 9. des rh. B. ©. 543. 


6) Eben. diefer Veränderlichfeit ——— Dinge wegen it 
man zu der Hoffnung berechtigt, - daß. der Protektor auch in die 


Zukunft für Beförderung des Guten und Vermeidung des Böfen 
forgen werde, welches gewiß dem Begriff eines Protektors nicht 
entgegen ift. 


7) Doch, wenn die innere Ruhe, einer der a a des 
Bundes, dadurch leiden follte ? 
\ 


8) Zur Nealifirung des in der vorigen Note Bemerkten iſt 
aber auch die Qualität eines Oberlehnherrn nicht nöthig,, e5 fließt 


fhon aus dem Begriff eineb Proteftors. 


9) Sanz konſequent mit der Aufhebung des Reichsberbandes 
in der Bundedurfunde, Sie dürfen und follen doch an einen 
eigenen Gerichtshof gezogen werden. ine nocd nähere Bes 
ftimninng des Eigenen wäre wohl auch zu wünſchen. 


10) In der Figenfchaft einer politifchen Berfammlung als. 
folder, wie der deutſche Reichsſtag war laſſen, ſich freilich 


— 
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»That, Rechte, durd) welche das Bild der Souverainität 
»recht nach Nothdurft ausgemahlet wird!« 


4. 6. 


Unangeſehen nun alles deſſen über die Souverainität 
Angemerkten würde doch Feſtſtellung eines, die Souverainität 
ganz erſchöpfenden Begriffs noch immer keine nutzloſe Be— 
mühung ſeyn. Ich finde zwei Erklärungen davon in den 
Heften des Rheinischen Bundes. Die u 

Erfte ift von dem ‚Herrn Geheimenrath Gärtner :), 
und fie heißt: 

»Unter Sonverainität verfiehe ich demnach die allerhöch— 
»fte Staatsgewalt, in fo fern diefelbe die äußeren und inne 
»ren Staatsverhältniffe und deren Lenkung zur Erreichung dei 
»Bundeszwecks betrifft. Z. B. ı) das Recht iiber Krieg un 
Frieden, 2) die höchfte ausübende Staatsgewalt, 5) dir 
»Militairgewalt und das, Hecht Feftungen anzulegen. 4) 
»Recht Bündniſſe und Verträge mit den Nahbarn oder auf 
fremden Mächten zu ſchließen, 5) das Recht, die übrigen 
sim o6ten Artikel der Bundesakte beftimmten oberſten Staats: 
sbefugniffe auszuüben, 6) das Recht, endlich iiber die Ver— 
»hältniffe und Bedingungen, welche in der Konföderationd 
»akte konſtituirt find, zu wachen, und alles zu dieſem Staats 
»zweck Hinzuleiten.« Die 


# 





feine Strittigfeiten gwifchen Herrn und Untertanen — ausmit 
teln, obgleich auch der deutſche Reichstag, wenn der Gegenſtand 
zu einer gemeinen Beſchwerde dargelegt werden konnte, derglei 
chen ausgemittelt hat. Wie nun aber, wenn man einem Aus 
ſchuſſe der Bundesverſammlung auch die Oberrichterqualität hei 
legte? Daß dieſes nicht noch nachgeholet werden könne, davon 
fagt die PVundedafre nichts, und daß es die, -swelche den Bund 
errichtet haben, Lönnen, das verftehe ſich von felbit, 
2) Sie fieht im Sten Heft des rh. B. S. 209. 
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Zweite Erklärung heißt: 

Souverainität (Dberherrfchaft) im Allgemeinen heißt 
»bei uns Deutjchen doch wohl nichts anders, als die von 
yeiner höhern Macht völlig unabhängige Gewalt im Stan 
»te. — Uebt aber der Einzelne im Staat die höhere Gewalt 
»aus, fo gefchieht diefes .entiveder nach Geſetzen, welche die 
»Art und den Umfang dieſer Gewalt beſtimmen, oder nicht. 
»Im erſten Falle haben wir den geliebten Monarchen, im 
»letztern den gefürchteten Despoten ).« 

Die beiden Erklärungen find, wenn es um eine Erklä⸗ 
rung der Souverainität überhaupt gilt, gut: . In der 
erſten Erklärung gefällt mir aber die Erklärung beffer , als 

die dazu gewählten Beifpiele. 5 

Ein anderes wäre es, wenn der wilrdige Herr Verfaſ⸗ 
ſer ſi ſi ch darüber ausgelaſſen hätte, ob er a) die Souveraini— 
tät überhaupt, ohne Rückſicht auf, den Bund, oder b) die 
Souverdinität des ganzen Bundes, oder c) diefelbe eines 
einzelnen Bundesgenoffen habe beſchreiben wollen °). Einige 
der Beifpiele paffen wohl auf die Sonverainität des ganzen 
‚Bundes, aber nicht auf jene der Einzelnen; andere enthalten 
im Grunde mehr eine Pflicht, als ein Neiht. . 

Die -zweite Erklärung, wie. kurz fie auch immer if, 
finde ich meinen Ideen entjprechender. Zu ihrer vollen Ent; 
ſchöpfung — denn es gilt hier um den Begriff der Souves 
rainität nicht überhaupt, fondern der im vheinifchen Bunde 
beftimmten — wiirde, ich fie alfo definiren 

Die Souverainität iſt 
a) in Betreff des ganzen Bundes: »die höchne unabhängige 
»Gewalt, das Beſte des ganzen Bundesſtaats zu beför— 








2) Gtes H. des rh. B. ©. 421. 


3) Es iſt wohl Eları daß eine dieſer Souberainitäten nicht, 
wie die andere definirt werden Kann, 
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dern»; b) in Betreff eines jeden einzelnen Souverains 
aber: »die höchſte Gewalt, das Beſte des ganzen Bundes; 
»ftants überhaupt, und des einzelnen. insbefondere nach der 
»Vorfchrift und dem Seife der Bundesakte zu 
»befördern #).« | 

In eine Definition muß zwar alles, aber ja nicht zu 
viel oder v wenig — werden. 


DE, 1; 9 
Es ſollte mir ſehr lieb feyn , wenn es mir mit einer 
beftimmten Erklärung der Souverainität gelungen wäre, da 
fo vieles auf eine gute Definition ankommt. Geſetzt aber, 
es wäre auch nicht, was Wunder ? Selbſt die Souveraine 
haben nicht einerlei Begriffe von’ der Souverainität 9 
Ihnen iſt in dem 26ten Artikel der Bundesakte ihr beſtimm 
tes Maaß, was nämlich zur vollen Souverainität gehören 
joll, zugemeffen worden, außerdem aber re 28 ſey dann, 
wie es im 27ten Art. heißt: 
»Daß etwas von dem den Standesherren, und zwar nut 
in Betreff der Lehnrechte, zugeftanden jey, was essenti- 
ellement inherens a la Soyverainete’ wäre,» 


—ñ ñ — ⸗ 


4) Sch denke, es verſtehet ſich von ſelbſt, warum ich in die 
letzte Erklärung die durhfchoffenen Worte, und nidt 
auch in die erfte gefegt habe. Der ganze Bund wollte in nichts 
gebundene Hände haben. Wo die Wohlfahrt des Staats auf 
hörte, da it die Gränze der volleften Souverainität. 


*) Selbſt im Ausdrucke, wenn Souverainität mit deutſchen 
Namen bezeichnet werden ſoll, herrſcht Verſchiedenheit. Man hat 
ſie freie Regentſchaft, unumſchränkte Herrſchaft / oberſte Staats 
gewalt genannt. Und in Rückſicht landſtändiſcher Verfaſſung iſt 
die Verſchiedenheit eben ſo groß. Hier werden Landſtände auf— 
gehoben, dort beibehalten, im Bergiſchen neu errichtet in eini— 
gen wird ihre Gewalt beſchränkt. 





W. 
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Die integrirenden Theile der Souverainität der. Bundes: \ 
genoſſen fi find im aöten Artikel auf] 5 Punkte genau beſtimmt, 
und es iſt möglich, daß dus dem arten. Artikel noch etwas 
in Betreff der Lehen hinzukommen kann. 

Ließt man aber die verſchiedenen iganſations Patente 
der Souveraine, fo giebt der eine den Standesherren in 
Rückſicht des Art. 27. zu, was der: andere Hütten — 


4 he 


auch indirekt —— und unter diefer — Seit 


fengelder, Accis, ‚Bol, Stempelgelder an ſich ziehen zu 
dürfen, was wieder der vierte nicht zugiebt. Der fünfte 
glaubt zu den Bergwerken, auch zu Anlegung neuer, "wohl 
ſelbſt auf den Domainengiitern der Standesherren, und fo 
auch auf die Jagden, wenigſtens in den Gemein⸗ und Pr 
vatwaldungen berechtigt zu feyn, welches der fechfte Sou⸗ 
verain mit ſeinen Begriffen von der Sonverainiti t gar nicht 
reimen kann. Gewwiß iſt es alſo, daß die Souveraine über 
den Umfang ger Souverainität gang —— denken 


—— 








— 9 Uns {heine es daher auch moglich, in der Folge eifie Tas 
belle hierüber zu entwerfen / j ui mit einem’ Blide den Unifang 
der. Souperainitätöreihte: in allen Sranten der Bundesgenoffen 
überfehen zu können. Ws Dir if’ ung 


4 


1) Zum Beweiſe meiner — If. man nur in den 


HOeften über den rh. Bi: die —— veeigikdeıter 


Souveraine. ; . DRM 
„Ih kann, hier eine, Bemerkung nicht twehl. —— fa 


if wenigfteng in der Regel mwähr. Je mächtiger ein Songerain 


ift, deo weniger genau wird er es mit den Standesherren neh⸗ 
mer; Der Fürft-Primas-gehört zwar in Rückſicht phyſiſcher Macht 
nicht unter die Mächtigeren, und Er giebt gleichwohl keinem an 
Großmuth nach. Diefer Ausnahme wegen habe ich aber ‚auch 
meine vorige Behauptung nur von der Regel gelten laffen. | 


93. 
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6. 38. 

Ganz natürlich trifft nunmehr die, Reihe eine der 
Hauptfragen, nämlich: wis haben denn die Souveraine in 

der Bundesurkunde über die Standesherren. und ihre Lande 
| erhalten, und was nicht? 

Zur Erötteruug diefes ‚beftimme ih E Abſätze. Sie ha⸗ 
ben erhalten 2): 

ı) La legislation (die Gefetsgebung). 

2) La jurisdiction supröme (die oberſte Gerichte 
barkeit). | 

5) La haute police (die Oberpolizeh. 

4) La conseription militeire ‚(die Mufterung, ‚ ben 
Miltzenzug). | 

5) Le droit —— (das Steuerrecht), jedoch in 
Anſehung der Standesherven mit ‚der im Art. 27. enthalt 
nen Einfchränfung. 

6) Les ‚droits seigneuriaux ‚gt föodeaux essenil- 
lement inherents. a la souverainet£ ie herrſchaftlichen 
und Lehensrechte), | welche wefentljch der, Souverainität an; 
kleben ?). 
ie ee 

Die Souveraine haben dagegen, in ber ‚theinifchen Bun 
desafte nicht. erhalten (notamment),,. 

;.. a) Die propriété Erima et: privde sans ex- 
ception (nicht das Patrimenial; und — dei 
Standesherren). : u Tea Noen— 

+, .b) Nicht: bes: FEIERT, ale et odesur non 
essentiellement inherents a la souyerainete (nicht die 
herrfchnftlichen und —— wenn ſie e nicht der Souve—⸗ 
ralnltät ka ankleben). 


— — — — — —— 


19 








24 


n N Man ſehe den Art. 26. der rh. Bundeatte. 
vg), Doſelbu den Art. 27. 


. 
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ce) Nicht les droits de basse et: moyenne: .juris- 

dietion en matieres eiviles et eriminelles (nicht, und-, 

zwar namentlich nische die, niedere und mittlere Gerichtsbar— 
keit in bürgerlichen und peinlichen Füllen). 

| d) Nicht la jurisdietion de police forestiere (nicht. 

die forſteiliche Gerichtsbarkeit und. Polizei). 

e) Nicht le droit de chasse et. de. näche (nicht das 
Jagd; und Fiſchereirecht) 

f) Nicht de mines et — ige das Reit. der, 
Berg⸗ und Hüttenwerke). 

g) Nicht des ne et — iin (6, | 
Recht zu Zehnt: und Lehngefällen). Tr 4 

h) Nicht le dreit de. patronag e (nic das Patronen), 
sch), 
+2 ird) Nicht et vautres - semblables (droits) (au nicht 
andere den vorigen benannten Rechten ähnliche). 

k) Auch nicht das Steuerrecht auf den Beſi itzungen dev 
a wenh etwa die Unbeweglichfeiten der zum- 
Kaufe des Souverains gehörigen Prinzen vor der Bundes: 
afte auch. nicht BERRURE, worden: find °). — ſcheint mir 
den. Sinn, 


’ 


| „A068 de 

Indem alle, die eben benannten. Rechte dem Souverain 
nicht, im Gegentheil ‚dem . Standesheren über fein Land, 
bleiben; - fo. kann man doch diefes allemal eine Starke Bu, 
ſchränkung der Souverainität nennen. Sie erhält aber in, 
der Bundesurkunde noch, wehrere andere. Es darf nämlich, 
der, Spuverain! ... Ma, . 





— — — — — — 


1) Der Urt. 24, heißt wörtlic alfe: Lanrs (der S Standes 
herren) domalnes et biens seront Assimiles, quant & l’impöt, 
aux domaines et biens des princes de lä Maison sous la 
souyerainete de laquelle ils deiveat passer en vertu. da 
present traite etc: 





\ 
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aa) zwar Bunduiſſe Pe, aber nur mit ——— 
noſſen; muß 

bb) Theil an jeder Beleidigung, die von einer fremden 
Macht einem Mitverbündeten — mehr alſo N 
gefchieht, nehmen; darf 

cc) weder fir ſich, noch viel weniger für den ganzen 
Bund Krieg beftimmen oder Frieden ſchließen; darf 

dd) außer den Bundesſtaaten nichts ———— nicht 
einmal 

ee) nach Willkühr in die aa eines nicht Verbin: 
deten treten; darf. 

ff) einem Standesheren die. Freiheit,, wo er refidiren 
will — wenn es nur nicht außer’ den Bundesſtaaten if, 
nicht befchränten; darf ihm, 

gg) wenn er die Bundesftaaten verlaffen will, mit 
einmal Abzugsgeider abnehmen, muß ihn 

hh) fogar eine: —— laſſen ). Noch mg: 
Der Fürſt von Salm ift 

ii) nach dem Art. 24. verbunden, dem Großherzog von 

Berg einen Rommunitationsweg durch feine Staaten zu 
dulden ?), und — mag noch weit mehr. ift, felbft der Groß 
herzog von Berg ift 

kk) verbunden, der 2dten Militairdivifton in Kitckfidt 
der Artillerie, _ des Ingenieurfachs und der Gensd' armerie 
die Feſtung Weſel in eben der Kathegorie beſtehen zu laß 
ſen, in welche das franzöſiſche — geſetzt iſt) 
ſo wie 
1) der. König von Baiern verpflichtet iſt, die Stadt 








— ——— 
3) Alles dieſes Inhalts mehrerer Bundesartikel. 
2) Species servitutum juris germanici. 


3) Ebenfalld ein Staatsſervitut, nur von ſtärkerem Umfangt 
als die vorigen. 
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—Augsburg und Findan zu Waffenpläßen herzugeben. 
Aber auch alles diefes ift moch nicht alles. Nach der herzog⸗ 
Lich fächfifchen Veitritteurtunde ve vheinifchen Bunde heißt 
es 9: 

L'exercice du culte catholique sera dans toutes 
les possessions de L. L. A. A. S. S. pleinement as- 
simile à l’exercice du culte lutherien , et les sujets 
des deux religions jouiront sans restriction des mêmes 
droits, civileg et politiques: sans cependant deroger 
‚a la possession de jouissance actuelle des biens de 
Veglise ), | 

Das find doch wohl eine Menge Einſchränkungen, der * 
obgleich als voll geltempelten Souverainität 9)... 


- 














D 
— 


4) Man fehe das 4te Heft des rh. B. S. 43. Art. 4. 


— 5) Sachſen hat alfo auch im Religionswefen gebundene Häns 
de, oder beffer, freiere Hände, deffen erlauchre Füriten diefels 
ben wohl fchon lange Aus eigener Bewegung geöffnet haben wür— 
den, wenn nie Rückſichten aufs Volk eine fo löbliche Abſicht 
verhindert hätten. Baiern bat. bekanntlich zu diefem löblichen 
Werf feiner Verbindlichkeit aus dem Zrieden bedurft, und dieſes 
iſt auch bekanntlich vom Mufter der Toleranz, dem Fürft Primas 
nit Frankfurt, befonders den” Reformirten‘, geſchehen. Aber 
wunderlich! Zranfreih war es, welches den Neligionsfrieg in 
Deuitfchland unterhalten , welches den weftphälifchen Frieden ges 
fihmiedet , der Freiheit Feſſeln angelegt, und ſie auch wieder — 
geloßt hat. 


6) Auch ohne die — toren; einen eibius, Tacitus, 
Nepos ꝛc. zum Beweiſe anzuführen, was für eine kraftvolle Na⸗ 
tion die Deutſche in ihrem Jünglingsalter geweſen ſeyn müſſe, 
würde mir der'Beweis: daß fie es auch noch in ihrem hinfälligen 
Alter war, fehr leicht feyn, wenn ich nur die rheinifche Bundes; 
afte und etwa noch das anführen wolfte, was mid ihr‘ mit we 
el, Saftell und BERN, vorgegangen iſt. 


6. 1 

Die Bundesgenoffen find alfo ı) nah den ausbrückli 
hen Verordnungen der Bundesakte, und eben fo 2) au 
nach ihrem Geift Sonveraine, auch volle, aber zugleich be: 
ſchränkte Souveraine ’). Der Beweis vorm Erften liegt in 
den 2 leiten Paragraphen g’und 10, und zum zweiten liegt 
fihon der Stoff in dem, mas oben $. 3. vorausgefchidt 
wurde. Sie follen zur Außern und innern Ruhe fiir Sit 
dentichland wirken, und deswegen hat ihnen” der franzöſiſcht 
Kaiſer die Somverainität mit den zu derſelben Behauptung 
nöthigen Nequifiten zugeftanden, die Sefekgebung nämlid, 
die oberſte Gerichtsbarkeit u. ſ. w. Es tft wahr, daf ohne 
die bemerften Stücke eine ordentliche Souverainität — deren 
Tendenz, doch auf das Staatsbefte geht, kaum gedacht wer 
den kann. Wahr ifts dagegen auch, daß der eine oder dr 
andere der Souveraine feine Nechte weiter ausgedehnt fan 
muß, als es wohl die mediatifiveen Herrfchaften zugebn m 
müſſen glauben mögen, Diefeg fieht man aus den verihie 











3) Die Beſchränkung ſchließt gewiß den Begriff einer vollen 
Souverainität nicht aud. Der eigentlihe Despot (ich meine den 
Monarchen, dem die Nation feine Verträge zugemuthet hat), iſt 
doch wenigſtens an den Vertrag, den die Natur ſelbſt beſtimmt 
hat, gebunden, daß er nicht gegen das Staatsbeſte handeln darf. 
Thut er dieſes doch, ſo iſt der Name eines — für ihn zu 
heilig, er iſt Tyrann. 


Unangeſehen aller der Einſchräͤnkungen, die F im Grunde 
nur das Beſte des Bundes und die Erhaltung der Standesherren 
‚zum Gegenftande haben, hat doch ein jeder unferer Souperuin 
weit mehr Majeſtätsrechte, als z. B. ein Kaifer von Oeſtreich 
‚König von Ungarn und Böhmen, König von England ꝛc. wenn 
fich anders diefe Monarchen auf dem vechtlihen Wege halten wol 
fen. Sie haben in Anfehung aller nicht zum rheinifihen Bunde 
gehörigen Mächte eine volle und unbefchränfte Souverainität. 
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denen gewiß fehr Schönen Abhandlungen 2), die bereits ges 
druckt find, auch einigen ebenfalls ſchon gedruckten Organt 
fationspatenten 3), die gewiß auf vielen Seiten den humaz 
nen Souverain nicht mißfennen laffen. Diele diefer Paten: 
te find noch im Werden, und wenn ich ans den, die Souver 
rainität hin und wieder beleuchtenden, Abhandlungen einen 
Schluß machen darf; ſo ſcheint es mir, daß zu einem oder 
dem andern Mediatiſirten gleichwohl etwas von den Abſich⸗ 
ten transſpirirt ſeyn ‚mag, die man gegen fie. geltend BAER 
will, 
— F. 18. \ 

Mein“ eigenes Glaubensbekenntniß über ‚Die in Frage 
ftehenden Souverainitätsrechte, iſt folgendes: 

I. Die Souveraine find eins fiir allemal befchränft, nicht 
nur durch das natürliche und allgemeine Staatsrecht, fo 
daß fie Landesverfafungen, Verträge, Privilegien, rechts⸗ 
kräftig gewordene Urtheile, Verjährungen, eingegengene Vers 


J I 








> 2) Sie ftehen in den mehrmal angeführten Heften, 3. 2: 
dem 4ten S. 3 — 28, dem Sten ©. 190 — 218, ©. 255 — 
291, dem Öten ©. 415 — 416, die wegen ihrer Präciſion, 
Gründlichkeit und Politeſſe, mit welcher die beſten Sachen ge 
ſagt ſind, gewiß der Pfauenfedern nicht bedilrfen. Zu dieſen 
kann man auch geſellen des großherzoglich b badiſchen Herrn Ge⸗ 
heimenraths Brauer Beiträge zu dent allgemeinen Staatsrecht 
der rheiniſchen Bundesakte in do Sätzen S. 267. 8. 1307. So 
wie ſich alle Schriften dieſes geſchätzten Staatsrechtskenners 
vorzüglich auszeichnen; fo iſt es auch mit der eben angeführten der 
Fall, Ob ih nun gleich im Anſehung mehrerer von ihm aufges 
ftelfter Prinzipien anders denfe, ſo muß ich doch auch in Rück— 
fiht diefer fogar den Mann ſchätzen, weil’ er feinen einmal fefts 
gefegren Prinzipien gleich Bleibt, weni. gleich daraus Folgerungen 
gegen die Souberainität entitehen. 


5) Schon ihrer mehrere fi nd auch ih den Heften aufgenom— 
men worden. Ä 
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gleihe und alles zu Diefer Rathegorie Gehẽrige refpekticen 
miffen °), fondern auch durch die rheinifhe, gewiß mit un: 
verfennbarer Umfiht abgefaßte Bundesurkunde. Sie haben 

LI. in deren 26ten Xetifel alles, was bie gerechten 
Wünſche einer vollen Souperainität ausfüllen fann. Braut: 
nennet zwar in der oben angeführten Abhandlung *) bie 
Ssuverainität, und zwar mit Recht, eine wolle Obrif: 
hoheit. Wenn er aber diefelbe gegen die alte Landeshohen 
fontraftiren läßt und leßtere eine lahme nemnt, fo wünſchte 
ich, daß der deutihe Staat nichts anders als das jogenamn: 
te Lahme zu beflagen gehabt hätte. — — Bchauptet aus 





1) &3 fen dann, daß fich das eineTımd das andere für der 
Augenblif nicht mehr mir dem Staatswohle reinen \ieße. Pur 
dürfen Fiskus und Staatswohl nicht unter einander gemigr 
werden. Fälle von eriterer Art giebt es leider! in wumierm ai 
beugten Deutfchland. 3. B. der Souverain braucht zur Tri 
tung der Staatsnöthen jährlich 2 Millionen. Er bar aber io 
viele Schulden ‚daf eine Million blos durch die Zinfen aufarty 
ret wird. Der Kredit des Landes it — au? terfchiedenen Urſa 
hen gefallen. Hiezu kommt nun noch der Krieg, welcher die 
jährlihe Ausgabe fat um eine Million erhöhet. Wo nun die 
fehlenden 2 Millionen hernehmen ? Bielleiht die Gläubiger luı 
fen laſſen? Dafür bewahre die Vorfehung, ob fie gleich nidt 
alle alten dafür bewahrt hat, wenigitens unfere neuen Souverain! 
Hier ıft Staatsnoth, und in einer folhen hat dad Recht Statt, 
Beiträge von allen Unterthanen zu fodern ‚, fie mögen Bernü 
gensſteuer, oder wie ſonſt heißen. Der Unterthan mag nun 
feine Eremtion erfauft, oder ererbt, oder gefchenft erhalten ya, 
ben, vor hundert Jahren, oder von geitern ber (da die Zeit im 
Rechte bier nichtd ändert) , er it zu feinem Beitrage verbunden, 
und er handele unfinnig , wenn er lich da,. falls fo der Sta 
lichterloh brennt , auf ein Privileg beruft, vermög deffen er vom 
Loſchen frei fen. Ungerecht handelt dagegen der Negent, wenn 
er fich für ſolche Fälle Privilegien abliften last. 

2) S, 52. m. d. f. 
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erfelbe, daß 'die den Souverainen im Art. 26. zugetheilten 

Punkte mit Unrecht zur Ausnahme gemacht werden wolk 
m 3), fo irrt er wenigftens. darin, daß er in den, den 
Standesherren Art. 27. belaffenen Rechten nicht eben fo gut 
ine Regel gelten laffen will, als er diefelde für die Souve—⸗ 
aine erblickt... Beide Artitel (der 26te und te) find 
Kegeln, und es ließe fi ich im Norhfalle leicht beweifen,, daß 
‚eide. feine Ausnahmen haben, und daf bei Zweifeln die Ev 
lärung eher fiir die leßteren, als für die erften gemacht wer; 
en dürfe. 

II. Die Souveraine u die —— aus der 
heiniſchen Bundesakte, und derſelben Zweck iſt Erhaltung 
iußerer und innerer Ruhe. (oben $. 3.) Dieſer Zweck 
nuß ale der Probeſtein aller Souverainitätsrechte angefes 
Jen werden. Streicht man die einen oder. die anderen ‚der 
Nrätenfionen an demfelben, und fie haben den gefeßlichen 
Sehalt nicht, fo müffen fie von den Standesherren nicht 
tachgegeben werden , ob fe es gleich können. Schon 
abe ich 

IV. die Abhandlung des Herrn Geheimenraths Medi; 
us von Weilburg angeführt, worin er mehrere Gerechtſa⸗ 
ne. dem Souverain zumwendet , die fih mit dem Zwecke der . 
Bundesatte nicht vereinbaren laſſen. Herr Geheimerrath 
Särtner, Her Kabinetsrath Stephan und ber Unges 
rannte haben in mehreren Beleuchtungen die Prätenfionen 
ir die Souverainität zu ſichten geſucht. Sollte auch der 
ine oder der andere in einigen Punkten zu weit gegangen 
eyn, oder auch feinen Stoff nicht aus der rechten Quelle 
ıbgefeiter Haben; fo thut das wenig zur Sache. -Die vechte 
Duelle bleibt immer der Zweck des Bundes. Wie reimt fich 
ıber damit, daß der eine den Mebdiatifirten Peine zweite In⸗ 
tanz, der andere feine peinfiche Gerichtsbarkeit, feinen Zoll, 














| 3) Derfelbe ©. 80 — 90, 


— 
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feinen Accis, nicht einmal den Stempel fir die mediatifirten 
Berichte zugeben, nur einen Theil der Forftutilitäten geſtat⸗ 
ten; der ‚dritte das Bergregal, die Jagd in den Gemeinde: 
und Privatiwaldungen, und Konfiftorialfachen "blos zur Som 
verainität rechnen‘, da doch der Zweck des Bundes ohne den 
Beſitz diefer Dinge gar füglich erreicht werden kann, und 
die meiften dieſer Stücke den Standesherren, namentlich, 
kurz alles belaſſen bleiben foll, was aus dem Eigenthums— 
rechte flieft. Die frangöfifhen Könige von dem böfen Lud⸗ 
wig XIV. an bis auf den unglücklichen Ludwig XVI. 
haben den durch die Reunionskammern mit ihren Befikun; 
gen zur franzöſiſchen Souverainität genöthigten deutſchen 
Fürſten, als Hanau-Lichtenberg, Speier, Trier, 
faſt alle jene nun von einigen Schriftſtellern beſtrittene Rech— 
te 'gelaffen +). Gfeichwohl wären die Könige von Frankreich 
volle Souveraine. Eben fo hat Iektlich der König von 
Waiern den Grafen Fu gger, unbefchader feiner Eöniglichen 
Spuverainität, fo vieles zugeftanden, was nun von mehreren 
Schriftftelleen den Sonverainen zugewandt werden fol ®). 
V. Für, die eigentliche Beftimmung des Regenten, den 
Staat namlich ‚gllicklich zu machen, hat die Bundesafte dem 
Souverain ganz offene Hände gelaffen. Er kann Geſetze 
fiber das ganze Land in Juſtiz-, Polizei⸗, Kameraffachen u. 
ſ. w. geben, kurz iiber alles, was dem Staate niitzen, was 
Schaden abwenden kann, auch in den mebdiatifirten wachen; 
darf aber: das, was einmal dem Mediatifirten belaffen wor: 
ben ift, vorzüglich feine Patrimonials und Eigenthumsrechte 











4) In den mehrmel angeführten Heften des rh. B. find die 
lettres pat, der Reihe nach mit Jahren und Artikeln bemerft. 
6) Den Baieriſchen Vertrag mit den Grafen Fugger findet - 


man im eriten Heft. 
/ 


X 
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nit dem, was daraus fließt °), nicht beeinträchtigen ‚ nicht 
ur, weil die Souverainitätsrechte an und für fich den Gt: 
mf'derfei Utilitäten nicht in fich begreifen, und. ohne fie 
ollkommen ausgenbt werden konnen, ſondern auch, weil es 
ie Souveraine feldft find , welche ungefchmälerten Genuß 
‚erfelben den Mediatifivten unter der Leiting Rapoleons 
ugefichert haben, welcher fiber den ganzen Bund die Garans 
ie geleiftet hat, der Er auch Haftung geben dürfte. 
’ ’ . +0 
Meine Bemerkungen haben nicht das. Detail der Bun⸗ 
esakte zur Abſicht, ſollen nur Skizze über's Ganze ſeyn. 
Sfeich finde ich's gerathen, mit wenigem noch einige aufs 
einzelne gehende Blicke zu werfen, und zwar | 
A) auf die Konfiftorial; 
B) auf die Stenerfachen. . 


Herr Geheimerrath Medikus leitet bie biſchöflichen 


dechte von der Landeshoheit ab, und ſchreibt ſie deswegen 
em Souverain gu”). Woher die Katholiken dieſelben her— 
eiten, unterſtelle ich, als bekannt. Die Proteſtanten haben 


ierin ſeit dem weſtphäliſchen Frieden mit ihren Grundſätzen 


ft gewechſelt. Nach dieſem Frieden ward fie ebenfalls aus 











“ 


6) Weit gefehlt, daß die nüßfichen Souverainitäterechte mehr 


pielraum. hätten, als die Eigenthumsrechte, vielmehr umgewen— 
t, Man höre unſern klaſſiſchen Publiziſten Pütter. Sn fek 
ın Beiträgen zum d. Staats- und F. Recht, Gott. 1777. ſchreibt 
©. 325.: »Hat alfo gleih ein Reichsſtand über Güter, die 
hm mit allem Eigenthumerechte zugehören, und über Unterthas 
ſen, die zugleich feine Leibeigenen find, mehr Rechte, af 
Sie fonft einem Regenten über Land'und Leute zu—⸗ 
tehen, fo find das in der That Feine Landeshoheits— 
ondern Eigenthumsrechte, die aus ganz andern 
Juellen herzuleiten fi find.«a Man mache nun die Anpendung, 


2) Heft 4. des eds B. S. 79. 
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der. Landeshoheit abgeleitet. Nicht gar lange darauf neigte 
man fich zum Kollegialfyftem. Puffendorf war einer der 
erften ?); der aber fpäterhin feine Gefinnungen wieder ab: 
änderte, indem er die geiftliche Gerichtsbarkeit auf die. Pa: 
ftoren übertrug 2). Späterhin milderten die Marbur— 
ger, Gteßer und Tübinger Theologen auch das Koller 
gialfuftem , dadurch , daß. fie es in ein majeftätifches Kolle: 
gialſyſtem umfihufen, und. dem Landesherrn, was zum Heil 
und zur Ruhe des Staats gehört den Kollegien aber das 








2) Auch Eſtor in jur. publ. eceles. prot. C. 8, $. 10. 
Pütter in elem. jur. publ. germ. $. 628. 
3) Er ift auch der Beförderer der jährlich zu baftenden Sy 
noden , von deren Verfügung 3 Folianten vorhanden find. 


| 4) Wogegen wohl niemand etwas haben. wird. Man fehe 
Muratori della publica felicita. C. VL. p. 33, 

Der Souverain kann in kirchlichen Angelegenheiten nicht eine 
Spanne weiter um. fich ‚greifen, ald daß richtig berechnete Staats; 
befte erfodert. Aber fo weit geht auch unwiderfpechlich feine 
Macht, was auch dagegen Gregor VII, Clemenz III, Di 
tor II. und feine übrigen Nachfolger bis auf den ſchon ein 
‚ wenig flunipfer gemachten Pabft Bonifaz. VIII, beſonders zu 
der Zeit gelehrt und gethan haben, in welcher fich Welfen und 
Gibellinen unter Leitung des römiſchen Hofes die Hälfe brachen. 
Der Souverain fann alfo 3. B. das Alter beftimmen, in welchen 
Drdensgelübde abgelegt werden fönnen, kann Amortiſationsgeſetze 
geben, fann die Mönche vom Erwerbe aller unbeweglichen Güter 
— wern fonjt für ihre Verpflegung geforge ift — ausſchließen, fie 
in Betreff der Steuern jedem Unterthan gleichftellen, Eann einem 
Pfarrer, Abte, Bifchofe u. f. w. Exclusivam geben, das Ge 
nehmigungsrecht über diefelben ausüben, Verordnungen über 
Kircyenobern , in fo weit fie dem Staate nüplich oder nöthig 
find, machen, kirchliche Vorfteher zur Beilegung firchlicher Gtreis 
tigfeiten, wenn es die Vorficher felbit. vernachlägigen, anftellen, 
dergleichen GStreitigfeiten durch auferlegted Stillſchweigen nie 
derfihlagen , allen Religionsperwandten, ohne Ausnahme Schuß, 
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eigentliche Geiſtliche zuſchrieben. Der alte Böhm er macht 
in: diefer Rückſicht den Landesherrn auch zu einem Commis- 


sario perpetuo des KRollegiums (des Volks), fiht zugleich 
das bifchöfliche Syſtem, welchem viele, z. B. Carpzow, 











jedoch ohne Beeinträchtigung „der. von den Altern Religionsvers 
wandten ermorbenen Rechte, ercheilen,, irreligiöſe, fuperftitiöfe 
u. ſ. w. Bücher verbieten, jedem geiftlihen DOberhaupte, wenn. 
es fih eine Befteuerung feiner untergebenen . Geiftlichfeit,. nad) 
Roms Alterem Beifpiele, beilegen will, Schranfen fegen. Der 
Souverain hat das fogenannte dominium eminens nicht nur über 
ſogenannte Staats s fondern auch über die Kirchengüter, weil 
auch diefe nur Staatsgüter find. War einmal eine Zeit — fie ift 
nicht mehr — in welcher man den Katholiten Jehrte,, das Kirchens 
oberhaupt fonne den Souverain ale Souberain entthronen, 
die Unterthanen als Unterthanen vom Eide der Treue ent—⸗ 
binden, und war dieſes feiner Zeit auch in Englafid der Fall; 
fo harte der brittifche Souperain Recht, den Zrländern die Aufs 
ſtellung folher Grumdfäge zu verbieten, ja zu befehlen, im Uns 
terfhaneneide dergleichen abzuſchwören. Iſt e8 alfo den Soube— 
rainen um wahres Staatswohl zu thunz fo haben fie im befannten 
jyre ‘circa saera ein überaus weites Feld, ohne mit ihrer Senſe 
in das jus sacrorum einzubauen; Sowohl fatholifche als 
proteſtantiſche Landesherren haben. feit kurzem eine Menge 
Sirchengüter erhalten; forgen fie nun dafür, dag die Bifchöffe ans 
ſtändig beſoldet, daß. Priefterhäufer und Seminarien errichtet 
und dann fo fir die Kirche geforge werde, daß auch die Staat: 


‚ Bürger dabei ar nöthiger Bildung” feinen Mangel leiden, ein‘ 


‚Mangely womit fih gewiß keines Souverains Staatswohl, er 
fey Proteſtant oder Kacholif, vereinbaren läßt — höchſt wahr 
ſcheinlich wird fih Preuffen um Deutſchlands Firchliche Angelegens 
heiten nicht mehr befümmern ‚ und wenn. ed nun noch dem Raifer 
Napoleon gelingen ſollte, den römiſchen Hof eben fo nachgies 
Gig zu machen, wie e8 bereits in Frankreich gelungen it —; fo 

"möchte wohl, mit der Zeit in Deutfchland wieder gut wohnen 
feyn. . Alles diefed aber kann gefchehen, ohne daß den medintifir: 


ten Standesherren die Kollegiafrechte genommen werden, die ihnen | 


doch einmalsihre proteftantifche Unterchanen anvertraut hätten, 


im 
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Brunnemann, Mevius, Reinking, Shmans, und 
andere auhiengen, ‚und mit. diefem auch zugleich das Maje—⸗ 
ſtätsſyſtem an % Die Urſache, warum den Proteftanten 
das Territorialipftem nicht mehr anftand, waren die Kathe: 
liken. Sie fagten :- Iſt die bifhöfliche Sjurisdiftion aus ber 
Landeshoheit abzuleiten, und haben diefe.auch die katholiſchen 
Landesherren; fo haben fie eben fo wohl als die Proteftan 
ten, das Recht, die bifchöflihen Gerechtſame iiber ihre pro: 
teftantifchen Unterthanen auszuüben ©). indem nun aus dem 
anteeedens diefe Konfequenz richtig folgte, Ddiefes aber den 
Proteſtanten nicht anſtand; ſo gab ſolches Gelegenheit zum 
Schwanken ihrer Grundſätze. Wendet man nun alles dieſes 
auf das auch vom Herrn Geheimenrath Medikus ange— 
nommene Prinzip an; fo macht ſich der Schluß für die far 
thotiſchen Souveraine von: felbft. - Zu was niitzt aber ale 

diefes anders, als das gute Volk in Unruhe zu feken? En 

kakholiſcher Souverain wird ohne allen Zweifel dem mediatu 

firten proteſtantiſchen Konſiſtorium das, was es gehabt hat, 

belaſſen. Folge man demnach aud) von Seiten der Prote: 
ftanten diefem Beiſpiele. Daß ſowohl fathofifche als prote 
ftantiiche Souveraine, ich will. nicht fagen, das Recht, nein, 
die Pflicht haben, darauf zu fehen, ne sub praetextu re- 
Iigionis reipublicae‘ detrimentum accidat, läugnet zum 
tbenigften fein Nechtsgelehrter. Das darf Körigene nicht unbe 
merkt gelafien werden, »daß der Art. 26. des rheinijchen Bundes. 
gar feine Meldung von Konfiftoriaffachen thut, das’ eigentliche 
geiftliche Wefen auch feineswegs im Begriff der Souverai 
nität liegt, zu was immer fir einem Spftem man aus obis 
gen feine Zuflucht nehmen will 


— — — 














5). In praelog. ad T.. 4., juris eccles. protesi. 
6) In Anfehung der Katholiken ‚seht diefes aus andern Grün 


Sen nicht an. 
2. Man fehe im Uebrigen auch das Heft 5. des rh. B. ©. 
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In Vetreff der Steuer ebenfalls nur oh einige orte, 
Vieles, fehr vieles hätte. ich über dieſen Punkt zu ſagen, 
bemerke aber nur. Nachitehendes, Herr Geheimerrath Mes 
dikus giebt dem Souverain auch außer der Steuer, Utili— 
täten aus den Bergwerken, den Eiſen-, Schmelz: und Ham; 
merwerken, den Zehnten , Konzeffionsgebühren , fogar das 
Recht, in. den neuen Landen jeldft Berg; und Hüttenwerke 
anzulegen . Ein Troſt für die Standesherren iſt es aber 
einsweilen, daß wenigſtens nicht alle Räthe der Souveraine 
eben ſolche Grundſätze hegen. Brauer z. B. ſagt ). in 
der oben angefi ührten Abhandlung: »die Auslegung der Sou— 
»verainitätsrechte kann ſo wenig durch den einſeitigen Ger 
»winn der Standesherren, als: der. Bundesfürſten, ſondern 
»allein durch den Buͤndeszweck 3), durch die Analo— 
»gie der — gemachten Verordnungen beſtimmt wer⸗ 
»den.« Ferner; » dun iſt aber die Abſicht für die Bundes⸗ 


4 











| 266, $. 30 — 47.1 ; auch Deft 6, ©. —* 7 333 gIſt es aber * 

Souverainen mit dem Einfluß aufs geiftlice Weſen ſo ſehr gedient; 

fo giebt es andere Wege, auf welchen fie, ihre Sorgfalt “üben 

koͤnnen. Sowohl katholiſche als proreftantifche Souveraine haben 
viele Tauſende anderer Religionsverwandten. Es muß wohl‘ doch 
einem jeden an der. Bildung der Religion gelegen ſeyn. Die 
Fundationen für geiſtliche Erziehungsinſtitute find aber für dieſen 

Zweck meiſtens vernichtet. Wer wird künftig dem; proteſtantiſchen 

Sandesperrn fir feine. katholiſchen Untertharen Prieſter bilden, 

Pfarrer fchaffen 2 Hier wäre ein weites Feld landesherrlicher 

Sorgfalt, welches, wenn es noch viel langer wüſte liegen MUNG, 

gewiß die unüberfchbariten Folgen nach ſich sieben wird. 


3) Seite 79. in Heft 4” 

2) 3. B. S. 27. u. d. f. | 

5). Zwecke der Regicrungen und Bundeszwech⸗ reiben ſich 
nur gar zu oft hart an einander. 
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»ftaaten, eine künftige Staatsregierung zu gründen. Der - 
»Zweck jeder gerechten Regierung muß ſeyn, das Privat⸗ 
»eigenthum und die Lebensannehmlichkeiten jedem Staats⸗ 
»bürger.) möglichſt zu gewähren. Die Bundesſtaaten kön— 
»nen alſo nicht gewollt haben *), daß ein Privatgut den 
»Standesherren, oder was auch zu ihrer Lebensannehmlic: 
»keit gehört, entzogen werde, wo es nicht ein unvermeidfis 
»cher Kollifionsfall mit dem Wohl des Ganzen nöthig mad: 
»te 6).« Derfelbe räumt in Gemäßheit diefes 

S. 19 — 88. den Mediatiſirten das Zehntrecht, 
auch Noval- und Rottzehnten ein; | 

©. 108. eine doppelte Inſtanz in Civils und 
peinlichen Sachen, welches dem franzöſiſchen Wortver— 
ſtand und ihrer Rechtsterminologie gemäß ſey. 
S.. 129. das Forſtweſen, und zwar nicht nur iiber 
eigene, fondern auch) über alle Kommun: und Privatwals 
dungen, zugleich 

S. 157. u. d. f. die Vortheile der Bannbranerei, 
Bannmühlen, Bannbacköfen, Bannfaitenfpiel, 
den Salzgewinn, Umgeld, Maftpfennig ıc. ”). 
S.. 192. u. d. f. läßt er den Mediatifirten die Unter: 
polizei in ihrem ganzen Umfange mit den dazu gehörigen 
Gefällen, auch | R 














4) Die Standesherren haben aber nach der Vandetatte mehr 
Rechte, als jeder andere Staatsbürger. 

5) Was wenigſtens der eine oder‘der andere der Soube— 
raine gewollt haben mag, Werft man jegt. Es kommt aber darı 
auf an, was alle gewollt, und was der Proteftor geftattet 
hat. Ä 
6 Ein folder Kokifiondfall müßte dann doch dargethan 
werden können. 

7) Wie ſollte denn der Staat Gefahr laufen, wenn der Me 
diatiſirte die Nupbarkeiten forthegieht, die er von Sabrgunderten 
ber bezogen hat? 
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S. 180. u. d. f. die Jagd, die Fiſcherei und die 
Bergwerke. 


Bon der Steuer ſchreibt Herr Geheimerrath Medis 


tus ®): Unter impöt find vorzüglich : -»die feit dem weft: 
»phälifchen Frieden allgemein eingeführte Kontribution, die 
»nach Umftänden vermindert oder erhöhet werden kann, fürs 
»dann alle bisher aus der Landeshoheit gefloffenen Revenüen 
»9), als Zoll⸗, Accis: und Konceffionsgelder aller Art 2°)« 
zu verftehen. Herr Geheimerratd Brauer berührt auch) 
den Steuerpunft, und, wie mich dünkt, der vheinifchen 
Bundesakte.ganz gemäß »). Er unterwirft die Befikungen 
der mediatifirten Standesherren eben fo gut — aber auch 
richt flärker, der Steuer, als die Gitter der Prinzen ihres 
Souverains oder die privilegirten feiner früs 
bern Staatsbürger angelegt waren, Fällt nun aber 
der Mediatiſirte in ein Land, in welchem zuvor die Domair 
nen des Souverains und der Prinzen feines Hauſes mit 
feiner Steuer weder im Frieden noch auch im Kriege ange 
legt waren; fo-bleiben auch feine Domainen frei. Der alte 
landſäßige Adel kann hier in feine Betrachtung gezogen wers 


den, theils, weil die Bundesafte nirgend eine Parallele zwi⸗ 


fchen ihm und den Standesherren zieht, theils, weil das, 
was etwa im Kriege der Landadel gethan haben mag, nur 











8) Viertes Heft ded eh. 3. ©. m. 

9) Daß diefe oder jene Nevenüe aus der Landethoheit ge⸗ 
floſſen ſey, muß doch wohl nicht ur geſagt, ſondern auch ers 
wieſen werden, wenn -fie der Gouverain haben will. Für den 
Mediatifirten fieht die Vermuthung / die auch durch die Geſchich—⸗ 


te der Zeit, in welcher man noch nicht an Landeshoheit dachte, 


‚unterjlüßt wird. Man erinnere ſich übrigens an das zum Paras 
“graph 12. in der 6ten Note Gefagte. 
10) Wer das mit dem Art. 27. des rh. Bundes vereinbaren 
kann, der verfuche es. 
13) Man Sehe deſſen Abhandl. S. 187 ⸗ 191, 
24. 
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Folge feiner freien Bewilligungen. war. Meiner Einficht 
nad) ift die ganze Stelle des Steuerpunftes im orten Art. 
des 'rheinifiehen Bundes von dem Zuſtande der Steuer zu 

verftehen, wie fich derfelbe vor der Bundesafte (nicht nad) 
ihr) befand, weil einmal die Abficht der Bundesgenoſſen 
dahin gieng, den Mediatifirten wohl zu thun, was doch eine 
Steuerfreiheit unterftellte. Wäre diefes nicht fo, fo wird 
man ſogleich das Abſurde in nachſtehendem Falle fühlen. 
Die Steuer ſoll z. B. 300,000 Rthlr. tragen, und nun ſetzt 
die Nentfammer, um die Mediatifirten zu befteuern, 200,000 
Rthlr. den fteuerbaren Unterthanen an, 50,000 Rthlr. den 
Mediatifirten, und eben fo viel auf die Domainengüter des 
Souverains. Wie groß wird dann nun die Einnahme der 
‚ Rammerkaffe fenn ? Antwort 250,000 Nthlr., alfo.50,000 ' 
Rthlr. weniger als die Steuerfumme - ausmacht, weil doch 
. der Souverain an füch ſelbſt nicht bezahlen kann, alfo im 
Grunde nichts bezahlt, welches dann auch der Fall mit den 
Domainen der Mediatifirten ſeyn muß, im Falle fie wirklich 
nach der Bundesurfunde den Drinzen des regierenden Haus 
fes gleich gehalten werden follen. Die Kammerkaffe hat aljo 
ein Recht auf nur 200,000 Rthlr. »2). 











12) Daß ich hier den Fall unterftelle, in welchem der Gow 
. berain feine Güter und die feiner Prinzen erft nach der Bundesakte 
der Steuer unterworfen hat, ift wohl ohne alle Anmerkung klar. 
Darf ich e3 aber wagen, über die Steuerfreiheiten und deren hin 
und wieder verfuchte Aufhebungen meine Meinung überhaupt 
. zu ſagen; fo wäre ed etwa Nachftehendes. Wenn ich eine Staats 
verfaffung zu errichten hätte, fo würde ſchlechterdings niemand 
eine Steuerfreiheit erhalten. Sie ıft eine Auszeichnung, welche 
von jeher alle nicht befreite Staatsbürger erbitterte,, und der 
vielleicht allein Geiftlichfert und Adel ihre dermalige Lage zu vers 
danfen haben. Ein Staat bedarf z. B. 100 Millionen Gulden. 
Tragen an diefer Laft 24 Millionen Bürger; fo ift fie erträglich. 
Werden aber nach und nach fo viele frei, dag entweder 20 Mik 
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| $.. 15. | — 

Sollte auch das bis hieher Bemerkte für eine der 

he und des Anführens nicht ganz würdige Sache ange— 

n werden (welches mir leid ſeyn wiirde), fo mag. es 

) von einer andern Seite feinen Nugen haben. Es zeigt 
ı wenigften 


1) den Unterfihied der Begriffe, welche die Souveraine 














en Steuern abgenommen, oder. weil diefes der Staat nicht 
igt, auf die übrigen Nichebefreiten vepartirt werden müſſen, 
n drückt die Laſt zu fchwer, wohl ganz zu Boden. Welcher 
er acht folhe Einrichtungen in feiner Familie ? Wir halten 
: dermalen nicht an der Einrihtung neuer Staaten 
Deutfchland haben . Steuerfreiheiten ſchon ſeit Jahrhunderten 
tliche Konſiſtenz. Geſetzt nun man halte ſie dermalen für 
tsſchädlich; kann man ſie deshalb aufheben? Allerdings, wenn, 
wohl zu bemerken iſt, das Staatswohl mit derſelben nicht 
rdert werden kann. Aber kann man dies auch ohne Schadens 
52 Es ſcheint nicht, weil man wenigſtens ſeit vielen Jahr⸗ 
derten geglaubt hat, daß der Bürger oder die Bürgerklaſſe 
meine hier den niedern Adel), welcher oder melde das. Geis 
zu den Staatslaſten hat opfern müſſen, immer vom Staate 
Entfchädigung erwarten fonnte, folche auch , Nevolutionszeis 
ausgenommen, wirklich oft ‚erhalten hat. , Dies könnte im 
nomwinen Falle auf folgende Art gefiheben. Da die Erems 
20 Millionen beitragen müßten, fo beſtünde auch in fo viel 
Entfhädrgung. Nun gehören zum Staate, der zu entſchädi— 
bat, nicht blos die Befreiten, fondern auch die Nichtbefreiten; 
: Klaffen haben alfo zu entfchädigen. - In. vorliegenden Fille 
en mithin die Nichebefreiten 3/4 oder 15 Millionen, die Ber 
en aber 1/4 oder 5 Millionen zu. tragen. Nun dann fönnte 
ſagen, daß nicht. blos Eine Klaffe, fondern der. ganze Staat 
eil an der Entfibäidigung genommen. habe. Auf eine andere 
fann ic) die Aufhebung geiſtlicher und adelicher Steuerfrei⸗ 
amit meiner Theorie nicht vereinbaren. Wie man aber hie 
da hört und ließe, werden geittliche und adefiche Güter ‚ohne 
Ensfhädigung beiteuet, und den. Bauerngütern gleich ge— 


* 
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von den Rechten der Mebiatifieten ſowohl, als welche lebte: 
re von den Rechten der erftern hegen. Dieſes zeigen 
2) die inzwifchen erfihtenenen Sähriften von beiden 


Seiten, fo wie verfchiedene unterdeſſen auch im ne en 


fhienene Drganifationspatente. 








ſtellt. Zur Sectfertigung fagt man: »Die Bauern haben Yahıs 
hunderte lang Steuern bezahlt, fich gut geffeidet, gut gegeflen 
und dabei noch gelegentlich ein Tänzchen mitgenacht.« Sollte 
man aber dagegen Folgendes überfehen? 1) Wie viel Taufende 
von: Bauern traf Fein fo mildes Loos? 2) Will man denn, daß 
der Edelmann niche mehr Edelmann bleiben foll, ihn ganz zum 
Bauer mahen? 3) Ald Edelmann verpacdhtere er fein Gut und 
er lebte davon mit dem Pächter, 4) Weil weder er felbit noch 
der Pächter — oder letzterer doch nur eine Kleinigkeit (die halbe 
Steuer) an Steuern gaben; fo waren die Pächtbedingniffe meift 
. milde. 5) Soll nun der Edelmann ohne allen Erſatz dem Bauer 
gleich geftelle werden; ſo zieht er entweder — wenigftend jn man) 
chen Fällen — nichts, oder er muß den Pacht erhühen. 6) Fin 
det fich dann fein Pächter, fo bleibt das Gut oft unbebaut; oder 
wenn er ſich zu hoch einlaßt, fo hat der Staat fo viel arıne Leu— 
te mehr, als hochgepachtete Güter find; 7) 0b es im Menfchen 
überhaupt fiegt, oder ob es der Geift der Deurfchen infonderheit 
war, das ift.einerfei, genug‘, es iſt wahr, der Baron fpielte den 
Grafen, der Graf den’ Fürften und fo tweiter hinauf. Daher 
kam's, daß fo viele Fürften, Grafen und Herren leere Kammer— 
faflen hatten. Beim niedern Adel war died ganz vorzüglich der 
Fall. Hatte einer auch 20000 Gulden Einfünfte; fo mußte er oft 
"5 und mehrere taufend Gulden für Zinfen hingeben. Coll er 
num noch einige Tauſende an Steuer ohne Entſchädigung entrich 
ten, ſo iſt er allein unglücklich und der Souverain hat dann 
feinen !Mitrelmann mehr zwifchen fich und dem Wolfe um fich. 
Er ift dann zwar immer noch die Sonne, aber was ift fein Adel? 
Die meiften Finangmärner hüten fich zwar freilich vor Entdetuns 
gen diefer Art, und denfen nicht an das hodie mihi, eras tibi. 


(oder philofophiren wie Herr G. R. Brauer zu Karlerubes & 


iſt nicht Härte, es fcheint nur fo. WW.) 


973 


3) Die Schriften der für die Sonveraine fchreibenden 
ithe enthalten Hin und wieder Foderungen gegen die doch 
r der Souverainität unterworfenen Randesherren, daß man 
t glauben follte, fie wären auch mit ihrem Eigenthum 
ggegeben worden, welches doch bei weitem nicht ift, da 
Bunbesurkunde den Unterfchied derjenigen, die nur unter 
: Souverainität, mit Vorbehalt ihres Eigenthums und 
derer ftattlchen Nechte, und jener, die auch zugleich mit 
zenthum der Souverainität unterworfen wurden, in fo 
len Stellen bemerkt »). — 


6. 16. | | 

Aber was wäre denn nun wohl unter folhen Umftänz 
zu thun? Die Souveraine, wenn fie eiumal von ihren 
then nach Gebühr belehrt zu feyn glauben, werden ums 
n nachgeben, weil nun die Sache auf. der Seele der 
the liegt. Die Standesherren werden dagegen glauben, 

fie, nachdem fie ohnehin das Opfer für das allgemeine 
hl geworden find, nicht noch mehr nachgeben, gegen ihre 
ere Ueberzeugung nicht handeln , ihren Familien, denen 

Schickſal ohnehin fo vieles weggenommen hat, nicht 
) noch. den Reſt vergeben können. Sch Eenne unter diefen 
fanden nur zwei Wege: 

I.) Siitliche Uebereinkunft der Souseraine mit den. Mes 
firten , oder in deren Ermangelung 

11.) authentifche Erklärung der Bundesafte, an welcher 
wie ich weiter unten zeigen werde, nicht fehlen fann. 


$. 17. | 
Möchte es der Vorſehung gefallen, daß das Erfte zu 
nde käme! Warum aber nicht? Die Souveraine haben 








1) Man leſe z. B. At 18, 19, 20, 21. ꝛc. und vergleiche 
nit dem Art. 24, ꝛc. 


A J 
doch — als Einen un die Hände zur Sitte zu bier 
ten. . | | 

1) Die mediatifirten Fürften und Grafen find von dem 
naimlichen Korn- und Schrot, wie ſie, auch — beſonders die 
ältern mit kaiſerlichen und königlichen Häuſern verwandt, ja 
einige aus ihnen ſind bekanntlich Kaiſer und Könige geweſen, 
wobei es gewiß nicht darauf ankommt, ob ihre Gebiete groß 
oder klein waren, weil alles dieſes von Umſtänden abhängt, 
die, wie der dermalige Zeitpunkt lehrt, nicht immer die 
Früchte unſerer Köpfe oder unſerer Fäuſte find *). 

2) Weil / man / geglaubt bat, fü ür Süddeutſchland ſey die 
innere und äußere Ruhe nicht anders herzuſtellen und zu er— 
halten, als wenn man einige Mitſtände mit den andern zu— 
ſammenſchmelzte, und ſo mehrere geringere Kräfte zu höhe— 
ren erhöbe; ſo hat man mit ihnen dieſe Zuſammenſchmel⸗ 
zung vorgenommen, und fie einer politiſchen Meinung, von 
welcher Deutſchland ſeit tauſend Jahren nichts BB 
Opfer gebracht. 

3) Nach den Geſetzen des allgenieinen Staatsrechts 
wird der, welcher das Seinige wegen des Staatswohls, 5. B. 
feine Wohnung ı ‚zur Errichtung einer Feftung hergeben muß, 
vom Staate entfchädigt, fo daß jeder Bürger eine Quote 
davon iibernehmen muß. Hievon iſt die Urjache, weil nicht 
Einet’ das Seinige zum Stantsbeften (deu Fall ausgenom—⸗ 
men, daß es — wegen einem begangenen , Verbrechen als 
Strafe gefchähe), hergeben fol, oder - weil, wenn es doc 
nicht anders ſeyn kann, "gleichwohl Alle an der Enefchädigung 


— — 
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+» 3) Stehe man alſowie ich erſt vor kurzem lad, von dem 
ſpotten follenden Ausdruck ſtatt Staaten, Staaten ab, er em 
birtert nur; und wer weiß es denn nicht, daß nıehrere Länder, 
die man jetzt Staaten nennt, aus Staatchen — obgleich nicht 
immer unter dem Leitung der: Möralicät zufbimmiingefege worden 
ſind! 
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Antheil nehmen mitffen. Nur die ganz unfhuldigen Medias 
ifivten find hievon ausgenommen , vermuthlich aus der ein: 
igen Urfache, weil die Umftände fo waren, daß ihre Ver: 
ufte durch Beiträge anderer Staatsbürger einer Neparirung 
ınfähig waren, oder weil, wenn diefes etwa auch nicht ges 
vefen wäre, doch der Hauptzweck hätte aufgegeben werden 
nüſſen 2). | | 
4) Bei Errichtung des rheiniſchen Bundes ſind die 
Mediatifirten bekanntlich nicht zugezogen worden. Frankreich 
‚at diefen Bund aus höhern Zwecken vorgefchlagen, und die 
Souveraine haben aus folchen ihre, Hände dazu geboten: *). 
Heide hielten diefe Art zu handeln fiir die einzig fehicklichen 
Mittel zu ihrem einmal feftgefekten Zwece. Man kann auch 
icht läugnen, daß es in der Politik Fälle giebt, in denen‘ 
8. durch eine andere Methode nie mit einem auch. noch fo 
uten Zwecke gelingen wide: Die Kiugheit bilder alsdann 
ft ihre Formen nach fonft ungewöhnlichen Modellen, wie 
venig dieſes er gewiffe Köpfe, die ap Phitofophie aus 


2) Schwab fohrieb eine Abhandlung unter dem Titel: Ueber 
15 unvermeidliche Unrecht. Stuttg. 1804. Mir fheint die ganze 
usführung ercentrifch. Der Begriff des fogenannren unvermeids 
hen Unrecht ſchmeckt fehr nach Widerſpruch. Wir Nechtsgelehr: 
n philofophiren über das Necht, und die Minifier / Finanzmäns 
er, Diplomarifer „machen es. Mer von diefer Materie etwas 
Iraftifches fchreiben will, der beginne mit dem Beweife: was 
staatstwohl fey ? und in wie weit Privatwohl durch daflelbe ver; 
hlungen werden dürfe? 


*) Man hat behaupten wollen, die Idee der Mediatiſirang 
y fo wie jene der Säkulariſirung, zwar in Frankreich zur Welt 
‚fommen , “aber in Deutfchland ſelbſt Fonzipire worden. Die 
zahrheit dürfte in unſern Tagen ſchwerlich ans Licht kommen. 
nfere Nachkommen werden indeſſen klärer ſehen. Einige merk— 
ürdige Winke findet man in Reponse au Manifeste du Roi 
e Prusse, und in andern franzöſiſchen Blättern. W. 
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dem gemeinen Katechismus gelernet haben , begreifen wollen. 
Men aber die Fälle von diefer Art, waren, fo verdienen fie 
bei der Ausführung zum wenigften doc, milde Riücckſichten, 
weil es doc) wahr ift, daß fih — mas den vorliegenden bes 
trifft — die Mediatifirten weder gegen Franfreich noc gegen 
“ einen der deutjchen Souveraine eines Verſehens fehuldig ger 
macht haben, welcher Umſtand, ob er gleich in der Sache 
ſelbſt nichts Andern kann, doch zum wenigften bei einem je: 
den Souverain fo viel Rückſicht bewirken muß, als unter 
ähntichen Umftänden jeder Privatmann haben würde, id 
meine, lieber etwas zu viel en, als etwas zu viel neh— 
men. 

5) Alles, was den Mebdiatifirten in der Bundesurkunde 
noch belaſſen worden iſt, haben fie Jahrhunderte hindurch 
gehabt, haben es als Patrimonialherren, als deutſche Dyna— 
fien zu einer Zeit fihon gehabt, zu welcher noch nicht einmal 
die Idee einer Landeshoheit entftanden war. Sie allein find 
alſo der verlierende, die Souveraine allein der gewinnende 
Theil. Im Zweifel, ob jemand etwas mehr oder weniger 
verlohren habe, ftehen die Geſetze, obgleich ihre — 
nur Heiden waren, dem Verlierenden bei °). Ä 

6) Wenn ich fage: Titius fol dem Sempronius feine 
Maldungen, feinen Hut, Stock und Stiefein geben, alles 
andere aber behalten; fo hat doch wohl Sempronius fein 
Necht auf des Titius Bosquet (Luſtgebüſch), feine Kappe, 
feine Unterwefte, Schuhe. Heißt es nun gar: Titiug fol 
die eben bemerften Sachen namentlich und alles andere ihm 
Aehnliche behalten, fo wird fih Sempronius mit dem Er— 
haltenen begnügen, und feinen Anfpruch auf des Titiug 
Kappe, Unterwefte, Strümpfe, Pantoffeln machen dirfen. 











3) Das Geſetz heißt: in re dubia benigniorem interpreta- 
tionem sequi, non minus probius est, quam tutius. 
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Diefes Gleichniß iſt freilich etwas zu populär, iſt nicht ang 
Bater Homers glänzenden Bildern genommen. Was thut’g 
ıber, 05 ich einem Giganten oder cinen- Pigmäen nehme, 
venn der letzte eben fo tauglich zur Aufklärung eines De: 
zriffs iſt? Der rheiniſche Bund ſpricht das, was der Sou: 
yerain haben fol, Kar und beftimmt aus, alfo nicht mehr 
nd nicht weniger, jo wie derfelbe das, was er den Media: 
ifieten läßt, nur zum Theil beftimmt, und durch die Worte 
»t autres semblables noch alles das mitbegreift, was in 
ie Kathegorie des ſchon Beſtimmten noch mitgehört. Wen: 
e man nun hier das aufgeftellte Gleichniß, und nehme da: 
vei auch noch an, daß ſich an dem fir den Mebdiatifivten 
virflich Beſtimmten vergriffen werden wollte. Geſetzt aber, 
ines und das andere fey wirklid in der Urkunde nicht Elar: 
Segen wen hätte dann die Erklärung Statt? Doch ficher 
tr gegen die Souveraine, denn fie waren Mitpaciscenten, 
ie fonnten und mufiten Mar reden, und ‚gegen den muß ins 
erpretirt werden, qui, wie Alef zu feiner Zeit in Heidel— 
erg ſchrieb, aliquid Santa —— certitudinem vers 
angte. 

7) Vorſtehende Gründe ſind theils aus Rechts⸗ theile 
us Geſetzen der Billigkeit abgeleitet. Sie finden aber auch 
icher Unterſtützung in der Politik. Mißverfiehe man mich 
me nicht in Betreff der nächften Anmerkung; denn mein 
der; fagt mir es zu laut, daß ichs gut meine, und im meis 
em. Kopfe liegen Bedenklichkeiten und Wilnfche, wegen deren 
ch beruhiget feyn möchte. Sie find: Mifche man den 
Droteftor in Erklärungen der Bundesurkunde 
ſjar nicht ein, wenn es nicht die höchſte Noth er; 
odert. Die Urſache? — — 

Aber muthe man mir nicht zu, daß ich, indem ich von 
Holitik ſpreche, ihre Gränze ſelbſt überſpringen ſoll. 

8) Zu allem Vorigen kommen noch eigene Umſtände. 
fürs erſte fallt es keinem Mediatiſirten ein, feinem Sous 
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verain etwas zu / erſchweren, was ihm die Bundesakte be 
ffimmt zufichert, was aus dem Zugeficherten natürlich folgt, 
weil e8 zum Zweck der Bundesafte gehört. 

Fürs andere. Der Souverain hat ja vollfommen 
freie Hände, in allen feinen ‚Staaten alles mögliche Gute 
zu then. Giebt ihm der Begriff der Sonverainität, giebt 
ihm die Bundesurfunde etwas mehr ? Dder zeige man mir 
nur einen Schatten von Gutem, was er etwa nicht thun 
fönnte. Unter das vorzigfih Gute — auch in politiſcher 
Rückſicht — gehört aber gewiß — auch abgefehen vom Nedt 
ſelbſt — daf er den ihm zum Opfer Gebrachten alles Mir: 
liche einraume, was ihn und fein Fleines Gebiet und die 
darin wohnenden 2, 5, 4 oder auch mehr tanfend Menfchen 
glücklich machen, ihn es ganz, — daß er vorher gliteklicher 
mar, vergeffen machen kann, daß er fih mit Mund um 
Herz am feinen Souverain anſchließt, das ganze Land fo 
wie fein eigenes Haus anfieht, daß er, fo lange er hä 
Sinnen bteibt, jeden Sedanfen, vom Anderswerdenkönnen, 
aufgiebt, daß er ftatt deffen den Wunſch: .es möge num fo 
bleiben, wie es einmal dem Schickſal gefallen hat, in fei 
nem Herzen mit Feuer fühle, nicht etwa Hoffnungen auf 
andere Zeiten berechnet, die doch für den einen oder den 
andern Souverain fiinftig eben fo nachtheilig ausfallen könn— 
ten, wie es dermal der Fall fir die Standesherren iſt, wie 
er es noch vor furzem für Könige "und Republiken war. 
Vom Fernern der Gejchichte vede ich gar nicht. Mer nur 
“offene Augen fir unfere Zeitgefchichte hat *), der bedarf 
feiner nähern Aufſchliiſſe. Möchten doch alle Souveraine das 
hier gefagte Wenige durchdenfen und fühlen! 














*) Wer nur unbefangen zurückblickt in die Gefchichte Deutfch 
fands ſeit dem MWeftphälifchen Frieden, und befonders in die 
zeiten feir dem Bafeler Srieden und dem Raſtadter Kongreß — W. 
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9) Ste, die Souveraine, find alle gut und edel, und 
wäre zu wünſchen, daß fie, ohne detailfirte Berathung 
: andern den Stoffazur Güte nur aus ihren eigenen Her: 
‚ nur aus ihren eigenen Köpfen nähmen. "Leider gefchieht 
3 aber nicht immer! Trifft nun aber die Berathung einen 
usmacher, der oft feines eigenen Intereſſe, ſeines eigenen 
olzes wegen ſeinem Souverain jeden Pfennig, auch jeden 
hatten von Anſehen zuwerfen möchte (und welcher Monarch 

wohl ſo glücklich, nicht einen oder den andern ſolcher 
glücksvögel an feiner Bruſt zu ernähren 7), der fich nicht 
um bekümmert, ob dag, was er anſpricht, wohl oder 
he thut, gerecht oder ungerecht iſt, ſondern der nur das 
Anſchlag bringt, was im Nothfalle mit dem Donnerkeil, 
ı er den geweiheten Händen feines Monarchen abzuliſten 
iß, ausgerichtet werden möge, was wird, was muß fol 
ı? Menn demnach das Werk doch durch Rathgeber ein⸗ 
eitet werden ſoll, dann wenigſtens einen andern Mann 
vählt, als einen, wie ich ihn eben beſchrieben habe. Was 
in auch für Gefahr für den Souverain erwachſen; hat er 
ht ſelbſt Rechte zum etwa nöthigen Beilenken, nicht Ge— 
ilt, dieſelben geltend zu machen? 

| ; | 9. 16. Ä | 

Das im vorigen Abſatz Bemerkte enthielt etiva die Be; 
ggründe fiir den Souverain zum Ausgleichen in der Sitte 
t den Standesherren. Aber auch -diefe letztern haben nod) 
ründe fiir Ausgleichungen in der Güte, nicht zwar, um 
8 Verlohrne zu erhalten, aber doch, um. nicht noch einen 
yeil von dem ihnen nech Belaſſenen nicht auch ebenfalls zu 
vlieven, ’ " 

1) Das im vorigen Abſatz unter der „ten Num. Ans 
führte. gile auch ihnen, obgleich nicht in der Stärfe, mit _ 
sicher es fiir. die Souveräine gelten möchte, die eben, weif 

viel gewonnen, auch)" viel zu verlieren, aber gewiß * 
el mehr zu gewinnen haben. 
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2) Statt des andern Grundes führe ich nur das an: 
Was fir ein weitichichtiger Spielraum füh der Souveraini— 
tüt, und ihr in der Bundesurkfunde Art. 26. zugemeffenen 
fünf Punkten geben lat zeigen fehon die oben angeführten, 
von Räthen der Souveraine gefertigten Abhandlungen , deren 
Verfaſſer doch ganz entfchieden ehrliche Männer find. Wie! 
wenn fih auch am Ende Hippiaffe an diefe Arbeiten "machen, 
und ihr Souverain Empfänglichkeit fiir die Sophismen 
hätte? Iſt ein folches einmal in die Welt gefchrieben , fo ift 
die Ehre des Regenten und des Sophiften kompromittirt, 
und es hält“ dann gewiß ſehr hart, den einmal verſchobencn 
Wagen wieder in's Geleiſe zu bringen. Ohne aber das Ta— 
lent und den böſen Willen eines Hippias zu haben, kann 
man heutiges Tages, wo Kant und die Kantianer hie 
und da zwar verſtanden, aber noch öfter mißverſtanden wer⸗ 
den, mit einem Diſtinktiönchen gar manche begangene Bir 
decken. Wäre nun der Kathgeber, der Planmacher gar vi: 
ner von denen, wie ich ihn im vorigen Abſatz Num. g. da 
rafterifive habe; fo wilrde der Karn noch mehr verfchoben 
ſcyn, beſonders, wenn man ſich noch dazu denken will, daß 
ſchon die Natur ſelbſt die Gränzlinie von Recht und Unrecht 
fo fein gefponnen hat, daß es an und für ſich kein Wunder 
iſt, wenn ſie von Menſchen verſchiedener Sehkraft, verſchie— 
denen Intereſſes bald gar nicht bemerkt, bald nur halb er— 
blickt, bald gar überſprungen wird. Beweggründe dieſer 
Art miiſſen auf einen Standesherrn, der ſeine Theorie in 
der großen Welt gebildet hat, ſchlechterdings Eindruck ma; 
chen. | 

5) Einer, der mir aber am ftarfften zu feyn fiheint, ift 
folgender. Das Schickſal des Standesherrn ift doch nun 
einmal an das Loos feines Souverains angefnüpft. Mus 
es ihm dann dadurch nicht Angelegenheit. werden , dem Her: 
zen des Souverains da, wo. es nur feyn fann — Rechte 
und Pflichten eben nicht immer auf der Goldwaage gewogen 
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werden, entgegen zu kommen, dadurch die Liebe des‘ Sour 
verains fir fih, für feine Familie und zugleich fir die Uns 
terthanen zu gewinnen ? Eine folche Lebensphilofophie if 
zwar, befonders im Anfang hart, fie ift aber nicht nur ns 
thig, fondern auch nützlich. 


je 9. 19. Bu 
Sollte aber Feiner meiner obigen Gründe, die Sache in 
Site zwiſchen Souverain und den Standesherren auszu— 
gleichen, Eindruck machen: nun was wäre anders dann übrig, 
als eine authentiſche Interpretation der theinifchen Bundes; 
afte? ») Aber wie ! werden es die Souveraine darauf ans 
tonimen laffen, ſelbſt wohl die Hände dazır bieten, und wird 
fich der franzöfifche Kaifer dazu verstehen? ch zweifle nicht 
‘an der Affirmative einer diejer Fragen. Zwar ſcheint die 
Unterſuchung dieſer Fragen das unnöthigſte Ding von der 
Welt zu ſeyn, weil die Kinder der Rechtsgelehrten ſchon 
wiſſen, daß nur der Geſetzgeber fein Geſetz, Paciscenten ih— 
ren Vertrag erklären können. Dieſem allem ungeachtet iſt 
doch nicht das Ding de lana caprina. Ein jeder Sou— 
verain iſt | 
a) vollfommener Souverain. Er ift 
b) nur gegen den Bund, und bie — Stan⸗ 
desherren, fonft aber | 
0) gegen feinen feiner Unterthanen beſchränkt *) ee 
Protektor hat ihnen dabei 








1), Im Grunde füllt zwar jedes Anterpretiren von flaren Ges 
feßen, und das dünfe mir, iſt bier Full, weg: was hilfe aber 
ern fonnenflares Geſetz, wenn gleichiwoh! der eine Schwarg, und 
der andere Weiß darin finder? 

*) Davon ein andersmal. Vorläufig verweifen wir auf die 
kleine Schrift: Weber den Umſturz der deutfihen Staatsverfaſſung; 
und auf die Gedanken eines deutſchen Mannes u. |. w. 
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d) rückwärts, mie fchoh bemerkt, noch auferdem erklärt, 
dab Er fih in das Innere ihrer Verfaſſung nicht mifchen 
werde, daß die Streitigkeiten des Souverains mit feinen 
Unterthanen an fein fremdes Gericht gezogen werden follen 
(oben $. 5. Num. 5). Doch alles diefes find ärmliche Be 
helfe gegen die vorliegende Behauptung! Was auf a den 
Begriff der vollkommenen Souverainität betrifft, fo -berufe 
ich mich auf meine rückwärts $. 6. in Betreff derfelben ge 
‚gebene Erklärung, fo wie auf das, was oben $. 7. erinnert: 
termaßen die Souveraine feldft dariiber denken; ferner auf 
das, wag ihnen die Bundesakte wirklich giebt, und nidt 
giebt (oben $. $. 8. 9.), dann auf das, was ich rückwärts 
$. $. 5 und 4. von dem Zwecke des. Bundes vorausgeſchickt 
habe. Wenn es aber auf 5 nicht geläugnet wird, daß die 
Souveraine in Betreff der Standesherren Einfchränkunge 
im Bunde erlitten haben: zu was frommt dann Das Bew 
fen auf volle Souverainität? Wahr ift es auf Z, daß der 
franzöfifche Kaifer das Angeführte erkläret Hat. Derſelbe 
hat aber auch in eben dem Schreiben erkläret: 

»Er halte es für feine Proteftionspfliht, die Bundes 
»ſtaaten zu erhaften«, wohin doc gewiß auch die Erhak 
tung der Bundesafte felbft und der darin den Standesher— 
‚ren gelaffenen Nechte gehört. Nebſt diefem haben die Sou— 
veraine verfprochen (oder, es verfieht fich ohnehin, wenn fie 
es auch nicht verjprochen hätten), daß feine ihrer Gerichts; 
ftellen in die Befugniffe eingreifen, folle, unter welchen die 
Mediatifirten einer fremden Souverainität unterworfen wor: 
den find. Wie! wenn die Souveraine felbft, ihre Gerichts 
ftellen, ihre Räthe gleichwohl eingreifen follten? Wie weiter, 
wenn die Souveraine, der Bund fer jo, die Mediatifirten 
aber behaupten, er fen anders zu verfiehen? Wie viel übri— 
gens in dem Begriffe eines Proteftors legt, kann man un: 
ter andern auch ſchon daraus fehen. Die Bundesurfunde 
war vom isten Sul. 1806, gleichwohl machte er in Betreff 
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er Feſtung Weſel die (rückwärts $. 10. hit. i) bemerkte 
zeränderung, den ggten Sul. 1806, alſo über die Hälfts 
nes Monats nach geſchloſſener Bundesurkunde. 


| $. 20. 

Was heißt denn aber Spnterpretiren? Es heißt von dem, 
ber denen, welcher oder. welche die Gefeke gemacht haben, 
itweder eine fich darin befindende wirkliche, „der auch 
ar vorgegebene Dunkelheit, aufklären, Licht, oder hoch 
ehr Licht hineinbringen. Wollte auch der Interpret fagen: 

»Das Geſetz ift klar (gefeßt, es wäre auch alfo), es bes 
yarf feier Interpretation,« fo wiirde er — im praftifihen 
sinne fo viel als nichts gethan haben, weil die eine 
arthie doch immer ‚nur ihr Intereſſe und die andere nur 
ieder. immer das Ihrige im Geſetz zu jehen glauben, oder 
ch zur glauben vorgeben witrde., Der Gefehgeber muß alſo 
ter folchen Umſtänden auch ein.an und file fich fonft Ela; 
3 Gefek :interpretiven, oder fagen, daf dag und jenes im 
eſetze Elar enthalten fey, wenn er Ruhe Haben will, werm 
» Parthien Ruhe haben, oder, wenn die innere Ruhe im 
taate befeftiget werden ſolle. Indem er fih nun dazu 
tſchließt: Was thut er denn eigentlich? Weit gefehlt, daß 
ſich dadurch gegen ſein, den Souverainen gegebenes Wort, 
das Innere des ſouverainen Staates miſcht. Klärt er nur 
t den übrigen Souverainen die Thatſache auf, unter wel⸗ 
vr die Bundesakte entſtanden ſey, ſagt nur etwa Folgens 
:: »Unfere Geſinnungen, wenigftens: die Meinigen giens 
n auf aufere und innere Ruhe von Siiddeutfchland. Nur 
viel, als zu deren Erhaltung nötyig war, habt ihr euch 
ı 26ten- Bundesartifel ftipuliet, nur fo viel habe ich ger 
ıttet, und wenn ihr nun zu diefem Zivecke alles fünner, 
re. daB ihr in die den Standesherren belaffenen. Serechtr 
me weitere Eingriffe thut, die ich auch erhalten haben, 
v fo weit, ald es der Zweck erfoderte, aufgeopfert haben 
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»wollte: fo ftehet von den Prätenfionen a. b. c. d. ıc. ab, 
»und beruhigt euch mit dem Erhaltenen. « 

Nur ein ſolches geſchieht durch die Interpretation der 
Bundesakte, und das wird man wohl doch nicht eine voll 
fommene Souverainität zu einer unvolllommenen fiempeln 
heißen! Wahrfcheinfich werden Fälle nicht nur eine, fondern 
mehrere Spnterpretationen diefer Art nöthig machen, und dam 
wird nie denfelben auszumweichen ſeyn. Mit einem fehr tiefen 
Blick, fagt daher der Verfafler im 6. Heft des rheiniſchen 
Bundes, ©. 413. u. d. f.: »Ein Gejuh um eine authenti 
»ſche interpretation. ift Beine Klage gegen den Souverain, 
»fondern nur ein Gefuh, nur Auskunft, ob das, worüber 
»der Spuverain und die Standesherren verfchiedene Geſi— 
»nungen geltend machen wollen, wirklich zum Vortheil I} 
»Erften oder des Andern in der Bundesafte enthalten 7? 


| §. 2ı. 

Daß der Fürft Primas ganz vorzügfich auch feine Hin 
de zu einer allenfalls nörhigen Snterpretation bieten wert, 
daran ift wohl nicht zu zweifeln. Er fagt zwar in feinem 
Schreiben an die Bundesgenoffen vom 18ten Sept. ıdob: 

»Ich werde bei der Bundesverfammlung nichts in 2er 
»fchlag bringen, was nicht als wefentlich vortheil 
haft für den Bund anerkannt und mit der vol: 
stommenen Unabhängigkeit der verbunden 
»Souveraine vereinbarlich ift.« 

Allein, eines Theils fteht alles diejes meiner Behauptung 
nicht entgegen, man müßte denn fagen?: Ohne Genehmigurg 
dieſer oder jener Prätenſion könne die Souverainität mit dr 
Unabhängigkeit nicht beſtehen (wovon ich aber dag Gegen⸗ 
theil oben fattfam eriwiefen zu haben glaube); andern Theil! 
kann der große Firft durch die den Souverainen gegebene 
Zuſi cherung nicht eine Interpretation, oder gar deren Aus— 
ſchließung bezielt haben, da ja ein interpretirter Bund erſt 
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recht den Wünſchen dev Souveraine entſprechen muß. Erz 
klärt ſich aber der Fürſt Primas in dem gedachten Schrei⸗ 
ben weiter: 


»Er ſetze den Zweck des Bundes darin, den Völkern 
»Ruhe und Sicherheit zu verſchaffen, die Souveraine 
»aber in den Stand zu ſetzen, ſich in ununterbroche⸗ 
»nen Fortfohritten mit der allgemeinen Ölüdfen 
»ligkeit ihrer Staaten zu befhäftigen;« fo zeigt 
doch wohl diefes, wohin die Tendenz feiner Seele geht, ins 
dem fie nämlich mie dem von Friedrich und Napoleon. 
Seäußerten (oben $. 2.) von ben Regenten pflichten einerlei 
Anſichten hat, womit es nicht zu vereinbaren ſeyn würde, 
wenn er ſich bei einer nöthigen Interpretation hinter den 
Vorhang ſtellen wollte. Hieraus ſieht man, daß das gegen 
die Intespretation Geſagte, auf dieſer Seite genommen, die 
Kapelle nicht verträgt. 
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Sefebt nun, der Souverain, feine Kollegien und Be, 
amten kehren fich an die Interpretation nicht, beeinträchtt 
gen den Standesherren gleichwohl. Soll hier der milihans 
delte Standesherr bei den eigenen Dikafterien des Souves 
rains feine Zuflucht nehmen? Auch dann noch, wenn etwa 
der Souverain feinen Juſtizkollegien befohlen hätte: 

»Daß fie in Betreff diefer oder jener Materie Feine 
»Rlage annehmen follten ?x 

Mer mir die Frage, zumal auf den lebten Fall bejaht, 
mit dem kann und mag ich nicht vechten. Ich halte dafiir, 
daß beide Fragen, zumal die en verneinet werden müs 
fen. 

Sch denke iiber das Ganze ſo: 


1) Billig ſollte ſich ein jeder Souverain gegen zu otel 
SH. 
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eigene Gewalt wahren *. Er iſt Menfch, und welche 
Menſch Handelt nicht zumeilen aus Laune, wenn er e 


ungeftraft thun kann? Nur an denen, die. fich im diefem 


legten Falle befinden, kann .man ganz vorzüglich die zwei 
Seiten, und zwar nur zu oft die Kehrfeite des Menſchen 
fennen. Es har fhon Souveraine gegeben, die, wenn ji 
eine Indigeſtion hatten, ein Bluturtheil diftirten, das fi, 
wenn es zu fpät war, mit ihren TIhranen hätten auslöfchen 
mögen. Mehr Gewalt foll kein Regent verlangen, als dir 
nöthige zum Thun des Suten, zum Vermeiden des Böſen. 

2) Glaubt aber auch der Kegent , gegen füch feldft hin 


länglich gedeckt zu feyn, iſt er diefes auch vom Seiten fein 


Näthe ‚verfihere ? Wie viel Giück und Geiſt zum PBeife 
gehört zu fold einer Prüfung? Abgefehen davon, daß mar 


her Regent zuweilen feine Näthe weniger kennt, als jede . 


andere, ald 3. B. fein Mundfchenf. 
5) Wenn aber auch mehrere Räthe ſelbſt (und dern 


‚giebt es noch) Männer von ächtem Korn und Schrot wi 


ven: find es deswegen, ich will nicht jagen, alle, doh bi 


meiften ? Diefe le&tern find es aber, die in den Kollegin 
entfcheiden. Hierzu kommt, daß fich auch rechtſchaffen 
Männer nah und nah durch Hofgrundfäße dergeftalt ein 
wiegen laffen, daß ſie das, was ſie noch vor einigen Jahren 
mit Abſchen anſahen, nun ganz thunlich finden. St aus 


nicht fo der Menfch, fo giebt es doc gewiß ſolche Menſchen 


Qui stat, videat, ne cadat! Bedenft man aber num at, 








*) Mir fälle hiebei immer das ein, was Schiller in Wallr 


ſteins Tode, Aten Aufzug, 2ten Auftritt, ſagt: 


Zum Falftrict ward ihm feine Größ' und Maht,. 1 
Und diefe dunkelſchmankende Gemalt, 

Denn um fih greift der Meuſch; Richt darf man ihn 

Der eignen Mäßigung verttaun. Ihn haft 

In Schranken nur das. deutlihe Gefeh a 

Und der Webtäuche ziefgessetiie Spur. "WW . 
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daß fich viele unter ihnen finden, die aus Furcht, ihr Brod 
zu verlieren, ihre Familie unglücklich zu machen, aus Neid, 
ans Stolz, Rachſucht, Geiz ıc. den Meg Nechtens überge⸗— 
ben; fo ift die’ Sache vollends übel. Wer wollte es nun 
einem Standesheren übel nehmen, wenn er bei ſolchen Män⸗ 
nern für den Ausgang feiner ‚gerechten Sache zittert )7 

4) Geſetzt aber, für die gegenwärtige Zeit wäre das 
Uebergewicht des Guten bei dem Regenten ſelbſt, fo wie auf 
Seiten feiner Käthe. Wer birgt dann fiir die Zukunft? _ 
Folgten nicht auf den großen Vespaſian und auf feinen 
“ Sohn, den liebenswürdigen Titus, Domitian: das Uns 
gehener? Und iſt niche eben diefes der Fall bei Miniftern 
und Räthen, die oft durch Umwege ein ganzes Kollegium. 
‚zu. täufhen, zu ihrem Zweck gu leiten willen? Wie wäre 
dann num gar unter folchen Umftänden fiir die Standesherr 
ren und ihre Bundesgerechtſame geforge? Wird nicht ein 
weifer, ein gütiger und gerechter Negent dafür forgen, daß 
die nun einmal zum Opfer gebrachten Medtatifirten wenigs 
ſtens nicht in Anfehung deffen, mas ihnen das Staatswohl 
noch übrig gelaffen hat, in Gefahr kommen? 

- 5) Ob e8 gleich fein Jahrhundert gegeben hat, welches 
-fih für unaufgeflärt gehalten hat, ſo erffären wir doch 
alle für unaufgeffärt, indem wir das unftige vorzugsweiſe 
das Aufgeflärte nennen. '- Was für Sachen werden aber‘ in 
diefem Fichte gefchrieben, beſonders, mern es darum gilt, 
Negentengewalt als unbegrängt’darzuftellen? 


— 








1) Sage man nicht, die angeführten Bedenklichkeiten bewies 
fen zuviel, daß nämlich das höchſte Landesgericht auch von aflen 
übrigen Untertanen fein Zutrauen verdiene, bewieſen alfo 

nichts, weil der Unterſchied der-Berhäftniffe in Rückſicht der ges 
meinen’ Unterthanen und jener der Standeöherren haudgreiflich 
fey. Eben diefer Unterſchied it es oder, Welcher vigene Ruh ch 

ten me 
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3. ©. der Eine nimmt die Stärke zum Prinzip des 
Rechts, lehrer diefes als Profeſſor, und laßt es drucken. Der 
Andere , ebenfalls öffentlicher Profeffor und Mitglied an ei: 
nem Nechtskollegium, ſagt in einer Drudfchrift: 

»Stünde dem Fürften ein Beamter nicht an, und habe 
»ſich derfelbe auf die Erfundigung von einem Minifter etwa 
»in einem Bericht nicht genug gereinigt, fo könne ihn der 
»Fürſt — ohne gerichtliche Unterfuchüung veradfchieden, weil 
»derlei Sachen als zur Polizei gehörig, fummarifch ab 
»gethan werden fünnten.« 

Ein Dritter nicht weniger Profeſſor auf einer der be 
rühmteſten Univerfitäten in Deutfchland , theilt in einer 
Drucdfhrift die Staatsgewalt in eine. materiale, und 
formale, nennt die erſte eine auf bloße vernunftloſe Wil 
kühr, die andere aber auf Raifonnement gebaute, und fpridt 
die lebte jedem Negenten dergeftalt unabhängig zu, »bdah ir 
einer Nichtergewalt untergeordnet fey, meil die formale 
»Staatsgewalt unmwiderfprechlich feyn müffe.« 

Er fihreibt alles diefes in einem dem theinifchen Bunde 
vorhergehenden Zeitpunfte, wodurch die Sache noch auffal— 
fender wird. Ein Dierter fihrieb vor vier Jahren fiir das 
fiskaliſche Okkupationsrecht, und obgleich daffelbe in $. 36. 
des Deputationshauptfehluffes jedem, alfo auch gewiß Orfi 
veich (welches als Kaifer nichts verlieren konnte, und als 
Keichsftand felbft unter die Entihädigten gehörte), abgefpror 
chen war; fo vertheidigte er doch daffelbe unter dem Namen 
des Heimfallsrechts mit folhen Gründen, die noch zur 
Zeit niemand als der Finanzminifter in Anfehung der kaiſer— 
fertichen Obligationen als fuffizient benukt hat. | 
Ich mag feinen diefer Gelehrten nennen, weil es meine 
Sache nicht ift, einen Mann zu beleidigen, der bei einem 
fonft guten Charakter blos ducch Üble Anfichten zu Behauptun—⸗ 
gen der angeführten Säge verleitet worden ſeyn kann. 

Wenn aber nun felbft Profefforen, die nur fir unpar— 
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| theitiche Wahrheit geſchworen haben, und welche doch junge 
Leute zu Miniſtern und Räthen, die auch für das Intereſſe 
des Fiskus in Pflichten genommen werden, bilden ſollen, 
ſolche Verſtoͤße gegen den Menſchenverſtand begehen (si hoe 
in viridi fiat, quid fiet in arido?) —; wie fann man den 
Standesherren zumuthen', daß fie ihre Angelegenheiten von 
eigenen Landesdifafterien entſcheiden laffen follen *)7 | 
6) Es ift zwar wahr, fie werden fr ſolche Fälle ihrer 
Pflichten entlaffen. Und mwenn der würdige Herzog von 
Naſſau Aſingen in feiner Gerichtsordnung vom ııten Mo: 
vimber 1806 die Sachen feiner Unterthanen wider den Fis— 
tus mit Ausfhliefung der auswärtigen Univerfitäten, blos 
an ſeinem Oberappellationsgericht endlich abgegeben haben will, 
und wenn er dabei weislich und väterlich verordnet: 
Daß fie mit Unpartheilichkeit abgethan, in zweifels 
yhaften Fällen aber eher gegen den Fiskus und 
fürdie Unterthanen geſprochen werden ſollen;« 
ſo laſſe ichs gelten, daß für das Gros ſeiner Unterthanen 
geſorgt ſeyn mag, wie ſchon viele ähnliche Falle im Heſſen⸗ 
£ajjelifhen — auch andern Ländern beichren , fürchte aber, 
daß fich dabei die Standesherren,: welche aus der Bundes; 
akte eigene Rechte und Verhältniſſe Haben, noch immer night 
seruhigen werden. | | | | 


6. 23. Ä 
WMir ſcheinet es unter folchen Umſtänden von Seiten 
des Regenten klug, Billig und gerecht, daß er zur Beruhi— 
gung einer Klaſſe, die noch vor einem Jahr unter ſeine 
Mitſtände gehörte, alles, was in ſeinen Kräften ſteht, bei— 





) Den Entwurf eines Staatsrechts des Herrn Advokaten 
Zintel ſcheint der Herr Derfafler noch nicht gefannt zu haben. 
Nach ihm gibt ed feine Rechte , Sondern bloße Gnaden, folglich 
für den Souverain aud feine Pflichten,  W. 
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trage,. jumal jedes andere Gericht für ihn ſelbſt nicht ger 
fährlich ſeyn kann, die Bundesafte den Standesherren in 
peinlichen Fällen ohnehin. die Aufträgalinftanz ausdrücklich 
ugeftanden hat, wovon auch der. Grund fire bürgerliche 
Statt haben dürfte. Wie diefes Gericht und wo es ein— 
zurichten ſey, das iſt ganz außer der Sphäre meiner Ab— 
ſicht, wofür auch die Weisheit der Regenten *) ohnehin zu 
ſorgen wiſſen wird. 





37. 

Friedens-Verträge Sr. Majeſtät des Kaiſers der 
Franzoſen, Königs von Italien, Protektors des 
Rheiniſchen Bundes mit J. J. Majeſtäten dem 


Kaiſer aller Reuſſen und dem Könige von * 
fen; 





Der große Kampf, deſſen Beginnen wir im zweiten Hefte 
dieſer Zeitfchrift dofumentirten, if beendigt. Ein Feldzug 
von fieben Tagen genügte, eine Monarchie zu ſtürzen, die 
von Ffleinen Anfängen durch eine nur wenig unterbrochen 
Heide talentvoller Negenten und manche glückliche Konjunk— 
turen, zu einer anfßerordentlichen Höhe mit feiner Schnef: 
figkeit emporgehoben, fieben Jahre lang den vereinten Kräf— 
ten .des halben Europa widerftanden hatte. | 

Am iqten Dftober fhlng Napoleon die von ihren 
— —— abgeichrittene auf ihrem Tinten Flügel gartz 


— — — —— 








— 
) Und wahrſcheinlich das künftige Fundamentalſtatut des Bun— 
des. W. | 
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umgangene preußiſche Armee bei Jena und Auerſtädt gänz— 


lich. Die verfprengten Nefte wurden verfolgt und die faum 


bei Halle_angelommene Reſerve am ı7ten Oktober gefchla: 
gen. Schon’ am zıten Dftober gieng ein. Theil der franzö⸗ 


ſiſchen Armee bei Wittenberg iiber die Elbe, und am „öten 


war ſchon das Hauptquartier des Kaifers zu Potsdam, an 
weichem Tage ein Korps zu Berlin ſelbſt einrückte, aber auch 


ſogleich weiter gegen die Oder vorrückte. Am nämlichen 


Tage ergab fih die Veſte Spandau‘ ohne alle Gegenwehr. 

Am arten erfolgte der feierliche Einzug des Kaiſers Napo— | 
feon in Berlin. Am 2bten Dftober kapitulirte das Korps 
des Fürften von Hohenlohe bei Prenzlow und gerieth in 
Kriegsgefangenfihaft. Am 2gten Oktober wurde Stettin mit 
6000 Mann ohne Gegenwehr iibergeben; ein Kleines Korps 
von 5 Infanterie: und 6 Kavalleriergimentern ergab fih am. 
nämtichen Tage bei Paſewalk durch Kapimlation, und ein 
anderes am Zıten Oktober bei Anklam, Am ıten November 


erfolgte die Mebergabe der Feftung, Cüſtrin, und nichts hin; 


derte nun Die fratizöfiiche Armee über bie Dder zu gehen, 
Schon am Zten rückten die Vortruppen in Pofen ein. Am 
Gten wurde Lübeck erſtürmt, wohin ſich das gedrängte Korps 


des Generals Blücher gezogen hatte, der ſelbſt bei Rat— 


fau mit feinem überaus gefchwächten unaufhörlich verfolg: 
ten Korps am vzten November fapituliven mußte. Sp war ° 
nun faft die ganze preußifche Armee, welche an den Ufern 
Der Saale geftanden, getÖdtet oder gefangen genommen, 


Mur wenigen Negimentein und der Reſerve des Generals 


K alkreuth war es gelungen, mit dem Könige über die Oder 
zu kommen. ee * | 

Die ruſſiſchen Truppen hatten ſich in zwiſchen in Bewe⸗ 
gung gefetzt zur Hilfe des Königes von Preußen. Ihre 
Vortruppen betraten die nenoftpreußifchen Gränzen am odten 
Oktober, kehrten aber nach erhaltener Kunde von der Schlacht 
Hei Jena wieder um. Erſt in ber Folge fekten fie fich wie, 


r 
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det in Bewegung, famen am ı2ten November zu Warſchau 


an, und vereinigten ſich mit dem Reſte der preußiſchen Ar⸗ 


mee. Aber ſchon am 2rten November verließen fie Wars 
ſchau, wo am aBten die Franzofen feierfich einzogen. Wäh— 
vend die große franzöfifche Armee in Polen bis zur Weichfel 
vorriickte, ereigneten fih in ihrem Rücken nicht minder 
wichtige Begebenheiten. ‚Eine holländifhe Armee. unter den 
Befehlen des Königs felbft, und ein neues franzöfifches Armee 
korps festen fich gegen die im Rücken der großen franzöfifchen 

Armee liegenden norddeutfche Lande in Bewegung, und befek: 
ten alle Staaten. Beide rückten von zwei, Seiten in die 
Eurheffifchen Lande ein, und am ıten November wurde die 
Hauptſtadt und das ganze Land vom Kurfürften den Frans 
zofen überlaſſen. Der Kurfürft entfloh nah Holſtein, ge: 
fammte heffiiche Truppen wurden entwaffnet. Eben fo wur: 
den. Fulda und Braunfchweig befeßt, und Befiß von den 


bannöverifchen Landen genommen, wo bald Hameln und 


Mienburg fielen, Nach einer franzöfiihen Bekanntmachung 
hören Heffen, Braunfchweig und Dranien: Fulda auf zu ver 
gieren, und feierlich wurde erklärt, daß alle Lande dieffeits 
der Elbe nie wieder unter preußifhe Herrſchaft kommen ſol⸗ 
len. Auf der andern Seite hatte ſich der kaiſerliche Prinz 
Hieronymus, jetziger König von Weſtphalen, von der groſ— 
fen Armee mit einem Korps getrennt, und gegen Schlefien 
gewendet. Von der andern Seite rückten baierifche und 
würtembergiſche Armeekorps über Dresden gegen Schleflen 
vor. Die Kontingente der übrigen rheinifchen Souverains 
wurden theils zu Befakungen fefter Pläße gebraucht, theils 
ftießen fie zur großen Armee. Das fchlefiihe Armeekorps 
fieng bald feine Operationen an, und eine Feftung kapitulirte 
nach der andern. 


‚ Kalfer Napoleon hatte dem Könige von Preußen eis 


nen Waffenſtillſtand bewilligt, den aber dieſer nicht vatifizivt 
hatte, Und nun nahm der ruffifhe Kaifer förmlich Antheil 


—— — 
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am Kriege gegen Frankreich und deffen Bundsgenoffen. Nach 
einigen Fleinen Gefechten bei Czarnowo, Naſielcz, und Los 
poczyn, erfolgten am  26ten Dezember- 1806, die blutigen 
‚Gefechte bei Pultusf und Golymin., Der Widerftand der 
Ruſſen war außerordentlich; aber ſie waren gezwungen, dem 
ſieggewohnten Helden zu weichen. Sie verließen ihre 
ſtarke Poſition, und zogen ſich mehr gegen ruſſiſch Polen 
zuriick, Beide Armeen konnten indeſſen wegen der außer: 
ordentlich fchlechten Wege nichts mehr vornehmen, und ber 
sogen Kantonirungss und Winterquartiere. Doch die Ruhe 
mar von fehr kurzer Dauer. Die ruſſiſche Armee verftärfte 
fih, und nahm nun ihre Richtung vorzüglich gegen Alt⸗ 
Oſtpreußen. Ihre Abſicht war, von hieraus die ftanzöſt ſche 
Armee zu umgehen, und fie zum Rückzuge über die Weichs 
fel zu zwingen. Am söten Jänner ftießen die Vortruppen 
auf einander, und es kam bei Mohrungen zu einer lebhaften 
Aktion, welche den Zweck der Ruſſen vereitelt. Doch dies 
war nur Vorfpiel der bald darauf erfolgten wichtigen Schlacht _ 
bei Preußiſch-Eilau am Bten Februar. 

‚ Der Kaifer Napoleon, welcher fid den Jänner hin— 
durch zu Warſchau aufgehalten hatte, brach am Soten mie 
‚der ganzen Armee auf, den Nuffen entgegen, Vom ıten bie 
zum ten Februar fielen täglich Gefechte und Scharmiitzel 
vor, aber an diefem Tage kam es zur Hauptfchlacht bei 
Preußiſch⸗Eilau. Beide Theile haben fich den Steg zuge: 
fchrieben, der nach den Folgen zu urtheilen, auf Seite der 


franzöſiſchen Armee war, Nun ſchien abermals einige Waf— 


fenruhe einzutreten, die nur durch Streifereien der Koſacken 
und durch eine bedeutende Aktion bei Dftrotenta (16, 
Febr,) unterbrochen wurde, 

Die franzöfifche Armee verwendete indeffen diefe Ruhe 
zu engen Einfchließungen und zur- Belagerung von Kolberg, 
Graudenz und Danzig,  Diefer letztern Feftung Luft zu mar 
den, fehiffte fih ein Korps. Ruffen zu Königsberg ein, und 
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landete am ı2ten Mai zu Weichfelmünde. Aber biefe Trup: 
pen wurden, am ıdten und ıGten Mai gefchlagen. Evit 
nun, da alle Hülfe zum Entfaß nicht denkbar war, übergab 
der Gouverneur von Danzig, der Graf von Kalkreuth, 
am Soten Mai nach einer ſchönen und ehrenvollen Verthei— 
digung diefe höchftwichtige Feſtung mit einer Kapitulatien, 
die jener gleich war, welche diefer Feldherr felbft 1795 der 
Sarnifon zu Mainz bewilligt hatte. 

Inzwiſchen waren ſchon vor diefem Zeitraume Einlei— 
tungen zu einem allgemeinen Frieden getroffen worden, die 
noch nicht abgebrochen waren. Allein der Fall von Danzig 
machte, daß die ruffifhe Armee noch einmal den Kampf en 
neuerte. Dom ten Junius an fielen einzelne zum Theil 
fehr blutige Gefechte in Oftpreußen vor, und am ı4ien Ju— 
nins kam es endlich bei Friedland zu einer Hauptihlad; 
welche fih) zum Nachtheile der ruſſiſchen Armee endigte Cie 
war gezwungen, das preußifche Polen zu verfaffen, und ih 
über den Niemen nah dem vuffifhen Polen zuriick zu gie 
ben. Nach diefer ſchrecklichen Schlacht erfolgte zwiſchen bei— 
den Armeen am ziten und 2dten Junius ein Maffenfiill: 
- ftand *), Beide Kaifer und nachher auch) der” König von 
Preußen kamen anfangs auf einem Floße mitten im NMiemen, 
und darauf zu Tilfie zufammen. Diefe Zuſammenkunft gab 
dem feften Lande den fo fehnlichft gewünſchten Frieden, wel 
chen wir nun unfern Lefern in der Driginalfprache vollftar: 

‚dig, fo wie er im Moniteur abgedruckt ift, mittheilen. Wir 
fiefeen zugleich einen getreuen Auszug in deutſcher Spracht, 
und begleiten. diefen mit einigen erlauternden Anmerkungen. 

Die Ruhe ift fo auf dem feften Lande hergeftelle, de 
der inzwiſchen zwijchen Rußland und dev Pforte ausgebro— 
chene Krieg durch eben denjelben Vertrag geendige werden 
fol. Nur der König von Schweden bleibt noch zur Zeit 











”, Am zıten mit Rußland und am 25ten mit Preußen. 


99 


auf dem Kriegsſchauplatze. Er ſchloß einen Waffenſtillſtand, 
als Rußland und Preußen noch im Kriege gegen Frankreich 
waren. Er kündigte den Waffenſtillſtand auf, als ſich die 
kriegführenden Mächte einander näherten, und den abgeſchloſ 
jenen Waffeuſtillſtand, fo wie die Zuſammenkunft der Monar—⸗ 
chen einen nahen Frieden vorausſehen ließ. Er ſteht alſo 
ganz allein noch gegen Frankreich, unterſtützt durch engliſche 
Subfidien und einige Tauſend auf der Inſel Rügen gelandes 
‚ter Engländer. Wahrſcheinlich wird derfelbe den wieder an: 
gefangenen Krieg durch den DVerluft von Pommern büßen. 

Ob England, dem nun faft alle Häfen Europens ver; 
fchloffen find, die Vermittlung Rußlands annehmen, und“der 
allgemeine. Friede zu Stande kommen werde, muß fid) bin: 
nen wenigen Tagen zeigen. 





| Franzöſiſch-Ruſſifcher Friedens vertrag. 

Sa Majeste l’EMPEREUR. DES Frangaıs, Roı v u 
| protecteur de. la Confederation du Rhin, et Sa Ma- 
Jeste l'’Empereur de toutes les Russies , Sk anjunds 
d’un egal desir de. mettre fin aux calamites de la guer- 
re, ont, ä_cet effet, nomme ‚pour leurs plenipoten- 
tiaires, savoir: S. M. V’EnpeREUR Des Frangars, Roı 
d’Irarıry protecteur de la Confederation du Rhin, 
M. Charles - Maurice Talleyrand, prince de Benevent, 


* 











1) Seine Majeſtit der Kaiſer der Franzoſen, König 
von Italien, Protektox des Rheiniſchen Bundes, und Seine 
Majeſtät der Kaiſer, aller Reuſſen, beſeelt vom nämlichen 
Wunſche, den Verheerungen des Krieges ein Ende zu ma— 
“chen, haben zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, und zwar 
Scine Maieftät der Katfer der Franzoſen ꝛc. den Herrn Karl 
Mori; Zalleyrand, Furften von Benevent.ic. und Se. Ma; 


* 
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son grand-chambellan et ministre des relations exte- 
rieures, grand-cordon de la Legion d’honneur, che- 
valier grand-croix des Ordres de l’Aigle-Noir et de 
 T'Aigle-Rouge de Prusse et de Saint-Hubert; 

Et S. M. l’Empereur de toutes les Russies, M. 
le prince Alexandre Kourakin, son conseiller - prive 
actuel, membre du conseil d’Etat,; senateur, chance- 
lier de tous les Ordres de l’empire, chambellan ac- 
tuel, ambassadeur extraordinaire et ministre plenipo- 
tentiaire de S. M. l’Empereur de toutes les Russies 
pres $. M. 1’Empereur d’Autriche, et chevalier des 
Ordres de Russie de Saint-Andre, de Saint-Alexan- 
dre, de $ainte-Anne de ıre classe et de Saint-Wolo- 
dimir de la ıre classe, de l’Aigle-Noir et de l’Aigle- 
Rouge de Prusse ; de-Saint-Hubert de Baviere, de 
Dambrog et de l'Union parfaite de Panemarck, et 
bailli .grand-creix de l’Ordre- souycrain de Saint-Jean- 
de-Jerusalem; = 

Et M. le prince Dinitri Labanoff de Rostoff, 
lieutenant-gencral des armees de $. M. l'’Empereur de 
toutes les Russies, chevalier des Ordres de Sainte- 
Anne de la premiere classe, de l’Ordre militaire de 
* Saint-George, et de l’Ordre de Wolodimir de la troi- 
siceme elasse; | | 

Lesquels , apres avoir echange leurs pl®ins-pou- 
voirs respectifs, sont convenus des articles 'suivans: 
jeftäit der Kaifer aller Reuffen die Herren Fürſten von Kura 
Ein und Labanoff von Noftoff (mit ihren vollftändigen Titeln). 

Nach ausgewechfelten Vollmachten find fie iiber folgende 
Punkte nbereingefonmen, 

(Die Konfdderationsafte beffimmt genau , wie es bei 
einem fiir die Konföderation entftehenden Kriege gehalten 
nserden foll. Man lefe Art. 55. der Ronföderationgafre und 
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Art. Ier- Il y aura, à compter du jour de l’Echan, 
ge des ratifications du present traite, paix et amitie 
parfaites entre $. M. l’Emrereun Des Frangaıs, Roi 
‚»Irarıe, “et S. M. TEmpereur de toutes les Russies. . 

II. Toutes les hostilites cesseront immediatement, 
de part et d’autre, sur terre et sur mer, dans tous 
les points oü la nouvelle de la signature du present 
traite sera officiellement parvenue. 

Les hautes parties contractantes la feront porter; 
sans delai, par des couriers extraordinaires à leurs 
gCneraux et commandans respectifs. 

III. Tous les bätimens de guerre ou autres ap- 
partenant a l'une des parties contractantes ou à leurs 
sujets respectifs, qui auraient dte pris posterieure- | 








den Auffaß : Bewaffnung der Rheiniſchen Bundesarmee im 
zweiten Hefte ©. 244. Aber wie ein angefangener Krieg ber 
endigt werden folle, davon fagt die Akte felbft nichts. Durch 
den Friedensvertrag mit Rußland und Preußen wird diefe 
Lücke ausgefüllt. Der Protektor des Bundes ſchließt für ſich 
und die ganze Konfüderation Frieden und ftipulire für die 
felben. Wahrſcheinlich wird indeffen im künftigen Funda⸗ 
mentalſtatut das Nähere hierüber beſtimmt werden). 
Art. 1. Es ſoll vom Tage der Auswechslung des Trak— 
tates Friede und Freundſchaft zwiſchen beiden Mächten ſeyn. 
Art. 2. Ale Feindſeligkeiten zu Waſſer und zu Lande 
hören von beiden Theilen auf an allen Orten, ſobald die 
Nachricht von der Unterzeichnung des Friedens ankömmt. 
Außerordentliche Eilboten ſollen die Nachricht beiderſeitigen | 
Generalen und Kommandanten überbringen. 

Art. 3. Ale Krieges oder andere Schiffe, welche nach 
der Unterzeichnung des gegenwärtigen Traktats genommen 
worden, ſolley, fie mögen einem der kriegführenden Theile 


De 
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ment ä la signature du present traite, seront resti- 
tues, ou, en cas de vente, le prix en sera restitue. 

IV. 8. M. l’Enreneur Narorbon, par égard pour 
$. M. l’Empereur de toutes les Russies et voulant 
donner une preuve du desir sincere qu’il a d’unir les 
deux nations par les liens d'une confiance et d’une 
amitie inalterables, eonsent à restituer ä S.M. le Roi 
de Prusse, allie de S. M. I’Empereur de toutes les 
Russies, tous les pays, villes et territoires conquis 
et dénommèés ci-apres, savoir: 

La partie du duche de Magdebourg situde ä la 
droite de l’Elbe; 

La Marche de Prignitz, l’Uker-Marck, la moyen- 
ne et la Nouvelle Marche de Brandebourg, a l’excep- 
tion du Kotbuser-Kreis, ou-cerele de Cotbus, dans 
la Basse-Lusace, — devra appartenir - a5. M. le 
Roi de Saxe; | 

“ Le duche de Pomeranie; 

La Haute, la Basse et la Nouvelle Silesie-avce 
le comte& de Glatz; | 

La partie du district de la Netze; situee au’ nord 
de la chaussee allant de Driessen ä Schneide-Mühl, 
et d’une ligne allant de Schneide-Mühl, & la Vistule 
‘par Waldau, en suivant les limites du cercle Brom: 
berg, la navigation par la rivi£re de Netze et le ca- 











oder i ihren Unterthanen‘ gehören, zurückgegeben merden. Sind 
fie verkauft, fo wird der Werth erſetzt. 
‚ At. 4. Se. Maj. der Kaifer Napoleon willigen aus 
Rückſicht für Se. Maj. den Kaifer aller Neuſſen, und um 
einen Beweis feines aufrichtigen Wunſches zu geben ; beide 
Nationen durch die Bande unerſchütterlichen Vertrauens und 
Freundſchaft zu vereinigen, ein, daß Sr. Maj. dem Könige 
von Preußen, als Verbündeten Sr. Maj. des Kaifers aller 
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aal de ——— — Driene jusqu’ il Vistule, 
et reciproquement, devant ötre libre et franche de 
tout pdage; la Pome£relie,.liile de Nogat, les pays a 
la droite du Nogat et de la Vistule, a l’ouest de l'an⸗ 
“cienne Prusse et au nord du cercle de Culm; TEr- 
meland, et enfin le royaume de Prusse, tel qu'il etait 
au ıgr janvier 1772, avec les places de Spandau, 
Stettin, Custrin, Glogau, Breslau, Schweidnitz, Neis- 
se, Brieg, Kosel et Glatz, et generalement toutes les 

places, citadelles, chäteaux et forts.des pays ci-dessus 
denommes, dans l'etat ou lesdites. places citadelles, 
chäteaux et forts se trouvent maintenant,, et en outre, 
la ville et citadelle de Graudentz. 

V. Les provinces qui, au ıcr janvier 1772, fai- 
saient De de l’ancien royaume de Pologne, et qui 
“ont passe depuis, à diverses epoques, sous la domi- 
nation prussienne, seront, à l'exception des pays qui 
sont nommds ou designes au précédent article, et de 
ceux qui sont specifi£s en l'article IX ci-apres, pos- 
sedes en toute propriete et souyeraindte par $. M. 














Keuffen alle Hier benannten eroberte Länder, Städte und 
Gebiete zurückgegeben werden; nämlich: ꝛc. (Das weitere die: 
fes Artikels iſt gleichlautend mit dem zweiten des preußiſchen 
Friedens, welcher nachzuſehen iſt.) | 
Art. 5 Die Provinzen, welche am ıten Jänner 1772 | 
Beftandtheile des ehemaligen Königsreichs Polen waren, und 
feitdem- zu verfchiedenen Zeiten unter die preußifche Herr⸗ 
fchaft gefommen find, werden mit Ausnahme der im vorher; 
gehenden und im weiter unten folgenden neunten Artikel ger 
nannten Lande mit allen Eigenthums; und Souverainitätss. 
rechten won. Sr. Majeftät ‚dem Könige von Sachſen unter 
dem En eines Herzogthums Warſchau beſeſſen und nach 
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te Roi de Saxe, sous le titre de duch& de Varsorie, 
et regis par des constitutions qui, en assurant les Ii- 
bertes et les privileges des peuples de ce duche, se 
eoncilient avec la tranquillite des Etats voisins. 

VI. La ville) de Dantzick avec un territoire de 
deux lieues de rayon autour de son enceinte, sera re- 
tablie dans son independance, sous la protection de 
8. M. le Rei de Prusse et de S. M. le Roi de Saxe, 
et gouvernde par les lois qui la regissaient à l'epe- 
que ou.elle cessa de se gouverner elle-m&me. 

VII. Pour les communications entre le royaune 
de Saxe et le duche de Varsovie, $. M. le Roi de 
Saxe aura le libre usage d'une route militaire & tra 
vers les possessions de $. M. le Roi de Prusse. L: 
dite route , le nombre des troupes qui pourrozty 
passer a la fois et les lieux d’etape seront deermi- 
nes par une convention speciale, faite entre leur 
dites majestes, sous la mediation de la France. 

VIII. S. M. le Roi de Prusse, S. M. le Roi de 
Saxe, ni la ville de Dantzick ne pourront emp£cher 
par aucune prohibition, ni entraver par l'etablisse- 
ment d’aucnn peage , droit ou impöt de quelque m- 
ture qu’il puisse Etre, la navigation de la Vistule. 


nn 











einer Verfaffung vegiert werden, welche die Freiheit und Pit 
vilegien der Völker diefes Herzogthums ſichert, und fich mit 
der Ruhe der "benachbarten Staaten verträgt. (Ueber ber 
Beftand des Herzogthums Warfhau f. den 15. Artikel dei 
preufifchen Friedens, und in der Note zum ten Artikel det 
preußifchen Friedens die Nummer 11). 

Art. 6. Wie Art. 19. des preußifchen Friedens. 

Art. 7. Wie Art. 16. des preußiſchen Fricdeng, 

Art. 8. Wie Att. 20. des preußifchen Friedens. 
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IX. Afin d’etablir: ‚ autant. qu'il® est passible ; des 
imites naturelles entre la. Russie et le duche de Var- 
ovie, le territoire circonscrit par. la partie des fron- 
ieres russes actuelles, qui s’etend- depuis le Bug jus- 
a'& l'embouchure- de la Lossosna, et par une ligne 
artant de ladite embouchure et suivant le thalweg 
e cette riviere, le thalweg de la Bobra jusqu'à son 
mbouchure, le thalweg de la Narew, depuis le point 
usdit jusqu’a Suratz, de la Lisa jusqu’ä sa source, 
res le village de Mien, de l’affluent de la Nurzeck 
renant sa source pres le même village, de la Nur- 
eck jusqu’a son embouchure ‚au-dessus de. Nurr, et 
nfin le thalweg du Bug, en le remontant jusqu' aux 
'ontieres ruöses actuelles, sera — & perpetuite, 
l’Empire de Russie. 

X. Aucun individu, de quelque classe et condi- 
on qu'il soit, ayant son domicile ou des proprietes 
ıns le territoire specifie en l’article pr&c&dent, ne 
vurra, non plus qu’aucun individu domicilie, soit 
ıns les provinces de lancien royaume de Pologne, 
ıi doivent être restitudes a $. M. le Roi de Prusse, 
it dans le duche de Varsovie, mais ayant en Russie 
s biens-fonds, rentes, pensions .ou revenus, ‘de 
ıelque nature qu'ils soient, &tre frappe dans sa per- 
‚nne, dans ses biens, rentes, pensions et revenus de 
ut genre, dans son.rang et ses dignites , ni pour- 
ivi ni recherche ‘en aucune fagon quelcongue, pour’ 
ıcune part ,„ ou politique ou militaire, qu'il ait pu 
endre aux eyenemens de la guerre prösente. 








FRE 


Art. 9. Wie Art, 8 des prenfifchen Friedens. 
Art, 10. Wie Art. 22, des preußiſchen Friedens. (Diefe 

Auita find unten beim preußiſchen Frieden nachzuſehen.) 
Be 
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XI. Tous les enzagemens et toutes les obligations 
de S. M. le Roi de Prusse, tant envers les ancien: 
possesseurs, seit de charges publiques, soit de benc- 
fices ecelesiastiques, militaires ou civils, qu'ä l’egard 
des creanciers ou des pensionnaires de l’ancien gou- 
wernement de Pologne, restent ä la charge de S. M. 
V’Empereur de toutes les Russies et de S. M. le Roi 
de Saxe, dans la proportion de ce que chacune de 
leurs dites Majestes aequiert par les articles V etI\, 
et seroni acquittes pleinement, sans restriction, er 
ception, ni reserve aucune. 

XII. Leurs altesses serenissimes les ducs de Saue- 
Cobourg, d’Oldenbourg et de Mecklenbourg - Schwe- 
rin, seront remis chacun dans la pleine et paisible 
possession de ses Etats ; mais les ports des ducks 
d’Oldenbourg et de Mecklenbourg eontimueront dietre 
occupes par des garnisons francaises, jusqu'a ledun- 





Art. 11. Alle Berbindlichkeiten und Berpflichtungen Er. 
Maj. des Königs von Preußen ſowohl gegen die ehemaligen 
Beſitzer öffentlicher Stellen, geiftliher. Pfründen, Mititair: 
oder Civilpenfionen, als in Kinfiht der Släubiger und Per: 
fioniften der vormaligen polnifher Regierung. bleiben Er. 
Majeftät dem Kaifer aller Reuffen, und Sr. Majeftät dem 
Könige von. Sachſen im Verhältniß der einem jeden durd 
Art. 5. und 9. zufallenden -Lander, und werden von ihm 
ohne. Einfchränfung,, Ausnahme: oder Vorbehalt berichtig 
werden. . GVergl. mit: Art, 24.. des. preußifchen Friedens.) 

Art. 12. Die Herzoge von Sachfen: Roburg (Saaffelt), 
Oldenburg und Medflenburgs Schwerin werden in den volen 
und ruhigen Beſitz ihrer Staaten wieder eingeſetzt; aber die 
‚ Hafen der Herzogthiimer Oldenburg und Mecklenburg wer: 
den dis zur Auswechfelung des künftigen Definitivfriedens; 
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ge des’ ratifications du : futur traite‘ de ‚Pair: deRnitive 
entre la France et l’Angleterre. 

XIU. $.M. l’Emeraeun Narorkon Accepte la me- 
diation de $.' M. l’Empereur de toutes les Rüssiesy a 
V'eflet ‘de negocier 'et conclure un traite de paix defi- 
nitive entre la France ct l’Angletetre,' dans la suppo> 
sitioen'que cette mediation . sera -aussi aeceptée par 
. l’Angleterre, un mois apres an des ratilications | 
du present traite. Ä — 

XIV. De son cöte, S. M. — de toutes 
les Russies, voulant prouver combien: il..desire d'eiäl 
blir entre les deux Empires les rapports les plus in-⸗ 
times et les plus durables, ‚reeonnait -S,-M. le Roi 


j z F J 
a 
3 
i — - * 
— — — i 


vertrags — geentreic und England — ou 
—— haben. | 

(Der jeßige Herzog von RoburgsSaaifers" ſt ein — 
ger des ruſſiſchen Kaiſers, fo auch der Erbprinz von Meck⸗ 
lenburg: Schwerin. KHolftein:Oldendburg hat mit dem jetzt 
regierenden ruſſiſchen Hauſe einerlei Stammeltern. In Rück 
ſicht des Herzogs von Sachſen-Koburg, f. Heft. 4. S. 1a _ 
und die folgenden Nuinmern in dfefem Hefte. Im proeſiſchen 
Frieden findet man hievon nichts). | 

Art. 18, Se. Maj. der Kaifer Napoleon nimmt sis 
Bermittlung des Kaifers aller Neuffen: - zum: Unterhandlung 
und Abſchließung eines Definitiofriedens -zwifchen Frankreich 
und England in det Vorausfegung an, daß diefe Vermitu 
fung auch von England ; einen Monat nach Auswechſelung 
der Ratifitationen gegenwärtigen: Vertrages angenommen wird. 

Art. 14. Um zu beweifen, wie fehr Se. Majeftät. der 
Kaifer alter Neuffen wünſchen, daß zwiſchen den ‚beiden Net; 
hen. die innigſten und feſteſten Verhältniſſe beftehen, erkennt 
derſelbe Se. Majeſtät Joſeph Napoleon als König von Near 
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de Naples, Joseph 'Napoleon, et S. M. le Roi de 
Hollande, Louis Napoleon. 

XV. $. M. l’Empereur de toutes les Russies re- 
connait pareillement la Confederation du Rhin, l’etat 
actuel de possession de chacun des souverains qui la 
composent, et les ‚titres doiines & plusieurs d’entr'eux, 
soit par l’acte de Confederation, soit par les traites 
d’accession subsequens. 

Sadite Majeste promet de reconnaitre ,„ sur le 
notifications qui lui seront faites de la part de S. M. 
VEnrerneuR NaroLkon, les souverains qui deviendront 
ulterieurement membres de:la. Gonfederation, en h 
qualit& qui. leur sera donnde par.les actes qui les y 
feront entrer. | 





pel und Se: Majeftäs Louis. Napoleon als König vm Hl 
land. (Die Gränzen und der Umfang beider Reiche werten 
hier nicht beſtimmt. Uebrigens vergleiche man die Faflung 
diejes en mit jener des dritten Artikels des preußiſchen 
Friedens.) 

Art. 6. Se. — der, Kaier aller Reuſſen erkennt 
gleichermaßen den Rheiniſchen Bund, den jetzigen Stand 
der Beſitzungen eines jeden der ‚ihn bildenden Souveraine, 
und die Titel, welche mehreren von ihnen entweder duch 
die Bundesafte, oder durch die nachfolgenden Beitrittsver 
träge ertheilt worden: find. Auch verjpricht Se. benannte 
Majeftät die Sonveraine, ‚welche “in der Folge Glieder di 
befagten Bundes werden, und die Titel anzuerkennen, die 
fie durch die Beitrittsverträge erhalten, ſobald Ihnen dies 
von Sr. Majeſtät dem Kaifer NOTEN befannt gemacht 
werden wird. 

(Diefer“ Artikel iſt gfeichlautend mit dem. vierten des 
preufifchen- Friedens, nur daß dort von einer Notiſikation 
keins Sprache iſt.) 
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XVI. $.M. ’Eimpereur de toutes les Russies, cede; 
en toute propriete et souveraindt®,-ä:$:.M. le Roi de 
Hollande la seigneurie de Jever. dans ‘l’Ost-Frise. 

XVIl. Le present traite- de paix et:d’amitie est 
declare commun ä LL. MM. les Rois de Naples et de 











Eu Fer 4 “ 


Art. 16. Se. -Majeftät der Kaiſer aller Reuſſen tritt 


mit allem Eigenthum. und Souverainität die) Herrfchaft Je⸗ 
ver in. Bam: an Se. S — den — von * 
land ab. 0. rise 

(Die Herrſchaft — liegt an ber Notbfie. and geängt 


im Welten an des. Harlinger Land und Oſtfrießland. Sie 


hat einen Flächeninhalt von. etwa 5. Quadratmeilen und eine 
Bevölkerung von 16000 Seelen. Sie enthält überhaupt 
19 Kirchſpiele, iſt ſehr fruchtbar, hat treffliche Weiden und 
gute Pferde⸗ und Hornviehzucht. Butter und Käſe, dem’ 
holländiſchen gleich geſchätzt, machen einen betrlichtlichen Ger 
genſtand der Ausfuhr. Die. Herrſchaft, ein burgundiſches 
Lehen, kam im ſechzehnten Jahrhunderte durch Erbſchaft an 
das fürſtliche Haus Anhalt⸗ Zerbſt. Mach Ausſterben des 


Mannsſtammes Fam dieſelbe 1795 (da fie Fein anhaltiſches 


Stammgut war), am die noch lebende Schweſter des letzten 
Fürſten von Anhalt⸗Zerbſt, die Kaiſerin von Rußland, Kar 
tharina die Zweite, und ſo an ihren Sohn und Enkel. 


Die Herrſchaft war: zwar reichsunmittelbar, aber die 


Beſitzer hatten weder beim Kaiſer noch beim Reich Sitz und 
Stimme, trugen auch zu den Reichslaſten nichts bei. Au— 
halt; Zerbft behauptete, fie fen dem burgundiſchen Kreife eins 
verleibt, andere zahlten fie zum weftphälifchen, und im ırten 


Jahrhunderte ftritt man fogar darüber , ob he * deutſchen 


Reiche gehöre oder nicht.) 
Art. 17. In den gegenwärtigen Friebens⸗ find Freund⸗ 
ſchaftstraktat werden eingeſchloſſen die Könige von Neapel 


- 
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Höllande, et aux sourerains confederes du Rihin, al 
les de S. M..Y’EmriHepr NaroLkon. 

XVIII. 6, 'M.-FEmpereur de toutes les Russies, 
reconnait ‚aussi 5. A. I. le prince Jerome Napoleon 
eomme Roi de \Vestphalie. Ä 

XIX. Le royaume de Westphalie sera compose 
des provinces cedces par $. M. le Roi de Prussei 
la:gauche de l’Elbe, et d’autres Etats actuellement 
possedes par .$. M. V’Ewnrer£ur. NarorLEon. 

XX. S. M. l’Empereur de toutes les Russies pro- 
met de reconnaitre la disposition qui, em Consequenct 
de l’artiche .XIX ci-dessus et des cessions de $.M. le 
Roi de Prusse ,. sera faite par S. M. V’Ewrereor Nı. 
par&on, (laquelle devra Etre notifice a.S. M. l’Em- 
pereur. de toutes les Russies) et. Pétat dee possessio 











und. Holland; und. die. Souverains., die Rheiniſchen Yumt: 
genofien , Alliirten Sr. Majeftät des Kaifers Napoleen. 
Gleich mit Art. 5. des preufifchen Friedens.) 

Art. ıd. Se. Majeftät der Kaifer aller Reuſſen erkennt 
ebenfalls S. K. H. den Prinzen Hieronymus Napoleon al 
König von. Weftphalen. (S. 6. Art. des preuf. Friedens.) 

Art. 19. Das Königreich Weftphaten foll aus vom 8 
nige von Preußen abgetretenen Provinzen am Linken Eike 
ufer, und aus andern Staaten beftehen, in deren Beſite 
dermalen Se. Maj. der Kaifer Napoleon find. (Wie gif 
diefes neue Königreich werde, ift noch micht beſtimmt. ©. 
übrigens den Sten Art... des preußifchen Friedens.) 

Art. 20. Se. Maj. der Kaifer von Rußland verfpriät, 
die Verfiigung anzuerkennen, welhe Se. Maj. der Kater 
Napoleon zu Folge. des vorhergehenden ıgten Artikels un) 
in Hinficht der Abtretungen Sr. Majeftät des Königs von 
Preußen treffen wird, doch muß diefes Sr. Maj. dem. Kai: 
fer ‚aller Reuſſen befannt. gemacht werden. Auch erkennt der; 
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en resultant pour les sourerains au profit desquels 
elle. aura .ete faite.. nr u 
XXI. Toutes les hostilites cesseront immediate- 
ment sur terre.et sur mer entre les forces de 5. M. 
K:Empereur de toutes les Russies et celles de Sa 
Hautesse, dans\tous les points ou la nouvelle de la 
signature du present traite sera officiellement , par» 
zenue. —— | er £ 
Les hautes parties .contractantes la feront porter, 
sans .delai, par: des couriers extraordinaires, pour 
qu’elle parvienne le plus promptement possible, aux 
generaux et commandans respectifs. .. — 

XXII. Les troupes russes se retireront des pro- 
vinces de Valachie et de Moldavie; mais les dites 
provinces ne pourront etre occupces!par les troupes 
‘de sa Hautesse jusqu’a l’echange- des ratifications du 
futur traite de paix definitive entre la Russie et la 
Porte- Ottomane. ” ne 





2 — — ——— 
ſelbe den Beſitzſtand, welchen dieſe Anordnung für die Sow 
verains haben wird. (Mat vergl. Art. 9. des preuß. Friedens,) 

Art. 21. Alle: Feindfeligkeiten zu Waſſer und zu Land 
zwiſchen Sr. Maj. dem Kaifer aller. Keuffen und- dem Großs 
heren werden fogleih auf allen Punkten eingeftellt , fobald 
die Nachricht von der Unterzeichnung diefes Traktats amtlich _ 
eintrifft. : Beide hohe fontrahivende Theile werden ohne Zeit 
verluſt diefe Nachricht durch außerordentliche Eilboten abges 
hen. laffen,, damit. folhe auf des fchleunigfte den Generalen 
und Befehlshabern zukommen. Be 

Art. 20. Die ruſſiſchen Truppen ziehen fih aus der Wals 
fachei und: Moldan zurück; aber die Truppen des Großherrn 
können beide Provinzen. nicht eher beſetzen, bis der künftige 
Friedensvertrag zwiſchen Rußland und der Pforte unterzeichs 
net feyn ‚wird. Ä IR: | 
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XXIII. 9. M. l'’Empereur de toutes les Russies 
accepte la mediation de S. M. [’EmrEREUR DES Frur- 
gaıs, Ror 'p’Irarıe, & lefiet de negacier et conclure 
une paix avantageuse et honorable aux deux Empires, 

Les plenipotentiaires respectifs se rendront dans 
te lieu dont les deux parties interessces conviendront, 
pour y ouvrir et suivre les negociations. 
AXIV. Les delais dans lesquels les hautes par 
ties eontractantes devront retirer leurs troupes des 
lieux qu'elles doivent quitter, en consequence des 
_ stipulations ei-dessus, ainsi que le. mode d’execution 
des: diverses clauses que contient le present traite, 
seront fixds par une convention speciale. 

ÄXV. 5. M. V’EnreReuR nes Francais, Roı no’. 
zarın, et S. M. FEmpereur de toutes les Russies, 











Art. 23. Se. Mai. der Kaifer aller Reuſſen nimm vi 
Vermittlung Sr. Maj. des Kaifers der Franzofen , Könist 
von Italien an, um einen für beide Reiche vortheilhaften 
und ehrenvollen Frieden zu unterhandeln und abzuſchließen. 


Die gegenſeitigen Bevollmächtigte werden ſich an den Drt 
begeben, über welchen die beiden betheiligten Mächte üben 


einfommen, um dafelbft die Friebensunterhandlungen zu er⸗ 
öffnen und fortzufegen. (Bei England wurde die: ruſſiſche 
Mediation abhängig von der Annahme des Souverains von 
England binnen 4 Wochen gemacht.) 

Art. 24. Die Friſten, binnen welchen die hohen Konten 
hirenden Theile ihre Truppen aus den vermöge obigen Feſt— 
feßungen zu verlaffenden Orten zurückziehen ſollen, fo wie 
die Art des Volkugs der verjchiedenen Klaufeln des gegen: 
wärtigen Vertrags, werden durch eine befondere Ueberein 
kunft feſtgeſezt. | 

Art. 25. Wechfelfeitige Garantie der Integrität ber Be 
gungen beider Mächte, fo wie jene der in Diefem Frieden 


f 
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se garantissent mutuellement in integrite de leurs“pos- 
sessions et celles des puissances comprises au pre- 
sent trait€ de paix, telles qu'elles sont maintenant ou 


% 


seront en .consequence des stipulations ci-dessus: 

XXVI.: Les 'prisonniers de guerre faits par les 
parties 'contractantes, ou comprises au present traite 
de paix, seront rendus Bd sans Eechange 
et en masse. 

XXVII. Les relations de commerce entre U’Em- 
pire francais, le royaume d’Itälie‘, les royaumes de 
Naples et de Hollande , et les Etats confederes du . 
Rhin, d’une part, et: d’autre part l’Empire de Russie, 


” f} . A . * 
. seront rétablies sur le m&me pied qu'avant la guerre. 


ı XXVIII.- Le ceremonial des deux cours des Tui- 


leries et de Saint-Petersbourg entr'elles et ä l’egard 


des ambassadeurs, ministres et envoy&s qu’elles ac- 








— — — — — 


eingeſchloſſenen Mächte, fo wie fie dermalen find, oder zu: 


folge diefes Friedens feyn werden. 
(Der Rheiniſche Bund ift alfo nicht nur von Rußland 
anerfannt, fondern auch garantier. Im preußifchen Frieden 


ift die wechfelfeitige Garantie nicht enthalten.) 


Art. 26, Die Kriegsgefangenen der fontrahirenden, und - 
in diefem Frieden eingefchloffenen Mächte werden ohne Aus⸗ 
wechſelung und in Maſſa zurückgegeben. | 
Art. 97. Die Hande[sverbindungen — dem fran⸗ 
zöſiſchen Reiche, dem Königreiche Italien, den Königreichen 
Neapel und Holland und den Rheiniſchen Bundesſtaaten 
einer⸗ und dem ruſſiſchen Reiche anderer Seits ſollen auf 
den Fuß, wie vor dem Kriege hergeſtellt werden. 

Art. 28. Das Zeremoniel der beiden Höfe der Thuille⸗ 
vien und von St. Petersburg unter fih, und in KHinfiche 
der Boiſchaſter/ Miniſteteu und Geſandten, welche einer bei 
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erediteront l’une pres de l’autre, sera etahli sur le 
principe d’une reciprocite et d’une égalitéè parfaites; 
XXIX. Le. present traite sera ratifie par $. M. 
VEnPEREUR DES Francars, Roı pIranız , et par $. 
. M. l’Empereur de toutes les Russies. 
L’echange des ratifications aura lieu dans cett 
ville, dans le delai de quutre jours. 


Fait a Tilsitt, le 7 juillet (25 juin) 1807. 


Signes, CHartes - MauvrıcE 'TALLETRAND, 
‚ prüice. de Benevent. 


Le prince ALtxanprE KovraKıN, 

Le prince Dınırry LaApanorr DE Rostorr. 
| Pour ampltation: 

Leministre des relations exterieures, 


Signe „ Ca. Mar. TALLEYRAND ’ BER de 
Benevent. 


Les ratifications du present traitC ont étèé echa- 
gees a Tilsitt, le g juillet 1807. 





ME — 








dem andern beglaubigen wird, fol nah dem’ Grundſatze dr 
Mechielfeitigkeit und vollkommenen Gleichheit eingeriht 
werden. 
Art. 09. Der Traktat foll von beiden Kaifern vakifiji 
und die Auswechfelung der Katififationen binnen 4 Dagen 
Statt haben, 
Som am gten Julius erfolgte bie Auswechſelung. 


! 
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Franzöſiſcher-Preußiſcher Friedensvertrag. 
Ja Majeste l’Emp£reun Des Erancars, Roı o’Triuir, 
‚roteeteur de la Confederation du Rhin, et Sa Ala⸗ 
este fe Hoi de Prusse, &tant aniimds d'un. ögal:desir 
le mettre fin aux calamites de la guerre, ont, à cet 
:ffet, nomme pour leurs: plenipotentiaires, savoir: 
$.:M... VEnrerkun DES Fnancaäss, Roı p’ImaLıe, 
rotecteur de la Confederation du Rhin, M. Charles- 
Maurice 'Talleyrand; prince de Benevent, son®grand- 
'hambellan et ministre des ‚relations exterieures , 
‚rand-cordon de la Legion .d’honneur, chevalier des 
Irdres de l’Aigke-Noir et de l’Aigle-Rouge de Prus- 
€, et de !’Ordre de Saint-Hubert;. 

Et S. M. le Roi de Prusse, M. le feld-marechal 
:omte de Balkreuth, chevalier des Ordres de T'Aigle- 
Noir et de l’Aigle-Rouge de Prusse; et M. le comte 
le Goltz, son conseiller-prive et envoy& extraordi- 
ıaire et ministre plenipotentiaire pres 5. M. I’Empe- 
'eur de ‚toutes les Russies, chevalier de l’Ordre de 
"Aigle-Rouge de Prusse; 

Tesquels, apres avoir Echange leurs pleins-pou- 
'oirs respectifs, sont convenus des articles suivans: 

Art, Ier. Il y aura, a compter du jour de l’Echan- 
ze ‘des ratilications du present trait€, paix et amitie 
‚arfaites entre 8. M. TEmPrEREUR Des Francais , Nor 
»Irarır, et S. M. le Roi de Prusse. 


1. Ernennung der Bevollmächtigten, nämlich von Seiten 
Frankreich's der Fürſt von Benevent, und von Seiten Preuf: 
en’s der Feldmarfchall Graf von Kalfreuth und der Geheis 
nerath von Golz, Sefandter am ruffifchen Hofe. 

Art. 1. Bolltonmener Friede und Freundfchaft zwiſchen 
jeiden kontrahirenden Theilen. 
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II. La partie du duche de MWagdebourg situee ä 
la droite de l’Elbe; 

La Marche de Prignitz, l’Uker-Marck , la moyen- 
ne et la nouvelle Märche de Brandebourg, & l’excep- 
tion du Cotbuser-Kreys ou cercle de Cotbus. dans h 
Basse-Lusace ; 

Le duche de Pomeranie; 

La Haute , la Basse et la Nourelle-Silesie avec 
le comte de Glatz; F 











Art. 2. Von den eroberten preußiſchen Landen werden 
an den König von Preußen zuriickgegeben: 

a) Der Theil des Herzogthums Magdeburg, welher aui 
ber rechten Elbeſeite liege (namlich der jerichomfhe Kreig, 
und der für den Infenwaldifhen Kreis 1773 zum Herze⸗ 
thum geichlagene ziefaefhe Kreis. Beide haben einem fi: 
Geninhalt von 454: [J Meilen. Die Bevöfferung ben 
in 1796 55039 Seelen. Seit der Zeit hat num zwar die 
Bevölkerung zugenommen, aber diefer Zuwachs dürfte wohl 
im letzten Kriege verforen gegangen fern). 

b) Die Marf Prigniz (57°; [) Meiten und (18a) 
einſchließlich des Mititaire 78669, (1790) 74916 Seelen). 

c) Die Uckermark (67 [J Meiten (1801) mit Wi: 
litair 99622, (1790) 95477 Seelen). 

d) Die Mittelmarf, einfchlieflih der Herrfchaften 
Deestow und Storfow, nah Abzug der Altmar 
(251% [) Meiten, (1801) mit Militair 555086 (1790) 
496003 Seelen), . | 

e) Die Neumark (nach Abzug des Kottbuſer Kreifes 
(17% 0 Meilen und 35260 Seelen), 188 %,, [J Meilen 
und (1801) Joggıd Seelen). 

f) Das Herzogthum Pommern (442 4%, nach an⸗ 
dern 506 [) Meiten und (1801) 502337 Seelen). 

8) Dber; Unter: und NeusSchlefien mit der 
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ix" La partie du. distriet de la Netze situde au nord 
de la chaussde allant :de Driesen à Schneide-Mühl, et 
d’une ligne allant de‘ Schneide-Mühl+& la Vistule par 
Woldau , en suivant les limites du cercle de Brorfi 
berg, la Pomerelie, Vile de Nogat, les pays & la droite 
du, Nogat et de la Vistule, -ä l’ouest de la yieille 
Prusse et au nord du cercle de Culm, I’Ermeland, ‚et 
enfin le royaume de Prusse tel qu "il etait au ıer jan- 
vier ı772, seront restitues a $. M. le Roi de Prusse, 
avec les’places de Spandau, Stettin, Custrin, Glogau, 
Breslau, Schweidnitz, Neisse, Brieg, Kosel et Glatz, 
et. gencralement toutes les places, citadelles, chäteaux 
et forts des pays ci-dessus dénommèés, dans l’etat ou 
les dites places, citadelles, chäteaux et lorts se'trou- | 
vent maintenant. 

La ville et  eitadelle de Graudentz, avec les vil- 








— Glaz (730 [] Meilen und (1800) 11947969 
Seelen). ER 
h) Der Theil des Nezdiſtrikts, welcher im Norden ber 
Straße von Drieſen nah Schneidemühl und im Norden 
eine Pinie liegt, die von Schneidemühl iiber Woldau zur 
MWeichfel führt, und an-den Gränzen des Bromberger ‚Kreis 
fes hinläuft; Pomerellen, die Infel Nogat; das Land auf 
dem rechten Ufer der Weichſel und der Nogat, im Weſten 
von Altpreußen und im Norden des Kulmer Kreiſes; das 
Ermeland; endlich das Königreich Preußen, wie eg am ıten 
Sänner 177% war; auch werden «noch befonders die Plätze 
Spandau, Stettin, Küfvin, Glogau, Breslau, Schweid⸗ 
niz, Neiſſe, Brig, Kofel, und Glaz und überhaupt alle 
Plätze, Citadellen, Schlöffer und Forts der obengenannten 
Lande in dein Zuftande zurückgegeben, in weichem fle ſich 
gegenwärtig befinden. Die Stadt und Citadelle yon Grau⸗ 
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lages de Neudorff, Parschken et Swierkönsy , seront 
aussi restitues a $. M. le Roi de Prusse. 

denz mitden Dörfern Neudorf, Marthfen und Swier 
korzy werden ebenfalls an Preußen: zuriickgegeben. 

(a) Alt:Ofipreußen oder das eigentliche alte Königreic 
Preußen, wie es vor dem,ıten Jänner 1772 war, nebfl 
dem bei der Theilung von Polen dazu gefchlagenen Erme— 
land, enthält 704 [J Meilen, und (1802) einſchließlich mit 
Militair 965054 Seelen.) 

( b) Ganz Weftpreufen enthielt vor dem Kriege, mit 
Danzig. und dem ‚Mezdiftrifte auf 576 [] Meilen, und 
(1801) 786881 Seelen. Aber von diefem Lande muß Preuf: 
fen abtreten &) die Stadt Danzig mit einem Gebiete von 2 
Stunden. im Umkreiſe; 8) den größten Theil des Nezdi⸗ 
ſtrikts. Dem Könige bleiben nur Theile vom Camiefchen 
und Croneſchen Kreife ; der Bromberger und Inowrazlaw⸗ 
fdye Kreis gehen ganz verloren; ein ‚großer Verluft, wegen 
‘ der für Schlefien und Brandenburg fo höchft: wichtigen Waſ⸗ 
ferverbindungen zwifchen der Weichfel und Oder durch den 
Bromberger Kanal, Y Auf dem, rechten Ufer der Weichfel 
der, Rulmer Kreis, und, wie es fiheint, auch. der Michelaui: 
fche. : Iſt diefe Angabe richtig; fo. verliert der König von 
Weſtpreußen etwa 180 Quadratmeilen mit 31000 Seelen.‘ 
Die ganze Monarchie beſtünde mithin Fünftig aus: 

| Ü Meiten — „ Seelen. 
9 ins ee ee 550 
b) Kurmark noch.376 — 3535337. 
eo Neumarkk 188 . — . Zoggıd. 
a) Pommen » 0 000,442 Ya domsir 





e) Shlefin „=... 790 1,947569x 
£) Altpreußen . - -» Ar 704 : 983054. 
u N bionde 896 — 566boo. 

Zuſammen — .2udg $ Ye ‚087065. 
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IH. 8..M. le Roi de Pruss& reconnait 9. M. le: 
ı de Naples, Joseph-Napoleon, et 8. M. le Roi de 
llande, Louis-Napoleon. 

IV. S. M. le Roi. de Prusse reconnait. pareille-. 
nt la Confederation.du Bhin, l’etat.actuel de pos-. 
sion de chacun des souverains, qui: la composent, 
les titres donnes à plusieurs d'entr’eux soit par 
:te de Caniederation, - soit. par les träites: d’acccs- 
n subsequens. Ä 

Promet sadite majeste de reconnaitre les sou-) 
ains qui deviendront ulterieurement membres de 





Als Friedrich II. 1740 die Regierung antrat,” fchäßte- 
n- den Landerbeitand auf 2106 [] Meilen, die Bevölke— 
3 auf. 2; Millivn Menſchen und verfchiedene noch. er: 
3 höher. Bei feinem Tode ſchätzte man die ganze Monat: 

: auf 3596 [] Meiten und 5,800000 Seelen. Die Sröfe 

Verluſtes wird unten beim * Artikel näher erörtert 
den). 

Art. 3. Se. Maj. der König von 1 Preußen — Se. 
aj. den König von Neapel, Joſeph Napoleon, und. Se. 
aj. den König von Holland, Ludwig Napoleon, \ 

(Diefer Artikel. korreſpondirt mit dem 14ten des ruſſi⸗ 
en Friedens, aber man bemerke den Unterſchied der Faſſung.)' 


— 


Art. 4. Se. Majeſtät der König von Preußen erkennt 


ichermaßen den rheiniſchen Bund, und den gegenwürtigen 
fißftand eines Jeden der ihn. bildenden Souveraine und: 


Titel- an, die Mehreren derfelben entweder durch die 


ındesafte, oder durch die ng "Deitriskwesseige: 
heilt wurden. 

Auch: verfpricht Se, Mai. die Souveraine, welche in. 
: Folge Glieder des. befagten Bundes werden, und die Titel: 
zuerkennen, welche fis durch die Seitritesvenssäge erhalten; 
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ladite Confed£ration, en la qualit& qui leur sera don- 
nee par les actes qui les’ y feront entrer. 

V. Le present traite de paix et Iamitie est de. 
clarE commun à $. M. le Roi de Naples, Joseph Na- 
poleon, à $. M: le Roi de Hollande,, et aux Souve- 
rains confederes du Rhin, allies de $S.M. FEnrenzun 
' Narotkon. ( 

VI. $. M. le Roi de Prusse reconnait pareille- 
ment 5. A. I. le prince Jeröme ———— comme Roi 
de Westphalie. 

VII. S. M. le Roi de Prusse cede en toute pro- 
priete et souveraincte aux rois, grands-ducs, dues ou 
princes qui seront designes par S. M. l’EurereuR 
»es Francarss, Roi p’Irarıe,, tous-les duches, mar- 








werden. (Diefer Artikel torrefpondirt mit dem ıdtn des‘ 
ruffifchen Friedens; aber er ift in dem wefentlichen Punkt 
der Notifikation verfchieden.) 

Art. 5. Gegenwartiger Friedens : und Freundſchaftever⸗ 
trag ſoll gemeinſchaftlich für Ihro Majeſtäten die Könige 
von Neapel und Holland und die mit Sr. Majeſtät dem 
Kaiſer Napoleon alliirten Souveraine des Rheinbundes 
gelten. 

-(Diefer Artikel iſt — mit dem ımten Artikel 
des ruſſiſchen Friedens.) 

Art. 6. Se. Majeftät der König von Preußen erkennt 
gleichfalls Se; kaiſerl. Hoheit den Prinzen Hieronymus 
Napoleon als König von Weſtphalen an. 

(Sieicjiautend mit dem abten Artitel des ERRAM 
Zriedens.) 

Art. 7. Se. Mi. dev > Rönig von Preußen tritt mit 
allem Eigenthumsrechte und Souverainität den Königen, 
Großherzogen, Herzogen und Fürften, weiche von Sr. kaiſerl. 
Majeſtät werden - bezeichnet werden, alle die KHerzogthiimer, 
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quisats, printipant&s, comtes, seigneuries, et genera- 
lement tous les territoires ou parties de territoires 
quelcpnques , :ainsi que tous les domaines et biens! 
fonds de toute nature. que sadite majeste le Roi de 
Prusse possedait, à quel-titre - que -ce füt, entre‘ le 
'Rhin et l’Eibe, au commencement de· la — ri 
sente. de | 


— 











Markgrafſchaften, Fürſtenthümer, Graf: und Heirſchaften 
überhaupt alle Gebiete und Beſtandtheile, von was immer 
für Gebieten, wie auch alle Domainen und alles Grund— 
eigenthum aller Art ab, das ſeine benannte Majeſtät der Kür 
nig von Preußen unter was immer fir Titeln zwifchen dem 
Rheine und der Elbe beim Ausbrude des gegenwärtigen 
Kriegs beſeſſen. 

- (Diefer Artikel Eorrefpondirt mit dem aoten des ruſſi⸗ 
fchen Friedens, nur, daß von den Veränderungen Rufiland 
Nachricht gegeben werden foll, welches bei Preußen nicht 
ſtipulirt iſt. Die abgetretenen Lande — dem Rhein 
und der Elbe ſind folgende: 

¶ Myilen — — Menſchen 
1) Der übrige Theil von Magdeburg ra 

mit Mannefed . » 2 0 0. 62 — 091365 
0) Die ganze Amat . ... 6 u — 115585 
3) Erfurt, Eichsfeld und Untergleichen 4B- — 160520 
4) Mühlfaufen nr. 4 —i 16000 
5) Nordhaufen even u 8800 
6) Halberſtadd46 —999531 
7) Hohnfln mer 8—4 —26660 
8) Quedlinburg ne een 2. 1 13086 
9) Hüdesheim -mit Goslar . . - - 40% — — 112074 
10) Mast ſammt Bugehör . du Hi 133985 


— 


—— 





| Latus — 318 » — 1105258 
= | ee | 
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[ Meiten — Menfchen 

Transport — 318 2%, — 1,105258 

* Minden und Ravensberg.. 40 — — 160501 
22) Lingen und Tecklenburg.. 13 — — 460b0 
15) Offiiefland . » 2. 2.2. 56 — — 116643 
14) Münflr 2.2 2.2 49 —— 126801 
15) Paderbon.. -. . 2 2... 50 — — 66920 
16) Bairenh » © 2 202 2.060 220000 


— — — — — 
Lande zwiſchen dem Rhein und der Elbe 586 — 1,672403 
Wir wollen nun hier gleich zur vollftändigen Ueberſicht 
den ganzen Beſtand und Verluſt der preußifchen Monarchie 
aus den beſten Quellen angeben: 

Meilen — Seelen 

I. Rußland erhält ein Stück von News 
Oſtpreußen ungefähr a 100 — — 100000 


‚. 1. Sachſen erhält das Herzogthum 
Warſchau: | 
ı) Von Neu ⸗ Oſtpreuhen ... 760 — — 790000 
2) Ganz Südpreußen.. 958 — — 1,360000 
3) Von Weſtpreußen ungefähr . 176 — — 1610bi 


Beſtand des Herzogthums Warſchau 1894 — — 2,311081 
4) Den Kottbuſer Kreis inder Nie 
derluf 2 000. 7 33060 





Der König von Sachfen erhält . agıı 4 — 2,344B41 
1. Die freie Stadt Danzig nebft — 
Umkreis ungefähr .. 4 — —5000 
IV. Vor dem Kusbruche bes Krieges Be 
verwechfelte Preußen für Hannover: 
an re Bm 270000 
2) Das Klevifhe un. 2 nn. 22 ——' 52000 
7:9) Neufchatel een. de 47600: 


Zufammen..— 99 — —; 569600 





419 


Die fümmtlichen Abtretungen,, ſowohl in Deutfchland 
ils Polen betragen mithin: wer 
a [) Meilen — Seelen 


Sanzer Verluſt 0 0 0000. 2701 Ya — 4,556344 | 





der König von Preußen behält . 2882 %s — 5,087065 , 


Sanzer Beftand der preußifchen Mo; 


narchie vor dem Kriege . . 5583 74, _ 9623409. 


% 


Die Bevölkerung ift faft durchgängig von den Jahren 


Boo und 1801. Vielleicht iſt auch dieſe Summe noch zu 
och für das Land, wo der Krieg am ſtärkſten wüthete. 


Die Kurbranuſchweigiſchen Lande ſind nicht mit in Ans 


hlag gebracht; denn wiewohlen fie der König von Preußen 
iv Ansbach, Cleve und Neufchatel in Befiß genommen hats 
; fo iſt doch bekannt, daß derfelbe fie an den König von 
ngland zurückzugeben in der Folge verfprah. Wollte man 
(he aber zum ganzen Beftande rechnen, fo müßte man 
m Beftande noch 569 [] Meilen und 948000 Seelen hin 
fiigen; dagegen aber die dafiir abgetretenen Lande mit 


) D Meiten und 569600 Seelen abziehen, alsdann käme 


lgende Ueberſicht heraus: 


U Meilen — Seelen 


erluſt 2008. 3ımı Ya — 5,114744 
er König behält . 2... Bde % — 6,087065 


anzer Beftand der preußischen Mios 
narchie vor des. Krieges Ausbruhe 6053 2%, — 10,201809 





Uebrigens verdient wohl noch bemerkt zu werden, daß 
e dieſe Lande nicht an Frankreich abgetreten werden, wie 
DB. bei Ansbach der Fall war, ſondern an die Könige ıc, 
fe, und nur die Austheilung dem Kaiſer überlaſſen 
ibt.) | De Zr 


r- 


m 
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VHI. Le royaume de \VVestphalie sera compose 
de provinces cedces par $. M. le Roi de Prusse, et 
d’autres Etats actuellement possödes par S. M. V’Em- 
PEREUR NAPOLEON. 


⸗ 











Art. 8. Das Königreich Weſtphalen fol aus vom Kö: 


nige vom Preußen abgetretenen Provinzen und andern Staa: 


ten beſtehen, die gegenwärtig im Belie des Kaiſers Na⸗ 
poleon find. 

(Man hat fehon in Zeitungen die Größe und Wolfe: 
‚menge des Königreihs Weftphalen ausgerechnet. Allein dag 
iſt wohl noch zu frühzeitig ; da hier weder: die preußifchen 


Provinzen, aus welchen es beftehen foll, noch die andern 


Staaten benannt find. Es feheint aus dem 7. und gten Ar⸗ 
titel zu erhellen, daß nicht alle abgetretene preußifche Pro: 
vinzen und noc weniger alle übrige Staaten zum neuen 
Königreiche gefchlagen werden. Es ift auch nicht beſtimmt 
gefagt, daß das neue Königreich zum vheinifchen Bunde ges 
hören folle; aber es ſcheint aus dem Sten Artikel zu erhellen, 
da Se. Maj. der König Hieronymus Napoleon daſelbſt nicht 
beſonders genannt ſind, ſondern nebſt ſeinen kaiſerlich königli— 
chen Brüdern blos die Souveraine des Rheinbundes. 

Die Staaten in deren Beſitze der : Kaiſer Napoleon 
iſt, ſi ſind: 

a) Die gefammten Kurbraunſchweigiſche Staaten. 

b) Die geſammten Kurheſſiſchen Lande. 

c) Die Naffan:Dranifchen Lande. 

d) Die Herzoglich ; Braunfdweigifchen Lande. 

e) Verſchiedene Feine Lande in Weftphalen, Ober; und 
Miederfachfen. | Ä 

f) Die Kanfeeftädte. 

Ob Medktenburgs Streliß ebenfalls veftituirt fey, ift ng 
ausdrücklich im ruſſiſchen Frieden gefagt.) _ 
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x 


IX. La disposition- qui sera faite par 8. M. TEn- 


FEREUR NAPoLkEon des pays désignés dans les deux 
_ articles precedens , et létat de possession en resul- 
taut pour les souverains au profit desquels elle aura 
'ete faite, sera recommue par $. M. le Roi’de Prusse, 
de la m&me maniöre que si elle &tait déjà effectuede 
et contenue au present traite. ur 
X. 8. M. le Roi de Prusse, pour lui, ses. heritiers 


* 


et successeurs, renonce à tout droit actuel ou éven- 


tuel qu'il pourrait avoir ou pretendre: 


\ 21°, Sur tous les territoires sans exception situes 
‚entre le Rhin et l’Elbe , et autret que cevx dösignös 


en er vu; > 
‚Sur celles des possessions de S. M, le Roi 


Art. 9. Die Verfügung, die Se. Maj. der Kaifer Na: 
poleon mit den in beiden: vorhergehenden Artifein bezeich: 











neten Ländern trifft, und die Beſitznahme derfelben von jenen 


Spuverainen, zu’ deren Vortheil erwähnte Verfiigung getrof 
fen wird, werden von Sr. Maj. dem Könige von Preußen 
‚eben fo anerkannt werden, ald wenn fie fehon in gegenwär:; 
tigem Vertrage feftgefegt und enthalten wären. 

(Diefer Artikel korreſpondirt mit dem Art. 20. des ruß— 
ſiſchen Friedens, nur daß bei jenem die dem ruſſiſchen Kai— 
fer von allen Verſügungen zu machende Anzeige vorbehalten 
iſt, die bei dem Könige von Preußen nicht bemerkt tft.) 

. Art. 10. Se, Maj. der König von Preußen leifter für 
fih, feine Erben und Nachfölger Verzicht auf alle wirklichen 
oder künftigen Rechte, die er haben oder in nun neh⸗ 
men könnte: 


1) Auf alle Gebiete ohne Ausnahme, die zwiſchen dem 


Rhein und der Elbe liegen und auf alle andere, die 
nicht im ſiebenten Artikel angeführt find. 
2) Auf alle Beſitzungen Sr. Majeſtät des Königs von 
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de Saxe ot de la maison d’Anhalt m se trouvent & 
„la. droite de V’Elbe; 

Reeiproquemeut tout droit actuel ou — et 
‚toute pretention des Etats compris entre l’Elbe et le 
Rhin sur les passessions de S. M. le Roi de Prusse, 
telles qu'elles seront en consequence du present trai- 
te, sont et demeureront &leints a perpetuite. 

XI. Tous pactes, conventions ou traites d'allian- 
ce patens ou secrets ‚qui auraient pu être conclus 
entre la Prusse et aucun des Etats situds ä la gauche 
de: l’Elbe, et que la guerre prdsente n’aurait point 
‚rompus , demeureront sans effet et; seront réputés 
nuls et non avenus. 











Sachen und des Haufes Anhalt, die ſich auf dem * 

ten Ufer der Elbe befinden, 

Hingegen werden auch alle wirklichen oder Fiinftigen Rechte 
und Anſprüche dev zwiſchen dem Rheine und der Elbe liegens 
den Staaten auf die Befikungen Sr, Majeftät des Königs 
von Preußen, fo wie fie im gegenwärtigen Traktate beftimmt 
werden, fir ewig erloſchen feyn und bleiben. 

Art, 22, Ar Verhandlungen, Uebereinfünfte oder Al 
lianzverträge, die Öffentlich oder Insgeheim zwifchen Preußen 
und einem auf dem linken Elbeufer gelegenen Staate hätten 
gefchloffen worden feyn können, und die der gegenmärtige 
Krieg noch nicht gebrochen hätte, follen ohne Wirkung bfeis 
ben und fiir null und nichtig angefehen ‘werden. 

(Die Artitel 10. und 11. fihliefen Preußen von allem 
Einfluffe auf die deutſchen Angelegenheiten, fogar von allen 
tünftigen Theilnahmen aus. Es ſteht nun ganz 'ifolirt da. 
Ob der Artitel 12. auch auf Sachfen und Anhalt, da beide 
zum Theil auf dem rechten Elbeufer liegen, ausgedehnt wer ⸗ 
den könne, — en beftimmt.) ; 
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XII. S. M. le Roi’ de Prusse oede en toute pro- 
riete et-souyerainete a S. M. le Roi de Saxe , le 
otbuser-Kreys ou cercle de Cotuud, dans la Basse- 
usace. | | 

"XIII. 58. M. le Roi de Prusse‘ renonce à perpe- 
uüte a la possession de toutes les provinces qui, 
vant appartenu au royaume de Pologne, ont, ‚poste- 
ieurement au ıer janvier 1772, passe ä TE Epo- 
ues sous la domination de la Prusse, ä l’exception de 
Ermeland et des pays situes à l’ouest de la Vieille- 
russe, à l’est de la Pomeranie et de la Nouvelle: . 
larche, au nqꝶ du eercle de Culm, d’une ligne allant 
e la Vistule a’®chneidemühl par Waldau, en suivantı 








Art. a12. Se. Maj. der König von Preußen tritt mit 
igenthumsrecht un juverainitat: an Se. Maj. den König 
on Sachfen den J Kreis in der Niederlauſitz ab. 

(Der Beftand- ift obem Art. 7. angegeben. Dieſer Kreis, 
sicher auch Weichbild , Cottbus und Peiz genannt wird, 
aachte ehemals einen Theil der Niederlaufis aus, welchen 
er Kurfürſt Friederich IE, als er 146% die Lauſitz an Böh— 
nen wieder abtrat, zuriickbehieft, und worüber das Bran⸗ 
enburgifhe Haus bis 1748 die Böhmifche Oberherrlichkeit 





rkannte. Der Kreis ift ganz von der Sächfifhen Nieder - 


aufiß;eingefchloffen, "und daher für: den König von Sachſen 
ine ſehr erwünſchte Erwerbung.) 1 

Art. 15. Se. Maj. der König von Preußen entfagt fir 
mmer dem Befiße aller Provinzen , die als ehemalige Bes 
tandtheile des Königreichs‘ Polen nah dem ıten Jänner 
1772 zu verfchiedenen Epochen unter die Herrſchaft von 
Preußen gekommen find, mit Ausnahme des Ermelande und 
des Landes im Weften von Alt: Preußen ,- im Dften von 
Pommern und der Neumark, im Norden des Kulmer Kreis. 
ſes und einer Linie, die von der MWeichfel fiber Waldau nah 
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les- Jimites du cerele de Bromberg et de la chaussée 
allant de Sühneidemühl à Driesen „. lesquels, avec la 
ville et citadelle de Graudentz 'et les viklages de Neu- 


dorff, Garschken et Swierkorzy ‚„ continueront d’etre | 


‚„possedes en toute. propriete \ et souverainete. par 9. 
M. le Roi de Prusse. _ 

XIV. S.M. le Roi de Prusse. renonce nsveillement 
a perpetuit6 & la possession de la ville de Dantzick. 

XV. Les provinces . auxquelles $. M. le Roi de 
Prusse renonce par l’article XIII ci-dessus , seront 
(&:l’exception du territvire specifi& en l'art. XVIIL 
‚ei-apres ) possedees.en toute ‚propri 
te .par;$..M. le Roi.de Saxe, sous 


et souveraine- 
titre de duche 


* 


de Varsovie, et régies par des constitutions qui, en 






















Schneidemühl geht, und längs der ränze des bromberger 
Kreifes auf der Strafe von ea nach Driejeu 
hinläuft; welche. Provinzen nebft der Stadt und Citadelle 
Graudenz und den. Dörfern Neudorf, Parfchten und Swier: 
korzy auch im Zukunft mit allem Eigenthumsrechte und Sou⸗ 
verainität von St, — dem Könige von Preußen ſollen 
befeffen werden; -;. 
CWVerglichen mit der Note h zum aten Artikel und mit 

I. II. III. in der Note zum sen Artikel.) 

Art, 14. Se. Maj. der. König von Preußen entfagt 
zugleich auf,ewig dem Befiße der Stade Danzig. 
j (S. unten Artikel 19. und verglichen in der. Note IV. 
zum Art. 7.) b 

Art, 15. Die Drovingen,, weichen Se. Maj. der König 
von Preußen: im ıdten Artikel. entfagt, werden mit Ausnah: 
-me der im -ıdten Artikel angeführten Gebiete mit Eigen: 
thumsrecht und Spuverainität von Sr. Maji dem Könige 
von Sachſen unter: dem Titel eines Herzogthums Warſchau 
bejeffen, und nad einer Verfaffung. regiert werden, welche 


mi SAL a - —— Tr 
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assurant les Hibertös“et les privilöges des peuples de 
ce duche, se concilieht -avec la.tranquillit€ des Etats 
voisins. — —J 

XVI. Pour les comihunications entre le royaume 
de Saxe et le duche.de Varsovie, S. M. le Roi de 
Saxe aura le libre usage d’une route militaire & tra- 
vers des Etats: de-$. M. le Roi.de Prüsse." Ladite 
route , le nombre des troüpes qui -pourront"y passer 
a-la-fois. et les lieux d’etapes, seront deteriminds par 








die Freiheiten und Privilegien der Völker diefes Herzogthums 
fihere, und fid mit der — der en Staaten 
verträgt. | 

(Ueber den Beftand des — Warſchau ſ. in 
der Note zum ten Artikel die Nr. II.) Die Konſtitution | 
des Herzogthums Warſchau ift nun wirklich dem Kaifer Na: 
‚poleon von der Regierungskommiſſion vorgelegt, und vom 
Kaifer am ooten Julius zu ‘ Dresden. genehmigt worden. 
Wir Werden auf diefe Konſtitution ein andersmal zurückkom— 
men: Der König: von Sachſen gehört übrigens zum. rheini⸗ 
fchen Bunde; auch das. Herzogthum Warſchau? Dies iſt in 
den Verträgen nicht buchſtäblich beſtimmt, und fir die rhei⸗ 
niſche Konföderation doch für die Zukunft wegen des Art. 
35:- des Parifer Vertrags fehr wichtig. 

Art. 16. Um zwifchen dem Königreich Sachfen und dem 
Herzogthum Warfchau eine Verbindung herzuſtellen, wird 
Sr. Majeftät dem Könige von Sachſen der freie Gebrauch 
einer Militairſtraße durch die Staaten Sr. Mai. des Königs 
von Preußen zuffehen. Dieſe Straße, die Zahl der Trup⸗ 
pen, die auf einmal wird durchziehen können, und die 
Etappenorte follen durch eine beſondere Uebereinkunft zwi⸗ 

ſchen den beiden Majeſtäten unter Frankreichs TEEN 
feſtgeſetzt werden, 


* 
— 
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'nne convention spéciale faite entre leursdites ma- 
jestes, sous la mediation de la France. 

XVII. La navigation par la riviere de Netze et le 
canal de Bromberg, depuis Driesen jusqu’a la Vistu- 
‚le, et r&ciproquement, sera libre et franche de tout 
peage. . 0. 

XVII. Afın d’etablir autant — est — * 
limites naturelles entre la Russie et le duche de Var- 
sovie, le territoire eirconscrit par la partie des fron- 
tieres russes actuelles qui s’etend depuis le Bug jus- 
qu'ä l’embouchure de la Lossosna, et par une ligne 
partant de ladite .embouchure et suivant le thalweg 
de cette riviere ‚"le‘thalweg de la Bobra jusqu'àâ som 
embouchure; le tbalweg de la Narew depuis le point 
susdit' jasqu’& Surätz ; de la Lisa’jüsqu’ä sa source, 





(Die nähfte Straße iſt aus der Niederlaufiß an den 
Sränzen der. Neumark und Schlefien hin.) - 
- Art, 17. Die Schiffahrt auf dem. Nekfluffe und dem 
Bromberger Kanal von. Driefen bis an. die Weichfel und zu 
ruck, foll frei von jedem Zelle bleiben. | 
(Diefer Artikel ift vorziiglich für Brandenburg vortheik 
haft, aber auch. nicht, minder ‚wichtig für das Herzogthum 
Warfchau, welches dadurd) eine freie Sommunifation mit der 
Oder und Eibe erhält.) 

Art. 18. Um fo fehr als möglich natürliche Gränzen 
zwiſchen Rußland und dem Herzogthum Warſchau feftzufegen, 
wird das Gebiet zwiſchen den gegenwärtigen Gränzen von 
Rußlandv om Bug bis zur Mündung der Laſſosna und einer 
Linie, die von bejagter Mündung ausgeht und längs des 
Thalwegs jenes Fluſſes, des Thalwegs der Bobra bis zu 
ihrer Mündung, des Thalwegs der Marew von jener Mün— 
dung an bis Suradz, der Lifa bis zu ihrer Quelle beim 
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pres-le village:de Mien; de l’affluent de la: Nurzeck, . 
prenant 'sa source pres le m&me village; de la Nur- 
zeck  jusqu’a son embouchure au-dessus du Nurr; et 

enfin le thalweg du Bug, en le remontant jusqu'aux 
_ frontieres. russes. actuelles, sera:r&eani à perpetuitc & 
l'’Empire de: Russie. ve 
. XIX. La ville :de Dantzick avec un territoire de 
deux lieues de. rayön autour .de son enceinte, ‘sera 
retablie dans’ son independance, sous la protection de 
S. M. le Roi-de Prusse et de ‘8. M. le’ Roi de Saxe, 
‚et gouverne par les Iois qui la regissaient a l’epoque 
oü elle. cessa de se gouverner.elle-m&me. | 

- XX. s. M. le Roi de Prusse, S. M. le Roi 1 
Saxe ‚ mi la ville de Dantzick ne 'pourront 'empecher 





— — 


Dorfe Mien, des bei eben dieſem Dorfe entſpringenden 
Nebenarms der Nurzeck, der Nurzeck ſelbſt zu ihrer Mün— 
dung oder Nur, endlich längs dem Thalwege des Bugs 
firomaufiwärts bis zu den jekigen Gränzen Rußlands fors 
lauft — aufsewige — dem — Br einverfetße 
werden. Ä 

(Diefes anfehntiche Sie. bes | — Vyaliſtoc⸗ 
ſchen Departements von Neu⸗Oſtpreußen zieht ſich oberhalb 
Grodno über Goriardz, Tycoezyn, Suradz big Nur 
Byaliſtock ſelbſt fällt an Rußland). A 

Art. 19. Die Stadt Danzig. mit. einem Gebiete von 2 
Meilen im Umkreiſe wird in ihre vorige Unabhängigkeit ums 
ev dem Schuße Sr. Maj. des Königs von Preußen und 
Sr, Maj. des Königs vor. Sachfen hergeffellt und nach den 
‚Gefeken regiert werden, nach denen fie regiert wurde, als fie 
aufhörte,. ihr .eigner ‚Herr: zu ſeyn. | 

Art, 20, Weder Se. Mai, der König von Preußen noch 
Se. Maj. der König von. Sachſen, noch die Stadt Danzig 
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par aucune prehibitiön, ni entraver par-l’etablissement 
d’aucun peage, droit ou. impöt, de quelque nature 
qu'il puisse Etre, la navigation de la Vistule. 

‚XXI. Les ville , port et territoire de Dantzick ! 
seront fermes pendant la duree de.la presente guerre 
maritime au commerce et à la navigation ‚des Anglais 

XXI. Aucun. individn de quelque cläasse et con- 
dition qu'il soit, ayant son domicile ou des proprietes 
dans les provinces. ayant appärtenu au noy aume de 

Pologne, et que 8. M. le Roi de Prusse doit cönti- 

nuer de posseder, ne pourra, non plus qu'ancun in- 
dividu domicilie, soit-dans .le duche de Varsovie, soit 











werden durch irgend ein Verbot oder durch wie immer be; 
ſchaffne Zölle, Gebühren oder Abgaben der freien Schiffahrt 
auf der Weichfel Hinderniffe legen. 

(Die Unabhängigkeit von Danzig. und. die freie Schiffahrt 
auf der Weichfel find: fiir das ſüdliche und weftliche Europa 
von hoher Wichtigkeit, und werden auf die. Kornpreife faf 
in ganz Europa großen Einfluß haben. : In Riückſicht der 
Schiffahrt auf der: Elbe und Oder iſt nichts beſtimmt. Preuf: 
fen beherrfchte vor dem Ausbruche des Krieges die Weichiel, 
Dder, Elbe, Wefer und Ems. Jetzt bleibt blos die Oder der 
Monarchie eigen. Ein fehr bedeutender Verluſt auch für die 

dem Könige noch verbleibenden Lande.) Ä 

Art. 21. Stadt, Hafen und Gebiet von Danzig werden 
während der Dauer des gegenwärtigen Seekriegs dem’ Han: 
del und der Schiffahre der Engländer gefperrt fen, 

Art. 22. Kein Individuum, von was immer für Rang 
oder Stand, defien Wohnort oder Eigenthum in den Pro: 
vinzen liegt, die. einft zum Königreich Polen gehörten, und 
die der König von Preufen’aud ferner befiken wird; ferner 
fein Sndividuum, das im Herzogthum Warſchau oder. in 
dem mit Rußland vereinigten Gebiete feinen Wohnſitz hat, 
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ans le territoire qui doit &tre r&uni a l’Empire de 
kussie, mais äyant en Prusse des. biens-fonds, rentes, 
‚ensions ou revenus de quelque nature qu'ils soient, 
tre frappe dans sa personne, dans ses biens, rentes, 
‚ehsions et revenus de tout genre, dans son rang et 
‚es digrites, ni poursuivi, ni recherche en aucune, 
acon quelconque, pour aucune part qu'il ait pu poli- 
iquement ou militairement prendre aux Üvenemens 
le la guerre presente. J — 

XXIII. Pareillement‘ aucun individu ne, — 
rant ou proprietaire dans les pays ayant appartenu a 
la Prusse anterieurement au ıer janvier 1772, et qui 
doivent etre restitues a $. M. le Roi de-Prusse, aux 
termes de l’article II ci-dessus, et notamment aucun 
individu , soit de la garde bourgeoisie de Berlin, 
soit de la gendarmerie, lesquelles ont pris les armes 
pour le maintien de la tranguillite publique, ne pour- 








und in Preußen liegende Gründe, Renten, Penfionen oder 
was immer fiir Einkünfte beſitzt, foll weder in Hinſicht ſei⸗ 
ner Perfon, feiner Gitter, Renten, Penfionen und Einkiinf: 
te, noch in Hinſicht feines Nanges und feiner Würden auf 
keinerlei Weiſe und wegen keiner Art des Antheils, den es 
politiſch oder militäriſch an den Ereigniſſen des gegenwärti— 
gen Kriegs nahm, verfoigt oder in Unterſuchung gezogen 
werden können. 

Art. 23. Auf gleiche Seife ſol kein Individuum, ge⸗ 
biirtig, wohnhaft oder angeſeſſen in den Landen, die dem 
Könige von Preußen ſchon vor dem ıten Jänner 1772 zus 
gehörten, und demfelben jetzt vermöge des vorausgehenden 
zweiten Artikels zurückgegeben werden follen, und insbeſon— 
dere fein Individuum von der Berliner Bürgergarde oder 
von der Genöd’armerie, welche die Waffen ergriffen haben,: 
um die öffentliche Sicherheit aufrecht: zu erhalten, in feiner 
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ra &tre frappe dans sa personne', dans. ses biens, 
‘Tentes, pensions et revenus de tout genre, dans sen 
rang et son grade, ni poursnivi, 'ni recherche, en au- 
cunc. fagon queleonque pour aucune part qu'il ait 
prisexou pu prendre, de quelque maniere que ce 
soit, aux Eevenemens de la guerre présente. 

XXIV. Les engagemens, dettes et obligations de 
toute nature que $. M. le Roi de Prusse a pu avoir, 
prendre et contracter, anterieurement a la presente 
guerre, comme possesseur des pays, territoires, do- 
“ maines, biens et revenus que sadite majeste cede, ou 
auxquels elle renonce par le present traite, seront ä 
la charge des nouveaux possesseurs et par’eux ac- 
quittes, sans exception ; — „ni reserve au- 
cune. 

XXV. Les fonds et capitaux appartenans, seit à 
des particuliers, soit a des etablissemens publics, re- 








Merfon, feinen Gütern, Renten, Penfionen oder was immer 
fiir Einkünften, oder endlich in feinem Nange oder Grade 
weder angegriffen noch auf irgend eine Weiſe und mwegen iv 
gend einer Theilnahme an den Ereigniffen des gegenwärtigen 
. Krieges verfolge oder in Unterfuchung gezogen werden. 

Art. 24. Die Verpflichtungen, Schulden und: Verbind: 
lichkeiten, von was immer fir Art, welche Se. Maj. der 
König von Preußen vor dem gegenwärtigen Kriege hat ma: 
chen oder- eingehen fünnen, als Befißer der Länder, Gebiete, 
Domainen, Gitter und Einfinfte, welche Se. genannte Ma: 
jeftät abtritt, oder denen fie in gegenwärtigem Vertrage ents 
fagt, werden den neuen DBefikern zur Laft fallen , und von 
ihnen ohne irgend eine Ausnahme, Einfchranfung oder Vor— 
behalt befriedigt werden. 

Art. 25. Die Fonds und Kapitalien , welche. —— 


MH. 


Privatperfonen oder ‚Öffentlichen ‚veligiojen, bitrgerlichen oder 
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igieux , civils ou militaires des pays. que S. M. le 
%oi de Prusse cede ou auxquels elle renonce par le 
>rösent traité, et qui auraient dt& places, soit à la 
>anque de Berlin, soit a la caisse de la Socicte, ma- 
eitime, soit de toute autre maniere quelconque, dans. 
les ‚Etats de S. M. le Roi de Prusse , ne pourront 
eire ni eonfisques ‚„ ni saisis ; mais les proprietaires 
desdits fonds 'et capitaut seront .libres d’en disposer; 
et continueront d’en jouir, ainsi que des interets 
echus ou a echeoir, aux termes des contrats ou oöbli- 
gations passcs à cet effet. 

Reciproquement, il. en sera use de la möme ma- 
niere pour tous les fonds et capitaux que des sujets 
ou 'des «&tablissemens publics queleonques. de la mo- 
narchie prussienne auraient places dans les pays que 
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militäriſchen Anſtalten der Länder angehören, die Se. Ma— 
jeſtät der König von Preußen abtritt oder denen er durch 
gegenwärtigen Vertrag entſagt — dieſe Kapitalien mögen 
nun in der Bank von Berlin oder in der Seehandlungskom— 
pagnie, oder auf irgend eine andere Art, in. den Staaten 
Sr. Meojeftät des Königs von- Preußen untergebracht wor: 
den ſeyn — follen weder konfiszirt noch in Befchlag genoms 
men werden; fondern die Eigenthiimer befagter Fonds und. 
Kapitalen follen freie Macht haben, dariiber zu verfiigen, 
und fie werden fortfahren, den Genuß und die Syntereffen 
davon zu ziehen, fie mögen verfallen feyn oder zu den Fris 
ften der Verträge und Obligationen erft verfallen. 

Das nämliche foll gegenjeitig beobachtet werden in Hin⸗ 
fiiht aller Fonds und Kapitalien, welche Unterthanen oder. 
was immer fir öffentliche Anftalten der preußifchen Monat: 
hie in den Ländern untergebracht haben, welhe Se. Mai. 


— 
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8. M. le Roi de Prusse- cede ou: — elle re- 
nonce par le present traite. 

XXVI. Les archives contenant les titres de pro- 
priete , documens et papiers gendralement- quelcon- 
, ques relatifs aux pays ‚ territoires, domaines et biens 
que $. M. le Roi de Prusse cede ou auxquels elle 
‚ xenonce par. le present traité, ainsi que les cartes et 
plans des villes fortifiees, citadelles, chäteaux et for- 
teresses situes dans lesdits pays, - seront remises par 
des commissaires de sadite Majeste , dans le delai de 
trois mois, & . de l’echange des ratifications, 


savoir: 


A des commissaires de S. M. l’Empereun Naro- 
LEON, pour ce qui concerne les pays cedes ä la gau- 
ehe de, l’Elbe. u 

Et a des commissaires de S. M. l’Empereur de 
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der König von Preußen abtritt, oder denen er im gegen 
wärtigen Vertrage entfagt. 
| Art. 26, Die Archive, welche die Eigenthumstitef, Do: 
kumente und überhaupt was immer fir Papiere enthalten, 
welche auf die von Sr. Majeſtät dem Könige von Preußen 
in gegenwärtigem Vertrage abgetretenen oder aufgegebenen Län⸗ 
der, Gebiete, Domainen und Güter Bezug haben ; fo wie 
die Karten und Plane der feften Städte, Titadellen, Schtöf 
fer und Forts, die in befagten Landen liegen, werden durch 
KRommiffaire Sr. genannten Majeftät in Zeit von 3 Mona; 
ten nach Auswechslung der Ratifitationen übergeben werden 
und zwar? | 
An Rommiffaire Sr. Majeſtät des. Kaiſers Napoleon 
in Hinſicht auf die am linken Elbeufer ————— Lande; 
und 
an. Kommiſſaire Sr. Majeſtät des Kaifers von Ruß⸗ 
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outes les Russies, de $S. M. le Roi de Saxe et de la 
ille de Dantzick, pour ce qui concerne les pays que 
eurs dites majestes et la ville de Dantzick doivent 
osseder’en Consdquence du present traité. 

XXVII Jusqu’au jour de l’echange des ratifica- 
ions du futur traite de paix definitive entre la France 
t l’Angleterre, tous les pays de la domination de $, 
I. le Roi de Prusse, seront, sans exception,, fermes 
la navigation et au commerce des Anglaies. 

Aucune expedition ne pourra être faite, des ports 
russiens pour les Isles-Britanniques, ni aucun bäti+ 
ıent venant de l’Angleterre vu de ses colonies, &tre 
ecu dans lesdits ports. | | 

XXVIII. I sera faıt immediatement une tonven- 
ion ayant pour objet de regler tout ce qui est relatif 





nd, Sr. Majeftat des Königs von Sachfen und der Stadt 
yanzig in Hinſicht alfer Lande, welche befagte Majeſtäten 
nd die Stade Danzig zufolge gegenwärtigen Vertrags be; 
sen follen. u 
Art. 27. Bis zum Tage der Auswechslung'der Ratifi⸗ 
‚tionen des künftigen endlichen Friedensvertrags zwiſchen 
vantreich und England werden all» Rande unter der Herr— 
haft Sr. Majeftät des Königs von Preufen ohne Ausnah— 
e der Schiffahrt und Handlung der Engländer verfihloffen 
pn. Keine Abfendung wird aus den Preufifchen Häfen 
ıch den brittifchen Inſeln gemacht, Noch ein von England 
ver feinen Kolonien  tommendes Schiff in den genannten 
‚äfen zugelaffen werden konnen. (Am ruſſiſchen Frieden ift 
chts von. diefer Einſchränkung' enthalten, Auch nicht im 
reßburger Frieden.) 2 
Art. 28. Es wird fogleich eine Webereinkunft getroffen . 
erden, um alles in Ordnung zu bringen, was die Art und 
| en 28. 


* 
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au mode et ä lépoque de- la- remise ‘des: places qui 
doivent &tre restitueces à S. M. le Roi de Prusse, 
ainsi que les details qui. regardent l’administration 
civile et militaire des pays qui doivent &tre aus) 
restitues, - 





ne 
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Epoche der Uebergabe der Plätze, welche Sr. Majeftat den 
Könige von Preußen zurlickgeftellt werden follen, und di 
Details der Civil- und Militairverwaltung der ebenfalls zu 
rückzugebenden Lande betrifft. 

(Diefe Uebereinkunft wurde wirklich am ıaten Sul 
zu Königsberg getroffen. Nach derfelben wird die Cnli 
Tilſit den 2oten Julius, Königsberg den zöten Julius, um 
das Land bis zur Paffarge den ıten Auguſt, Au 
bis zur Meichfel den zoten Anguft, am Sten Septenke M 
Reſt von Alt: Preußen bis zur Oder, und am ıten ht 
ganz Preußen bis an die Elbe geräumt, nm nm 
Tage wird auch Schlefien zurückgegeben. Das Marin 

fche auf dem rechten Elbeufer, ferner die Provinjen uu 
Prenzlow und Paſewaltk werden erfi am ıten Ns 
ber zurückgegeben, doch wird eine Linie gezogen, damit I 
feine Truppen Berlin nähern können. Wegen der Kaum 
Stettin's foll die Zeit noch von Bevollmächtigten bein! 
werden, und fo lang 6000 Franzofen in Stettin hfeike 
Unter dem Namen Prenzlow und Paſewalk kannte mi 
bisher keine preußiſche Provinzen ; vermuthlich wird dam 
die Uckermark und VBorpommern gemeint. 

Ferner wird feſtgeſetzt, daß die Gränzen deö Gebiet 
von Danzig durch Grängpfähle mit den Wappen von Zul 
reich, Danzig, Sachſen und Preußen beftimmt werden I 
Ien. Affe vorhin erwähnte Verfügungen follen in Erfüli 
gehen, wenn die dem Lande auferlegte Kontributionen IF 
den bezahle, oder dafür gültige Sicherheit geftellt ſeyn. alt 
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XXIX. Des prisonniers de guerre seront rendus 
de part et d’autre sans &change et eu masse, le Ben 
que faire se pourra, 
| XXX. Le prebent traitéè sera ratifid par S. M. 
| VENPRREOR DES FRangass, Reı »’TraLıe, et par S. 
M. le Roi de Prusse, et les ratifications en seront 
echangees à Köenigsberg, dans le delai’ de six jours, 








Einkünfte des Königreichs follen vom Tage der Auswechs— 
lung der Ratififationen an die Kaffen des Königs abgeliefert 
werden, wenn die vom ıten November 1806 bis zum Tage 
der Auswechslung der Ratifikationen zahlbare und fällige 
Kontributionen, werden abgetragen feyn. Die franzöfifche 
. Truppen und Kriegsgefangene merden bis zum Tage der 
Räumung im Lande nnd von daſelbſt befindlichen Magazinen 
leben.) 


Art. 29. Die Kriegsgefangenen von dein einen mid dem 
andern Theile’ werden . ohne Auswechslung und m Maſſe — | 
bald als möglich zurückgegeben werden. 


{Nah einem im Moniteut Nr. 212. eingerückten Rap⸗ 
port des. franzöſiſchen Kriegsminiſters dde Königsberg am 
ı3ten Julius har die franzöfiihe Armee von der Preußischen 
zu Rriegsgefangenen gemacht überhaupt: 517g Offiziere und . 


123418 Unteroffiziers und Gemeine. Mile Korps, Regimen⸗ 


tei, Bataillons u, ſ. w. find namentlich angegeben.) 


Art. 30. Der Vertrag ſoll von beiden Majeſtäten rati: 
fizirt, und die Natififattonen follen zu Königsberg 6 Tage 
nach der Unterzeichnung und wo möglid noch - aus: 
IN werden. 
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à compter de la signature,-ou plustôt si faire se 
peut. 
. Fait et signe a Tilsitt, le 9 juillet 1807. 


(L.S.) Signd ;» Cm Mau. TALLErRAnD, 
prince de Behevent. 
(L.S.) Signe, le imarechal comte de Kurk- 
REUTH: | 
(L. S.) Signé, er comte de Goltz. 


Pour ampliation: 
Le ministre des relations exterieures, 
. Cu. Mau; 'TALLEYRAND, prince de Be- 
nevent, Dr 
Les ratifications du present trait& ont &te echan- 
gees ä Koenigsberg, le ı2 juillet 1807, 
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Sie Ratifikation erfolgte ſchon am agten Julius zu 
Königeberg. 


| 58. 
Königfih Würtembergifche Reſolution mehrere die 


mediatifirten Fürſten, Grafen und Edelleute an: 
gehenden Beftimmungen betreffend, 





©. Eönigliche Majeſtät haben in Beziehung auf die media: 
tifieren Fürſten und Grafen durch eine allerhöchfte Reſolution 
vom. a6ten — „folgende Beſtimmungen zu «rtheilen 
geruht: | , 


- 
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".1) Es haben’ die mediatiſirten Fürſten und Grafen in 
der Maaße die Hisherigen Titel fortzufüihren, daß dabei alle 
Beifäße und Wilrden hinmweggelajfen werden, welche fih auf 
ihr vormaliges Verhältniß zum deutfchen Reich oder ale 
regierende Herrn bezogen haben. 

2) Kann das Prädikat »von Gottes Gnaden«s« fer: 
ner nicht Statt finden. | 

3) Bleibt es denfelben unbenommen, von fi ch in der mehr: 
fahen Zahl zu fprechen, jedoch mit der Einfchränfung, daß 
fie ſich in den Eingaben, welche fie am die königlichen Be— 
Hörden richten, der einfachen Zahl zu bedienen haben. 

4) Die königlichen Behörden haben in ihren Erlaffen 
an die mediatifi rten Fürſten und Gtafen dieſen das Prädikat 
»Herr« beizulegen. 

5) Es iſt denſelben geſtattet, Obervögte (nicht Oberamt⸗ 
leute), und ſo fern ſie von dem Rechte der zweiten Inſtanz 
unter den vorliegenden Beſtimmungen *) Gebrauch machen 
wollen, Juſtizräthe als Beiſitzer des zu errichtenden Juſtiz— 


kollegiums nach erhaltener königlichen Beſtätigung zu ernen— 


nen. Hingegen haben fie ſich aller Ertheilung anderer Ka: 
rafteren künftig zu enthalten, Friiher erthellte Titel derſel⸗ 
ben, als Geheimeräthe, Regierungsräthe, Hofräthe, bedürfen 
zu fernerer Fortführung der königlichen Erlaubniß. 

6) Wenn ein mediatifirter Fürſt oder Graf die Admini; 


— 












*) Unterm ıBfen Junius war bereits die Verordnung erſchienen, daß, 
fo lange nicht von den mediafifirten Fürften und Grafen mit allerhöchſter 
Genehmigung Yuftizkanzleien in zweiter Inſtanz wirklich errichtet, und fol: 
de vom Könige nicht beftätige fenn werden, alle Appellationen von ihren 
Patrimonialgeripten unmittelbar an Den zweiten Senat des königl. Dber: 


‚juftizfollegii gehen fol. Schon am zten März 1807: war von ſämmtlichen 


mediatiſirten Fürften und Grafen die beſtimmte Erklärung abgefordert mor; 


den, ob ſie eigene Juſtizkanzleien für die zweite Inſtanz anordnen wollten 
oder nicht. Es war ihnen dabei aufgegeben, auf eine beſtimmte und fiche: 
ze MWeife darzuthun, mie and wovon ‚fe Die dabei angeftellten Perfonen zu 
ſalariren gedenken. 
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firation feiner Mevenies mehreren in eimer Stelle ver. 
einigen Diencen anvertrauen mil; fo ftedt es ihm frei, der: 

feiden unser der Benennung eines Oberrentamts eine ale: 

giatverfaffung im Innern zu geben. Es wird aber diefe 
Erelle nur als eine Privatanerdnung betrachtet, die vor der 

königlichea Behörden nicht als ein Kollegium geltend gemacht 

werden fann. 

7) Bon denjenigen Perſonen, welche fürſtlichen Tire! 
führen ,„ haben die Chefs in der erſten Klaffe des Rang 
reglements nach dem Bifchof, die übrigen aber nad den 
Feldjeugmeiftern, und die Chefs der gräflichen Häuſer in der 
ſechſten Klaſſe deſſelben den ang. 

Die nachgebohrnen Grafen erhalten nur durch ihr 
Steffen einen Rang, und bei den ehemaligen ritterichaft 
lihen Perfonen und übrigen Edellenten, wenn fie ihrer 
König und dem Staat nicht dienen, finder ebenfal: Ai 
Hang Statt, ausgenommen, wenn fie einen Eünxitm 
Charakter Haben follten. Einen fremden -Charafter anzınd 
men, ohne zuvor dazu erhaltene allerhöchſte Erlaubniß, ii 
denfelben nicht geftattet. Es geht ihnen in Ermanglung end 
duch ein Amt oder einen Charakter angemiefenen bösen 
Nangs, Jeder, welcher das Recht Wappenknöpfe zu fragen 
hat, vor, und in folhem Falle können weder fie noch ih: 
Frauen bei Hof präſentirt werden, 


99. 
Klaſſifikation der Souverginitätsrechte in den Landen 
der num fubjizirten vormaligen Reichsſtände. 


Di⸗ Souverainität im Sinne der rheiniſchen Konföde— 
ration iſt wohl unbezweifelt die höchſte Staatsgewalt, die 
innern und äußern Verhältniſſe des Staats zu — 
des Bundeszweckes zu leiten. 

Was die inneren Verhẽ ſtniſſe betrift, ſo if ſolche in⸗ 


ſonderheit die nach der Bundesakte zugeſtandene höchſte 


— 


Staatsgewalt über die — Lande bisheriger 


Reichsſtände. | 

Was nac) dem ra onellen Stoaterecht darunter bearifk 
fen wird, muß auch in dem neuen Bundesſtaate darunter 
verſtanden werden, in ſo ferne der Zweck ſolcher —— 
und deren Sanktion ed mit ſich bringt. 

Die höchfte Staatsgewalt erſtreckt ſich auf alles, was 


die gemeine Wohlfahrt eines Staates erſordert, und enthält 


- alfo das Recht, alles dasjenige zu thuͤn und vorzunehmen, 
wodurch der Staatszweck, d. i. die allgemeine Wohlfahrt ber 
griindet und erreiche, wird, 

Diefes Thun und Bornehmen , - diefe Wirkſamkeit aber 
äußert fich in allgemelner Oberaufſi ht, Gefſetzgebung Hand⸗ 


habung der Geſetze und Vollziehung aller auf den Staats- 


zweck gerichteten Anordnungen; kurz, in Handlungen der 
inſpizirenden legislativen und exekutiven Gewalt. 

Die Gegenſtände, womit ſich die ſolchergeſtalt wirkſame 
Gewalt beſchäftiget, ſind ſo verſchieden, als die — der 
Staatswohlfahrt * | 
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Es erhelfet hieraus, daß die höchſte Staatsgemwalt for: 
mel — nah der Art, worin fie ihre Wirkſamkeit thätig 
Beweifer, — und materiell nah ihrem Inhalte und Se 
genftanden — zu betrachten ift, und es ſpringt in die Au: 
gen, daß bei jedem einzelnen Negierungsrechte, jeder Staats: 
gewalt, fo verfchieden auch deren Gegenſtand feyn mag, dd 
jene Hauptausflüfe der-Mirkfamkeie der höchſten Staatsge— 
walt, oberaufichende, gefekgebende und vollziehende Handlun 
gen ſich zeigen müffen, wenn folche einzelne Gewalten un 
Regierungsrechte in hobeitficher Eigenſchaft anerkannt werden 
ſollen *). 

Even fo läßt ſich die in der theinifchen Bundesakte vn, 
liehene Souverainität betracheen. 

I. Nach dem innern Staatsverhälhtuiſſe, 

A, Formell, d. i. nach ihrer Wirkſamkeit zum Staat⸗ 
zwecke. Hiernach beſteht ſie, aus: 

ı) Oberaufſehender Gewalt, 
dem Nechte dev oberften Inſpektion über alles, was in Bun 
hung auf das gemeine Wohl im Staate vorgeht, 

Eine Staatsbefugniß, welche aller Anordnung und ni 
ſchrift beobachtend vorausgeht, und Über deren Bollziehun 
wachend nachfolgt. | | 

2) Gefeßgebender Gewalt (droit de Iegislation), 
dem Mechte, die allgemeinen Normen fiir die Handlungen 
ber Unterthanen zu Erreichung dee Staatszweckes zu befim 
men und anzuordnen, 

Allgemeine oberfte Geſetzgebung, die nach dem Sek 
ber Fhderation ben. einverleibten Staat als einen Theil di 
Ganzen umfaſſet, ohne jedoch den Standesherrn in Erchei— 


B 














H Man vergleiche Über Diefe Anſicht; B. W. Pfeiffer, diber di 
Gränzen der Civilpatrimonialjurisdiktion, ein Beitrag zum Territorialftaats 
recht. Göttingen 1895. Beite 3 — 46. | 

Noch find unfere Staatsrechtölchrer, von Pütter bis ayf Grüner 
uber vie Eintheilung ber Herrſcherrechte nicht einverſtanden! 


* 
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ing ſolcher Borfihriften, Anordnungen und Verfügungen zu’ 
emmen, die fich auf Lokalverhältniſſe und Gegenftände der 
meren Adminiffration befchränfen. und, mit den Landesger 

ben nicht im MWiderfpruche ftehen, ze 

Rheinbund Heft I. p. 75. 9. IV. p. 12. 2 V, p. 21. 

- md 264, H. VI, p. 378. und 432. H. VII. Pr 112, 

3) Voll ziehender Gewalt, 
em Rechte, die zu Realiſirung der gegebenen — | 
rforderlichen Behörden zu Ausübung der Regierungsrechte 
nzuordnen, und die Geſetze des Staats zu ———— und 
ur Vollziehung zu bringen. 

Dieſe höchſte vollziehende Gewalt iſt nicht mit der. ‚ges 
neinrichterfichen Exekutionsbefugniß zu. verwechfein , auch 
leibet der Natur der Sache nach in den Gegenfländen der 
Zofalberechtigungen den Standesherren eine jener untergeords 
rete vollziehende Gewalt, 

- Da diefe drei verfchiedeng Arten der Wirkſamkeit der 
höchſten Staatsgewalt, ſich über alle dem. Objekte verjchiedes 
ae Negigrungsrechte, und Gewalten erſtrecken und bei jedem 
einzelnen fihtbar werden, fo können fie ſolchen nicht als be⸗ 
ſondere Gewalten, wie es doch insgemein geſchieht, coordi⸗ 
niret werden. 

B. Materiell, d. i. nach den verfchiedenen Gegenſtan⸗ 

den betrachtet, 
enthält die Souverainität: 

ı) Die Juſtizgewalt, 
die Befugniß 3, die Privatrechtsverhältniſſe der Staatsbiirger — 
zum Wohle des Staats zu ſichern und zu ſchützen (droit 
de jurisdiction supr&me) , inſonderheit die Gerichtsbarkeit 
in höchfter und fester Änftanz, da dem Standesherren die 
in erfter und zweiter Inſtanz (basse et moyenne) ver; 
bleibe *). 


) Souten die franzöſiſchen Kedakteurd * die Terminologie eine⸗. 
Ferriere und Supypt (Brauer allgem. Stagtérecht der rhein. Bundes 











448 


2) Die Kriminalgewalt, 
das Recht, durch Strafen Verbrechen zu verhindern, weldem 
die den bisherigen Reichsſtänden belaffene peiniiche Gerichtsbar: 
feit ( jurisdietion en inatibre criminelle ) untergeord: 
ner iſt. 

5) Die Polizeigewalt (droit de haute police), 
das Recht zur Erhaltung der öffentlicher Sicherheit de 
Staats und Entfernung alles deffen, was folche Beeinträkti- 
gen kann, die zweckdienlihen Mittel anzuwenden und einjı 
Schlagen. 

Wenn diefe als hohe Polizei das Wohl des ganzen 
Staares und Landes zum Ziele hat, fo befchräntt ſich die 
den Standesherren verbleibende niedere Polizei auf die nicht 
fiber ihr Gebiet ſich ausdehnenden Lokalein richtungen und 
Anſtalten *). 

4) Die Militairgewalt (droit de conscria 
militaire ou de recrutement), 
das Mecht, eine bewaffnete Macht zu Behauptung der Er 
ftändigfeit des Staats und deffen Sicherftelfung gegen frem 
de Anfälle zu unterhalten, und in dieſer Abſicht das Fett 
der Kynſtription und Aushebung dienftfähiger Mannihatt, 
Anlegung von Feftungen u, dgl. Anftalten, 
5) Die Finanzgewalt, 
das Recht, das Staatsvermögen zu benutzen, und Beitroͤge 
der Unterthanen zu den Staatsbedürfn iſſen zu beſtimme 
und zu erheben (droit d'impôt). 


a m zn DZn u nn u Zu DD — 


ſtaoten, Karlerube 1807. Seite 123.), als die vormaligen Berhältmiffe deut: 
fher Furften unter feanzöffcher Souverainitat im Sınze gehabt haben, fi 
maren doch dentfhe Geſchaftsmänner zur Seite, Die ohne Zweifel Anlıi 
su einer nähern Beſtimmung würden gegeben baben. 


*) Man vergleihe Brauer am a. D. Seite 162. m. folg. Ueberbasst 
Dürfen dieſe Beiträge zu einem allgemeinen Staatsrechte der rheiniſchen 
Sundesſtaaten von Nicmauden ungeleſen a, der nur Intereffe für die 
Wiſſenſchaft und Sache bat. 
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Es find diefe Steuern! 

a) direkte, 
ordentliche oder außerordentliche nach fine Maasftabe 
angefeßte und ausgeſchriebene; 

b) indirefte, | 
. aa) Konſumtionsſteuern. | 

Hierzu eignen fich jedoch nicht diejenigen — wel⸗ 
che eine urſprünglich ſtädtiſche und gutsherrliche Abgabe, be— 
ſonders vom Getraide (Umgeld, Maaspfennig, Ohmgeld), . 
und theils Gewerbsrekognitionen, theils von der Schenkge— 
rechtigkeit herrührig ſind *). | 

hb) Impoſten auf Artikel des Luxus; | 

cc) die nicht auf Staatswirthſchaft, ſondern einen bloſ— 
fen Finanzzweck berechneten Auflagen fir ein: und auszufüh— 
rende Waaren. 

6) Staatswirthſchaftsgewalt, | 
dad Necht, die Wohlfahrt des Staats durd) den Mohlitand 
der Individuen zu befördern, und die dahin abzweckenden 
Anftalten. und Einrichtungen zu treffen. 

Sie beſchäftigt fich mit der Sorge für die Landespro— 
dukte, Land: und Forſtwirthſchaft, Bergbau, Handel, Ge⸗ 
werbe, und Manufakturen, EIER, Schiffahrt, Poſt— 
weſen, Zoll, Münze ꝛc. *). 

Wo einzelne Gefälle, als — Nutzbarkeiten, in 
der Hand- des Standesheren verbleiben; fteht doch die Ober; 
aufſicht, Gefeßgebung und höchfte vollziehende Gewalt dat; 
iiber dem Souverain zu, dem dadurch fo wenig als durch 
auffehende, anordnende und vollziehende Handlungen jenes 
an:den Dberhoheitsreshten. etwas benommen wird, 

m. Kivhengewalt, | | 

das jus circa sacra majestaticum , das Necht, eine Kir; 





— — — — — 





*) Brauner am da. O. Seite 158. u- folg. 
*) Gönner deutfhes Staatsrecht 1804. Seit 607. u. folg. — 
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che im Staate aufjunehmen, und Oberaufſicht und Schutz 
über ſolche auszuüben. 

Die von der proteſtantiſchen kirchlichen Geſeliſchaft über⸗ 
tragenen Kollegial: oder Episkopal⸗ Rechte und was dazu ge⸗ 
rechnet wird, geiſtliche Gerichtsbarkeit, Pfarrſatz oder Pa⸗ 
tronatrecht *) u. dgl. bleiben dem bisherigen Reichsſtande, 
jenem juri circa sacra, der Höchften Kirchengewalt des 

Souverains jedoch untergeordnet. 
So verſchieden die Gegenſtände find, worin bieſe auf: 
gezahlten Staatsgewalten die Staatswohlfahrt bezwecken, fo 
flimmen doch alle in der Art ihrer Wirkfamkeit überein, in: 
dem fich ſolche nicht anders, ats in oberauffehender, gefehge: 
bender und vollziehender Gewalt äußern Eann, 


1. Nach den augwärtigen Verhäftniffen. 

Hier zeigt die höchſte Staatsgewalt ihre Wirkfamfeit 
in repräfentativen *) und vollzgiehenden Handlungen, indem 
der Souverain im Namen des Staats mit andern Staaten 
handelt, Sefandte annimmt und abfender, Bindniffe fließt, 
und das Recht des Friedens und Kriegs nad) Maasgabe der 
Föderationsakte (Art. 35 bis 58.) ausübt. 














) Bill man nah Brauner ana D. Seite 149. n. folg. Den epangeli- 
fhen Etandesherren das’ Patronatrecht abfprechen , wenn fie es nicht bloß 

als geiftliche Lehnſchaft bieher erersitt haben, fü entjieht pian ihnen folches 
Mecht, das doch unbedingt zugeftanden ift, gan. 


* Sönner am a, O. Seite 422. und 444. 
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40. 


—— des Herzogs von Sachſen / Koburg⸗ 
—— 





Verglichen mit Soft "4. ©. 147. und Aetitel 12. des ruſſi⸗ 
ſchen Friedens. 


—————— —— 


1. 


Nie herzogliche Regierung zu Koburg hat unterm 24ten 
iulius folgendes befannt gemacht: 

»Es iſt uns der Befehl offiziell mitgetheilt worden, 
welchen Se. kaiferliche Majeftät der Kaijer von, Frankreich, 
dönig von Stalien, unter dem ıten Julius an den hiefigen 
tommandanten, Herrn Parigot, nachfolgend erlaſſen 
aben.« | 

Tilfit, den 1. guli 110, 

An a Adjutant: Kommandant Parigot, 

Landes s Kommandanten von Sachſen— 
Koburg. 

Auf Befehl des Kaiſers haben Sie, mein Herr, ſogleich 
nach Empfang des Gegenwärtigen den Herzog von Sachfen: 
Koburg in feine Staaten wieder einzufeßen. 

Sie werden den Sequefter aufheben, der Auf feine Git: 
ter, oder fein Eigenthum, oder auf das feiner Unterthanen 
gelegt ſeyn könnte, Deranlaffen Sie den Intendanten , den 
Platzkommandanten und jeden andern Civils. pder Militair⸗ 
beamten, ihre bisherigen Funktionen im fächfifch: Koburgis 
fihen Gebiete niederzulegen. Dei Wille des Kaiſers if, daß 
biefer Fürſt in den vollſtändigen und gaͤnzlichen Beſitz ſeiner 
Staaten wieder eintrete und für die Zukunft als ein Sou— 
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verain derrachter werde, für welchen der Kaiſer ein Gefonder 

res Intereſſe hegt. | — 

Unterz. Der Fürſt vorn Neufchatel, Major: General, 
Marſchall Alerander Berthier. 


»Dieſer höchſte Befehl wurde hierauf von der ehemaligen 
k. k. franz. Kommandantenſchaft nach ſeinem Inhalt volles 
gen und der Beſchlag auf das hieſige Land mit allen ſeinen 
Wirkungen förmlich aufgehoben. Wir eilen dieſes frohe Er— 
eigniß zur Kenntniß des ganzen Landes zu bringen, mit der 
Verſicherung, daß Se. herzogl. Durchlaucht den Antritt 
Höchſtdero Regierung bereits durch Bevollmächtigte haben 
bewirken laſſen, und daß Ihre perſönliche Ankunft in den 
nächften Tagen ftatt haben. wird, Zu gleicher Zeit weifen 
wir alle öffentliche Behörden an, den nach den herzogligen 
Sefchäftsinftruftionen vorgefchriebenen wieder⸗ 
um einzuhalten.« — 


Ö, 
Zwö ölfter Artikel des franzoͤſiſch ruſſiſchen 
Friedensvertrags. 

Leurs Altesses Serenissimes les ducs de Saxn- 
CoBouRs, d’Oldenbourg et de Metklenbourg - Schwe- 
rin seront remis chacun, dans la pleine et paisible 
possession de ses Etats. 


une ae 
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41. / 
fftenftück den Beitritt. der deutſchen Fürftenhäufer 


Anhalt, -Schwarzburg ‚ Lippe, Reuß und 
Waldeck zum rheiniſchen Bunde betreffend. 





% 


Vie haben bereits im ſiebenten Hefte die Acceſſionsakten 
im rheiniſchen Bunde der Fürſten von Schwarzburg und 
Laldeck geliefert; waren aber noch nicht ſo glücklich, jene 
on Anhalt, Lippe und Reuß zu erhalten. Vermuthlich find 
e von gleichem Inhalte wie jene beiden, und nur das 
vuppenfontingent iſt verſchieden. Inzwiſchen iſt uns nach⸗ 
Agendes Schreiben des franzöfifchen Ministers der auswär— 
gen Verhältniffe, Ihro Durchlaucht des Herrn Fürſten von 
enevent, an den Herrn Baron von Gagern, herzoglich und 
irſtlich Naſſauiſchen Staatsminiſter, mitgetheilt worden, 
elche außer andern Umſtänden auch die Stärke der Kontin— 
ente enthält. Wir glauben daher unſern Leſern mit dieſem, 
ier zum erſtenmale abgedruckten Schreiben ein angenehmes 
»eſchenk zu machen 

— — — — 

Monsieur le Baron! 


"ai rendu compte ä Sa Majeste l’Empereur et Roi de 
a demande , que L. 1. A. A. S. S. les princes des 
aaisons d’Anhalt, de Waldechk, de Schwarzbour g, de 
a Lippe et de Reuſs on fait ou renouryell« par l’or- 
‚ane de Votre Excellence d’ötre admis dans la Con« 
ederation du Rhin. Sa Majeste a bien youlu me 
aire Connaitre, qu’elle consentait à leur admission; 
insi , quoique l’acte n'en puisse pas étre dresse ac- 
uellement à cause de l’eloignement ou se trouye Mr. 


- 
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le Grand-Marechal Duroe qui & reon des pouyoirs 
pour ces diverses conventions, le consentement mu- 
tuvl, qui en forme l’essence, &tant donne, il doit &tre 


considere comme fait et recevoir immediatement son 


ex@cution par l'’envoi des contingents que chacun des 
princes admis aura a fournir suivant la proportion 
d’apres läquelle les contingents des cıng maisons du- 
cales de Saxe ont été regles et qui est ä peu pres 
de -deux tiers d’un pour cent ou d’un cent cinguan« 
tieme de la population totale. 

La maison d’Anhalt devra donc fournir ‚800 hom- 
mes, les maisons de Schwarzbourg et de la Lippe 
chacune 650; la maisön de Reuls 450 et le prince 
de Waldeck 400 

La repartition du cöntingent de chaque maison 
entre ses diverses branches sera faite dans le rapport 
de leurs sujets respectifs; mais le commandement ou 
la direction du contingent des maisons divisees en 


plusieures branches devront appartenir provisoirement- 


et: jusqu'a des stipulations ulterieures au chef de la 
branche ainee, 

Sa Majeste a charge Mr. le General CLARKE Au- 
quel j'ecrits à cet eflet de presser la levee et le de- 
part des contingents‘, te qui le mettra dans le cas de 
cotrespondre avec les divers a: qui doivent 
les fourhir. Ä 

Veuillds Mr. informer de tout ce, que j’ai I’hon- 
neur de Vous marquer 5; les princes de Waldeck, 
d’Anhalt, de la Lippe et de Reufs. J'écris moi-meme 
ä Mr. le Baron de Kerteinopr, —— de⸗ princes 


de Schwarzbourg. 
J’ai aussi l’honneur d’inviter Votre Kiseellenee a 


contribuer autant, qu'il peut-ötre en elle & ce, que 


/ 
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les vontingents soient mis en état de marcher le plu- 
töt ‚possible, et je la prie de recevoir les asgurances 


de ma haute consideration. 
. Varsovie le 3ı Mars 1807. 


Signé, Ca. Mir. TALLErRAND, 
prince de Benevent. 


1 
: 2 
22. 


Berichtigung einer Stelle in Mr, 17. des fiebenten 
Hefts; das Fürftenehum Waldeck betreffend. 





N im fiebenten Hefte S. 161. gegebene Nachricht, daß 
feit dem Jahre 1438 die Grafjhaft Waldeck ein Lehen des 
Heſſen⸗Caſſelſchen Hauſes ſey, erfodert eine Berichtigung. 
Der Lehensauftrag der Grafſchaft und des Fürſtenthums 
Walde geſchah 1438 an Landgraf Ludwig den Friedferti⸗ 
gen, welcher damals als einzig am Leben feyender Pandgraf 
von Heſſen das ganze Fürftenehum im Beſitze hatte, Es 
exiſtirte daher damals keine beſondere Heflenz Caſſelſche Linie, 
folglich konnte auch der Lehensauftrag an eine Caſſelſche Linie 
mit Ausſchluß der andern nicht geſchehen. 

Der zwiſchen Landgraf Wilhelm dem Vierten und Bands 
graf Ludwig dem eltern am 2gten Aprit 1567 über ven 
ſchiedene Gegenftände errichtete Vertrag enthält $. ar _ 
»So viel die Brafichaft Waldeck anlangt, dieweil unter 
unfern. Löblichen Voreltern allwege der eiteftregterende Fiürſt 
en hat; fo fol es nochmals bei 


diefeldige Grafſchaft ® IR 
ſolchem Brauch und Heckommen bleiben.« 
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Und der zwifchen Keffens Cäffel und Heffens Darmftadt 
2648 aufgerichtete Vertrag ſagt beftimmt : 

»Daß die Waldeckiſche Belehnung auf begebende Fälle 
jedesmal von dem älteften Fürften zu Heſſen, fowohl Heſſen— 
Gaffelfcher als Darmftädtifcher Linie nomine communi 
gefchehen, und dafern es inskünftige zur Apertur kommt, 
folche Grafſchaft in zwei gleiche Theile gefeßet und halb der 
Heften: Caffelifchen. und die andere Häfte der Heffen: Darm: 
ſtädtiſchen Linie zufallen foll.« | 

Esror Elem. jur. publ. hass: ©, 168, 

Hieraus ergibt fich ganz deutlich, daß die Grafſchaft 
Waldeck Fein privatives Keffens Eaffelifches, fondern ein Ge: 
fammtlehen der Sroßherzoglich und Kurheffifchen Häuſer fen. 
Im allegirten Artikel 15. 6. 14. des Weftphälifhen Friedens 


iſt Eein Wort von einer Belcehnung. zu finden; fondern er 


EE 


enthält- nur die Beftätigung des am ııten April 1655. zwi: 
fchen Heſſen-Caſſel und Waldeck errichteten und von Herrn 
Landgraf Georg dem Zweiten , den ze April 1648. vatis 
fisirten Vertrags. — — 

Zur Zeit des Waldeckiſchen Fchenauftrags an Heſſen war 
allerdings die Theilung der Heſſiſchen Lande, die eift unter 
Pandgraf Dhilipp dem Großmüthigen erfolgte, nod nicht ge— 
fchehen. Nah Wenks heſſiſcher Landesgeſchichte Th. , II. 
Abth. a. ©. 1045 — 1052. gefihah der Fehenauftrag am 
sıten Dftober 1759. Nach Philipps des Großmüthigen 
Tode wurde die Belehnung der Grafen von Walde durd) 


verſchiedene Verträge der Caſſeliſchen Linie itberlaffen ; aber 


der Hauptvertrag von 1648 behielt fie dem jedesmaligen, 
den jahren, nicht der Regierung nach älteften regierenden 
Landgraf aus. beiden fürſtlichen Linien unter der Einfchrän: 
fung vor, daß fie in gemeinfchaftlichem Namen gefchehe, und 
auf den Fall der Lehnseröffnung war eine gleihe Theilung 
der Grafſchaft verabredet. Diefer rag ift auch im Weft: 
phälifchen Friedensinftrument, Osnabrug. Art. 15. $. 14 


> 
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fonaster. art. VII. $. 59. beſtätigt worden. Pütters 
Seife des Weſtph. Friedens S. 265. | 

Als in der Zeitfolge König Friedrich von Schweden als 
andgraf von Heſſen-Caſſel am 4ten Julius 17402 privativ 
ir die Gaffelifche Linie die Anwartfchaft auf die Waldeckiſchen 
ehen (oder vielmehr das ganze Land) erhielt, Heſſen⸗⸗Darm⸗. 
ade fich aber durch diefen Vorgang mit Recht in feinen Ger 
echtſamen ‚verleßt fand, behielt fich Teßteres deswegen am 
oten Jänner 1747 in einem nach Caffel erlaſſenen Schreiz 
en alle vechtliche Befugniffe bevor. Wenk a. a. Orte, 
5. 1060, Ledderhofe Heine Schriften Th. 3. S. 63. 
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43. | 
edanfen tiber das Fünftige Fumdamental: Statut 
des rheinischen Bundes, 





—— —⸗ 





— 


Im fechften Artikel der Ronföderationsafte heißt 8: 

Les &poques ou soit la diete, soit un des .colle- 
:5 separ&ment devra s’assembler., Je.mede de leur 
nvocation, les objets, qui devront &tre soumis à 
ur deliberation, la maniere, de former les r&sola- 
yns-et de les faire exdcuter seront determinds par 
ı statut fondamental, ‚que. S. A. E. le prince Primat 
'oposera dans un delai d'un mois apres ‚ka niotifica-- 
„n Saite à Batisbonne; et qui devra ötre approuvé 
r les Etats confederess: Le m&öme statut fixera de-, 
ıtivement le rang entre les memhres “da College 
s VPrınces, 

Da nun bie jebt dieſes Fundamental tetin, ‚welches 
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allein dem rheinischen Bunde einen beftimmten Charafter ger 
ben kann, noch nicht erfchienen iſt; fo möchte es Vermeſſen⸗ 
heit fcheinen, wenn. ein Privatmann es wägte, feine Anſicht 
der Sache barzuftellen, und die Wünfche dentfcher Patrioten 
vorzulegen. Aber in Deutfchland war bisher die fo ſchöne 
und nüßliche Gewohnheit faft zum Necht geworden, daß, 
- wenn irgend ein Gegenfiand zur Berathung des Neichs kam, 
mehrere Gelehrte auftraten , und die Behandlung deffelden 
von allen Seiten befeuchteten. Viele derartige Schriften wars 
den auf Befehl eines oder des andern Hofes ſelbſt unter die 
Sefandtfchaften am Reiche vertheilt, manche kamen von nicht 
- dazu ‚beftellten Gelehrten in Umlauf, alle wurden von diefen 
Sefandten an.ihre Höfe geſchickt. Micht felten wurden das 
durch die Inſtruktionen motiviert, und die Angelegenheiten 
‚ befamen eine Wendung, welche fie ohne diefe Schriften vieb 
leicht nie erhalten hätten. Wenn nun diefe altdeutſche Ge: 
wohnpeit, weiche man als eine gewiffe Art von Mitſprechen 
des dritten Standes anfehen konnte, ſchon bei unbedeutenden 
Gelegenheiten Statt hatte, und wenn zu wünſchen iſt, daß 
in den neuen fouverainen Staaten diefe Gewohnheit nicht 
abkomme; um wie vielmehr wird es erlaubt feyn, bei either 
fo großen Nationalangelegenheit, als das deutfche Fundamens 
talſtatut iſt, die. Anfichten und Wünſche jener vorzutragen, 
weiche fo gevaume Zeit über die Bedürfniſſe der Nation 
nachgedacht Haben: | | 
| Das Herzogthum Warfchau Hat das Glück gehabt, daß 
ihm gleich bei feiner Entftehung ein Fundamentalftatut ger 
geben wurde, worin die Nechte und Pflichten der verſchiede— 
nen Staatsbürger und Unterthanen beftimmt worden ; alle 
nene von dem großen Napoleon geſtiftete Staaten haben 
‚eine mehr oder weniger freie Staatsverfaffang nad) dem Be: 
dürfniß der Nationen erhalten, nur Deutſchland allein ift 
bis jeßt noch in einem gewiſſen Stande der Anarchie , der 
ohne die bedenklichften ‚Folgen für den ganzen Bund und 
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die einzelnen Staaten nicht länger beftehen kann. Der Vers 
faſſer diefer Gedanken will feineswegs ein wollftändiges Fun⸗ 
damentalſtatut entwerfen ; fondern er will nur über einen 
und andern Gegenftahd beffelden feine Meinung vortragen. 

Zuerſt wird man alfo wohl die faatsrechtfichen Verhält⸗ 
niſſe des. rheiniſchen Bundes in. feiner Sefammtheit betrad): 
ten müſſen, fodann aber auch jene, welche einzelne Staaten 
betreffen, zu erwägen haben. | 

Der Zweck der ganzen Konföderation iſt deutlich in der ' 

Bundesakte ſelbſt ausgeſprochen, Ruhe von Innen, Si: 
cherheit gegen jede äußere Gefahr und Sewalt. 
Die Konföderasion bildet zwar an ſich ſchon einen mächtigen 
‚Staat, der bei voller Einigkeit im ‚Stande wäre, fih gegen 
jede Gefahr von außen zu erhalten und in den öffentlichen 
Angelegenheiten Europens ein mächtiges Wort zu ſprechen. 
Aber wie bei allen Konföderationen zu geſchehen pflege, Eis 
nigfeit md Einheit würden bei den verfchiedenen Intereſſen 
der einzelnen Staaten feirem zu erhalten feyr. War ed ſchon 
‚bei noch beftehender Reichsverfaſſung, mo doch der Souver 
rain (Kaifer und Reich) zwingen konnte, ſchwer, ein gemeins 
fames Heer ſelbſt in den größten Gefahren zufammen zu 
bringen; war ſchon damals alle deutfche Vaterlandsliebe vers 
ſchwunden, und kannten wir beinah keine Deutſche mehr, 

ſondern blos Oeſtreicher, Preußen, Baiern, Sachſen, Pfäls 
zer, Heſſen, u. ſ. w.; ſo muß dies alles noch in einem weit 
höhern Grade jetzt ſtatt finden. Der Souverain von A. 
glaubt, fein Haus ſey einer Gefahr ausgeſetzt, wenn es bei 
dem Souveraim von B. brennt, Er wähnt fich ſtark genug, 
den Flammen ein Ziel zu ſetzen, wenn ja dag Fener bis zur 
- feiner Nachbarfchaft witchen ſollte. Er Halt es für über⸗ 
flüßig, wohl gar für gefährlich, in den Landen des Souve⸗ 
rains von B. mit löſchen zu helfen. Er verweigert die 
Hülfe, oder ſchickt fie nachläßig, und mit nur zu gewöhnli— 

her Knickerei. Da brennts denn am Ende in allen Ecken, 


* 
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jeder will Bei füch felöft Löfchen, oder die gülfe für ſich auf⸗ 
ſparen; und ſo brennt der Staat lichterloh. Gewiß! diefem 
pofitifchen Egoismus, der. ſchon fo viel Unglück über Deutſch— 
(and gebracht hat, mußte ein Ziel gefeßt werden, 


Wie konnte diefes geichehen ? Dadurch, daß man dem 
ganzen Gewolbe einen ſtarken Schlufftein gab, dadurch, 
daß man der Konfüderation die monarchifche Einheit ver: 
fchaffte, welche nicht nur Kraft genug hatte, zu ſchützen, 
fondern auch Alle zu gemeinfamer Hilfe zu zwingen. Dar 
durch entftand aus den heterogenen Theilen der Konfdera: 
tion ein harmonifches Ganze. Der Titel Proteftor druckt 
diefe Eigenfchaft vollkommen aus. 

Wer iſt Proteftor? Wer foll es künftig ſeyn? Welche 

find feine echte und Verbindlichfeiten ? Die Konfüderation 
fam überein: S. M. l’Empereur des Francais sera pro- 
elam& Protecteur de la Confederation, Diefe Prokla⸗ 
maiion it zwar, feierlich nicht erfolge, aber der Protektor 
de faeta anerkannt, | 

In der jebigen Lage der politifchen Angelegenheiten Eu; 
ropens, war: niemand mehr zu diefer Protektion geeigenichaf: 
tet, als der Kaifer der Franzoſen. Preußen war, auch da; 
mals ſchon, viel zu ſchwach, diefe Proteftion mit voller 
Kraft übernehmen zu können; Nußfand, wenn auch feine ' 
andere Gründe eingetreten wären, zu entfernt, um fie ge: 
währen zu fünnen, und nur. denkbar dann die Protektion 
dieſes Staats, wenn. Preußen bei dem Bunde war, Oeſtreich 
ift allerdings ein mächtiger Staat, und wer wird laugnen, 
daß auch. diefer Schutz hätte gewähren fünnen ? aber gewiß 
nicht den Fraftigen, den Frankreich dermalen geben fann, bes 
fonders, wenn man die geographijche Lage von Frankreich, 
Deutfchland und Deftreich beherzigt, wenn: man erwägt, daß 
Deftreich felbft aus heterogenen Theilen zufammengefeßt ift, 
Wäre es alſo wirklich auc nicht von der Nothwendigkeit 


es 
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geboten worden, jo. vieth es die. Politik, feiner andern. 


* 


Macht als Frankreich die Proteftion aufzutragen. 

Aber ift fie dem jedesmaligen Regenten Frankreichs 
Nbertragen, gder nur dem lebenden? _ | 

Die Bundealte druckt ſich hierüber nicht beſtimmt aus; 
denn der Art. 55, welcher hieher gezogen werden könnte, 
ſagt nur: I y aura entre l’Empire frangais et entre 
les Etats  eonföderes du Rhin collectivement et sepa- 
rement une. alliance en vertu de laquelle toute 


gluerre continentale , que l’une des parties contractan- 
tes aurait a Soutenir, deyiendra immediatement gom- 


inune à tous les autres, Ein ſolches Bündniß fünnte nun 
befiehen , ohne daß der Sonverain von Frankreich zugfeich: 
das Amt und die Würde eines Proteftors des Bundes hätte, 
Es ift daher durchaus notbiwendig, im Fundamentalſtatut 
hierüber Etwas. zu beftimmen, Soll, filnftig das Protektos 
vat jedesmal von dem Wahl der verbüinderen deutfchen Sou—⸗ 
veraine abhangen? Soll es für ewige Tage. mit dem Staate 
yon Frankreich fo verbunden feyn, daß das jedesmalige Ober: 
haupt der Franzofen zugleich der gebohrne Proteftor, der 
theinifchen Konföderation ſey? — Was fiir Folgen Wahlreiche 
haben, lehrt die Geſchichte, lehren Polen und Deutſchland. 
Wenn letzteres nicht allen den Schreckniſſen ausgeſetzt war, 


die jenes erfuhr; ſo haben wir es wohl hauptſächlich dem 


Umſtande zu verdanken, daß die Deutſchen ſo lang bei Er 
ner Dynaſtie blieben. Und wer weiß es nicht, was endlich 
aus der ſchützenden Hand des Kaiſers durch eben dieſe Wähl— 
barkeit wurde? Freilich mag es demüthigend file eine brave 
Nation ſeyn, wenn ſie dahin gekommen iſt, daß ſie nicht 


Stärke genug hat, ſich ſelbſt gegen jede Gefahr von außen 


zu ſchützen, vemnthigend, wenn fie nicht. einen unter fich 
findet, welcher diefen mächtigen Arm hat, Aber wenn ganz 
Deutſchland felbft (ehne die öſtreichiſche und preußische Staa; 
ten), nur Einem deutichen Dberhaupte gehsrchte: fo wiirde 
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es, nach feiner geographifchen Rage, nud da einmal die Anz . 
gelegenheiten der europäifchen Republik dahin gefommen find, 
wo fie jetzt eben, niemal im Stande feyn, fich ohne frem: 
den Schuß zu erhalten; e8 würde ſtets vom guten Willen 
der Nachbarn abhängen, ' Auch iſt es mit der Protektion 
etwas ganz anders als mit der Dberherrfchaft, Jene hängt 
mehr vom Staate, diefe mehr vom jedesmaligen Negenten 
ab. Der Verfaffer fcheine daher dermalen für die rheinifche 
Konföderation am zuträglichften , ihr Schickſal an jenes von 
Frankreich zu knüpfen. Nur muß das Fundamentalſtatut 
ſorgen, daß die deutſche Nation nicht mit der franzöſiſchen 
verſchmolzen werde, daß wir unſere Sprache, unſere innere 
Verfaſſung, unſere eigenthümlichen Geſetze, Gebräuche und 
Gewohnheiten, unſere religibſe und politiſche Freiheiten, un: 
ſere Individualität behalten. Die Rechte und Verbinblich⸗ 

keiten des jedesmaligen Protektors milſſen genau beſtimmt, 

auch im Fundamentalſtatut geſorgt werden, daß dem künfti— 
gen Protektor jeder mögliche Mißbrauch unmöglich ſey, das 
mit nicht jene Oberherrſchaft entſtehe, welche epeer 
ſich durchaus nicht zueignen will *). 

Die Konföderationsakte zählt folgende Rechte: 

Art. ı2. Der Protektor ernennt nach dem Tode des 
Zürften Primas deffen Nachfolger. Nach dem Geifte der 
Konfdderationsafte if der Primas das Organ, durd wel; 
ches der Proteftor mit dem Bunde alg Sefamtheit fpricht, 
durch welches diefer, ebenfalls als Sefamtheit, mit dem Pro; 
tektor Rückſprache nimmt. Die Wahl Biefes Organs fann 
keinem Theile gleichgültig feyn. Ob dieſe Ernennung auf 
Perſonen deutfcher Geburt, ob auf Geiſtliche, auf Weltliche, 
ob auf gebohrne Fürſten oder auch andere beſchränkt fey, 
davon fagt die Akte nichts, und doch ift wohl nothwendig, 





— 





S. deſſen Schrelben an den Fürſten Primas im zweiten Hefte. 
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daß —* im — Statut eine Beftimmung er⸗ 
folge zur Zufriedenheit beider Theile. | 

Der Verfaffer kann fih nicht enthalten, hier einige 
Worte des deutfchen Tacitus abzufchreiben : »Daß in allen 
» gefezlichen Verſammlungen eines Reichs, defien Nevolutios 
»nen für Europa und für die Menfchheit eine entfcheidende 
» Wichtigkeit haben „ drei geiftliche Fürſten die erſten Plätze 
» behaupten, zeuget von dem richtigen Verſtand unferer Bir 
»ter, Sie wollten, daß die Anfchläge der gewaltigen Her⸗ 
»zoge duch die gemäßiget würden, welche alles, was fie 
» find, bios durch Gefeke find; deren Ohr das Geräuſch der 
» Waffen : gegen die Eingebungen friedlicher varerländiichen 
»Meisheit nicht betäubt habe; deren Auge nicht brauche, auf 
» Stammerben zu fehen, die im gedoppelten Intereſſe mora⸗ 
»liſcher und politiſcher Verhältniſſe, friedfamer Kirchen und. 
»weltlicher Fürſtenmacht, als Prieſter des Allerhöchſten, 
»Hirten des Volkes und Fürſten des Reichs mit vielfacherem 
Nachdruck den freien Mund fir das Necht öffnen mögen. « * 
Das zweite in der Bundesakte beftimmt ausgefprochene 
Recht des Protektorg fteht im Artikel 36, nämlich rückſicht⸗ 
lich des Anfangs eines Kriegs: »l’arınement ne sera effec- 
» tué qu’en consequence d’une invitation addressee _ 
»par $, M, l’Empereur et Roi à chacune des Puis- 
»sances alliees,» 

Dieſes Necht bat der — — beim Anfange 
des Preußiſchen Krieges ausgelibt, S. No. 24 im zweiten 
Hefte ©. 244. 

"Weber die Führung des Krieges isn, fo wie über die 
Beendigung bdefjelben, hat die Bundesafte nichts beſtimmt. 
Im lezten Kriege war die ganze bewaffnete Macht des 
Rheiniſchen Bundes unter den Befehlen des franzöfifchen 
Kaiſers; alle Kontingente zufammen machten nicht ein ein 











") Darfickung des Fürftenbundes. Leiprig 1787. S. 320. 
| \ 
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jiges Corps d'armée aus, fondern ſie wurden größtentheils 
getrennt, und ftanden theils unter dem unmittelbaren Befehle 
des Kaifers ſelbſt, theils unter einem franzöfifhen Prinzen, 
theils unter franzöfifchen Generalen. Der Kaifer der Frans 
sofen ſchloß zu Til ſit fire fih Frieden mit Rußland und 
Preußen, und ftipafivte fir. den Rheiniſchen Bund. Alles 
. das war, wer ‚vermag es zu läugnen, höchſt nothivendig 
beim Entjtehen des Staates, in feiner Kindheit, aber nun 
muß auch über die Art der Führung des Krieges und deffen 
Beendigung das Sundamental:Statut Far und deutlich fpre 
een. Alle Unbeſtimmtheiten müſſen bei der Regeneration 
eines Volfes verſchwinden, Damit nicht im eintretenden 
Falle beim Schweigen. des Geſetzes dem Geiſte der Zwie⸗ 
tracht freier Spielraum gelaſſen werde. Ueber die Art und 
Weiſe und wodurch ein Bundesglied aufhöre, ein Glied der 
Konföderation zu ſeyn, ſagt ebenfalls die Bundesakte nichts. 

Mur im ſiebenten Artikel wird beſtimmt, daß kein Some 
rain in den Dienſten einer der Konföderation fremden 
Macht ſtehen dürfe, und wenn er darinn bleiben wolle, ge: 
halten ſey, ſein Fürſtenthum einem ſeiner Kinder zu über— 
tragen. Wie eine dahin gehörige Angelegenheit während 
des Krieges entſchieden worden, davon haben wir im vierten 
Hefte S. 147 ein Beiſpiel geliefert. 

Aber giebt es ſonſt Feine Fälle, wo ein Souverain auf: 
hören fünnte oder müßte, ein Glied der Konföderation zn 
feyn? Iſt es nicht räthlich, daß das Fundamental: Statut 
hier die genaueften Beſtimmungen machte? Und follte nicht 
vorzüglich für jede. Gewalthätigkeit, für jede Friedensftörung, 
für jede Derleßung der inneren Ruhe Etwas feftgefegt wer: 
den? Alle Souveraine find auf gleiche Art intereffirt, daß 
der Zweck des Bundes: innere Ruhe, erreicht werde. Ein 
eben fo Hohes Intereſſe Haben alle verbündeten Souveraine, 
den Handlungen aller Glieder gegen freinde Mächte ein ge: 
wies Ziel zu feßen, da fonft durch Ehrgeiz oder Seiden: 


aften die Stcherheit gegen außen gefährdet und alle Glie— 
: leicht in verderbliche Kriege verwickelt werden. könnten 

Eine noch nähere Beſtimmung verlangt auch der Art. 
, mo. es heißt: »les hautes parties contractantes se 
'eservent d’admettre par la suite dans la nauvelle 
sonf&deration d’autres princes et Etats d' Allemagne 
ju'il sera trouvd de I'mter&t commun d’y adıhettre.« 

In der Erklärung verfchiedener Souveraine am erften 
uguſt beim Neichstage hieß es: »Daß diefe koſtbare Ruhe 
ver Hauptzweck des Rheinischen Bundes ift, davon finden 
die bisherigen Neichsmitftände der &Souveraine, in deren 
Namen: die: gegenwärtige Erklärung geſchieht, den deutlis 
chen Beweis 'darinn, daß jedem unter ihnen, deffen Lage 
ihm eine Theilnahme daran erwiinſchlich machen kann, dev 
Beitritt zu demſelben offen gelaffen ift.« 

Aber der modus recipiendi ift nicht beffimme, und 
onnte, da -der Bundestag noch nicht zuſammen gekommen, 
icht Beffimme werden. Alle Beitrittsaften find bis hieher 
vom Kaifer der Franzoſen abgefihloffen worden ,- und es 
cheint , daß‘ die fibrigen Souveraine daran. feinen: Theif 
jatten, Nun nady hevgeftellter Nude wird nothwendig, auch 
hierüber im Fundamental-Statut beſtimmte Vorfchriften zu 
machen, | 

Bon Birbindtichkeiten des Protektorg leſen wir in der 
Konföderationsakte nur die einzige, daß er nämlich im Falle 
eines Krieges der Konföderation mit 200000 Mann beiſte⸗ 
hen oder »das Gebiet des ganzen Bundes gegen auswärtige 
Truppen fichern« (*) ſolle und. werde, Daß aber der Pros 
teftov auch die Verbindlichkeit iihernommen. habe, das Gebiet 
eines jeden der werbiindeten Souveraine- gegen die Angriffe 
der übrigen Konföderirten zu beſchützen, ſagt der Protektor 
ſelbſt in dem —— an den Fürſten Primas. — 


— J e— 





*) 4. Heft 2. at. 
.*2) ſ. Heft 2. S. 241. u. f. 
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Uebrigens find auch die Formen der Kommunifationen 
des Protektors mit den in einem SKongreffe zu Frankfurt 
verfammelten Sonverains noch nicht beſtimmt. Da der 


Bundestag noch nicht eröffnet war, wählte derfelbe den Fürſt 


Primas zur Bekanntmachung feiner Gefinuungen. *) Beim 
Bundestage felbft ifE von ihm ein Sefandter akkreditirt. Die 
einzelnen Souveraine ſchicken efandte zum Kaifer der 
Franzoſen. Wird nicht der Bund in Gefamtheit einen In: 
terpreten feiner Sefamtangelegenheiten , Wünſche u. ſ. w. 
anſtellen? 

Ferner: Es kömmt doch wohl immer darauf viel an, 
wie eine Sache dem “Proteftor vorgetragen wird. Sollte 
da nicht räthlich feun, daß ein deutfcher Mann — wir wün— 
ſchen der redlichſte, biederfte, deutfche Patriot — als Bus 
desreferendair,, Staatsrath, Minifter, oder mie man ihn 
‚nennen mag, dem Protektor die Angelegenheiten der Ge 


famtheit vortrage? ‚Werden wir nicht fehon dadurch einen » 


großen Theil unferer nazionellen Andividnalität erhalten ? 

Man fieht, daß beiden. Verhältniffen des Proteftors 
zum Bunde und umgekehrt noch vieles näher zu beffimmen 
ift, und das follte doch wohl alles im Fundamental-Statute 
geſchehen. 

Ueber die Rechte, Verbindlichbeicen und Verhältniſe des 
Fürſten Primas findet man in der he Folgendes 
- beffimmt: 

Er wird ernannt vom — (Art. 12); Er führt 
den Titel Altesse Eminentissime, **) oder. »le titre de 











— 


*) &, dad Schreiben Heft 2. S. 240, 

“ Man ift uber den deutſchen Zitel noch nicht einig. Man giebt ihm 
Durchlauchtigſte Hoheit, Hochwürdigſte Hoheit. Der Furt Primas felbft läßt 
ſich von feinen Untergebenen Ihro Hoheit ohne meitern Zuſaz nennen. Auch 
die vormaligen Kurfürften von Mainz biegen Eminentissimus Elector. 
Sm Rnredem hießen fie gnädigfter Aurfürft, Em. Kurfürftlihe Gnaden. Das: 
Hochwürdigft wurde immer vr dem Erzbiſchoffe vorgeſetzt, mie auch jezt noch 
cefchieht. 


- 


— 


* 


* 
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de Prince Primat n’emporte avec lui aucune prero- 
. gative contraire à la plenitude de la souverainete, 
dont’ chacun des confederes doit jouir (Art. 4.) « 
Alfo Primas inter pares? Im Alınanac imperial von 
1807 fteht unter der Rubrik Confederation du Rhin ter 
Fürſt Primas oben an. Auf ihn folgen die verbiindeten 
Souveraine nah den Berennungen in der Koitfbberer 
tionsakte. 

Der Fürſt Primas führt das Praſdium in der Bun: 
desverfammlung, und, wenn - fie fih in 2 Kollegien theilt, 
im Kollegium der Könige (Art. 10). Aber was für eine 
Beichaffenheit hat es mit diefem Präſidium? Die nämliche 
wie, mit dem Reichserzkanzler? Welche find feine Verhält— 
niſſe gegen den Protektor? Welche Pflichten hat er bei dem 
Bundestage und außer demſelben? Alle dieſe Fragen miiſſen 
nothwendig beantwortet, und die Entſcheidung dem Funda⸗ 
miental⸗Statut einverleibt werden. 

Die Verhältniſſe der einzelnen Souveraine gegen den 
Protektor und den Bund ſind ebenfalls noch nicht ganz in 
der Bundesakte entwickelt, und verdienen allerdings in dem 
Fundamental⸗Statut eine genaue Beſtimmung. Beſonders 
iſt wohl nothwendig das Verhalten derſelben gegen, dem 
Bunde und der Allianz fremde, Mächte um ſo mehr zu 
ordnen, als dem ganzen Bunde wegen des verſprochenen 
Beiſtandes das Betragen derſelben nicht gleichgültig ſeyn 
kann. 

Wie die Bundesverfammlung befihaffen feyn milffe, da: 
von fagt die Bundesakte felbft verfshiedenes, oder fie jagt 
ausdrücklich (Art. 11), mas deshalb noch im Fundamental: 
Artikel beftimmt werden fol. | 

Von den Verhältniffen des Bundes in Gefamtheit ger 
gen andere Staaten fagt die Konföderation nichts. Und aus 
verſchiedenen Aeußerungen (z B. Heft 1. ©. 148) fcheint 
es, daß die Konfüderation.-als ein Staat in Hinſicht frems 
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der Mächte gar nicht Auftreten ſolle. Aber hat die Konfoͤ— 
deration felöft gegen fremde Staaten: feine gemeinfchaftlichen 
Intereſſen zu wahren? Oder iſt jeder einzelne Souverain ſo 
ſtark, daß er bei auswärtigen Verhandlungen der Unterftüiz 
zung dev Gefamtheit nicht bedürfte? Kann.nicht durch die 
Repräſentation des Ganzen ‚mancher Gefahr von aufen vor: 
gebeugt werden?. Und weiters: werden wir Deutſche nicht 
am Ende alle Nazionalität verlieren, wenn wit blos ifolirte 
Neiche und Staaten, nicht eine deutfhe Konföderation, nicht 
einen Zentralpunkt haben? Noch mehrere dergleichen Fragen 
ſtoßen auf, und wer mag dem Deutſchen den Wunſch ver⸗ 
argen, daß wir nie aufhören mögten, Deutfche au 
feyn? 

Leber die Norhwendigkeit, über den. Nutzen eines ober⸗ 
ſten Bundesgerichts haben wir uns ſchon erklärt. Wir bezie— 
ben uns deshalb auf die Abhandlungen im' ſechſten und fir 
benten- Hefte. Natürlich müßte ein folches Gericht noch weit 
nähere Beftimmungen erhalten ; worüber wir uns in der 
Folge noch weiter erklären werden. 

"Die Gefeßgebung gehört wefentlich zur Souverainität; 
aber es fehader doch eben derfelben gewiß nicht, wenn zwi— 
fchen den Souverains verſchiedene DVerabredungen getroffen 
werden über Anordnungen und Gefeße, welche fiir den gans 
gen Bund gelten follen. Wären gleiche Minze, Maas und 
Gewicht, unbeſchränkte Handelsfreiheit zwiſchen den rheini⸗ 
ſchen Staaten, vielleicht allgemeine Aufhebung aller "Zölle zu 
Waſſer und Land im Innern der Staaten nicht winjchend | 
merthe Dinge ? Doc. da fümmt alles darauf an, ob. die 
cheinifche KRonföderation fich als einen Staat,, oder blos 
als eine Konföderation mehrerer Staaten anfehen wird, die 
fein anderes Band als das der gemeinfchaftlichen Vertheidigung 
bindet. Mit einem Worte, es kömmt darauf an, ob wir 
Deutſche einander noch fremder. werden folfen, als wir es 
-feither waren. "Man denke an das: alte Griechenland, und, 


\ 





en Tre 


"was uns näher liegt, an Deutſchland, was. £8 in den letzten 
Zeiten war. Wird der Bundesftaat in’ der Geſammtheit kein 
Geld nöthig haben? Sol man mit Beifchaffung deffelben 
warten bis zur Zeit der North, wie's beim weiland deutichen 
Reiche hergebracht war? Wer kennt nicht die Folgen? Wird 
es alfo nicht väthficher feyn , gleich anfangs bei der er 
hung dafiir für alle Zeiten zu forgen ? 

Bei der Militairverfaſſung iſt wohl durchaus nothwen⸗ 
dig, zu beſtimmen, wie viel Truppen jeder Souverain auch 
in Friedenszeiten zu halten habe. Das erfordert die gemeine 
Sicherheit, damit 08 nicht mit dem simplo, triplo und 
‚quatruplo gehe wie vormals,. wo man jahre lang warb 
"und negoziirte, Bis eine Neichsarmee zu Stande fam. Bon 
der Mitlitaitverfaffung in Kriegszeiten haben wir ſchon oben 
das Nöthige gefagt. | 

In Anfehung der  Neligtonsverfaffung fagt zwar bie 
Konföderationsakte nichts. Da jedoch alle Neichsgefeke aufs 
gehoben find, fo find auch alle in Beziehung der Religions; 
'verhältniffe aufgehoben. Wir kennen nun die Grundſätze des . 
Protektors ans dem Vertrage mit den fächfifchen Käufern 
und den iibrigen Fürſten, welche fpäterhin dem Bunde beis 
getreten find. Daß die: drei chriſtlichen Konfeſſi ionen gleiche 
bürgerliche und politiſche Rechte im ganzen Umfange der 
Konföderation genießen ſollen, unterliegt wohl feinem Zwei⸗ 
fel; aber zur Beruhtgung fo mancher, welche. eben dieſe 
Stipufation für die katholiſche Konfeffion in den befondern 
Verträgen, weil in andern, z. B. dem Würzburger, für die 
andern Konfeſſionen nichts ſtipulirt iſt, beunruhigt, möchte 
es wohl räthlich ſeyn, im Fundamentalſtatute dieſes aus; 
drücklich zum Grundgeſetze fiir den ganzen Bund zu machen. 
Noch bleibt ein wichtiger Punkt zu erörtern übrig, nämlich 
das Verhältniß der Hierarchie ſowohl zum Souverain, als 
zum römiſchen Stuhle. Allerdings iſt nothwendig zur Ber 
ruhigung der Gewiſſen, zur Vermeidung aller Reibungen in 
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den — — zur Beſeitigung aller —— feſte 
allgemeine Normen feſtzuſetzen. 
Wie ſoll es aber mit denjenigen gehalten werden, die 
ſich nicht zu den drei chriſtlichen Kirchen bekennen ? Wird 
das der Weisheit und Willkühr der eingelnen Souveraine 
| Aberlaſſen? 7 
Wenn man eine einzige Klaſſe, jene der Juden, aus 
nimmt, ſind die übrigen nicht zahlreich, und es iſt dabei 
wohl nichts in unſern Tagen zu befürchten, wenn nur als 
gemeiner Grundſatz eine vollkommene Gewiſſensfreiheit, die 
ohnehin kein Souverain praktiſch hindern kann, aufgeſtellt 
wird. Aber in Hinſicht der ungliidtichen Juden wäre wohl 
nothwendig, gleichförmige Grundfäge im Fundamentalftatute 
ſelbſt aufzunehmen. Wenn man.allgemein feftfeßte, daß. man 
die Juden, fo viel wie nur immer möglich, vom Kleinhan⸗ 
dei abziehen folle, daß man ihmen nicht nur erlaube , fon: 
bern fie auch anfeure, fih Künften, Wiſſenſchaften und 
Handwerken zu widmen, daß man ihnen geftatte, Grund 
und Boden, jedody unter der Bedingung des Selbſtbaues zu 
kaufen, daß man ein forgfältiges Auge auf ihre Erziehung 
habe , und daß man, was wohl ‘die Hauptſache ift , ihre 
ganze politifche Korporation fprenge; fo wiirde man ihre 
Kinder zu bürgerlichen Ehren, Rechten und Würden bald 
fähig machen. Dder follen fie auf ewig verdammte ſeyn, In 
dem Stande ber Erniebrigung zu leben ? Wollen wir nier 
mals einen Anfang zu ihrer bürgerlichen Verbefferung mas 
chen? Sie find Menſchen, die tief unter ihren Mitmenfchen 
im Allgemeinen und in vieler Nückficht ſtehen. Wir wollen 
anfangen, fie nach und nach zu uns zu erheben ; aber ein 
mal muß der Anfang gemacht werden. Dies kann nur auf 
obige Art gefchehen. , 

i Nachdem wir die allgemeinen Verhältniffe der Ronfödere | 
tion erwogen- haben, wollen wir nun in bie befonderen der 
einzelnen Souveraine eingehen. Da entftehe num gleich bie 
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ige: Kat der Protektor, hat der Bund fih um die Hand: 
gen der Einzelnen zusbetiimmern ? Und wie? Hat der 
zelne Souverain volle unummundene Macht zu handeln 
ihm unterworfenen Staate , wie er will ? Oder giehte 
iffe Vorfchriften, hat die Souverainität ihre Schranken? 
(che?- Und iver und was garantirt, daß ſie nie ———— 
werden? 

Les affaires intcrieures. de chaque etat ne nous 
ardent pas, fagt der Protektor (Heft a ©, 243.) 

princes de la Confederation du. Rhin sont 
; souverains ; ' qui n'ont point de suzerains, 
us les avons reconnus comme tels. Les discus- 
ns qu'ils poumoient avoir avec leurs sujets ne peu- 


- 


ıt denc ôtre portées à un tribunal &tranger, La’ 


ste est le trıbunal politique conseryateur de la paix 
re les differents sonverains , qui — la 
ıfederation. 


Hiernach wollte ſich alfo der Protektor, hiernach diirfte 


der Bund um die innen Angelegenheiten nicht befiim: 
en? So wären wir, wir Deutſche feit unferer Entſtehung 
Bolt‘ fo eiferfüchtig auf Erhaltung einer freien Verfaſ⸗ 
9, hingegeben der Willkühr jedesmaliger Regenten ? Nichts 
ihe guter Wille ficherte ung Leben, perſönliche Freiheit 
dEigenthum? Zwar unferm jeßigen Fiirften und Souve⸗ 


n könnten wir ohne Bedenken diefes Heiligthum des. Den 


m vertrauen 5 aber auch ohnbedingt allen ihren Nach 
nmen ? 

Comme nous ne — pas, ſagt der Protektor 
ft 2. S. 240., qu'on puisse nous attribuer le bien, 
e les souverains font dans leurs e&tats, nous ne 
uions pas non plus, qu’on nous impute les maux, 


e la vicissitude des thoses humaines — y intro⸗ 


ire 
Dieſe viclssitude des choses hbumaines iſt es nun 
30. 


J 


466 


eben , die uns wünſchen machen muß, daß wir eine feite 
Derfaffung erhalten, und daß diefe duch Etwas ſtarkes ga: 
rantirt werde, damit man den zweiten Zweck der Konföde— 
ration, Ruhe im Innern, erreiche. Oder kann diefer Zweck 
erreicht werden, wenn durch willführliche Herrſchaft Bürger 
‚und Unterthanen leiden, wenn fie duch Druck zum Murren 
gereizt, fremd dem Fürftenffamme werden, unter deffen Schat: 
ten fie bisher fo fanft ruhten ? Das kann nicht in den Ge: 
finnungen des Proteftors, nicht in den Gefinnungen der 
Souveraine liegen, daß freie Deutfche zu Sklaven, zu 
Mafchinen herabfinten. Laut hat durch Thaten und Worte 
der Protektor bezeugt, daß das ganze Gebäude des Füdera: 
tivſtaates auf individnelle Freiheit gegründet fey, die mit der 
freien Willkühr des Negenten nicht beſtehen kann; durch 
Thaten, indem er allen Reichen, die er befiegte, allen, denen 
er neue Regenten gab, auch eine mehr oder minder freie 
Verfaffung nach dem Charakter und den Bedürfniſſen der 
Nation gab, oder geben ließ, felbft jenen gab, die bisher 
nur den Willen des Regenten zum Staatsgrundgefeße hats 
ten; duch Worte, die er fo oft vom Throne herab zu ſei⸗ 
nen und fremden Völkern, und erft vor kurzem zum geſetz⸗ 
gebenden Körper Frankreichs ſprach. Nur wir, wir Deut— 
ſche allein, die wir eine auf Freiheit gegründete Verfaſſung 
hatten, wir allein ſollten ſo ſehr ſeinen Zorn gereizt haben, 
daß er uns preiß gegeben der Laune und Willkühr? Wo— 
durch hätten wir. ihn verdient, wodurch gereizt dieſen Zorn, 
der uns zum unglüclichften der Völker Europens machen 
wiirde? Haben wir etwa die Waffen gegen ihn ergriffen, 
old er mit feinen fieggewohnten Legionen an die Ufer der 
Donan, des Inns, und in die Ebene von Mähren eilte, 
Europen allgemeine Ruhe zu verfihern? Haben wir fie nicht 
als unfere Brüder behandelt und bewirthet ? Und umfere 
Sorveraine? Haben wir ihnen nicht überall unfere herzlich 
fie Theilnahme an ihren Schiefalen durch unfer Gut und 
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t zu erkennen gegeben ? Welches Volk ift wohl williger, 
Witnfchen feiner Fürften zuvorzukommen, als eben) dag 
che? - Welches Volk verdient mehr als das deutfche , daß 
die Föftlichften Güter des. Menfchen garantirt werden? 
Es liegt niche im Willen des Proteftors , daß wir un: g 
freie Verfaſſung verlieren follen, und überall ift Taut dee 
iſch der Sonveraine ausgedruckt, daß es uns gut gehen 
was in einem Staate, wo nur Willkühr herrſcht, nicht 
ich it, wenigftens nicht auf die Dauer. Sie alle wiſ⸗ 
daß ihr eigenes wahres Wohl, the eigenes Sntereffe er: 
eve, der Souverainität Schranken zu ſetzen, durch 
atsgrundgeſetze, damit nie orientaliſcher Sultanismus, 
römiſcher Despotismus, oder das berüchtigte Zintelſche 
atsrecht Wurzel faſſe, zwar ſchrecklich für jeden einzel: 
Unterthan, aber noch weit ſchrecklicher und gefährlicher 
die herrfchende Dynaftie, die es ſtiftete. 
Es eutftehen daher nothwendig folgende F Fragen: 
1) Wer hat das Recht, Staategtaudöeſebe zu ent⸗ 
en? 


2) Was haben fie zum Gegenſtande? 


3) Wo iſt Die Garantie der ſichern — von Sei⸗ | 
des Souverains? 


Unfere Fürften find aus befchränften Köichsftänden un 
wäntte Souveraine geworden , blos befchräinft durch ger 
» Stipulationen ‚in der Bundesakte. Es fteht ihnen alfe 
wohl ohne irgend einen Zweifel das Recht zu, Staats: 
idgeſetze, welche fr fie und ihre Untergebenen verbindliche 
ft haben. follen, zu entwerfen und bekannt zu machen, 
auch wirklich ſchon in einigen Staaten, vdrzüglich im 
ßherzogthum Baden geſchehen iſt. Aber iſt es nicht dem 
ten Intereſſe Ihres Hauſes anzurathen, das fie hier 
t bios ihren Willen, nicht blos die Meinung jener 'verr 
nen, die unmittelbaren Nutzen haben, fich zu jeder ihrer 
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Aeußerungen zu bequemen; ſondern daß ſie die Stimme des 
Volkes hören, welches fie beherrfchen. 

Frankreich hat feinen Senat conservateur, fein Corps 
legislatif, und fein Tribunat', der Großherzog von Berg 
vernimmt freundlich die Stimme alter Landftande, und 
fhaffe neue. Der Herzog von Sachfen Koburg: Hildburg: 
haufen verfichert die Beibehaltung der Landſtände, in andern 
Staaten find fie nicht aufgehoben. Sind diefe weniger Sons 
verain, als jene, welche ſie aufhoben? Es iſt hier nicht die 
Frage, wir haben es ſchon in einem unſerer vorigen Hefte 
geſagt, was die Souveraine thun dürfen, ſondern was 
räthlich iſt, zu thun. Wenn die Souverainität nichts iſt 
als die höchſte Staatsgewalt, welche den allgemeinen Willen, 
oder jenen der Mehrheit der Nation ausſpricht und ihn 
vollſtreckt, — und das iſt fie gewiß — fo muß dem Aus 


ſprecher und Vollſtrecker dieſes Willens daran gelegen ſeyn, 


ihn zu kennen. Wie kann er es, ohne daß fein Volk reprä— 
fentirt ift, ohne Landſtände. Die alte landftändifche Verfaf, 
fung war in manchen Ländern fehr fehlerhaft eingerichtet, 
hinderte hie und da aus Leidenfchaft und Eigenfinn mandıes 
Sure. Aber ſollen, wir. feinen Waizen ſäen, ans Furcht, 


daß auch Unkraut wachſe? Können. wir jenen nicht ſichten? 


Können nicht die landfländifchen Verfaſſungen den Bedürf— 
niffen der Zeit angepaßt werden? Die politifchen Einrichtun: 
gen in Franfreich haben. fehr' viel vortreffliches, und könnten 
in Heinen Staaten noch weit nützlicher gemacht werden. 
Warum wollen. wir hierin diefes Volk nicht nahahmen, 
das wir in fo vielen Dingen uns zum Mufter nehmen? 
Der Souverain, welcher feinen Staat auf eine ähnliche Art 


regenerirt, würde der MWohlthäter feines Volkes, deffen Abs 


gott feyn, und ſtatt von feiner Souverainität zu verlieren, 
würde fein Arm mächtiger und Eraftvoller feyn, er wäre 
unterftüßt durch alle Arme der Nation. 

Wir, enshakten ung ‚bier, die Linien einer wohlthätigen | 
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yrajentation zu entwerfen. Die Intereſſen der einander 
n. fremd gewordenen Völker find verſchieden, auch ihre 
yäfentation kann nicht anders, als verfchieden in. den 
‚einen Staaten feyn. Genug , wenn im Fundamental; 
ut entfchieden und feftgefeßt würde, daß kein dentſches 
d blos der Willkühr des Herrſchers überlaſſen ſeyn ſolle. 
Einrichtung ſelbſt können wir ohnbedenklich der Weis— 
unſerer Väter vertrauen. 

Was haben die Staatsgrundgeſetze zum Gegenſtande? 
Die Bewohner der jetzigen a Staaten theilen 
in zwei Hauptklaſſen: 

a) in die Medintifirten und ihre Unterthanen, und 

b) in die unmittelbaren Unterthanen des Souverains. 
Die Rechte der Mediatifirten, die Pflichten der Souve— 
ne gegen fie find in der Bundesafte beftimmt, die Gren— 
gezeichnet, ultra (quos nemo eos premere: possit. 
der diefe Grenzen hinaus dürfen die Souveraine nicht; 
ie ein feierliches Verſprechen, das fie im Angeficht des 
en Europa thaten, zu. verlegen, ohne ein Wort zu bre— 
n, das fie bei der -Befignahme dem Proteftor, dem dans 
: Bunde und jedem ‚einzelnen, Mebiatifirten gaben. Aber 
n ift über den Sinn der Worte diefer- Verheißungen, dies 
vorgefchriedenen und verfprochenen: echte und Pflichten 
ht einig. Und eben darum. iſt nothwendig, im Funda; 
ntal⸗Statute ſelbſt genau alle diefe Grenzen zu beſtimmen, 
d hier etwas allgemeines feftzufeken, Dies fodert die ins 
‘e Ruhe, died das Intereſſe der einzelnen fouverainen 
aaten ſelbſt. Denn, wenn 3. B. der Sonverain von X. 
ı verfprochenen Rechten und Pflichten eine‘ ſolche Ausdeh— 
ng gäbe, daß die Mediatifirten müde des Druckes fich in 
e Staaten mwendeten, wo man fie Alimpflicher und nad) 
n Geifte der Ronföderationsatte behandelte, wer könnte 

3 ihnen wehren, da es in der Konfüderationsafte felbft ge: 
stet iſt! Aber werhätte dann.den größten Schaden? Ge: 


- 
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wiß nicht die Mebiatifirten, fondern der Staat, welcher ſich 
mehr erlaubte als ev ſollte. Bluten nicht noch jezt deutſche 
Staaten am Verluſte, den ſie durch Emigrationen erlitten? 


Für die Unterthanen, fir die Nation iſt durchaus 
nichts .in dev Konföderationsakte ſtipulirt, — »weil fie fich, 
»fagt Sohannes Miller, von felbft verftieht, ohne fie wider 
yihre öffentliche Meinung, die fo mancherfei Drgane hat, 
»wird feiner diefer Fürſten fiher und glücklich regieren zu 
» können, glauben, Sp wenig ein Bee, nöthig war, da 
‚»die Menfchen im cheinifchen Bunde ferner von Speife 
»und Trank eben follen, fo wenig durfte gejagt erden, 
»daß die Größe feiner Fürſten ganz eigentlich von er 
» Einverffändniffe mit. der Nation herkommt. « 


‚' Sehe. richtig, daß filr diefe in der KRonfddergtionsafte 
nicht geforgt werden konnte. In den allgemeinen Vorſchriß 
ten für das Gange Eonnte-der einzelnen Bedürfniſſe, wegen 
verfihiedenartiger Intereſſen der einzelnen Staaten, nicht ges 
dacht werden, Aber ſollte im Fundamental⸗Statut derfelben 
nicht gedacht werden dürfen? Wir meinen keineswegs, daß 
in diefem Statut die Staatsgrundgefeke für jeden einzelnen 
Staat aufgefaft werden: follen. Aber es ‚giebt gewiſſe allge: 
meine Grundfäge, welche für alle Staaten paffen, und diele 
follte man im Fundamental-Statute heiligen, 

Welche find fie? beilaufig fülgende: 

1) Der Souverain muß fein gegedenes Vort 
dem geringſten ſeiner Unterthanen halten. 

Wir würden uns ſchämen, dieſer Wahrheit zu geden— 
ken, wenu es nicht der Hofpubliziſten viele gäbe, die da be— 
haupten, der Regent dürfe ſein Wort nur ſo lang halten, 
als er wolle. Wohin das fühet, wohin. es ſchon geführt 
hat, wie endlich dadurch aller fo nothwendige Staatskredit 
verfchwindet, wie Misstrauen und Entfernung der Nation 
vom Souverain bereitet wird, weiß jedes. Kind, 
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2) Druck-und Preffreihett, vwerftehtifich, mit be; 


ſtimmter Vorſchrift, daß ſie nicht ausarte in Preßfrechheit. 5 


Frankreich hat ſeine eigene grundgeſezliche Kommiſſion 
zur Aufrechthaltung der Preßfreiheit. Verdienen wir Deut; 


fche nicht ein Inſtitut, um im Beſitze deſſen erhalten zu. | 


werden, was die franzöfifche Nation mit fo vielen Schmer; 
zen erfämpfen mußte. 
5) Bürgerliche Freiheit, das ift voller Genuß der 


natürlichen. Freiheit in allem, was nicht die gefellfchaftlichen 
Verhältniffe einfchränfen mußte, wo man nichts. thun, nichts 


feiden darf, ale was den Geſetzen gemäß iff. Jeder Staats: 


bürger bringt beim KEintritte in die bürgerliche Gefellfchaft - 


zwar ein Opfer der natürlichen Freiheit, ‚allein es darf fol: 


ches. nur in der, möglichft mindeften Portion derſelben 


gefchehen zu feyn, vermuthet werden. 

4) Derfönlihe Freiheit und Sich erheit des 
Eigenthums. Beide dürfen nicht blos von der Laune 
des Souverains abhangen; meine Perfon muß heilig ſeyn, 
wie mein Gut. Beide können nur nach dem Geſetze ange⸗ 
griffen, befchräntt, oder verloren werden. 

5) Wiirdigung aller lieder des Staates 
als felbftftändige Perfonen, mithin Aufhebung aller 
voch Hin und wieder beftehenden Leibeigenfchaftsformen. Ge: 


wiſſe dahin gehörige Abgaben können auch ferner beftehen, 


ohne daß darum dem freien Menfchen der Charatier eines 
Sklaven beigelegt zu werden braucht. 
6) Gleiches Recht aller Staatsbürger ohne‘ 


Unterfchied der Stände zu öffentlihen Ehrenämtern, Civil 


und Militairftellen, in fofern fie nn wie fich von ſelbſt 
verſteht, qualiftzirt find. 
Gleichhe it der Laſten der Unterthanen 
nach geprüften Normen. 
8) Feſte Normen in Hinſicht der Steuern, 


welche ohne den allgemein ausgedruckten Willen nicht erhöht. 


= 
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werden dürfen, und daher Publizität ber Verwendung der 
Abgaben zu den Staatsbedürfniffen, wobei der Wunfch nicht 
unterdrückt werden kann, daß eine beftimmte nicht zu 
feine Summe fir den Negenten und fein. Haug “aus; 
drücklich angewieſen werden möge, wie in Frankreich und 
Grosbrittanien. = % | 

9) Unpartheiifche Juſtizpflege, in die ſich der 
Regent unter keinem Vorwande miſchen darf. 

10) Beſtimmte Staatsgrundgeſetze über das, was der 
Unterthan zu thun, zu leiden und zu fodern hat. Daß der 
Unterthan die vorhandenen Geſetze befolge, dazu kann ihn 
die Obrigkeit zwingen. | | | 

Mer zwingt den, Souverain, Die gegebenen Gefeke zu 
beobachten? Seine Ehre? die Nation? Das legte ift in. je, 
dem Betrachte gefährlich, oder nicht thunfich, Soll dem 
Unterthan geftatter werden, fich bei jeder wirklichen oder ge: 
glaubten Verletzung an den Bundestag zu wenden? 

Wir wiinfchen es nicht, : R 

Aber die Nechte der Mediatiſirten find in der Bundes 
afte felbft gegriinder, ihnen vom ganzen Bunde zugefihert, 
und vom Protektor bei den PLandesiibergaben ausdrjicklich 
vorbehalten. Jede Verletzung feheint alfo vor das Forum’ 


! 


der Bundesverfammlung zu gehören, Aber bald würde, | 


wir flirchten es, der Bundestag nicht Zeit genug: haben, alle 


Klagen über vermeinte oder wirkliche Verfegungen zu hören. 


Noch fehlimmer wire das, wenn jeder Unterthan, dem 
in der Konföderationsafte nichts zugeſichert iſt, ohne Unters 
ſchied, ſobald er fich gedrückt fühlte oder glaubte, den weiten 
Weg zum Bundestage antreten Dilcfte, 

Ein Inſtitut alfo, mo dieſem Uebel worgebeugt würde, 
ohne auf-der andern Seite der Willkühr Spielraum zu lafs 
fen,. wire wohl eine wünſchenswerthe Sache, 


Wie, wenn in jedem Staate ein vom Sonverain-un: 


abhängiger Senat conservateur beftiinde, dem es ausdrück— 
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he Pflicht wäre, auf die Erfüllung der Staatögrundgefege 
ı wachen ; der bei: jeder verfuchten Verletzung derfelben von 
seiten der Behörde des Souverains das ftrafende Schwert 
44 Gerechtigkeit zückte; der, wenn eine ſolche Verletzung 
om Souverain ſelbſt käme, dieſen auf dem Pfad der Ehre 
nd des Rechts durch ehrerbietige Worftellungen zurückzufüh— 
n, das Recht und die Pflicht Hätte, und der nur, aber auch 
ur dann, wann alle gütliche Mittel ohne Erfolg wären, 
ie wirkliche Verlegung zum Bundestage zu bringen N 
m von ihm- Abhilfe zu erhalten. 

Zum Bundestage unmittelbar ‚hätte fein Mediatifirter , 
in Unterthan felbft den Zutritt; alle mitten ihren Rekurs 
um Senat eonservateur nehmen. Es wäre zu wünſchen, 
aß, um die Unabhängigkeie des Senats defto mehr zu 
chern, diefes große Ehrenamt, » Wächter der Freiheit der 
tation zu feyn,« unentgeldlich *) von biedern Patrio⸗ 
en etwa abwechjelnd verfehen würde; oder wenn ja mit ei 
‚em - folchen. Ehrenamte Gehalt verfnfpft feyn follte, fo 
nüßte diefer unabhängig vom Souverain von der Natiou 
elöft gegeben werden. | u 

Durch einen folhen Senat wird die Souverainität . 
vicht befchranft, fie wiirde befeftigt, und, wir find überzeugt, 
‚as bloße Dafeyn eines folhen Senats würde zur innern 
Ruhe, zum Vertrauen der Bürger u. f. w. zum Souverain 
nd feinen Behörden mehr beitragen, als alle DVerficherun: 
en, u. ſ. w. 

Bei unfern jest lebenden Souverainen , die nichts ale 
Recht und Billtgkeit wollen, die blos aufs Glück und Wohl 
hrer Unterthanen bedacht find, würde, wir vertrauen es zu 
hrer Güte, dieſer Senat ohne Beſchäftigung ſeyn, man 
vürde kaum von ſeinem Daſeyn etwas wiſſen. Aber ſoll 








*) Man mird dieſes doch nicht mit einem gemwiffen Hofpubliziſten in einen 
Kechtöroman voerweifen ? 
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man keine Löſchanſtalten ofen, weil es in 60 Jahren nicht 
gebrannt hat? 

Diefe hingeworfene Gedanken, welche allerdings einer 
umftändlichen Ausführung bedirften *), find in feiner an 
dern Abſicht niedergefchrieben, als . Gelegenheit zu geben, 
einfichtsvolle Patrioten zu vermögen, iiber einen fo wichti, 
gen. Gegenftand, als die Regeneration einer Nation if, 
nachzudenfen, damit das Wohl derfelben fo, wie das wahre 
Wohl und Glück der Souveraine aufrichtig: befördert: werde. 











*) Der Berfaffer ftattet hier befonders dem mit S. ums 
terzeichneten Herrn Mitarbeiten an dieſer Zeitſchrift, ſo wie 
den Herrn Verfaſſern der Aufſätze 1. im vierten Hefte, und 
16. im ſiebenten Hefte den verbindlichſten Dank ab, für die 
Beiträge und Winke, welche ſie ihm zu dieſem Aufſatze ge⸗ 
geben haben. Herr ©. beſonders hatte ihm einen vollſtän⸗ 
digen Plan zu einem FundamentalStatute mitgetheilt, nad 
welchem diefer Aufſaz größtentheils ausgenrbeitet wurde. 


En in Ti Te Te 





Gedanken über die Einführung des CODE NAPO, 
LEON in den Staaten des Rheinbundes, 


f 





$. 1. 


Sou der Conzn NAroLzos in den Staaten des 
neuen deutfhen Bundes eingeführt werden? if 
eine jeßt mioderne Frage, welche diejenigen, welche der Ber: 
änderungen in unferem fchönen Deutſchland noch nicht genug 
haben, und den Code NAroLEon entiveder aus dem Sams 
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urgſchen Korrefpondenten oder wohl gar aus der Jenaiſchen 
itteratur ; Zeitung 1807. Januar: Heft kennen, —— 
ejahen. 

Jede —— des privatrechtlichen Zuſtandes eines- 
zolks iſt eine fehr wichtige Angelegenheit; jeder Staatsbür— 
er ift dabei in feinen beiligften Verhältniſſen lebhaft intereis 
rt; ſeine Stimme muß dem Regenten — warum wollen 
te unfere Fürſten nicht fo, fondern lieber Souveraine nens 
en? — hierim wichtig feyn *), Friederich dev. Einzige 
ammelte über fein Geſetzbuch die Stimmen aller Nationen — 
nd jede vafıhe, mit Webergehung der Stimme der Nation 
ekretirte Veränderung des privatrechtlichen Zuftandes hat, 
zach dem Zeugniffe der —— ſelten einen giückuen 
Erfolg. 

Wenn ich hier einige Bruchſtücke von Gedanken über 
ie Einführbarkeit des Code Naporhom in die Staaten des 
Rheinbundes vorlege; jo abftrahire ich won der Unterfuchung : 
‚6 diefes Geſetzbuch allen Bedingungen eines vollfommenen 
National: Coder entfpreche, Waterlandsfiche und Patriotigs 
nus hatte allerdings auf den franzöfifchen Rechtsgelehrten 
Einfluß, der von ihm fagte: C’est le plus bel ouvrage, 
zui soit sorti. de la main des hommes. Recht hatte er 
ınftreitig, wenn von fo manıhen, ja vielleicht von den mehr; 
ten, einzelnen: Difpofitionen die Nede iſt; allein es if 
auch bekannt, daß der Code Naroı.komw bei weiten nicht - 
alle ‚privatrechtlihen Verhältniſſe ergreift, wie fhon daraus 
hervorgeht, daß in den, von ihm nicht (egafifirten, Dogmen- 
eine Menge anderer Nechte, nämlich das römifche Recht, die 
Preovinzialvechte, und die Gewohnheitsrechte gelten. Hierin | 
fteht er im umgekehrten Verhältniffe zum allgemeinen preuß 
ſiſchen Gefeßbuch,, Der Gode Narorkom ift Prinzipalgefeks 





m 











— 
*) Vergl. Erhard über dad Recht, die Geſetze in äffentli— 
chen Schriften zu beurtheilen!Cin ber deutſchen Monatsſchrift 
1792. Seft X. S. 3— 24) 
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duch ,. der preufifche Codex aber fubfidiarifches Geſetzbuch; je: 
ner sımfaßt nur einige Verhätltniſſe, diefer aber alle Verhält: 
niffe des Privatrehis; jener iſt fiir ganz Frankreich das, 
was für jede einzelne preufifche Provinz ihr Provinzialgefeß: 
buch iſt; diefer für. die, ganze preußifche Monarchie das, was 
das: römiſche Recht fiir ganz Frankreich ift. 


9.2. an 

Die Aufnahme des Code Naror#on zu einem, in den 
Steiaten des Nheinbundes -geltenden, Geſetzbuch fann zwier 
fach ſeyn, nämlich: 

I. Die Aufnahme, vermöge deffen er für diefe Staaten 
das wird, was er für Frankreich felbft iſt, die er 
zum Prinzipalgefekbud, oder: 
| 11. Die Aufnahme zum’ ſubſidiariſchen Seſes— 
buch. 

Wenn meine Anficht diefer Angelegenheit mid nicht 
ganz trügt, fo ift weder die eine, noch die andere Art der 
Aufnahme rathfam und wilnfchenswerth. 


| $. 3. | 

I, As Prinzipalgefetz buch aus PER Grün⸗ 
den nicht: | 

1) Der Cops Narorkon iſt nur für Franfreich, mut 
Fire franzöfifche Nechtsinititute und Sitten, Gebräuche und 
‚ Gewohnheit berechnet und nur für fie mit‘ Meifterhand ent: 
worfen. Wie groß und entfiheidend ift aber auch in diefer 
Hinſicht der Unterfchied zwiſchen Deutfchland und Frankreich! 
Adel, Lehnsrecht, Zehnten, eheliche Gittergemeinfchaft, Pri— 
mogenitur, Fideikommiſſe, mehrere Servituten u. dergl. ſind 
in Frankreich eben ſo unbekannt, als in Deutſchland gewöhn⸗ 
lich und in wohlerworbene, mithin unverletzbare, Rechte 
verwebt; dag ganze Eherecht beruhet überdem, beſonders in 
dem proteſtantiſchen Staaten des Rheinbundes auf einer 
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Grundlage, die von der des Code NaroLkor fehr abweicht: 
Die Einführung des leßtern als Prinzipalgefegbuch muß dar 
her entweder ‚alle diefe Einrichtungen aufheben , oder nıuß 
nur fo weit, gefchehen, als jene und mehrere andere. eigens 
thümliche deutjche Inſtitute nicht entgegenftchen. | 
Erfteres kann, wie ich glaube, mit Beibehaltung der 


Gerechtigkeit nicht geſchehen; letzteres würde aber theils die 


‚Hälfte der Diſpoſitionen des Code NaroLzon von der Auf⸗ 
nahme ausſchließen, theils über die Frage: weiche Vorſchrif⸗ 
ten find rezipirt? eine, ſich ſtets wieder füllende, Quielle 
theorethiſcher und gerichtlicher Streitigkeiten in jedem einzel 
nen Lande begriinden, und theils endlich den hohen Zufam: 
menhang und die innere Cohärenz des: Code Narouon 


- trennen. > 


2) Eine ſolche Einführung würde überdem nicht am 
ders, als mit Aufhebung aller bisherigen Territorialgeſetz-⸗ 
buücher, Ordnungen und Geſetze gefchehen fönnen, und mit 
Hecht trennt der Deutfche fich nicht gerne von Geſetzen, die 
er als das Reſultat der Weisheit und Vorſorge weiſer, ihm 
theurer Fürſten verehrt. Er würde bei dieſer Gattung von 
Rezeption Geſetze verlieren, die für ihn und für ſeinen dam 
zen privatrechtlichen Zuftand wohl berechnet find, und dafür 
Geſetze erhalten, die fiir ein fremdes Land ein Meiſterſtück 


der Gefeßgebungspolitif, * Deutſchland aber nur wenig 
anpaſſend ſind. 


Sch 


II. Auch als fubfidiarifhes Geſetzbuch *— die 
——— des Code NAroLkon nicht rathſam ſeyn. 
Sin diefer Hinficht iſt die Aufnahme wiederum zwiefach. 
A. Entiveder als DOREEN des FERNE 
Rechts. 
Wenn man dem Code Narorkön zu diefer Wirkung 
4a Deutſchland rezipirte; fo wiirde man ihm einen Charakter 
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beilegen, den er in Frankreich felbſt nicht hat, und zu wel: 
chem er weder berechnet noch abgefaßt if. Er wiirde alfo 
einen Wirkungsfreis erhalten, den er ſelbſt nicht anfpricht, 
und zu welchem-er nicht paßt. 

B. Als intermediär ; fubfidiarifcher Koder 
zwifchen dem Partikularrecht eines jeden Lan— 
des und dem Römiſchen Recht, dergeſtalt, daß in 
allen den, durch das Landesrecht nicht beſtimmten, Fällen 
zunächſt der Code Narouson und erſt bei feinem Schwei— 
‚gen das Römiſche Necht die Entfcheidungsnorm iſt. Hiege⸗ 
gen bemerke ich indeſſen Folgendes: 

1) Die mehrſten Artikel des Code Narorkon find 
entweder eigene, für Frankreich, die Franzofen und ihre 
Rechtsgebräuche eigenthümlich berechnete, Difpofitionen oder 
Vorſchriften des römifchen Rechts. Jene find ohnehin von’ 
der Aufnahme ausgefchieden ($. 3.), und diefe gelten ja ohne 
bin fchon bei uns und bedürfen nicht erſt einer neuer 
Form. 

2) Es würde hiedurch eine nußlofe multiplicatio en- 
tium entfiehen; wir haben ohnehin feinen Mangel an 
Rechtsquellen. Zu . 


5 
— Einführung des Code NAaroLsos in Deutſchland 
| hat überdem manche Hinderniffee Mit Necht und Wahrheit 
darf der Deutfche die Meinung hegen, daß Deutfchland und 
der Deutfihe in der privatrechtlichen Geſezgebung längft 
eine ausgezeichnet Hohe Stufe erreicht habe und fie fehr ehr 
venvoll behaupte; in feinem Reiche Europens giebt es fir 
privarrechtliche Verhältniſſe fo mweife, fo erichöpfende Geſetze, 
fo vorziigliche, zu diefem Fache, geeignete Köpfe. Preufen, 
Defterreich, Vaiern, Sachfen, Würtemberg, Wirzburg, Ban: 
den, Hannover, Heſſen⸗Kaſſel und andere Staaten mögen- 
zum Beifpiel dienen. Katharine und Alerander beriefen in 
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ihre Geſezkommiſſionen Dentfche, und Napoleon ließ zum 
Behuf der Redaktion des Code NAPoLEon das Preufifche 
Geſezbuch, welches an innerer Site und Vortreflichkeit dems 
felden "wahrlich nichts nachgiebt, ins Franzöfifche überſetzen. 
Sewiß nicht mit Unrecht würde daher der Deutfche fih un: 
gern nach ‘fremden Gefeßen in feinen privatrechtlichen Ver: 
hättniffen benrtheilt fehen. Er würde dies um fo ungerner 
fehen, als nicht allen Deutſchen die Sprache, worinn fie 
abgefaßt find, geläufig ift. Weberdem würde das Studium 
des Nechts dadurch noch mehr erfchwert und noch mehr ver: 
vielfacht werden. Denn die Neception des Code Naro- 
LEon wiirde das Studium des deutfchen Privatrcchts, 
durcch das des Code NaroLkon, feine Nachträge, Verbeſſe— 
rungen und Erläuterungen nur multipliciren, ohne ihm das 
des Römiſchen Rechts abzunehmen, indem lezteres auch in 
Frankreich nach wie vor Gegenftand des Rechtsſtudiums ift. 
On ne saura jamais le nouveau Code civil, fagte be 
fanntlich der Staatsrath Portalis, si on n’etudie, que 
ce code. Wir müßten alfo, wenn der Code NaroLkon 
eingeführt würde, provinzial: franzöfifches und vömifches 
Recht fEudieren und anwenden, wodurch dem wahren Stu— 
dium des klaſſiſchen Römiſchen Rechts nur noch mehr Abs 
bruch geſchehen, alſo dag ächte Rechtsſtudium noch mehr lei⸗ 
den würde. 
Ich würde daher nie zur formellen Aufnahme des 

Code Naroıkon flimmen. Die Verbefferung des Privat; 
rechts eines jeden Staats Fann ungleich zweckmäßiger auf 
‚dem Wege der Territorialgefeggebung geichehen, und in die; 
felbe können ja diejenigen Sanktionen deg Code NaroLkon 
aufgenommen werden, welche auf jedes Land befonders an: 
wendbar find, und ſich vorzüglich auszeichnen. | 

B—r _ C. v. K. — 3. 
im Auguſt 1807. 
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Weitere Nachrichten vom Unterhalt des geſamten 


Perſonals des ehemaligen Kaiferlihen Reiche: 
Kammeegerichts. 





T unferm festen Hefte fagten wir bereits, daß Se. Hoheit 
der Fürft Primas vom Kammerrichter, Präfidenten und A 
fefforen des vormaligen Kaiferlihen und Neichstammerges 
richts gutächtlihe und ausführbare Vorſchläge iiber den fers 
neren proviforifchen Unterhalt der Neichstammergerichtsad: 
‚ vofaten und Profuratoren zu verlangen geruht, auch des 
. falls fhon am 8. Mai I. 3. das” verlangte Gutachten abge 
ftattet worden fey. Wie wir aus verläfigen Quellen in 
Erfahrung gebracht, gieng das Antwortfchteiben und reſpek— 
tive Gutachten von Kammerrichter, Prafidenten und Aſſeſſo— 
ven unter Anführung der vorhandenen Kaffen und ihres 
Beſtandes mit auf den Antrag, welchen ſelbſt die Prokura— 
toren und Advokaten in ihrer lezten Druckſchrift unter dem 
Titel: Prüfung des Nachtrags $. 21. dargelegt, nämlich: 
"aus freiwilligen Beiträgen eine eigene Kaffe zu ihrer provi— 
ſoriſchen Unterſtützung zu errichten. # )— 

Da nach aufgelößter deutfcher Neichsverfaffung über die 
aus den Beiträgen fümtlicher deutſcher Reichsſtände entſtan— 
denen und vorhandenen Kaffen nur die Sefamtheit des aufge: 
lößten Staatskörpers rechtliche Verfügungen zu treffen, als 
ermächtigt: angefehen werden mag, folglich Kammerrichter , 
Präfidenten und Affefforen nicht befugt erfiheinen, jemanden, 
der von der Geſamtheit nicht auf die Kaffe nach feinem 
Dienftvertrage angewiefen tft, auf den Erat anz und aufzu 
Fristen — ——— — hie 

H ©, Heft 8. ©. 329. 


— — — —— — 
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Achmen, ihr oangee Geſchäft vielmehr in Hinſicht auf die 
verſchiedenen Kaſſen nur auf die richtige Einziehung der 
Beiträge und Intereſſen ſich beſchränkt; ſo iſt wohl dieſes 
Gutachten der Lage der Sachen vollklommen gemäß und ent⸗ 
ſprechend. 

Aus dem achten Hefte S. 283 iſt nun bekannt, daß 
Se. Hoheit, der fir den Unterhalt des Geſamtperſonals des 
vormaligen Neichstammergetichts mit fo vieler Wärme for: 
gende Fürſt Primas, nebft den Depofitengeidern und dem 
Armenſäackel and) die Zinfen von den ausfteheriden Kapitalien 
der Suſtentationskaſſe vom laufenden Jahre an zur Pens 
fionstaffe für die unbeſoldeten Kameralen zu beſtimmen ges 
ruht haben. Höchſtdieſelben verlangten desfälld von Kam: 
merrichter, Präfidenten und Affefforen die Verabfolgung be: 
fagtee Gelder und Kaſſen an den dazu bevollmächtigten 
Kommiſſarius, Stadtdirefter von Mulzer. 
Boll des Zutrauens auf die von Sr. Hoheit fo oft und 
ſo laut gegebenen Zuſagen und Verſicherungen, daß die auf 
fire Gehalte angewiefenen Reichskammergerichts- Mitglieder 
nicht das mindeſte von ihren vollen Gehalten verlieren ſol⸗ 
fen, entſtand das noch vorhandene Richterperſonal nicht, dem 
wohirhätigen Zwecke Sr: Hoheit vollfommen zu entfprechen 
und machte hievon bei Allerhöchſt und höchften ehemaligen 
Ständen des Reichs in verfchiedenen Schreiben bei fih ve 
gebenen Gelegenheiten hievon die Anzeige; Hierauf erfolgte | 
von Seiten Sr, Durchlaucht, des fo gerechten Herzogs von 
Naſſau, durch Höchſtihro vortrefliches Minifterium Act. 
Wiesbaden 31. Julius tl. Ic die unter Ziffer 1. abgedruckte 
Antwort. Die eines gerechten Ind. eines deutſchen Fürſten 
fo würdige Erklärung des, Fürſten won Hohenzollern: Sig— 
maringen vom nämlichen Tage laſſen wir unter Ziffer a. 
abdrucken, und find verfichert, daß das Publikum ſolche mit 
Vergnügen leſen wird. 
Beim Abdrucke Zeilen erfahron wir fo eben aub 

d1. 
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einer zuverläßigen Quelle, wie ber erhabene, gerechte unb 
von allen feinen Staatsdienern hochverehrte Erzherzog und 
Grosherzog von Würzburg feine am 31. Dftober v. J. an 
die Mitglieder des vormaligen Kaiſerlichen und Reichskam⸗ 
mergerichts troftwoll gegebene Zuficherung, deren wir in uns 
ferm dritten Hefte ©. 443 gedacht, wiederholt und durch 
Höchſtihren würdigen Staatsminifter, Grafen von Wolken⸗ 
ftein, in einem unterm 18. Auguft erlaffenen gnädigften 
Schreiben abermals feierlichft erflären ließen, wie Se. Kaif. 
Königl. Hoheit wegen einem von des Herrn Fürſten Pris 
mas Hoheit hervorgegangenen Suftentationsplan Sich mit 
Höchfidenfelden im Beifte befasten Schreibens benchmen 
würden. Wir werden nicht verfehlen, feiner Zeit diefe Erklas 
rung, im Falle wir fie ihrem ganzen Inhalte nach erhaften 
follten, dem Publitum auch vorzulegen. 

Wir zeigen bei diefer Gelegenheit zugleich an, daß © 
Hoheit der Fürft Primas. den Herrn Kammergerichtsafiett 
von Gruben zum wirklichen geheimen Staatsrathe ernannt 
haben, diefer auch die Stelle bereits zu Negensburg ange 
treten hat. Dagegen wird der Herr Kammergerichtsaſſeſſor 
von Kampz, deffen wir fchon in diefer Zeitfchrife gedachten, 
nun nicht nach Stuttgardt gehen, fondern, wie es heißt, in 
königl. preußifche Dienfte treten. 

Was inzwifchen an Kammerzielern zur Suſtentations⸗ 
kaſſe ſeit unſerer lezten Anzeige im achten Hefte ———— 
iſt, finder der Leſer unter Ziffer 3 j — 





Beilagen 
Ziffer u 
Hohgeborner Graf ꝛc. ꝛc. 


Ew. Exzellenz und Hochwohlgebornen verſäumen wir 
nicht, auf das an Se. Herzoglichen Durchlaucht erlaſſene 
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Schreiben zu eröffnen, daß KHöchftdiefelben zwar den Vor 
ſchlägen des Herrn Fürſten Primas auf die zur Suſtenta—⸗ 
tion der Reichskammergerichtlichen Individuen vorhandenen 
Fonds fowoht den wirklich befoldeten‘ als unbefoldeten Reiche; 
dienern ihren Unterhalt anzumeifen, beigetreten ſeyen; jedoch 
in der Unterftellung, daß diefes Em. . . nicht nachtheilig 
feyn werde. Webrigens haben Ihro Herzogliche Durchlaucht 
ſchon fogleih nach den neueften Veränderungen in, Deutfchs 
land den betreffenden Kaffabehörden die nöthige Weifung er: 
theilt, die KRammerzieler nach wie vor fort zu entrichten. 
Womit wir unter — Wohlempfehlung ante 
verbleiben. 


y 


Em... 
. Dienftwillige zum Herpogich Naſ⸗ 
ſauiſchen Miniſterio verordnete 
Miniſter 
Fr. Marſchaldl. 
— Ziffer m 


Da ich nicht ermangelt Habe, mährend dem Laufe des 
Kriegs die. Rammerzieler nach Möglichkeit abführen zu laſ⸗ 
fen; fd werden Ew. . . . meine Wilfährigkeit hieraus zu 
entnehmen belieben, bei wiederkehrendem Frieden zu allem 
demjenigen beizuftimmen und mitzuwirken, was die Suften: 
tation der um die Juſtizverwaltung in Deurfchland verdien⸗ 
ten KRammergetichtöindividuen zu fichern vermag. 

Indem ich es mir zum Vergnügen made, Ew. - . bei 
den gegenwärtigen Ausſichten dtefe meine Gefinnungen zu er; 
öffnen, fd verbinde. ich noch die Verfiherung damit, daß ich 
mit vieler Hochſchätzung ſtets beharre. 

Ew...— 
Freund⸗ und dienſtwilliger 
Anton Fürſt zu Hohenzollern: 
Sigmaringen. 
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Ziffer 3 


Verzeichnis der feit dem 29. Junius 1807 zur Suſten⸗ 


tationskaſſe eingegangenen Gelder. 


6. Sul. König von Sachſen wegen Manns; 





Thaler Kreuzer 





fd : .2  . 5:35 9 
7. — Zinfen von Vethmanniſchen Obliga⸗ 
tionen . ae —— 28 5 
9. — Aremberg wegen Recklinghauſen 1651 12 
eod. — Idem wegen Meppen.. 1835 82% 
eod.— Idem pjegen Dülmen . .,„ gı 82% 
12. — Die Cöolmifchen halbjährigen Syn: 
| terefien » R f ; 29ı 60 
20. — Kaunitz wegen Rietberg 176 55 
02, — Baiern wegen Neuburg, Kaiſers— 
- heim, Nördlingen, Bopfingen, 
Donauwörth .. - + 555 8 
02, — Sachſen⸗Eiſenach wegen Fiſchberg 1684 
21. Aug. König von Sachſen wegen der al; | 
ten Kurlande | ee 191 3% 

eod.— Idem wegen Querfurt . 5a 54 
eod. — Idem wegen Barby . + 6 57% 
Zufammen 5795 : 7 — 


u u u 


! 


— 
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6. 
Berficherungs : Urkunde über die fernere Dauer 


(andftändifcher Verfaſſung in den Landen des 
Herzogs zu Sachſen-Koburg-Hildburghauſen. 


! 





Bon Gottes Gnaden Friedrich Herzos zu 
Sachſen uf. w. | 


Vene, Liebe, — Es iſt uns mehrmalen hinterbracht 
vorden, daß das Gerücht gehe, als hätten Wir die Abſicht, 
Infere getreue Landſchaft aufzulöſen. Bei der Reinheit Un⸗ 
erer Abſichten, bei der von Uns erprobten Anhänglichkeit 
Uunſerer getreuen Landſchaft an Uns und Unſer fürſtliches 
Haus‘, bei der innigen Meberzeugung , daß das Wohl des 
Fürften aufs engfte mit dem Wohle des Landes verknüpft 
ft, konnten Wir nie die Verdienfte verkennen, die ſich Un— 
eve getreue Landfihaft oft unter den fihmierigften Zeitläuften 
am Uns, Unfer fitrftliches Haus und Land erworben hat, 
ınd es mußte Uns diefes Geriicht um fo unangenehmer und 
chmerzlicher ſeyn, da Wir weit entfernt, Unſere getreue 
?andfchaft auflöfen zu wollen, auch jeßt nach erlangten voller 
Sonverainität keinen angelegentlihern Wunſch haben, als 
das Wohl Ynferer getrenen Unterthanen nad allen Unferen 
Kräften zu befördern, und durch Euch Unfer theuerftes Sins 
ereſſe mit dem ihrigen aufs engfte-zu verbinden, 

Wir werden nun zwar gegen die Urheber und Verbreis 
ter diefes verläumderifihen Gerüchts, wenn ſie entdeckt wer⸗ 
den ſollten, mit der ſtrengſten Ahndung vorgehen; um aber 
die möglich- nachtheiligen Folgen deſſelben, ſo weit es in 
Unſern Kräften ſteht, abzuwenden, finden Wir für nöthig, 
Euch Unſere landesväterlichen Geſinnungen beſonders mit 
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ber ausdrücklichen Verfiherung zu eröffnen, daß es nie Uns | 
ſere Abſicht war, Unſere getreue Landſchaft und die landftans 
difche Verfaſſung in Unfern fürftlichen Landen aufzulöjen, 
und daß, wenn in der Folge vielleicht einzelne Abänderungen 
in dem Gefchäftsgange oder Rechnungsweſen nothwendig ers 
fheinen ſollten, diefe nur nach der forgfältigften Prüfung 
und nad) Vernehmung Eures gutächtlichen Berichte mit aller 
der Ueberlegung verfügt werden follen, die der Wichtigkeit 
des Gegenſtandes angemeffen ift. 

Wir glauben, durch diefe Unſere Erklärung, Euch über 
ben Ungrund des verläumbderifchen Gerüchts hinfänglich be 
ruhiget und von Unſerer landesfürſtlichen Huld, Gnade 
und dem Vertrauen, welches Wir in Euch ſetzen, hinläng— 
lich überzeugt zu haben, und begehren respective gnädigſt, 
She wolle zu völliger Widerlegung dieſes Gerichts dieſe 
Unfere Erklärung und Euch ertheilte Verſicherung in öffen 
lichen Blättern zur Kenntniß Unſerer getreuen Unterthanen 
und des Publikums bringen. 

Hildburghauſen den 5. Auguſt — 


Fpiedrich, Herzog zu Sachfen, 
Freih. von-Richtenftein. 





In unfern Tagen, wo fo vieles von ber Zweckloſigkeit, 
ja Schädlichkeit landſtändiſcher Verfaffung von Hofpubliziſten 
den Souverains gejagt, und von fo vielen laut gepredigt 
wird, ift ein folches fürſtliches Wort niche nur rühmlich für 
» die Stande des Landes, fiir welches es gefage wurde; fon 
dern auch ein rechtes Wort zu feiner Zeit gefprochen fiir ans 
dere Lande. Heil dem um die Bffentlihe Meinung fo be 
fümmerten Fürften und feinem Minifterium !! 


. } —* 


=— nn — — 
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Vertrag swifchen dem Großherzoge von Heflen und 
dem Fürften zu Naſſau-Weilburg verfchiedene 
gitterfchaftfiche Befigungen betreffend. 


f 


J. Gemäßheit des adten Artikels der rheiniſchen Bundes⸗ 
akte wurde zwiſchen dem Bevollmächtigten des Herrn Groß—⸗ 
herzogs von Heſſen K. H., dem Herrn Regierungsrathe 
Freiherrn du Thil, und dem Bevollmächtigten des Herrn 
Fürſten von Naſſau-Weilburg, dem Herrn Geheimenrathe 
von Gagern, wegen der zwiſchen beiden Staaten liegens 
den ritterfchaftlichen Beſitzungen bereits am Zoten Auguft 
1806 ein Wertung ahgefchloffen , von welchem wir hier einen 
getreuen Auszug. liefern, | 

1) Der Ort Dornaffenheim *) wird dem firftlichen 
Haufe Naffau zugeſichert ‚ um Beſtandtheil des Amtes Reis 
chelsheim **) zu werben, | 
2) Großherzoglich Heſſiſcher Seits wird das fürſtl. 
Naſſauiſche dominium directum über die Lehenherrſchaften 
zu Steinfurt, dem ritterſchaftlichen Orte, womit die Frei⸗ 
herrliche Familie von Löw vom Hauſe Naſſau belehnt war, 
ohne Einwand anerkannt und nun die dermalige und künfti— 
ge Souverainität davon ausgenommen —5). ' 








— 


*) Diefer ritteufchaftlihe Ort ſteht nicht bei Büfhing. Man findet ihn 
aber auf der Binagiſchen Karte bei Neichelsheim. Er gränze mit Staden 
und dem Solms; Nödelheimifhen, die beide zur Großherzoglih Heffifhen 
Souverainität. gehören, Der Drt hat übrigend Rı Haufer und‘ 365 Eins 
wohner, 

“r) Steichelsheim, ein Fleden von ıs5 Käufern und 729 Einwohnern, 
liegt eine Meile öftli von Friedberg, Es machte vorhin für ich ein fürſt⸗ 
lich Naffaus Weilburgifhes Amt aus. 

*) Steinfurt liegt zwiſchen Friedberg und Butzbach gegen Müngenbers 
in, ganı vom Großherzoglich Heſſiſchen umgeben. 
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5) Großherzoglich Heſſiſcher Seits wird allen Hoheits— 
anſprüchen auf die gräflich Baſſenheimiſchen ritterſchaftlichen 
Beſitzungen, die "durch die fErittige Markwaldung von dei 
Amte Homburg getrennt werden, entſagt. Die zwiſtige Frage 
wegen der Hoheit oder Souverainität über diefe Marf, Hleibt 
‚in suspenso, 

4) Dagegen wird fürſtl. Naffauifcher Seits den Ho: 
heitsaniprüchen auf alle andere vitterfchaftliche Orte in der 
Wetterau , ‚namentlich auf die vier Orte der Ganerbfihaft 
Staden, auf Beienheim, Mehlbach und Steinfurt *) ent: 
fagt, und werden diefe Rechte an das Großherzoglich Heß 
ſiſche Haus abgetreten. 

5) Zur Anlegung einer Landſtraße verlangt man Groß— 
herzoglich Heſſiſcher Seits die künftige Ceſſion der äußerſten 
Spitze des Amts Hohenſolms, worin der Ort Mudersbach 
enthalten iſt: Naſſauiſcher Seits noch unbekannt mit dieſen 
Verhältniſſen, ſichert man dieſe Abtretung gegen ein volfan 
diges an die fibrigen Naffauifchen Beſitzungen angränzendes 
Aequivafent zu, in fo fern jener Abtretung ein‘ bedeutender 
noch ignorirter Anftand entgegen ſteht. | 

6) Großherzoglich Hefifiher Seits übernimmt man, das 
Anerfenntnif des erften Artikels von Seiten des Jenburgi⸗ 
ſchen Hauſes zu erwirken *9. 








— — 


*, Bon der Ganerbſchaft Staden ſ. Heft 4. ©. 132.; Beienheim und 
Mehlbach liegen von Friedberg nordoftlich und gränzen mit dem Naſſauiſchen 
Amte Reichelsheim. 

**) Der Fürft von Iſenburg hat Durch den Vertrag von 24. November 
1806 aller Konkurrensanfprüchen auf die ritterſchaftlichen Orte in der Wetterau 


entſagt. ©. Heft 4. ©. 123. 
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Unordnung der obervormundfchaftlihen Behörde 
über Familien vormaliger ara ce im —— 
herzogthum Heſſen. 





Ns der Fürſt von, Solmg:Lich geftorben war, bat die per 
‚estamentum zur alleinigen Vormünderin beftellte Frau 
Wittib um großherzogliche Beftätigung. Dieß gab Veranlaß— 
ung, dafs das grofiherzoglich Heſſiſche Oberappellationsgericht 
‚u Darmſtadt zur obervormundfchaftlichen Behörde der ftan- 
yesherrlichen Familien angeordnet wurde. Weil indeffen dag 
Staatsverhältniß, in welches die mediatifirten Reichsſtände 
jegen den Souverain eingetreten, bei der Vormundſchafts— 
beftellung auch noch Rückſichten mit fich führt, die micht 
Wohl zur vichterlichen Kenntniß und Beurtheilung geeignet 
find; fo iſt dem Dberappellationsgericht zur Obliegenheit ge— 
macht, über die Perfonen , welhe zur VBormundichaft aus: 
rfehen worden, jedesmal an das geheime Minijterium a 
berichten, und hiernächſt die allerhöchfte Entſchließung abs 

warten. ‚Und da die nämlichen: Rückſichten es erheiic en, 
das ftandesherrliche, Bormundfchaftswefen in nähere landes— 
herrliche Dberauffiht zu nehmen; fo iſt zu dieſem Ende dem 
Dberappellationsgerichte die weitere Pflicht auferlegt worden, 
über den Zuſtand dieſes Vormundſchaftsweſens jährlich Be— 
richt zu erftatten, | 

‚Die Normen betreffend, nad) welchen dag obervormund— 

ſchaftliche Amt zu verwalten iſt; ſollen diejenigen, weſche 
vorhin bei den Reichsgerichten Statt gefunden, nur tn ſo 
fern beibehalten werden, als fie mit. den in den großherzog— 
lich Heſſiſchen Staaten geltenden gejeßlihen Beftimmungen 
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und den, von ben vormaligen Reichsſtändiſchen ganz ver: 
fhiedenen, neuen Verhältniffen der Standesherren überein; 
kommen. Wenn demnach bei dergleichen Bormundfcaften die 
fonft ordnungsmäßige jährliche Stellung der Rechnung 
nicht wohl verlangt werden kann ; fo ift doch der ſtandes⸗ 
herrliche Vormund fir verbunden zu erachten, der Obervor⸗ 
mundfihaft auf jedesmaliges Erfordern, Rechnung abzulegen, 

Denn diefe hat ihre Amtspflicht nicht darauf zu befchränfen, 
. wenn es wegen übler Vormundſchaft zur gerichtlichen Klage 
kommt; ſondern fie hat ihre Aufficht auf die Führung der 

Vormundſchaft auf ſonſt geeignete Weiſe eintreten zu laſſen, 
und nach Befinden der Umſtände das Erforderliche zu ver⸗ 
fügen. 

Der Großherzog beſtätigte übrigens die Frau Vormün⸗ 
derin in einem Kabinetsſchreiben, und ließ die Konfirma⸗ 
tionsurkunde in ſolenner Form durch das — — 
gericht ausfertigen. 





40. 


Berichtigung einiger Ausdrücke in den im achten 
Hefte mitgetheilten ſtatiſtiſchen Nachrichten vom 
großherzoglich Heſſiſchen Oberfürſtenthum Heſ— 
ſen. 


— 


——————— 


ST, den im achten Schi S. 237. mitgetheilten ftatiftifchen 
Nachrichten famen einige Su vor, welche ich hier — 
tigen will. TR} 


das landgräflich Heſſen / Homburgiſche Amt Homburg, - Bei 
den Beſitzungen der Grafen Stolberg muß es heißen! 
Stollberg⸗Gedernſcher Antheil. Dieſen beſitzt der 
Straf. von Stollberg «Wernigerode, und Ortenbergiſ her 
Antheil zdieſen beſitzt der Graf von. Stollberg Roßlai 
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Homburg Hat nie eine Landarafihaft geheißen; Tondern 


Bei’ Solms Wildenfels muß geſagt werden, wegen Engelr - 


that, denn die eigentlichen. Wildenfelfifchen. Befigungen tier 


gen in Sachſen. Die Burg Friedberg wird —— mit 
der Herrſchaft Ilbenſtadt kombinirt. Das Dorf Ilbenſtadt 


gehört zwar zur Friedbergiſchen Grafſchaft Kaichen; allein 


„die daran ftoßende Heine Herrſchaft, vormalige Abtei, Sit 
benſtadt, gehört’vermiöge.des letzten Deputationsſchluſſes dem 
Grafen von Leiningen⸗Weſterburg. 

Die angegebene Seelenzahl der neu mediatiſirten * 
mag im Allgerheinen richtig foyn ; aber einige einzelne data 


* 


find unrichtig. Sm: Ganzen wird men hier nicht eher etwas | 


ganz verläßiges ſagen Fünnen , bis im fünftigen Jahre die 
Seelenzahl mittelſt der im — ——— one 
. Tabellen wird aufgenommen feyn, | 





zu s * . ” . — 


o 


Nachtrag und Bemerfungen su der Heft 8, ©. 295, | 


mitgetheilten Nachricht, was bisher in den groß; 
herzoglich Heffifchen neuen i Souderaimitätelanden 
geſchehen 





Se 8. Heft S. 295, ſteht unter Nr. 4.1 » Beiträge zu 
den Kriegslaften der an die Militairſtraße ftoßenden und 
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» betroffenen altzgroßherzoglichen ‚Orte find gefordeit.x \ 
ber. Allgemeinheit, womit diejes gejagt wird, sollte m 
slanben, auch die neuen Lande am linken Mainufer, wii 
zur Provinz Startenburg gehören, mitten ebenfalls bein 
gen. Dos ift aber der Fall nicht. Was aber. die Ku 
ſache ift; fo zieht die, Militairſtraße nicht blog durd ı 
großherzogliche Drte , fondern auch durch einen Theil? 
neuen Lande, namlich das Burg Friedbergiſche, Ganertiä: 
fiche, mittelrheintſch Ritterſchaftliche und den Ort Kam 
heim. Jene Beiträge werden alſo : nicht ‚blos zur auge'« 
fichen Unterftiigung der alten großherzoglichen Orte, Ion 
auch eines Theils der neuen eimgefordert. Am Ende mi 
wie ſchon im ten Hefte S. 176. richtig angeführt wur 
alles auf: das ganze Pand repartirt. Man kann dieie Anfıl 
wodei fich die großherzoglichen Lande bei. dem gräiten Du 
noch fo ziemlich erhalten haben ‚ mit einer Yrandalktır 
anftaft vergleichen. © Obne Diele Einrichtung winden Gi 
mit 4 Dörfern.und Friedberg mit 4 Dörfern, die je ir 
De; mbers 1906. über 150000 Mann zu ——— 
längſt leer Keen J 


— —— ⏑ tt" »r 


51, 
Ratifizirter Staatsvertrag zwiſchen Oak un 
Bürzıng. be 








’ 


S. tönigl. Hoheit der Grosherzog von Baden auf ei 
— dann Se, kaiſerl. königl. Hoheit der Erzherzog Groeht 
—— — 











H Im nächſten ‚Hefte liefern wir auch die Würzburger Verträge mit DI 
und Sachſen⸗Koburg⸗Hildburghauſen. AM. 


\ 
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j09 von Würzburg auf der andern Seite, wechſelſeitig von 
dem Wunſche ausgehend, die Höchſtihnen durch den Art. 25. 
der Bundesakte zuſtehende Theilung der zwiſchen den beiden 
Staaten iuterponirten ritterſchaftlichen Beſitzungen, ſo wie 
auch einige nöthig gewordene Gränzpuriſikationen in dent 
Wege dev gütlichen Husgleihung zu beendigen, haben, und 
zwar: er ‘ 
Se. königl. Hoheit der Grosherzog von Baden Ihren 
Hofrath von Manger; | 
Sekaiſerl. Könige. Hohelt der Erzherzog Grosherzog 
von Würzburg Aber Ihren Kämmerer und Landesdirektions⸗ 
rath Freiheren von Zuthein, zu dieſem Geſchäfte zu bevolk: 
mächtigen gerußet, von welchen unter dem heutigen mit 
Ratiftkationsvorbehalt folgender Vertrag verabredet wor⸗ 
1) Se. königl. Hoheit der’ Srosherzog von Baden 
verzichten auf Ihre Mediatifirungsaniprüche auf die rifter; 
fihaftlichen Beſitzungen im Ochfenfurter Gau ſowohl als auf 
die Nitterorte Steinbach, Werttingen, Stadelhofen und Ur— 
fpringen, und treten alle diejenigen Anfprüche,. die Höchſt 
denſelben aus. dem 25. Art, der Bundesakte zuſtehen mögen, 
ohne Ausnahme an Se. kaiſerl. königl. Hoheit den Erzher⸗ 
zog Grosherzog von Würzburg ab. ) 














— 


— Die verſchiedenen ritterſchaftlichen Orte im Ochſenfurter Gau ziehen 
ſich zwiſchen den würzburgiſchen Landgerichten Röttingen und Würzburg jen— 
ſeit des Mains an das fürſtlich Solmiſche Amt Grünsfeld hin, welches unter 
badiſcher Souverainität ſteht. 

Steinbach, Dorf von 37 Käufern und 197 Eigwohnern, gehört Kaſteli 
ind Amt Remlingen. Kaſtell bebanptet es ſey Reichsſtändiſch nicht Ritters 
ſchaftlich. Es gränzt an das Wertheimifche und zwar an Wenfheim. Vielleicht 
aber ıft anch nicht dieſes Steinbach, fondern jenes, melches etwa eine Stunde 
von Lohr, aber auf der rechten Mainfeite, liegt. Dieſes gehört der Familie 
Hutten zum Stolgenberge. Wertingen gehört Wolfskehl, und liegt eine 
Eeine Stunde dftlih von Remlingen. Stadelhofen; unter diefem Namen 
finder man weder in Bundſchuh's Lexikon von Franken, noch in feinem Ber: 

jeichniſſe der Ritterſchaften einen ritterfbaftlihen Dre. Auf der fhönen Han: 


% 
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2) Des Grosherzogs von. Baden kbaigl. Hoheit über⸗ 
laſſen ebenfalls an Se. kaiſerl. königl. Hoheit den Erzherzog 
Grosherzog von Würzburg die durch. den Artikel 24. det 
genannten Bundesakte erhaltene Souverainität über den 
fürſtl. Lömenfteinifchen Antheil an dem Orte Remlingen 
famt Dependenzen , beffen Freihof zu Altereheim, und den 
fürſtl. Leiningifhen Hof Maiſenbach. *) | 

5) Se. kaiſerl. konigl. Hoheit der Erzherzog Grosher— 
zog von Würzburg begeben ſich dagegen Ihrer Mediatifis 
rungsrechte über die Ritterorte, Höfe und Beſitzungen Mefr 
ſelhauſen, Hofſtadt, Mörſtadt, Edelfingen, Ober⸗ und Unter⸗ 
balbach und überlaſſen ſolche ausſchlüßig der Souverainität 
Sr. königl. Hoheit des Grosherzogs von Baden. **) 

4) Se. kaiſerl. königl. Hoheit der Erzherzog Grosher; 
g0g von Würzburg treten St. königl. Hoheit. dem Gtosher, 


— — — it nen — — — —— ———— — — —— 


merſchen Karte vom Laufe der Tauber finder man ein Madelhofen eine Stunde 
von Hettingen füdöftlich, im Umfange des Lahdgerihts Homburg. Vermuth⸗ 
lich iſt es das Stadelhofen, welches nad der Binaifchen Karte zwiſchen Steinz 
bach und Urfpringen liegt. Hrfprinaen, ein Pfarrdorf von 90 Häufern und 
574 Seelen, gehört Kaſtel ins Ant Remlingen. Wegen der Stener hatte das 
Gräfihe Hans Anftände; und mußte diefelbe quoad summariissimum 
‚reservato petitorio an die Nitterfchaft zahlen. Kaſtel bat die reichsſtän⸗ 
diſche Eigenfhaft diefes Dres felbft bei dem Reichsſstage verfochten. Uebrigens 
muß hierüber der im folgenden Hefte abzudruckende Vertrag zwiſchen Baiern 
und Würzburg deshalb noch nachgeſehen melden. W. 


2) Remlingen gehöre bekanntlich theils Kaſtell, kheils edwenſtein. Nach 
der Pariſer Akte erkennt der Kaſtellſche Antheil die Baieriſche und der köwen⸗ 


ſteiniſche die Badiſche Souverainität. Ober- und Unter⸗Altertheim find Sas 


ſtelliſch und liegen bei dem obenerwähnten Steinbach. Der Feiningifche vorhin 
Kurmainziſche Hof Maiſenbach gehörte zum Amte Biſchofsheim, von welchem 
er aber ganz getrennt im Würzburgiſchen eingeſchloſſen iſt. 

W. 


er, Alle dieſe Ortſchaften liegen zwiſchen Königshofen, Mergentheim und 
Bürthard. Die drei erften find auch auf der. vorhin angeführten Hammerſchen 

. Karte ald ritterfchaftlich angedeuter, die der leztern aber als deutſchherriſch. 
Sie hatten uber verſchiedene Herrſchaften und fanden in ritterſchaftlichem nexw 
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zoge von Baden die Souverainicät über den Marktflecken 
Gamburg und den Eulenfchierberhof, fo wie auch Ihre Hos 
heitsrechte in dem Scüpfergrunde und zwar namentlic) zu 
Rengenrieden, Unterſchupf und Sachſenflur ab. *) 

. 5) Beide höchſte Kontrahenten begeben fi ch wechfelfeitig 
aller derjenigen Rechte, welche aus der Souverainität auf 
irgend eine Art hervorgehen und damit in einer Verbindung 
ſtehen können, desgleichen verzichten diefelben 

6) Auf die Lehensrechte umd Herrlichkeiten fowohl in 
den hier überfaffenen und ausgetaufchten Parzellen, ald auch 
in allen Ihren übrigen Beſitzungen. 

7) Alle Derfchaften und Gegenftände dieſes Theilungs: 
and Taufchvertrags werden fogleich nach deſſen Ratififation 
fibergeben, jeder Theil wird dem andern diejenigen Akten und 
Urkunden längftens innerhalb ſechs Wochen gegen Befcheinis 
gung abliefern, welche in Bezug. auf die Landeshoheit fos 
wohl, als auch auf den Lehnsverband ſich in den beiderfeitis 
gen Regiftraturen vorfinden. Soviel dahingegen den Bezug 
der Hoheitsgefälle in den wechfelfeitig zugeflandenen Orts - 
fchaften betrift, fo wird dazu ebenfalls der Tas der Ueber⸗ 
weiſung zum Anfange beſtimmt. 


8) Sämmtliche Individuen, welche aus den abgetrete⸗ 
nen Orten, entweder durch den Milizenzug oder durch Wer⸗ 
bung fih in dem Militaiv ihres. bisherigen Landesheren bar 
finden , follen in. möglichft kurzer Frift an den nunmehrigen 
Souverain zurückgegeben werden, es verfteher ſich jedoch, 





es — — — — — 


*) Gamburg, melde an der Tauber unterhalb Biſchofsheim liegt, fteht 
auf der Hammerfchen Karte als Neichsherrfchaft. Auch ift richtig, daß es wer 
der zur Ritterfchaft noch einem Fürften ſteuerte, aber auch weder zum Reiche 
und Kaifer. E& gehörte halb dem Juliushoſpitale zu Würzburg, halb dem 
Grafen Ingelheim. Die drei [egtern Drte liegen zufammen bei Schupf und 
gehören mehreckn Adelichen, und Leiningen (vorhin von Hakfeld, nachher 
Kurmainz) 
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daß die fammtlichen auf den Geworbenen verwendeten Uns 
foften wechfelieitig wieder erfeßt werden müſſen. 

9) Se. königl. Hoheit, der Grosherzog von Baden ver; 
binden ſi ch, die Beſi itzungen der Univerſität und des Julius⸗ 
hoſpitals in Gamburg wie die privilegirteſten Güter der 
grosherzogl. Badiſchen milden Stiftungen behandeln, und 
dieſelben nie härter als jene belegen, auch denſelben ihre 
Gutsgefälle frei beziehen zu laſſen, ſo wie es ſich auch von 
vbſt verſtehet, daß dieſen Stiftungen die Patrimonial-Ju⸗ 
Asdiktion ünter Tandeshoheitlicher Aufficht belaffen werden 
ol. — | | 

10) Beide Höchfte Kontrahenten kommen ferner ber: 
Än, zur gelegenen. Zeit die nach gegenwärtigem. Vertrag 
och immer vermifchten Landesgrenzen zu purifiziven, und 
wechſelſeitig fich zu ſolchen Arrangements zu verftehen, mo: 
durch die beiderfeitige Gebietsvermifchung befeitiget werde. 
| 11) Die vorbehaltene Ratifikation dieſes Vertrags, ſo 
vie die erforderlichen Ortsübergabsbefehle ſollen ungeſäumt 
eingeholt und daher in Würzburg ausgewechſelt werden. 
Alſo abgeredet, unterzeichnet umd befiegelt. 


Würzburg den ı7. Mai 1807, 
| (L. 8.) Frhr. von Manger. 
G. 8.) Fryhr. vom Zur hein. 
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